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Zum KI. Internationalen Kongreß für Strafrecht und Gefängnisweſen 
in Berlin vom 18.— 24. Auguſt 1935 


Im dritten Jahr ſeit der Machtergreifung begrüßt das junge nationalſozialiſtiſche Deutſchland den 
Internationalen Strafrechtskongreß, zu dem 40 Kulturſtaaten der ganzen Welt mehr als 600 Delegierte 
nach der Reichshauptſtadt entſenden. Inmitten der fechstägigen Kongreßverhandlungen, für die der Führer 
und Reichskanzler den Sitzungsſaal des deutſchen Reichstages zur Verfügung geſtellt hat, ſteht am 
21. Auguſt — nach Empfängen der Reichsregierung und des Reichsjuſtizminiſteriums — eine Arbeitsſitzung 
der Akademie für Deutſches Recht, in welcher der Reichsjuriſtenführer, Reichsminiſter Dr. Frank, über 
„Zwiſchenſtaatliche Strafrechtspolitik“ fprechen wird. Am Abend desſelben Tages findet ein feſtlicher Empfang 
des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten und der Akademie für Deutſches Recht in den Kroll— 
Feſtſälen ſtatt. i 

Der letzte Juternationale Strafrechtskongreß wurde im Jahre 1930 in Prag abgehalten. Diefe 
nüchterne Feſtſtellung führt den bei rückſchauender Betrachtung kaum faßlichen Aufſchwung vor Augen, 
den die deutſche Rechtsentwicklung ſeit dem Tiefſtand im Jahre 1930 genommen hat. Damals war die 
deutſche Strafrechtsreformm nach jahrzehutelangem Bemühen und parlamentarifchen Kubhandeleien glücklich 
bis zur 2. Leſung im „glorreichen“ Strafrechtsausſchuß gediehen, um durch die in dieſem Stadium wieder 
einmal — aus ſogenaunten inuerpolitiſchen Notwendigkeiten — erfolgende Auflöſung des Reichstages fabotiert 
zu werden. Heute nach kaum 2¼ Jahren nationalſozialiſtiſcher Herrſchaft: Verwirklichung der Sehnſucht 
des deutſchen Volkes nach einem wahrhaft volksverbundenen, von dem Leitſatz der Treuverpflichtung gegen: 
über der Volksgemeinſchaft beherrſchten Zivil- und Strafrecht! Die von Monat zu Monat in gründ— 
lichſter fachlicher Arbeit, an welcher der Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten hervorragend be: 
teiligt ift, zunehmende Verwirklichung des vom Reichsjuriſtenführer Dr. Frank proklamierten Grundſatzes: 
„Durch Nationalſozialismus dem deutſchen Volk das deutſche Recht!“ 

600 berufene Vertreter von 40 Staaten der Welt treffen gerade rechtzeitig in Deutſchland ein, 
um durch unbefangene Prüfung den Inhalt der am 1. Oktober d. J. in Kraft tretenden nationalſozialiſtiſchen 
Geſetzgebung auf dem Gebiete des Strafrechts und Strafprozeſſes in ſich aufzunehmen, einer Geſetzgebung, 
der in der vorliegenden Ausgabe der „Juriſtiſchen Wocheuſchrift“ zu Ehren der Kongreßteilnehmer eine 
Reihe von fachlichen Aufſätzen aus berufener Feder gewidmet iſt. 

Auch die deurſche Rechtsanwaltſchaft heißt die ausländiſchen Delegierten des XI. Internationalen Kongreſſes 
für Strafrecht und Gefängnisweſen herzlich willkommen und bittet ſie, offenen Auges und ohne Vorein— 
genommenheit alles das auf ſich wirken zu laſſen, was das junge nationalſozialiſtiſche Deutſchland unter 
feinem großen und geliebten Führer in der kurzen Zeit feit der Machtergreifung auf dem Gebiet des 
Rechts, insbefondere des Strafrechts, geſchaffen har und durch die im Fluß befindlichen Arbeiten in kürzeſter 


Gelſt weiterhin ſchaffen wird. Rechtsanwalt Dr. Raeke⸗ Hamburg, 
als Herausgeber der „Juriſtiſchen Wochenſchrift !. 
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partei und Staat im Dritten Keich 


Von Rechtsanwalt Reuß, Dozent der Verwaltungsakademie Berlin 


Die Verfaſſungswirklichkeit des Dritten Reiches iſt mit 
den juriſtiſchen Denkformen der Vergangenheit nicht zu mei⸗ 
ſtern. Dies folgt aus der „Weſensänderung der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Geſamtſtruktur des Reiches“ ), die mit der Einführung 
des Einparteiſyſtems in Deutſchland verbunden war )). 

Kaum ein anderer Gegenſtand beſtätigt fo ſehr die Rich⸗ 
tigkeit des vorangeſtellten Satzes wie das Verhältnis von Par⸗ 
tei und Staat. Es iſt der grundlegende Fehler zahlreicher 
Unterſuchungen über dieſe Kernfrage des geltenden Verfaſ⸗ 
ſungsrechts, daß ſie in ihrer begrifflichen Apparatur dem Ge 
ſtaltwandel der politiſchen Wirklichkeit nicht hinreichend Rech⸗ 
nung tragen. Das rechtliche Weſen und die verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Aufbauprinzipien des Dritten Reiches wird nur erfaſſen, 
wer darauf verzichtet, die gedanklichen Behelfe der Vergangen 
heit kritiklos auf die völlig veränderte Verfaſſungslage des 
heutigen Deutſchen Reiches anzuwenden. Begriffe ſind For- 
men des ordnenden Geiſtes, mit denen unſer Denken die 
Wirklichkeit bewältigt. Sie ſind daher an die Wirklichkeit ge— 
bunden, die ihnen als Deduktionsbaſis gedient hat. 

Die „Wandlung des Parteienſtaates zum Staat der 
Partei“ hat vor allem auch „das Weſen des Slaates als 
Begriff völlig geändert“ 3). Die Beſiunung auf dieſe We 
ſensänderung des Staatsbegriffs muß am Anfang jeder Er 
örterung des Verhältniſſes von Partei und Staat ftehen. 
Denn jeder, der ſich um die rechtliche Klarſtellung dieſes 
Verhältniſſes bemüht, muß zunächſt wiſſen, was unter der 
Größe „Staat“ zu verſtehen iſt, zu der er die Partei in Be— 
ziehung ſetzt. 

Reinhard Höhn hat wiederholt?) darauf hingewie— 
ſen, daß der germaniſche Staat „ein Syſtem von Gemein⸗ 
ſchaften, der Gemeinſchaft der Familie, der Sippe, des Stam⸗ 
mes“ geweſen iſt. Der Staat war damals mit der konkreten 
Einheit des Gemeinſchaftsſyſtems identiſch. Die Gemeinſchaf— 
ten des germaniſchen Staates bildeten ſomit die von ſeinent 
Weſen unabtrennbare Subſtanz. Daher war dem germaniſchen 
Staatsbegriff gegenüber eine Aufſpaltung nach Form und In⸗ 
halt, Gehalt und Geſtalt unmöglich: der Staat war „das Volk 
in Gemeinſchaft“ ). In ihm war die Gemeinſchaft für den Ein⸗ 
zelnen nicht ein bloßer „modus“ ſeiner Exiſtenz, ſondern „die 
ihn durchdringende Subſtanz“ 6). Darum iſt auch die in einem 
ſolchen Gemeinſchaftsſtaat vorhandene Bindung des Einzelnen 
keine Unterwerfung unter eine heteronome Macht, ſondern 
eine Bindung an die „Subſtanz feines eigenen Seins“ ). 

Im Laufe der Zeit fielen dieſe naturhaften Bindungen 
an eine konkrete Gemeinſchaft einem geſchichtlichen Zerſetzungs⸗ 
prozeß zum Opfer. Der Einzelne löſte ſich in der Haltung 
ſeines Geiſtes, feines Willens und feiner Seele aus dem Ber 
wobenſein in die Gemeinſchaft und fühlte ſich ſchließlich als 
„in ſich ruhende Einzelperſönlichkeit“ s). Er erblickte das 
Weſen der Perſönlichkeit darin, „ſich ſelbſt eigener Grund zu 
fein”). So zerfiel der Ur⸗Nomos der Gemeinſchaft und mit 
ihm der Exiſtenzgrund für eine wahrhaft legitimierte, d. h. am 
Volkstum ausgerichtete und aus ihm gerechtfertigte Herrſchaft. 


1) StSekr. Dr. Stuckart: Deutſche Verwaltung 35, 196: 
Partei und Reich. 

2) Gef. gegen die Neubildung von Parteien v. 14. Juli 1933 
(RGBl. I, 479); vgl. dazu die Erläuterungen im Text der Ab— 
handlung. l 

2) Frhr. du Prel: JW. 1934, 2291: Vom Parteienſtaat 
zum Staat der Partei. 

) Höhn, Vom Weſen der Gemeinſchaft; derſelbe, Rechts 
gemeinſchaft und Volksgemeinſchaft; derfelbe: Deutſches Recht 34, 
322: Der Staat als Rechtsbegriff. 

5) Höhn: Deutſches Recht g. a. O. S. 324. 

e) Karenz, Rechts- und Staatsphiloſophie der Gegenwart, 
2. Aufl., S. 63 unten. 

N) Larenz a. a. O. S. 165. 

s) Höhn, Rechtsgemeinſchaft und Volksgemeinſchaſt, S. 37. 

5) Höhn a. a. O. 


Mit dem Zerfall der Gemeinſchaft war zugleich der Wurzel⸗ 
boden für den ſtaatlichen Abſolutismus geſchaffen. Der ab⸗ 
ſolute Herrſcher wurzelte nicht in dem Volk, ſondern thronte 
über ihm. Er war ebenſo „eine individuelle, nur auf ſich 
ſelbſt geſtellte, von allen Bindungen gelöſte Einzelperſönlich⸗ 
keit“ 10), wie das zum Atom zerſtäubte frühere Glied einer 
Gemeinſchaft, der „Untertan“. Aus dieſer hiſtoriſchen Situa- 
tion erwuchs die Vorſtellung vom „Staat“ als dem „vom 
abſoluten Fürſten aufgebauten und ihm dienſtbaren Yppa- 
rat“ u). Der Staat war gleichbedeutend mit dem „abſoluti' 
ſtiſchen Staatsapparat“ 12). So entſtand die erſte Form des 
„inſtrumentalen Staatsbegriffs“. Der Staat war ein Be 
fehlsmechanismus in der Hand des Fürſten. Als ſolcher wurde 
er vom „ſouveränen“ Fürſten zu ihm genehmen Zwecken ein 
geſetzt. 

Dieſe inſtrumentale Staatsauffaſſung hat ihre Entſte 
hungszeit, das Zeitalter des Abſolutismus, überlebt. Denn 
auch für das liberale Bürgertum war der Staat ein „Inſtru 
ment“, nämlich ein Inſtrument der Geſellſchaft für ihre vor 
wiegend materiellen Zwecke. Die gleiche Staatsauffaſſung be 
herrſchte den Marxismus, der im Staat lediglich ein Inſtru 
ment der Kapitaliſtenklaſſe zur Niederhaltung des Proleta— 
riats erblickte. 

Seit Beginn des vorigen Jahrhunderts läuft jedoch neben 
dieſer inſtrumentalen Staatsauffaſſung eine andere Staats 
auffaſſung einher, die ſich in gewiſſem Sinne als eine Neu 
belebung der germaniſchen Staatsidee darſtellt: die Auffaß 
ſung, daß der Staat mit der Ganzheit des politiſchen Volkes 
identiſch ſei. Vor allem in der Zeit der politiſchen Romantik 
kam die Vorſtellung auf, daß „der Staat eine organiſche und 
totale Weſenheit“ 16) ſei. So erklärte Adam Miller): 
„Der Staat iſt die Totalität der menſchlichen Angelegenheiten, 
ihre Verbindung zu einem lebendigen Ganzen“. Und von 
Hegel ſtammt der allzuoft überſehene Satz: „Das geiſtige 
Judividuum, das Volk, inſofern es in ſich gegliedert, ein organ 
niſches Ganzes iſt, nennen wir Staat“ !). 

Man ſieht: ſeit mehr als hundert Jahren laufen zwe! 
Staatsbegriffe nebeneinander her, der inſtrumentale und der 
umfaſſende politiſche Staatsbegriff. Bei dieſem politiſchen 
Staatsbegriff, der an der Ganzheit des politiſchen Volkes 
ausgerichtet iſt, muß ſtets beachtet werden, daß ihm ein vol 
lig anderes Subſtrat zugrunde liegt als dem erörterten in 
ſtrumentalen Staatsbegriff, der nur auf die ſtaatliche App 
ratur, das ſtaatliche Behörden- und Amterweſen, bezogen it, 
Es handelt ſich alſo bei der politiſchen Staatsauffaſſung einer 
ſeits und der inſtrumentalen Staatsauffaſſung andererſeits 
der Sache nach nicht um wirkliche Gegenſätze, ſondern um 
begriffliche Erfaſſungen völlig verſchiedener Subftrate, Dieſe 
beiden Grundanſchauungen vom Weſen des Staates ſind uns 
bis in die Gegenwart erhalten geblieben. Es handelt ſich hei 
ihnen im Grunde um die Wahl eines einheitlichen Etiketts 
für zwei völlig verſchiedene Sachverhalte. Die genaue Kennk⸗ 
nis dieſer Tatſache iſt die Vorausſetzung für die Entwirrung 
ſo vieler Irrtümer und Mißverſtändniſſe, die noch im aller 
jüngſten Schrifttum anzutreffen ſind. Wer ſich das dargelegte 
Verhältnis der beiden Begriffe ſtets vor Augen hält, wird 
bald erkennen, wie ſehr die zahlreichen Erörterungen über den 
nationalſozialiſtiſchen Staatsbegriff darunter leiden, daß die 
angeblichen Gegner lediglich die wechſelſeitigen Ausgangs“ 


10) Höhn: Deutſches Recht a. a. O. S. 322. N 

i) Raſchhofer, NS. Haudbuch für Recht und Geſetz 
gebung, S. 100. 

2, Ra, ſchhofer a. a. O. 

in) Huber: ZStaatsW. 95, 4. 

) Adam Müller, Elemente der Staatskunſt, 1800. Aus 
gabe von Jacob Baxa, 1922, Bd. 1, S. 481; vgl. auch a. a. O. S. 187. 

Hegel, Philoſophie der Weltgeſchichte (Ausgabe Laſſon, 
3. Aufl., 1930), Bd. 1, S. 93. 
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punkte verkennen und darum aneinander vorbeireden. Es wird 
ſich zeigen, daß nur mit einer genauen Kenutnis des dargeleg⸗ 
ten Unterſchiedes eine klare Auffaſſung über das Verhältnis 
von Partei und Staat zu gewinnen ift. 

Bei der Prüfung dieſes Verhältniſſes iſt auszugehen von 
den beiden Geſetzen v. 14. Juli 1933 (RGBl. I, 479) und 
1. Dez. 1933 (RG Bl. I, 1016). Das Geſetz v. 14. Juli 
1933 richtet ſich „gegen die Neubildung von Parteien“. Es 
zieht die Folgerung aus dem vorausgegangenen Zuſammen⸗ 
bruch des Vielparteienſyſtems, der ſich in der erſten Hälfte 
des Jahres 1933 vollzogen hat. § 1 dieſes Geſetzes erklärt 
die NSDAP. zur „einzigen politiſchen Partei in Deutſch⸗ 
land“ und § 2 a. a. O. ſtellt die Aufrechterhaltung des orga- 
niſatoriſchen Zuſammenhalts einer anderen politischen Partei 
und die Neugründung einer politiſchen Partei unter Zucht⸗ 
hausſtrafe. Die vielfach zu dieſem Geſetz vertretene Auffaſſung, 
daß es den Einpartei⸗Staat in Deutſchland „geſchaffen“ habe, 
iſt unrichtig. Geſchaffen wurde der Einpartei-Staat in 
Deutſchland durch die revolutionäre Dynamik des Sieges der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung. Die NSDAP. hat oft genug 
— vor der Machtergreifung — zu erkennen gegeben, daß ſie 
keine anderen Parteien neben ſich dulden werde. Das Schid- 
ſal dieſer Parteien war alſo mit dem Sieg der NSDAP. enk⸗ 
ſchieden. Nicht nur politiſch, — auch rechtlich waren ſie in 
dieſem Zeitpunkt in ihr Liquidationsſtadium getreten. Es iſt 
daher richtig geſehen, wenn Fabricius 10) erklärt, die Ein⸗ 
heit von Partei und Staat ſei in dem Augenblick geboren 
worden, als der Reichspräſident dem Führer der NSDAp. 
das Kanzleramt und damit die Leitung des Staates anver⸗ 
traut habe; alles, was ſich in den kommenden Wochen und 
Monaten ereignet habe, ſei lediglich das allmähliche „Offen⸗ 
barwerden“ einer politiſch und rechtlich längſt vollzogenen 
Tatſache geweſen. Da die ſiegreiche Bewegung nach einem 
Wort Hitlers) „den kommenden Staat“, d. h. das Bild 
ſeiner verfaſſungsmäßigen Struktur, ſchon vor der Machter⸗ 
greifung „in ſich trug“, formte ſich das Dritte Reich bereits 
im Augenblick des Sieges der Revolution nach dem norma⸗ 
tiven Bilde, das den ſiegreichen Revolutionären vorgeſchwebt 
hatte. Das Dritte Reich war alſo de jure bereits von An- 
ang an ein Einpartei⸗Staat. Die ins Liquidationsſtadium 
eingetretenen früheren Parteien waren auch vor ihrem Ver⸗ 
ot oder ihrer Selbſtauflöſung keine verfaſſungsrechtlichen 
Faktoren mehr. Die Bedeutung des Geſetzes gegen die Neu⸗ 
ildung von Parteien wird alſo darin zu erblicken ſein, daß 
es den bereits rechtlich und tatſächlich vorhandenen Verfaſ⸗ 
zungszuſtand zur Verdeutlichung nochmals normativ befräf- 
igt und eine ſpezialiſierte Strafnorm für Zuwiderhandlungen 
gegen dieſen Verfafſungszuſtand gebracht hat. 


Auch das Geſetz v. 1. Dez. 1933 „zur Sicherung der 
Einheit von Partei und Staat“ wird in ſeiner rechtlichen Be— 
deutung oft verkannt. Dieſes Geſetz nennt die NSDAP. in 
9.1 Abſ. 2 „eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts“, be⸗ 
zeichnet fie aber zugleich als „führende und bewegende Kraft, 
des nationalſozialiſtiſchen Staates“ (8 3 Abſ. 1) und als 
„Trägerin des Staatsgedankens“ ($ 1 Abi. 1). Die Bezeich- 
nung der Partei als „Körperſchaft des öffentlichen Rechts“ 
hat zu vielfältigen Irrtümern Anlaß gegeben. Da es nämlich 
ein gemeinſames Merkmal aller bisherigen Körperſchaften des 
Öffentlichen Rechts geweſen ift, daß dieſe einer beſonderen 
Aufſicht des Staates, der ſog. „Körperſchaftsaufſicht“, unter— 
worfen waren, lag die mancherorts gezogene Folgerung nahe, 
daß fortab auch die Partei der Aufſicht des Staates unter- 
ſtellt ſei. Im allgemeinen pflegt nämlich die geſetzliche Eti- 
kettierung einer Erſcheinung des Gemeinſchaftslebens als 
„Körperſchaft des öffentlichen Rechts“ od. dgl. zu bedeuten, 

aß die für das im Etikett bezeichnete Rechtsgebilde üblicher⸗ 
weiſe maßgeblichen Beſtimmungen auch im konkreten Falle 
gültig ſein ſollen; ſtatt einer umſtändlichen Wiederholung 

Leſer Beſtimmungen wird aus Gründen der Abkürzung das 


%) Fabricius, Gef, zur Sicherung der Einheit von Par— 
bei und Staal bei Pfundtner- Neubert, Das neue Deutſche 
keichsxecht. 
7) Hitler, Mein Kampf, 11. Aufl., S. 503. 


dieſe Beſtimmungen zuſammenfaſſende Etikett verliehen. Es 
handelt ſich dabei alſo um einen Vorgang der geſetzestech⸗ 
niſchen Abbreviation. Die Anwendung dieſes Gedankengan⸗ 
ges auf den konkreten Fall, alſo die Behandlung der NS⸗ 
DAP. nach den Regeln einer Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts würde jedoch zu Ergebniſſen führen, die mit der ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Stellung der Partei im Dritten Reich in 
keiner Weiſe vereinbar wären. Die Auslegung des Geſetzes 
v. 1. Dez. 1933 geht daher jetzt nahezu einmütig dahin, daß 
die Partei nicht „irgendeine beliebige“ 8), ſondern eine öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Körperſchaft „eigener Art, etwas Neues und 
bisher noch nicht Vorhandenes“ 10), die „vornehmſte“ 20), eine 
Körperſchaft „beſonderer Art“ 21), eine „echte politiſche 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts“ 22), und zwar „die poli⸗ 
tiſche Körperſchaft“ 28), nämlich „Körperſchaft des Verfaſ⸗ 
ſungsrechts, nicht des Verwaltungsrechts“ 20) iſt. Die über⸗ 
einſtimmend gezogene praktiſche Folgerung dieſer Auffaſſung 
beſteht vor allem in der einhelligen Verneinung des ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsrechts. So ſagt RMin. Dr. Fri d2), es liege 
auf der Hand, daß die NSDAP. auch als Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts „eine beſondere Stellung“ einnehme und 
ſich nicht mit anderen „unter Aufſicht des Staates ſtehenden 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts“ vergleichen laſſe. Auch 
StSekr. Dr. Stuckart 25) erklärt, die Partei ſei „die erſte und 
einzige Körperſchaft des Staatsrechts oder richtiger der poli- 
tiſchen Grundordnung des deutſchen Volkes“; ihre Rechtsſtel⸗ 
lung beſtimme daher „nicht das Übliche der Rechtsfigur Kör⸗ 
perichaft‘, ſondern Weſen und Aufgabe der Partei ſelbſt“ ſeien 
„ausſchließlich beſtimmend für die Stellung der Partei im 
Reichsneubau“. Auch er verneint daher die Unterſtellung der 
Partei unter eine „durch die Verwaltung ausgeübte Staats⸗ 
aufſicht“. Die Partei gewährleiſte vielmehr „ihre innere Ord⸗ 
nung und Diſziplin ſelbſt“. In ähnlicher Weiſe hat ſich 
Carl Schmitt geäußert. Auch er ſagt, die Partei ſei ſeit 
dem Gef. v. 1. Dez. 1933 zwar eine Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts, aber „natürlich in anderem und höherem Grade, 
als irgendeine der vielen, unter Staatsaufſicht ſtehenden Kör⸗ 
perſchaften des öffentlichen Rechts... Die innere Organiſatiou 
und Diſziplin der ftaat- und volktragenden Partei“ jet „ihre 
eigene Sache“ 2). In dieſem oder in ähnlichem Sinne äußert 
ſich noch eine große Reihe ſonſtiger Autoren 28). Die durch⸗ 
aus herrſchende Meinung erblickt alſo in der Bezeichnung der 
NSDAP. als Körperſchaft des öffentlichen Rechts „nicht ihre 
Einordnung in das überlieferte Syſtem von Rechtsſätzen, das 
die Rechtsſtellung anderer dem Staat eingegliederter Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts beſtimmt“ “), ſondern lediglich 
die klarſtellende Hervorhebung ihres öffentlichen Charakters, 
aus dem ſich die Zugehörigkeit ihrer weſensgemäßen Betäti⸗ 
gung zum Gebiet des öffentlichen Rechts ergibt. Bei dieſer 
Lage der Dinge iſt es m. E. zutreffend, wenn Höhn) ſagt, 
daß man „mit dem Begriff der Körperſchaft die NSDAP. 
rechtlich nicht erfaſſen“ könne, daß alſo „der Begriff der Kör⸗ 

) Fabricius a. a. O., Aum. zu §1 Gef. v. 1. Dez. 1933. 

905 Neeße, Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei, 
S. 130. 

20) Fabricius a. a. O. 

21) Emig: Deutſche Verwaltungsblätter 34, 306. 

) Heckel, Berichte über die Lage und das Studium des 
öffentlichen Rechts, S. 19; hier wird die NS DAP. auch als „exiſten⸗ 
zielle Einrichtung unſeres Volkslebens“ bezeichnet. 

3) Heckel a. a. O. S. 21. 

>) Heckel a. a. O. S. 19. 

>) RMin. Dr. Frick, NS.⸗Handbuch für Recht und Geſetz⸗ 
gebung, S. 391. 

260) Dr. Stuckart a. a. O. S. 197. 

27) Carl Schmitt, Staat, Bewegung, Volk, S. 20, 22. 

28) Statt aller: Meißner⸗Kaiſenberg, Staats⸗ und 
Verwaltungsrecht im Dritten Reich, S. 31 ff., bei. S. 32: „Die 
NSDAR. iſt öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft nicht im bisherigen 
Rechtsſiune des Begriffs. Sie unterliegt nicht der Staatsaufſicht 
üblicher Form. Der Begriff der öffentlich rechtlichen Körperſchaft iſt 
auf die NSTAR. in anderem und weiterem Sinne anzuwenden.“ 

>) Ulle: RVerwBl. 35, 453. 

30) Höhn: Deutſches Recht 35, 300. 
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perſchaft dem Weſen der NSDAP. nicht gerecht“ werde, weil 
man „bei allen entſcheidenden Merkmalen“ erklären müſſe, 
„ſie träfen für die NS DAP. gerade nicht zu“. Durch eine 
Analyſe des Begriffs „Körperſchaft“ kommt man dem ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Weſen der Partei in der Tat nicht näher. 
Man muß Höhn ſogar zuſtimmen, wenn er erklärt 1), daß 
die Bezeichnung der NSDAP. als Körvperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts deren „hervorragende Stellung gerade ver⸗ 
ſchleiert“. Die Bezeichnung der NSDAP. als Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts muß daher als wenig glücklich bezeichnet 
werden; ſie iſt eher geeignet, Mißverſtändniſſe und Irrtümer 
hervorzurufen als Klarheit zu ſchaffen. Ebenſo unglücklich war 
der in der amtlichen Begründung zu dem Geſetz v. 1. Dez. 
1933 enthaltene Satz se), mit dieſem Geſetz werde „der ver⸗ 
faſſungsrechtliche Einbau der Partei in den Staat“ vollzogen. 
Seitdem führt man das Wort vom „Einbau der Partei in 
den Staat“ allerwärts mißbräuchlich im Munde. Man glaubte 
anfangs, aus ihm herleiten zu können, daß die NSDAP. 
nunmehr dem ſtaatlichen Behördenapparat eingegliedert und 
ſomit zu einer „ſtaatlichen“ Einrichtung geworden ſei. Damit 
war nach einer weit verbreiteten Auffaſſung der Primat des 
Staates, d. h. des Staates im engeren Sinne, gegenüber der 
Partei geſetzlich feſtgelegt. 

Dieſe Auffaſſung beruht auf einem grundlegenden Irr⸗⸗ 
tum! Wenn die amtliche Begründung von einem „Einbau 
der Partei in den Staat“ ſpricht, ſo ſoll damit leineswegs 
einer abſorptiven Einbeziehung der Partei in den ſtaatlichen 
Verwaltungsmechanismus das Wort geredet werden. Sofern 
mit dieſem Ausſpruch nicht lediglich gemeint iſt, das Geſetz 
ſtelle eine organiſatoriſche Verſchränkung von Partei und 
Staat her, indem es zwiſchen der Partei- und Staatsorga⸗ 
ſation die notwendigen Querverbindungen ſchaffe, kann 
nur der „Einbau“ der Partei in den Staat im weiteren 
Sinne, alſo in das „Geſamtgefüge der Nation“ gemeint ſein. 
Mit Recht hat daher RMin. Dr. Frick's) verdeutlichend von 
einer Eingliederung der Partei „in das Geſamtgefüge 
des Staates“ und Poetzſch-Heffters) von einer Einglie⸗ 
derung der Bewegung „in das Geſamtgefüge der Na⸗ 
tion“ geſprochen. Im vollen Sinne des Wortes iſt der Satz 
vom „Einbau der Partei in den Staat“ daher nur dann 
berechtigt, wenn unter „Staat“ in dieſem Zuſammenhang nicht 
der Staat im engeren oder inſtrumentalen Sinne, alſo nicht 
das ſtaatliche Behörden- und Amterweſen verſtanden, ſon⸗ 
dern dabei an den weiteren Staatsbegriff gedacht wird, der 
als Subſtrat die Ganzheit des politiſch geformten Volkes in 
ſich begreift. In dieſen Staat, d. h. in den Staat im wei⸗ 
teren, im umfaſſend⸗politiſchen Sinne, ſind beide, der Staat 
im engeren, inſtrumentalen Sinne und die Partei, gleicher⸗ 
maßen „eingebaut“. So ſind auch die bekannten Ausführun⸗ 
gen von C. Schmitt?) zu verſtehen, wenn er ſagt: „Die 
politiſche Einheit des gegenwärtigen Staates iſt eine drei⸗ 
gliedrige Zuſammenfaſſung von Staat, Bewegung, Volk“. 
Wer dieſen Satz aufmerkſam lieſt, wird bemerken, daß in ihm 
das Wort „Staat“ in einem zweifachen Sinne gebraucht wird: 
einmal iſt „Staat“ die politiſche Einheit ſelbſt, d. h. „das 
Ganze der politiſchen Einheit eines Volkes“ e), außerdem 
aber iſt „Staat“ auch einer der konſtituierenden Faktoren die⸗ 
ſer Einheit, nämlich als „Staat“ im engeren Sinne, als ſtaat⸗ 
liches Behörden- und Amterweſen einſchließlich der ſog. mili⸗ 
täriſchen Staatlichkeit. Wer alſo den „Einbau der Partei in 
den Staat“ anders verſteht als im Sinne eines harmoniſchen 
Einbaues von Staat und Partei in das umfaſſende „Geſamk⸗ 
gefüge der Nation“, wird der verfaſſungsrechtlichen Struktur 
des Dritten Reiches nicht gerecht. „Partei und Staat ſind im 
Reich Adolf Hitlers keine Gegenſätze, ſondern innerhalb 
des Geſamtwerkes zwei Faktoren mit verſchiedenartigen 


a) Höhn a. a. O. 

ae) RAnz. 1933 Nr. 284. 

3) RMin. Dr. Frick, Der Neubau des Dritten Reiches, 
Rede vor den Offizieren der Reichswehr, S. 13. 

2%) Kahıböffft. 22, 98. 

>) Carl Schmitt a. a. O. S. 11. 

36) Carl Schmitt a. a. O. S. 13. 


Aufgaben. Partei und Staat dienen beide dem deutſchen 
Volke und der Verwirklichung feines Lebens rechtes“? “). 

Die Ausführungen des RMin. Dr. Frickss) könnten 
allerdings den Anſchein erwecken, als ob in ihnen noch ein 
dritter Staatsbegriff entwickelt würde, der zwiſchen den bei 
den hier erörterten Staatsbegriffen ſteht. Dr. Frick ſpricht 
zwar auch, wie oben dargelegt, von der Eingliederung der 
Partei „in das Geſamtgefüge des Staates“. Seine Erklä⸗ 
rungen legen jedoch die Auslegung nahe, als ob er unter 
„Staat“ die Zuſammenfaſſung von „Partei- und Staats⸗ 
apparat“, alſo das organiſatoriſche Geſamt⸗ 
gefüge der ſtaatlichen und der Parteiorganiſation ver⸗ 
ſtehe. Er ſagt nämlich): „Der Staat iſt nach der Eingliede⸗ 
rung der Partei in den Staat mehr als nur die Behörden⸗ 
organiſation. Zum Staate gehört vielmehr auch die geſamte 
Bewegung ... Der Staat ift für beide — den ſtaatlichen Be 
hörden apparat und die Wehrmacht einerſeits, die Partei- 
organiſation andererſeits — der gemeinſame Oberbegriff, 
der Partei⸗ und Staasapparat umfaßt“. Auch an anderer 
Stelle 40) hat ſich Dr. Frick in ähnlichem Sinne geäußert. Er 
hat erklärt: „Wir haben es bei Partei und Staat nicht mit 
jeweils verſchiedenen Dingen zu tun, ſondern verſchieden I 
nur die Parteiorganiſation und die Behörden org ant“ 
fation. Der Staat hingegen iſt begrifflich das beide Um⸗ 
faſſende. Der Staat iſt der Oberbegriff“. Danach könnte 
es erſcheinen, als arbeite Dr. Frick mit einer neuen Ab- 
wandlung des Staatsbegriffs, indem er unter „Staat“ das 
ineinander verſchränkte — wenn auch nicht vermengte — orga' 
niſatoriſche Geſamtgefüge der Partei- und Behördenorgant 
ſation verſtehe. Auch eine ſolche Auffaſſung, die ſich als eine 
Erweiterung der inſtrumentalen Staatsauffaſſung darſtellen 
würde, könnte vielleicht praktiſch fruchtbar ſein. Es kann ler 
doch dahingeſtellt bleiben, ob Dr. Frick in der Tat eine ſolche 
Staatsauffaſſung vertritt oder ob ihm nicht vielmehr die 
oben entwickelte umfaſſend⸗politiſche Staatsauffaſſung vor⸗ 
ſchwebt. Denn auch nach dieſer umſchließt der Staat inmitten 
der politiſchen Totalität des Volkes deſſen ſtaatliche und pole 
tiſche Organiſationen; nur ſind dieſe Organiſationen nicht ſein 
einziges begriffliches Subſtrat. Daß Dr. Frick mindeſtens 
auch den umfaſſend⸗politiſchen Staatsbegriff anerkennt, er 
gibt ſich daraus, daß er wiederholt 1) das Bild gebraucht 
hat, der nationalſozialiſtiſche Staat ruhe auf zwei Säulen, 
nämlich der Parteiorganiſation und dem Staatsapparat“. Der 
Staat, an den bei dieſem Bild gedacht wird, kann, da er auf 
den „Säulen“ ruht, nicht zugleich mit den beiden Säulen, 
der Parteiorganiſation und dem Staatsapparat, identiſch fein. 
Somit ergibt ſich, daß auch Dr. Frick — vielleicht neben dem 
behandelten erweiterten inſtrumentalen Staatsbegriff — auch 
an einem umfaſſenden, die geſamte Totalität des politiſchen 
Volkes umſpannenden Staatsbegriff vrientiert iſt. An dieſen 
umfaſſenden Staatsbegriff denkt auch Hitler, wenn er den 
Staat als den „lebendigen Organismus des Volkstums“ ber 
zeichnet ). Auch Huber“) ſchwebt er vor, der den Staat 
als „die Geſtalt des politiſchen Volkes“ bezeichnet, und CF 
klärt, der Staat als Geſtalt des politiſchen Volkes ſei nicht 
„tote Form und nur ruhendes Sein, ſondern lebendige Or 
nung, die von innen her bewegt und getrieben iſt“. In der 
gleichen Richtung bewegen ſich auch die Gedanken. Hand 
Gerbers“#), wenn er fagt: „Das nationalſozialiſtiſche 
Staatsdenken erfaßt den Staat organiſch als Lebensform eine; 
Volkes. Eine Lebensform iſt aber das Leben ſelbſt in 
Form, nicht eine ‚Form‘, in die man das Leben hinein 
zwingt“. Der Nationalſozialismus kennt jedoch neben der 1 
faſſenden politiſch⸗organiſchen Staatsauffaſſung auch die au 
den Staatsapparat bezogene inſtrumentale Staatsauffaſſunz 


27) Frhr. du Prel: Deutſches Recht 34, 431. 

38) RMin. Dr. Frick a. a. O. 

30) RMin. Dr. Frick a. a. O. S. 14. 

40) RMin. Dr. Frick: Deutſche Verwaltung 34, 289 

a) Amin. Dr. Frick, Der Neubau des Dritten Reiches 
a. a. O., und Deutſche Verwaltung, a. a. O. 

4e) Hitler, Mein Kampf, S. 434. 

3, Huber a. a. O. S. 30. 
4% Arch Off R. 25, 82 ff. 
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Ihr begegnet man in dem anderen Wort Adolf Hitlers s) 
vom „Staat als Mittel zum Zweck“. Beſonders Alfred Ro- 
ſenberg “) hat dieſe inſtrumentale Staatsauffaſſung nach⸗ 
drücklichſt betont, als er den Staat als „machtvollſtes und 
männlichſtes Werkzeug der herrſchenden nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung“ bezeichnet hat. Mit gleichem Nachdruck hat 
ih auch RMin. Dr. Frank zu dieſer inſtrumentalen Staats⸗ 
auffaſſung bekannt; er ſagt !!): „Trennen wir ſcharf Partei 
und Staat, trennen wir ſie aber nur ſo, daß der Staat das 
He zu fein hat, um den Willen der Partei zu verwirk⸗ 
ichen!“ 

Für das Verhältnis von Partei und Staat ergibt ſich 
ſomit folgendes: 

Das „Geſamtgefüge der Nation“, das nationalſozialiſtiſche 
Gemeinweſen „Drittes Reich“ beſitzt feine „innere Feſtigkeit“ s) 
in dem Daſein einer ineinander verſchränkten, aber doppel⸗ 
ſpurigen Organiſation, der Parteiorganiſation und dem 
Staatsapparat: beide ſind die tragenden Säulen der großen 
nationalen Gemeinſchaft. Jede dieſer Säulen hat ihre eigene 
Funktion, keine dieſer Funktionen iſt von der anderen „ab⸗ 
geleitet“. Staat und Partei ſind in gleicher Weiſe „autochthone“ 
Gebilde, die beide im gleichen Legitimationsgrund, dem Dienſt 
am Volkstum, wurzeln. Aus ihm leiten beide unmittelbar ihre 
Aufgaben und Zuſtändigkeiten her. Das Volkstum iſt der 
gemeinſame Urgrund und der einheitliche Quell, aus dem beide 
in ſelbſtändiger Weiſe ihre Autorität und den Inhalt ihrer 
Funktionen ſchöpfen. Gemeinſchaſtsdienſt iſt beides, der Dienſt 
im Staate und der Dienſt in der Partei. Staat und Partei 
dienen nur jeweils derſelben Gemeinſchaft auf verſchiedene 
Weiſe. Das iſt der Sinn der „unlöslichen Verbundenheit von 
Staat und Partei“, von der das Geſetz v. 1. Dez. 1933 aus⸗ 
drücklich ſpricht. 

Daraus folgt, daß das RG. neuerdings 19) mit Recht er⸗ 
klärt, die NS DAP. ſei durch das Geſetz v. 1. Dez. 1933 „nicht 
zu einer dem Staatszwecke dienenden Einrichtung geworden, 
die ſtaatliche Aufgaben zu erfüllen hätte“. Den Zwecken des 
Staates im überkommenen, engeren Sinne und den Aufgaben, 
die dieſem in den Geſetzen vorgezeichnet find, dient die NSDAP. 
in der Tat nicht. Es ſind andere und neuartige Zwecke, denen 
die Partei im nationalſozialiſtiſchen Gemeinweſen dient. 
Inſofern ſagt das RG. a. a. O. mit Recht, daß die Aufgaben 
der NSDAP. keine „ſtaatlichen“ find. Es trifft wörtlich zu, 
wenn das RG. fagt: „Die Partei leitet ihre Tätigkeit nicht 
aus der Staatsgewalt her.“ Die Partei beſteht wirklich auch 
nach dem Geſetz v. 1. Dez. 1933 „neben dem Staate“ weiter. 
Es iſt daher an ſich nur folgerichtig, wenn das RG. es miß⸗ 

illigt, daß der Vorderrichter angenommen hatte, die Partei 
leite ihre Tätigkeit „aus der Staatsgewalt“ her, und ein mit 
der Erfüllung der Aufgaben der Partei betrautes Parteimitglied 
handle grundſätzlich als „Beauftragter des Staates und damit 
als Beamter im Sinne des 8359 StGB.“. Alles dies iſt 
— wörtlich genommen und auf das Verhältnis der Partei zum 

staat im engeren Sinne bezogen — richtig. Ebenſo iſt es 
richtig, wenn das RG. a. a. O. die Auffaſſung zurückweiſt, daß 
die Partei durch das Geſetz v. 1. Dez. 1933 „in den Staat 
aufgegangen“ ſei, und daß damit die Amtswalter der Partei⸗ 
organiſation „in die Verwaltungsorganiſation eingegliedert“ 
worden ſeien. Dieſer mißbilligten Auffaſſung gegenüber ſtellt 
das RE, zutreffend feſt, daß ſie „das Weſen der NSDAP. 
und ihrer Gliederungen, der PO. sa) und SA., ihre Stellung 
zum Staate und die Bedeutung des Geſetzes zur Sicherung der 
Einheit von Partei und Staat verkenne“. Die Partei iſt in 
der Tat, wie das RG. richtig ausführt, „nicht als Teil des 
— — 

45) Hitler, Mein Kampf, S. 433. 

20) VölkBeob., Ausg. 9 v. 9. Jan. 1934. 

a 47) RMin. Dr. Frank: Deutſche Verwaltung 34, 100; der⸗ 
ſelbe: Mitteilungsblatt des BNSDI. 35, 37. 

46) RMin. Dr. Frick: Deutſche Juſtiz 34, 1517. 

20) RG.: JW. 1935, 2202 8. 

40 ) Die PO. (Politiſche Organiſation) iſt übrigens keine 
ZGliederung“ der Partei; durch Anordnung des Stellvertreters des 
Führers vom 27. Fuli 1935 iſt für die Zukunft die Verwendung 
der Bezeichnung „PO.“ verboten; VBölEBeob., Berliner Ausgabe, 

usg. A v. 6. Aug. 1935. 
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ſtaatlichen Verwaltungsapparates anzuſehen. . . . Ihr find nicht 
Teile der Verwaltung vom Staate übertragen worden“. 


Aber gleichwohl erweckt die Entſcheidung Bedenken. Das 
RG. läßt bei ſeinen Ausführungen die „Weſensänderung der 
ſtaatsrechtlichen Geſamtſtruktur des Reiches“ 50) außer acht. 
Es überſieht, „daß jedes Staatsweſen ein zuſammenhängendes 
Ganzes iſt“ 51), daß es „völlig iſolierte und aus jedem ſtaat⸗ 
lichen Zuſammenhang losgelöſte Einrichtungen und Normen 
nicht gibt“ 2). Der Staat, die Reinheit feines Amterweſens 
und die Unbeſtechlichkeit ſeines Beamtentums ſind im über⸗ 
kommenen Strafrecht nicht an ſich, ſondern um der bedeut⸗ 
ſamen öffentlichen Funktionen willen, die ſie beſitzen, geſchützt. 
Zutreffend weiſt das RG. in der beſprochenen Entſcheidung auf 
das Wort Dr. Fricks hin, daß die ſtaatliche Behördenorga⸗ 
niſation „früher die einzige Organiſation“ geweſen ſei, „auf 
der der Staat ruhte“. Dieſes Wort hätte das RG. bedenklich 
ſtimmen müſſen. Denn gerade in ihm kommt der innere Grund 
zum Vorſchein, aus dem das Strafrecht bisher dem „Staat“ 
im engeren Sinne, dem öffentlichen Amterweſen und Beamten⸗ 
tum, ſeine beſondere Aufmerkſamkeit zugewandt hat. Die 
„Säule“, auf der der Staat ruhte, ſollte intakt und fomit 
in ihrer Tragfähigkeit ungeſchwächt bleiben. Aus dieſem 
Grunde iſt die Integrität des ſtaatlichen Apparates geſchützt. 
„Wo in der deutſchen Strafrechtsgeſchichte das Amtsverbrechen 
auftritt, wird es wegen des Unheils geahndet, das es im Volke 
anrichtet“ 8). „Nicht in feiner Rückwirkung auf das interne 
Verhältnis des Beamten zu ſeinem Gewalthaber, ſondern in 
ſeiner verderblichen Wirkung nach außen wird der Grund der 
Beſtrafung des Amtsverbrechens gefunden“ ). Auch den Grund 
der Beſtrafung der ſog. „unechten“ Amtsverbrechen erblickt man 
in der „Kompromittierung“ des Staates s) und damit in der 
Gefährdung ſeiner Funktionsfähigkeit als Garant der orga⸗ 
niſierten Gemeinſchaft. Der allen Amtsverbrechen gemeinſame 
Angriff auf die Reinheit der Amtsführung iſt alſo ein Angriff 
auf die integrative Funktion des Beamtentums und wird aus 
dieſem Grunde beſtraft. Weil es der beſondere Beruf des 
Beamten ift, „für die Allgemeinheit tätig zu ſein“ 6), wird 
„ſtrengſte Objektivität der Amtsführung“ 56) gefordert und 
dieſe durch einen beſonderen Strafſchutz ſichergeſtellt. Wenn 
aber die Integrität des ſtaatlichen Verwaltungsapparates des⸗ 
halb unter einen beſonderen Strafſchutz geſtellt iſt, weil „die 
ſtaatliche Behördenorganiſation früher die einzige Organiſation 
geweſen iſt, auf der der Staat ruhte“, ſo ergibt ſich daraus, 
daß der Strafſchutz der ſtaatstragenden Organiſation und nicht 
dem ſtaatlichen Apparat als ſolchem, losgelöſt von ſeiner Ge— 
meinſchaftsfunktion, zuteil geworden iſt. So richtig es daher 
auch iſt, wenn das RG. a. a. O. die Auffaſſung zurückweiſt, 
daß die NSDAP. als „Teil des ſtaatlichen Verwaltungs- 
apparates“ anzuſehen ſei, ſo ſehr iſt doch auch andererſeits die 
Partei nach geltendem Verfaſſungsrecht genau ſo wie der 
Staatsapparat ſelbſt eine „Organiſation, auf der der Staat, 
d. h. das Volk als politiſch geformte Gemeinſchaft, ruht“. Unter 
dieſem Geſichtspunkt wäre daher zu prüfen geweſen, ob Be⸗ 
amter in Sinne des Strafrechts nicht jeder Träger eines deut⸗ 
ſchen Amtes iſt, das ſich als Inbegriff öffentlich- rechtlicher 
Funktionen im Rahmen einer den Staat tragenden Organiſation 
— gleichviel ob Partei oder Staat — darſtellt. Dieſe Frage 
iſt m. E. zu bejahen. Der Begriff des Beamten im ſtrafrecht⸗ 
lichen Sinne iſt aus dem Geſetz ſelbſt nicht eindeutig zu ent⸗ 
nehmen. Deshalb hat ſich eine reiche richterliche Kaſuiſtik be⸗ 
müht, ihn richtig zu umreißen. M. E. ſind dieſe Bemühungen 
bisher noch nicht zum Kern der Sache vorgeſtoßen: Beamter 
im Sinne des Strafrechts iſt jeder Träger eines deutſchen 
Amtes, das ſich als Inbegriff öffentlich⸗rechtlicher Funktionen 
im Rahmen einer den Staat tragenden Organiſation darſtellt! 
Dieſer Beamtenbegriff lag ſchon dem überkommenen Recht zu⸗ 


50) Vgl. Anm. 1. 

51) Carl Schmitt, NS.⸗ Handbuch, S. 7. 

52) Carl Schmitt a. a. O. 

55) Binding: Der Gerichts⸗Saal 64, 7. 

54) Binding a. a. O. S. 8. 

5) Binding a. a. O. S. 11. 

50) Gerland, Deutſches Reichsſtrafrecht, 2. Aufl., S. 355, 
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grunde; er wurde nur — weil es neben dem Staat keine zweite, 
die politiſche Gemeinſchaft tragende Organiſation gab — auf 
den Staat als ſolchen bezogen. 

Aber ſelbſt wenn man die vorentwickelte Gedankenführung 
ablehnen ſollte, dürfte doch die Neufaſſung des 8 2 StGB. 
durch das Geſetz zur Anderung des StGB. v. 28. Juni 1935 
(RGBl. I, 839) für die Zukunft zu dem hier vertretenen Er⸗ 
gebnis führen. Die Neufaſſung des $2 StGB. will der inne⸗ 
ren Subſtanz der Strafrechtsnormen auch gegenüber einer ab⸗ 
weichenden Faſſung des Geſetzes zum Durchbruch verhelfen. 
Aus dieſem Grunde wird auch für das Gebiet des Strafrechts 
die Analogie zugelaſſen. Der unmittelbare Zweck der Neu⸗ 
faſſung des 82 StGB. zielt zwar darauf ab, bisher ſtraflos 
gelaſſene, aber dem Grundgedanken einer Strafrechtsnorm, 
und dem geſunden Volksempfinden widerſprechende Handlungen 
einer Beſtrafung zuzuführen. Dieſer Gedanke muß aber m. E. 
auch dazu führen, Handlungen, die zwar ohnehin bereits einem 
Strafgeſetz unterfallen, im Wege der Analogie unter einen 
ſtrafrechtlich qualifizierten Sondertatbeſtand zu ſubſumieren, 
wenn die qualifizierenden Tatbeſtandsmerkmale — etwa die 
Beamteneigenſchaft — ihrem Grundgedanken nach in der Perſon 
des Täters erfüllt ſind. So würde man auch aus dieſem Ge 
ſichtspunkt in Zukunft die Träger von Amtern der Partei und 
ihrer Gliederungen im Sinne des StGB. als „Beamte“ zu 
behandeln haben, da ſie im Rahmen einer Organiſation, auf 
der der Staat beruht, Träger öffentlicher Amter ſind. An der 
Integrität der Träger von Parteiämtern beſteht für ein national⸗ 
ſozialiſtiſches Gemeinweſen mindeſtens das gleiche Intereſſe wie 
an der Integrität der ſtaatlichen Beamten”). Es ift zwar vor 
allem die Aufgabe der Partei- und SA.⸗Gerichtsbarkeit, dieſe 
Integrität der Parteimitglieder und SA.-Angehörigen, vor 
allem des Amtswalter- und Führerkorps, von innen heraus 
zu gewährleiſten, aber das gleiche gilt von der Diſziplinar⸗ 
gerichtsbarkeit der öffentlichen Beamten. Dieſelben Gründe, 
die hier neben der Diſziplinarſtrafe die Verhängung einer Kri- 
minalſtrafe erforderlich machen, treffen auch gegenüber den 
Leitern von Parteidieuſtſtellen und den Führern der SA. zu: 
die Diſziplinarſtrafe ift ein Zuchtmittel der engeren Gemein⸗ 
ſchaft und dient der Wiederherſtellung ihrer inneren Funktions⸗ 
fähigkeit und Autorität, die Kriminalſtrafe dagegen dient 
der Bewährung der allgemeinen Rechtsordnung jenſeits einer 
engeren Gemeinſchaft. Wenn durch dieſelbe Tat zwei Gemein 
ſchaftskreiſe geſtört werden, was keineswegs ſtets der Fall iſt, 
ſo muß die Strafe für beide Gemeinſchaftskreiſe, für die engere 
und die weitere Gemeinſchaft, wieder die gebotene Ruhe und 
innere Feſtigung bringen. 

Wenn das erörterte Urteil des RG. darauf hinweiſt, daß 
auch die amtliche Strafrechtskommiſſion ſich noch nicht im 
Sinne einer ſtrafrechtlichen Gleichſtellung der Amtsträger der 
NSDAP. mit den öffentlichen Beamten entſchieden habe, fo 
ſteht dies der hier vertretenen Auffaſſung nicht im Wege. Es 
handelt ſich hier um eine Frage der juriſtiſchen Erkenntuis, 
die nicht dadurch eutſchieden wird, daß amtliche Stellen zu 
ihr eine beſtimmte Auffaſſung vertreten. Im übrigen iſt die 
Frage der Gleichſtellung der beiden Gruppen von Amtsträgern 
im kommenden Strafrecht nach der eigenen Anſicht der amt⸗ 
lichen Strafrechtskommiſſion noch offen: „die Frage bedarf 
noch der Prüfung“. Dieſe Prüfung muß m. E. bei gebotener 
Berückſichtigung der verfaſſungs rechtlichen Stellung der Partei 
zu einer Bejahung der Frage führen. Dieſe Bejahung führt 
auch keineswegs dazu, daß die Partei mit ihr doch wieder 
auf Umwegen dem Staat, nämlich den „ſtaatlichen“ Gerichten, 
unterſtellt wird. Dieſes Bedenken kann ſchon angeſichts der 
Unabhängigkeit der Gerichte nicht ſchwer wiegen. Der Richter, 
dem „im Rahmen der Weltanſchauung“ Unabhängigkeit ver⸗ 
bürgt iſt, kann nicht als bloßer Trabant der ſtaatlichen Büro⸗ 
kratie gelten; er iſt ein freier Richter, der nur einer Bin- 
dung unterworfen iſt, der Bindung an das Recht. Dagegen 
wäre zu erwägen, ob es nicht geboten iſt, die ſtaatliche Straf⸗ 
verfolgungsbehörde bei den hierher gehörigen Delikten an das 
Einvernehmen mit den höheren Stellen der Partei zu binden, 
wenigſtens ſoweit für die Strafverfolgung das Opportunitäts⸗ 


57) Bol. Ritter: JW. 1934, 22153 ff. 
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prinzip gilt. Bei der tatbeſtandsmäßigen Eigenart der hier 
in Betracht kommenden Delikte iſt m. E. auch nicht zu be⸗ 
fürchten, daß es „zu einer unleidlichen juſtizförmigen Über⸗ 
wachung des Politiſchen ſeitens der Gerichte“ 's) kommen könnte. 


Wie oben ausgeführt, hat das RG. mit ſeiner Feſtſtellung, 
daß die Amtswalter der Partei keine „Beauftragten des Staa⸗ 
tes“ und nicht „in die Verwaltungsorganiſation des Staates 
eingegliedert“ ſeien, recht). Dieſe zutreffende Feſtſtellung 
darf aber nicht zu der irrigen Auffaſſung verleiten, als ſeien 
die Amtswalter der Partei nach der beſtehenden Verfaſſungs⸗ 
lage minder wichtig als die Funktionäre der ſtaatlichen Büro⸗ 
kratie. Im Gegenteil: die Partei ſollte als ebenbürtige Orga⸗ 
nifation 80) in voller Unabhängigkeit) neben dem ſtaatlichen 
Behördenweſen geſichert werden, damit fie ihrer ſpezifiſchen 
Aufgabe mit ungeſchmälerter Selbſtändigkeit nachgehen kann, 
Um dieſe Aufgabe der Partei richtig zu erfaſſen, bedarf es 
folgender Erwägung: 

Seit ihrer Gründung war es eines der wichtigſten Ziele 
der Partei, dem inneren Zerfall der deutſchen Volksgemein 
ſchaft Einhalt zu gebieten und dieſe aus dem völkiſchen Ge. 
danken neu zu begründen. Die Partei hat daher von Anbeginn 
für die von ihr vertretene politiſche Grundanſchauung das 
Prinzip der „Totalität“, d. h. der alldurchdringenden und 
ausſchließlichen Geltung, verkündet. Die Totalität des Dritten 
Reiches beſteht alſo in der „Totalität einer geiſtigen Hal⸗ 
tung“ “e). An die Stelle einer allgemeinen Neutralität, die 
bis zur Duldung kommuniſtiſcher Zerſetzung ging, iſt „das 
Prinzip einer allverbindlichen politiſchen Wertordnung“ = 
getreten. Im Gegenſatz zum wertindifferenten, neutralen Staat 
fällt der vom Prinzip der Totalität geformte Staat eine 
nationale Wertentſcheidung, macht ſie zum beherrſchenden 
Sinnprinzip des Staats- und Volkslebens und verlangt für 
ſie in allen Kulturbereichen ihre durchgängige Anerkennung 
als Grund- und Ausgangspoſition. Die im Dritten Reich ge 
fällte nationale und darum allverbindliche Wertentſcheidung 
iſt der Nationalſozialismus. Das Gemeinſchaftsleben hat ſich 
ſomit im Dritten Reich bedeutſam erweitert, indem es ſich in 
umfaſſender Weiſe auf geiftig-politifche und volklich⸗kulturelle 
Gebiete erſtreckt. Vieles, was früher „Privatſache“ war, I 
jetzt zur öffentlichen Angelegenheit geworden, da die Gemein 
ſchaft daran autoritativ Anteil nimmt. Die Totalität des 
Dritten Reiches zeigt ſich alſo in der Erſtreckung des Gemein, 
ſchaftsintereſſes auf die Fragen der geiſtigen Haltung der Mit, 
glieder der Gemeinſchaft. Es war alſo gar nicht nötig, daß 
der „Staat“ der Partei Teile ſeiner bisherigen Verwaltungs 
tätigkeit übertrug; die Gemeinſchaft des Volkes hat ſich durch 
die Verpflichtung auf eine einheitliche geiſtige Haltung, näm⸗ 
lich durch die Verpflichtung auf die Gemeinſamkeit des national“ 
ſozialiſtiſchen Ideengutes, ein weites Gebiet neuer öffentlicher 
Aufgaben erſchloſſen, das der Partei zur Betreuung über⸗ 
wieſen iſt. Es hot alſo eine „Anwachſung“ öffentlicher Auf 
gaben ſtattgefunden, die der Partei neue Aufgaben zufallen 
ließ, ohne daß die Aufgaben der ſtsatlichen Verwaltung eine 


za) Mezger, YS. Handbuch, S. 1395. ! 

0) Vgl. Heckel a. a. O. S. 11: „Die Partei iſt in feinen! 
Sinne eine ‚Staatliche‘ Einrichtung“. Derſelbe a. a. O. S. 20. „Die 
Partei iſt verfaſſungsrechtlich ihr eigener Herr. ... Die verfaſſungs 
rechtliche Selbſtändigkeit der Partei iſt ein durchgängiges Struktur- 
merkmal des Dritten Reiches.“ RMin. Dr. Frick, Der Neubau 
des Dritten Reiches, S. 13: „Die NS Da. übt nicht die Funk- 
tionen von Staatsbehörden aus, ſie iſt nicht ausführendes Organ 
des Staatswillens.“ 

c) Vgl. RMin. Dr. Frick: Deutſche Verwaltung 34, 2008. 
Heckel a. a. O. S. 21: . eine neue Hierarchie von Amtstra⸗ 
gern, welche der bisher allein maßgebenden behördlichen Amer“ 
orduung koordiniert iſt. Die politiſche Führerhierarchie iſt den 
Inſtanzen der behördlichen Amterordnung weder untertan noch 
über fie geſetzt. Weder empfängt fie von ihnen Dienftbefehle, noc 
erteilt fie ihnen ſolche.“ Vgl. auch Neeße a. a. O. S. 119, 148/49. 

er) Vgl. die Zitate unter Anm. 59 und 60. 4 

6) Huber, Vom Sinn der Verfaſſung, S. 21. Derſelbe: SIE 
Tat, 1921, 30 ff. Derſelbe: ZStaate®. 95, 1 ff., beſ. 43 ff. 

cs) Huber, Vom Sinn der Verfaſſung, S. 22. 
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Schmälerung erleiden mußten ). Aus dieſem Grunde iſt es 
richtig, daß die Aufgaben der NSDAP. nicht „aus der Staats⸗ 
gewalt abgeleitet“, daß der Partei auch nicht „Teile der Ver⸗ 
waltung vom Staate übertragen“ worden ſind. Der frühere 
Staat überließ in weltanſchaulicher Neutralität und allſeitiger 
Toleranz die jetzt von der Partei übernommenen Aufgaben 
der „privaten Sphäre“. Mit ihrer Erhebung zu Gemeinſchafts⸗ 
aufgaben haben dieſe aber nunmehr ihren „privaten“ Cha⸗ 
rakter verloren und ſind zu „öffentlichen“ Aufgaben geworden, 
ohne jedoch „ſtaatliche“ zu werden #5). Der „Staat“ hatte alſo 
dieſe Aufgaben gar nicht in ſeiner Verwaltung, ſo daß auch 
deren Übertragung auf die Partei durch ihn nicht in Betracht 
kommt. Die Aufgaben der Partei haben ſich aus einer Er- 
weiterung der von der Volksgemeinſchaft in gemeinſchaftlicher 
„Regie“ ausgeübten Aufgaben ergeben. Sie waren bisher nicht 
Inhalt der Staatsgewalt und konnten mithin auch nicht aus 
ihr „abgeleitet“ werden. Inſofern hat das RG. daher recht. 
Aber die jetzt von der Partei übernommenen Aufgaben ſind 
in genau dem gleichen Sinne „öffentliche Aufgaben“ wie die 
Aufgaben, die ſchon bisher in der Regie des „Staates“ er⸗ 
ledigt wurden. Ob nämlich eine Aufgabe „öffentlich“ iſt, ent⸗ 
ſcheidet ſich weitgehend danach, in welchem Maße ſich die All— 
gemeinheit an ihr intereſſiert erklärt. Das Dritte Reich hat 
ſich auch die Frage der geiſtigen Haltung des Volkes zu eigen 
gemacht 66), indem es die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung 
zum allſeits verbindlichen Wert erhoben hat. Dieſe Erweite 
rung der Gemeinſchaftsaufgaben hat für die Partei einen 
weiten Spielraum öffentlicher Betätigung geſchaffen, ohne daß 
der Staat zu ihren Gunſten auf die Ausübung ihm über— 
kommener Funktionen hätte verzichten müſſen. So ergibt ſich 
der Tätigkeitsbereich der Partei aus der Verkündung der 
Totalität einer politiſchen Idee. Denn dieſe muß ſtets erneut 
geformt und geſtaltet werden, wenn ſie auf die Dauer „die 
weltanſchauliche Einheitsbaſis des geſamten deutſchen Le— 
bens“ er) fein ſoll. „Nichts hat ja Beſtand, was nicht täglich 
neu verwirklicht, täglich neu erkämpft wird“ 6). 
Aufgabe der Partei iſt es alſo, die weltanſchauliche 
Energie des Dritten Reiches aus der Subſtanz des völkiſchen 
Gedankens ſtets aufs neue zu erzeugen und zu ſpeichern, mit 
Hilfe der Propaganda und der Erziehung in die Gemeinſchaft 
des deutſchen Volkes auszuſtrahlen und durch ein umfaſſendes 
yſtem von Perſonalunionen auch organiſatoriſch in die 
ſtaatliche Ordnungsreihe des öffentlichen Behörden- und 
Amterweſens einzuſchalten. Das Syſtem von Perſonalunionen, 
das hinſichtlich des Führers und ſeines Stellvertreters bereits 
luſtitutionellen Charakter trägt, iſt ſomit aufzufaſſen als ein 
Syſtem der Einſchaltung des weltanſchaulichen Energieſtromes 
der Partei eo) in die organiſatoriſche Ordnungsreihe des Staa— 


%) RMin. Dr. Frick: Deutſche Verwaltung 34, 289: „Die 
einzelnen Aufgaben, Funktionen und Pflichten-der ſtaatlichen Be 
orden find nach wie vor in der Geſetzgebung feſtgelegt und 
nicht beſeitigt worden.“ Derſelbe a. a. O. S. 289/90: „Des 
halb dürfen die Parteſdienſtſtellen auch, wie allſeitig anerkaunt iſt, 
keine unmittelbare Exekutive vornehmen.“ 

63) So erklärt ſich auch das Wort von Carl Schmitt, 
Staat, Bewegung, Volk, S. 22: „Die Nationalſozialiſtiſche Partei 
iſt weder ‚Staat‘ im Sinne des alten Staates, noch iſt fie wicht: 
Faatfich-privat im Sinne der alten Gegenüberſtellung von ſtaat 
icher und ſtaatsfreier Sphäre.“ 

) Schon im Aufruf der Reichsregierung vom 1. Febr. 1933 
wurde es als „oberſte und erſte Aufgabe“ bezeichnet, „die geiſtige 
und willensmäßige Einheit unſeres Volkes wiederherzuſtellen.“ 

7) RMin. Dr. Frank, NS.⸗Handbuch, Einl. S. XIII. 
ee a a d 8 126 Dr. Stuckart a. a. O. 
8. 197: „Nicht in der Verfechtung eines ſtarren Doktrinarismus, 
ondern in der ſtändigen Weiterbildung und Erneuerung des natio- 
nalſozialiſtiſchen Gedankengutes hat die Partei ihre völkiſch⸗welt⸗ 
anſchauliche Aufgabe zu ſehen. Sie iſt die Gralshüterin des natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Gedankengutes.“ RMin. Dr. Frick, Der Neubau 
es Dritten Reiches, S. 13: Die Partei iſt die „Hüterin der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Weltanſchauung und hat die Aufgabe, dieſe rein 
0 erhalten und im Volke als dauernde Überzeugung feſt zu ver⸗ 

urzeln.“ 

„ de Dr. Stuckart a. g. O. S. 16: „Die Partei ein 
geiſtig weltanſchauliches Kraftzeutrum, eine Quelle geiſtiger und 
eeliſcher Stärke.“ 


tes. Bisher wurde die Einheit des deutſchen Volkes, die weit⸗ 
gehend nur eine formale war, getragen von einer einzigen 
Gemeinſchaftsorganiſation, dem „Staate“. Im neuen Reich, 
das die Einheit des Volkes auch ſubſtanzhaft zu formen und 
eine einheitliche Weltanſchauungsbaſis 7e zu ſchaffen beſtrebt 
iſt, laufen zwei an der Geſamtheit des Volkes orientierte or⸗ 
ganiſatoriſche Ordnungsreihen nebeneinander her, die Ge⸗ 
meinſchaftsorganiſation des Staates und die Gemeinſchafts⸗ 
organiſation der Partei. Beide haben einen ſelbſtändigen, in 
ſich geſchloſſenen Aufbau 7), ohne jedoch im eigentlichen Sinne 
voneinander getrennt zu ſein. Die Verbindung zwiſchen beiden 
ſchafft nicht nur die weltanſchauliche Durchdringung des Vol⸗ 
kes durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung, die ſich natur⸗ 
gemäß auch in der national-ethiſchen Haltung des Beamten⸗ 
tums auswirkt, ſondern auch das erwähnte Syſtem von Per⸗ 
ſonalunionen, das der unmittelbaren Einſchaltung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung in den Staat dient. Ihre Krö— 
nung findet die fo geſchaffene Einheit zwiſchen Staat und 
Partei in den inſtitutionell geſtalteten beiden oberſten Per⸗ 
ſonalunionen, durch die der Stellvertreter des Führers in 
dieſer Eigenſchaft zum Reichsminiſter und der oberſte Führer 
der Partei, Adolf Hitler, zum Führer des deutſchen Volkes, 
Reichskanzler und Staatsoberhaupt wurde. Die Einwirkung 
der Partei auf den „Staat“ vollzieht ſich aber, ſoweit ſie 
nicht mittelbar — durch Beeinfluſſung der geiſtigen und wil— 
lensmäßigen Haltung des geſamten Volkes und damit auch der 
ſtaatlichen Amtsträger ſowie durch geſetzliche Begründung von 
Mitbeſtimmungsbefugniſſen der politiſchen Leiter der Partei 
hinſichtlich der Beſetzung wichtiger Stellen der ſtaatlichen Ver 
waltung — erfolgt, nur über die in den Perſonalunionen ge— 
ſchaffenen Einſchaltſtellen. Reichsminiſter Dr. Frick hat aus⸗ 
drücklich?) erklärt: „Eine irgendwie geartete Auweiſungs 
befugnis von Parteidienſtſtellen gegenüber ſtaatlichen Be 
hörden beſteht nicht. Die ſtaatlichen Behörden erhalten viel 
mehr ihre Weiſungen lediglich und ausſchließlich von ihren 
vorgeſetzten Stellen und ſind nicht befugt, ſich der Verant- 
wortung für ihre Handlungen dadurch zu entziehen, daß ſie 
ſich in bequemer Weiſe auf eine Anweiſung einer Parteidienſt 
ſtelle berufen.“ An anderer Stelle hat derſelbe Miniſter zu 
einem Ausſpruch Adolf Hitlers auf dem Parteitag in Nürn⸗ 
berg folgende Klarſtellung gegeben?“): „Zeitungen, die den 
Führer mißverſtanden haben, brachten in Schlagzeilen das 
Wort „Die Partei befiehlt dem Staat!“ Tatſächlich hat der 
Führer aber gejagt: ‚Nicht der Staat befiehlt uns, ſondern 
wir befehlen dem Staate! Das bedeutet, daß die vom Führer 
und Reichskanzler beauftragten Miniſter, die ſein Vertrauen 
haben, ausſchließlich ihm gegenüber dafür verantwortlich ſind, 
daß die nationalſozialiſtiſchen Grundideen überall zur Durch— 
führung gelangen. Ebenfo find auch die Untergebenen der 
Miniſter bis hinunter zum letzten Landrat und Gemeindevor— 
ſteher oder dem letzten Offizier und Soldaten nicht den Be- 
fehlen irgendeiner Parteiſtelle unterworfen, ſondern fie ſind 
für ihre Amtsführung oder ihren Dienſt ausſchließlich ihren 
Vorgeſetzten verantwortlich, und keine andere Stelle hat das 
Recht oder die Aufgabe, in den geordneten Befehlsgang ein⸗ 
zugreifen, der hier wie da letzten Endes beim Führer endet.“ 

In einem völkiſchen Führerſtaat, als welcher das Dritte 
Reich anzuſehen iſt, kommt der Partei jedoch noch eine wichtige 
weitere Aufgabe zu: die Heranbildung und Ausleſe des poli— 


70) Die Entſcheidung über die inhaltliche Reichweite dieſer 
Einheit wird eine der ſchickſalvollſten des Dritten Reiches ſein. Eine 
zu weitgehende ‚Vergemeinſchaftung', eine Überſpaunung in der 
„Sozialiſierung der Scelen“, wirkt nicht einheitsfördernd, ſondern 
desintegrierend. 

71) Vgl. Dr. Stuckart a. a. O. S. 197/98. „Trotz ihrer 
unlöslichen Verbundenheit ſind Partei und Reich in ſich einheitliche 
und ſelbſtändig aufgebaute Säulen der nationalſozialiſtiſchen 
Volksordnung.“ 

72) RMiu. Dr. Frick: Deutſche Verwaltung 34, 289. 

73) RMin. Dr. Frick, Der Neubau des Dritten Reiches, 
S. 14. Vgl. auch die von RMin. Dr. Goebbels am 13. Oft. 
1934 im Auftrag des Führers gehaltene Rede, die ſich gleichfalls 
gegen die erwähnte Mißdeutung des erwähnten Führerwortes 
wendet. 
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tiſchen Führernachwuchſes. Dieſe Aufgabe tritt ebenbürtig 
neben die oben behandelte Aufgabe der Partei, die Einheit des 
deutſchen Volkes in den Grundfragen unſerer politiſchen Exi⸗ 
ſtenz zu gewährleiſten. Auf dieſe Aufgabe, die vorwiegend eine 
Aufgabe der Charakterſchulung und der Erweckung und Schär⸗ 
fung des politiſchen Inſtinktes iſt, ſoll hier nicht weiter ein⸗ 
gegangen werden. 

Abſchließend bedarf es noch der Feſtſtellung, daß der Na⸗ 
tionalſozialismus trotz der hohen Bedeutung, die er der Par⸗ 
tei zuerkennt, auch den „Staat“ als die Aktionsform des 
Volkes hoch bewertet. Er weiß, daß die Zuſammenballung von 
Energien, die im ſtaatlichen Behörden- und Amterweſen und 
in einer ethiſch hochſtehenden Beamtenſchaft vorhanden ſind, 
einen unüberſehbaren nationalen Wert darſtellen. Der Staat, 
den der Geiſt eines opferbereiten und ſtaatspolitiſch geſchulten 
Beamtentums erfüllt und belebt, erhebt ſich weit über die 
rein techniſche Bedeutung einer ſozialen Apparatur und wird 
zu einer „merterfüllten Ordnung“ 73). So wenig der Staat! 
im engeren Sinne als ein Wert an fich gelten kann, jo ſehr 
kann er doch von einem Werte erfüllt ſein. Daher iſt es 
nicht verwunderlich, daß Adolf Hitler in ſeinem Werke 


24) Maunz: ZStaatsW. 95, 322 


„Mein Kampf“ 2s) unter den Säulen, auf denen „die wunder⸗ 
volle Kraft und Stärke des alten Reiches“ und die ihm inne⸗ 
wohnende Staatsautorität ruhte, neben der ſtabilen Staat 
form und dem Heere „den unvergleichlichen Beamtenkörper 
des alten Reiches“ genannt hat. Mag man daher den Staat 
auch ruhig als ein „Inſtrument“ betrachten, ſo bleibt er doch 
das „machtvollſte und männlichſte Werkzeug“ 76) der Nation, 
das dieſe zur Behauptung in ihrem Lebenskampf nicht ent⸗ 
behren kann. Dieſe Worte mögen genügen, um jeder Neigung 
zu einer Unterbewertung des Staates“) entgegenzuwirken. 
Nicht umſonſt hat Reichsminiſter Dr. Frank den Staat zu den 
„Subſtanzwerten der Nation“ 18) gerechnet und die Beamten 
in ſeiner Rede auf der Kundgebung der Verwaltungsjuriſten 
vom 4. Mai 1934 aufgerufen is), daran mitzuhelfen, „dieſen 
Staat zu einem wirklichen Erlebnis und Lebensinhalt des 
deutſchen Volkes zu machen.“ 


75) Vgl. dazu Fabricius, NS.⸗Handbuch, S. 500 ff. 

70) Alfred Roſenberg a. a. O. 

n) Hans Gerber, Staatsrechtliche Grundlinien des neuen 
Reiches, S. 14/15. Vgl. Neeße a. a. O. S. 60, 80, 103, 148/49. 
Derſelbe: RVerwBl. 35, 395. 

7s) RMin. Dr. Frank, NS.⸗Handbuch, Einl. S. XV. 

70) RMin. Dr. Frank: Deutſche Verwaltung 34, 98. 


Die Nothilfe im neuen deutſchen Strafrecht 


Von Heinrich Barth, 
Leiter des Amts für Rechtspolitik im Reichsrechtsamt der NSDAP. 


Die vom Reichsrechtsamt der NSDAP., Reichsleiter 
Dr. Hans Frank, herausgegebenen nationalſozialiſtiſchen 
Leitſätze bauen das neue deutſche Strafrecht auf dem Ge⸗ 
danken von der Pflicht und der Treue auf. Sie führen auf 
S. 21 zur näheren Umſchreibung der völkiſchen Treue⸗ 
pflicht aus: 

„Die Treuepflicht der Volksgenoſſen iſt keine bloße 
Unterordnungs⸗ und Gehorſamspflicht gegenüber der ge— 
bietenden und verbietenden Volks- und Staatsführung, ſon⸗ 
dern ſie bedeutet weit mehr, ſie bedeutet: in der bluts⸗ 
mäßigen Verwurzelung und Verbundenheit in der Volks⸗ 
gemeinschaft alle Kräfte für dieſe einſetzen, für ihre Erhal— 
tung, ihren Schutz, ihre Freiheit, ihre Zukunft an den 
großen völkiſchen Aufgaben und Zielen mitſchaffen. Die 
Treuepflicht gegenüber der Volksgemeinſchaft 
ſchließt in ſich die Verbundenheit mit dem 
Volksgenoſſen, die Bereitſchaft, ihm in der Not 
zu helfen, ihn in der Gefahr zu ſchützen und ihn 
als Volksgenoſſen zu achten. Die Treuepflicht gegen⸗ 
über der Volksgemeinſchaft ſchließt in ſich die Erfüllung 
aller beſonderen Pflichten, die aus den engeren Gemein— 
ſchaften erwachſen, mögen dieſe nun natürlich gegeben oder 
willentlich gekürt ſein. Dieſe Treuepflichten ſind nicht erſt mit 
den Geboten der Staats- und Volksführung gegeben, ſondern 
ſie erwachſen unmittelbar aus der durch Boden, Art und Blut 
gebundenen Volksgemeinſchaft. Solange das Volk lebt, be⸗ 
ſtehen auch dieſe Treuepflichten. Und ſolange die Volks- 
genoſſen ihre Treuepflichten erfüllen, wird dieſes Volk leben.“ 

Die Bereitſchaft, dem Volksgenoſſen in der Not zu 
helfen, beruht nicht auf Vertrag oder entſpringt nicht einer 
Nützlichkeitserwägung oder einer Regung des Mitleids, ſon⸗ 
dern iſt in die völkiſche Bluts- und Treueverbundenheit ge⸗ 
bettet, iſt eine volksgenöſſiſche Treuepflicht. Sie muß daher 
auch im neuen deutſchen Strafrecht eine weſentliche Rolle 
ſpielen. Nicht nur poſitive Angriffe und Eingriffe gegen den 
Volksgenoſſen, ſondern auch die Unterlaſſung von Hilfeleiſtung 
und Schutz in Gefahr und Not iſt Verbrechen, das geſühnk 
werden muß. 

Es iſt bezeichnend, daß das bisherige Strafgeſetz dieſem 
ſelbſtverſtändlichen Gedanken der volksgenöſſiſchen Verbunden⸗ 
heit, Treue und Nothilfe nur in einem völlig ungenügenden 


Maße Rechnung getragen hat. Bisher beſtimmte 8 360 
Ziff. 10 RStGB., daß mit Geldſtrafe bis zu 150 AM oder 
mit Haft beſtraft wird, wer bei Unglücksfällen oder gemeiner 
Gefahr oder Not von der Polizeibehörde oder deren Stell 
vertreter zur Hilfe aufgefordert keine Folge leiſtet, obgleich 
1 der Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr genügen 
önnte. 

Es iſt bezeichnend für die Geringſchätzung, die der Ge 
ſetzgeber ſeinerzeit der volksgenöſſiſchen Nothilfepflicht ent“ 
gegenbrachte, daß er ihre Verletzung als bloße nur mit ges 
ringfügiger Strafe bedrohte Übertretung in unmittelbarer 
Nachbarſchaft mit Ruheſtörung, grobem Unfug und anderen 
Ordnungswidrigkeiten behandelte. Weiterhin iſt bemerken?” 
wert, daß bisher die Unterlaſſung der Hilfeleiſtung nur dam 
beſtraft werden konnte, wenn eine polizeiliche Aufforderung 
ergangen und nicht befolgt worden war. Aus der Unter 
bringung der Strafbeſtimmung im 8 360 und aus dem 
Wortlaut des Geſetzes iſt zu entnehmen, daß es dem Geſetz 
geber tatſächlich weniger darauf ankam, die Verletzung DE 
Nothilfepflicht gegenüber dem Volksgenoſſen, ſondern bei! 
Ungehorfam gegenüber den Anordnungen der Polizei mi 
Strafe zu erfaſſen. Von einer zu weitgehenden Inanſpruch⸗ 
nahme ſollte der Bürger in der Weiſe geſchützt werden, daß 
er eine Beſtrafung nur dann zu erwarten hatte, „wenn e 
der Aufforderung zur Hilfeleiſtung ohne erhebliche eigene 
Gefahr genügen konnte“. 

Man ſtelle ſich vor: Das Volk, die Stadt, das Dort 
die Nachbarſchaft, der einzelne Volksgenoſſe iſt in Not un 
Gefahr; Überſchwemmungen, Feuersbrünſte, Seuchen, ber 
brecheriſche Anſchläge, Unglücksfälle ſuchen ihre Opfer; Men 
ſchen ringen mit Verderben und Tod. Statt raſche Hilfe zu 
bringen, ſchaut ein pflichtvergeſſener Volksgenoſſe dem Un 
glücke tatenlos zu, als ob es ihn nichts angehe, und läßt 
feinen Volksgenoſſen in Not und Gefahr treulos im en 
Es ift ein empörender Gedanke, daß ein ſolch unerhörte 
Treuebruch ungeſühnt bleiben ſoll. 0 

Die Strafgeſetznovelle v. 28. Juni 1935 hat nun diefen 
höchſt unbefriedigenden Rechtszuſtand beſeitigt. Nunmehr ha 
jeder, der bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not 
nicht Hilfe leiſtet, obwohl dies nach geſunder Volksanſchauung 
ſeine Pflicht iſt, insbeſondere wenn er der polizeilichen Au 
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forderung zur Hilfeleiſtung nicht nachkommt, obwohl er der 
Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr und ohne Ver⸗ 
letzung anderer wichtiger Pflichten genügen kann, eine Be⸗ 
ſtrafung mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit Geld- 
ſtrafe zu erwarten. 

Damit iſt die Unterlaſſung der Nothilfe aus dem Kreis 
der Übertretungen herausgenommen und unter die bedeu- 
tungsvolleren und mit ſchwereren Strafen belegten Vergehen 
eingereiht. Die Nichtbefolgung einer polizeilichen Aufforderung 
zur Hilfeleiſtung iſt jetzt nur noch beiſpielsweiſe angeführt. 
Auch ohne daß eine polizeiliche Aufforderung ergangen iſt, 
iſt die Verletzung der Nothilfepflicht ſtrafbar. Man hätte viel⸗ 
leicht von der Erwähnung dieſes beſonderen und im übrigen 
ſelbſtverſtändlichen Falles auch ganz abſehen können. In der 
Praxis wird ſich der Umſtand, daß ſich ein Volksgenoſſe 
vergeblich zur Erfüllung ſeiner Hilfeleiſtungspflicht auffordern 
läßt, grundſätzlich ſtraferhöhend auswirken müſſen, vor allem 
dann, wenn dieſe Aufforderung von den Organen der Partei 
und des Staates als den berufenen Hütern der Treuepflicht- 
erfüllung ausgegangen iſt. Auf jeden Fall iſt grundſätzlich 
daran feſtzuhalten, daß es in Wirklichkeit nicht auf die polizei⸗ 
liche Aufforderung, ſondern auf die Pflicht zur Hilfeleiſtung 
überhaupt ankommt. 

Es iſt außerordentlich zu begrüßen, daß in der Neu- 
faſſung der Strafbeſtimmung die Unterlaſſung der Hilfe⸗ 
leiſtung ausdrücklich als Pflichtverletzung feſtgeſtellt iſt. 
Die in der Novelle gewählte Faſſung: „Wer bei Unglücks⸗ 
fallen oder gemeiner Gefahr oder Not nicht Hilfe leiſtet, oh⸗ 
wohl dies nach geſunder Volksanſchauung ſeine Pflicht 
iſt, . . .“ verdient unbedingt den Vorzug vor der vorher im 
Bericht über die Arbeit der amtlichen Strafrechtskommiſſion, 
Beſonderer Teil S. 214 in Ausſicht genommenen Faſſung: 
„obwohl dies nach geſunder Volksauſchauung von ihm ge⸗ 
fordert werden kann, .. Es kommt ja nicht darauf 
an, den Volksgenoſſen vor allzu ſtrengen Anforderungen und 
Zumutungen ſicherzuſtellen, ſondern darauf, daß er feine 
Pflicht erfüllt. Dies entſpricht den vom Reichsrechtsamt der 
NSDAP., Reichsleiter Dr. Hans Frank, aufgeſtellten 
Strafrechtsleitſätzen, die das ganze Strafrecht auf dem deut 
ſchen Pflichtgedanken aufgebaut wiſſen wollen. 


Welche beſonderen Vorausſetzungen im einzelnen Falle 
für eine Hilfeleiſtungspflicht des Volksgenoſſen gegeben fein 
müſſen, und welches Maß von Hilfeleiſtung im einzelnen 
Falle geboten iſt, dafür läßt ſich eine generelle Regel wohl 
nicht aufſtellen. Man muß von der allgemeinen Forderung, 
daß der Volksgenoſſe die Pflicht hat, ſich in Not und Ge— 
fahr für die Gemeinſchaft einzuſetzen und dem einzelnen 
Volksgenoſſen beizuſpringen, an die Prüfung jedes einzelnen 
praktiſchen Falles herangehen. Es wird dann in meitgehen- 
dem Maße auf die Umſtände dieſes Einzelfalles ankommen. 
Man wird z. B. von einem Nichtſchwimmer nicht verlangen, 
daß er durch einen Rettungsſchwimmverſuch einem Ertrinken⸗ 
en zu Hilfe eilt. Man wird von einem Volksgenoſſen nicht 
verlangen, daß er einen anderen durch eine Schußwaffe be⸗ 
drohten Volksgenoſſen durch ſeinen eigenen Körper deckt; man 
wird von ihm dann keine Hilfeleiſtung verlangen, wenn er 
annehmen darf, daß anderweitig, insbeſondere von ſeiten der 
azu berufenen Staats- und Parteiorgane, für hinreichende 
Hilfeleiſtung geſorgt iſt. Deutſches Volksempfinden wird aber 
— ohne Rückſicht auf das Strafgeſetz — zum Beiſpiel den 
Mann verurteilen, der ſeine Familie in Not und Gefahr 
im Stiche läßt, und zwar auch dann, wenn ſein Ausharren 
und feine Rettungsverſuche völlig ausſichtslos erjcheinen 
müſſen, es ſei denn, daß ihm eine höhere Pflicht, ſo die 
Pflicht zum Einſatz für fein Volk, das Verlaſſen ſeiner Fa⸗ 
milie gebietet. Auch den Mann wird das Volk gering achten, 
er, nur an ſeine eigene Rettung denkend, feinen Freund in 
Not und Gefahr verläßt. Hoch klingt aber das Lied vom 
raven Mann, der zur Rettung anderer ſein eigenes Leben 
opfert. 

Daß dann, wenn das eigene Volk von einem fremden 
überfallen und mit Krieg überzogen wird, der Einſatz alle 
olksgenoſſen erfaßt und Leben und Sicherheit des einzelnen 


ſich dieſem Einſatz unbedingt und reſtlos unterordnen müſſen, 
dürfte wohl niemand beſtreiten. Wir erleben ferner dort, wo 
die Pflichterfüllung ſchaffender Volksgenoſſen von gemein- 
ſamen Nöten und Gefahren bedroht iſt, immer wieder den 
ſelbſtverſtändlichen rückſichtsloſen Einſatz für den gefährdeten 
Kameraden, ſei es in See- oder Bergnot, bei Exploſionen 
in Fabriken oder bei ſchlagenden Wettern in Stollen und 
Schächten. Für den Volksgenoſſen, der SA.-Mann oder 
Soldat iſt, iſt es ſelbſtverſtändlich, daß er beim pflicht⸗ 
gemäßen Einſatz notfalls auf die eigene Sicherheit und das 
eigene Leben keine Rückſicht nehmen darf, daß er für das 
Volk das eigene Leben ohne Beſinnen in die Schanze zu 
ſchlagen hat, daß der Führer mit eigenem Körper gedeckt 
werden muß, daß der Kamerad unter keinen Umſtänden im 
Stiche gelaſſen werden darf und daß die Erfüllung der Plicht 
über alles geht. Es muß der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
gelingen, daß alle Volksgenoſſen immer mehr von dem Ge⸗ 
danken erfaßt werden, daß überall da, wo ſich die Volks⸗ 
gemeinſchaft oder der einzelne Volksgenoſſe in Not und Ges 
fahr gleich welcher Art befinden — alſo auch über die Fälle 
des Strafgeſetzes hinaus —, die Pflicht zum Einſatz zur 
Hilfelciſtung jeglicher Art beſteht. Die aus tiefſtem Pflicht⸗ 
gefühl kommende Einſatzbereitſchaft des Frontſoldaten, des 
alten Kämpfers und des SA.-Mannes muß allen zum leuch⸗ 
tenden Vorbild werden. 

Es wird nun nicht möglich und auch nicht geboten ſein, 
alle vorkommenden Verletzungen dieſer umfaſſenden Hilfe⸗ 
und Einſatzpflicht mit Strafe zu erfaſſen. Man wird aber 
von dieſem Gedanken des unbedingten Einſatzes für die Volks⸗ 
gemeinſchaft und des Einſtehens für den Volksgenoſſen aus 
den Maßſtab dafür gewinnen, wann und in welchem Maße 
die Unterlaſſung des Einſatzes und des Einſtehens als 
Pflichtverletzung ſtrafrechtliche Sühne heiſcht. Eine beſtimmte 
Geſetzesvorſchrift wäre weder möglich noch wünſchenswert. Es 
kommt zu ſehr auf den einzelnen Fall an. Es ſoll auch einer 
künftigen organiſchen Entwicklung des völkiſchen Nothilfe⸗ 
gedankens Raum gelaſſen bleiben. Die Novelle will der 
Schwierigkeit einer näheren Umſchreibung der Vorausſetzun⸗ 
gen und des Ausmaßes der Hilfeleiſtungspflicht grundſätz⸗ 
lich durch die Einführung des Maßſtabes der gefunden Volks⸗ 
anſchauung Rechnung tragen. 

Die Strafgeſetznovelle v. 28. Juni 1935 ſoll die end⸗ 
gültige Neuſchöpfung des Strafrechts vorbereiten. Im ein⸗ 
zelnen werden inzwiſchen unter anderem noch folgende Punkte 
zu prüfen ſein: Nach der Neufaſſung der Nothilfebeſtimmung 
iſt die Nichtbefolgung einer polizeilichen Aufforderung zur 
Hilfeleiſtung nur als Beifpiel aufgeführt. Auch für dieſen 
beſonderen Fall hat daher die allgemeine Vorausſetzung zu 
gelten, daß nach geſunder Volksanſchauung eine Pflicht zur 
Hilfeleiſtung beſtand. Denn es ſoll ja nicht der Ungehorſam 
gegenüber einer polizeilichen Anordnung, ſondern die Ver⸗ 
letzung der Hilfeleiſtungspflicht unter Strafe geſtellt werden. 
Man könnte, wie oben bereits ausgeführt, daran denken, daß, 
die Erwähnung dieſes beſonderen Falles überhaupt nicht nötig 
wäre. Weiterhin könnte man daran zweifeln, ob im Falle 
ſeiner Erwähnung gerade hier als Vorausſetzung für eine 
Beſtrafung vorzuſchreiben iſt, daß die Hilfeleiſtung ohne er⸗ 
hebliche eigene Gefahr und ohne Verletzung anderer wichtiger 
Pflichten erfolgen kann. Iſt es überhaupt gerechtfertigt, ohne 
Rückſicht auf die Größe der Gefahr, auf die Perſon des Ge⸗ 
fährdeten oder auf die ſonſtigen Umſtände die Pflicht zum 
Einſatz fo weitgehend einzuſchränken, daß die Hilfeleiſtung 
ohne erhebliche eigene Gefahr muß erfolgen können? Die Be⸗ 
rückſichtigung der Pflichtenkolliſion im Strafgeſetz iſt an und 
für ſich zu begrüßen. Denn ſie deutet auch in die Richtung 
des in den Leitſätzen des Reichsrechtsamtes geforderten Auf⸗ 
baues des ganzen Strafrechts auf dem Pflichtgedanken. Es 
wird in der Folgezeit nur noch zu prüfen ſein, ob die Be⸗ 
rückſichtigung der Pflichtenkolliſion ausdrücklich nur auf den 
Sonderfall der Hilfeverweigerung trotz polizeilicher Auf⸗ 
forderung beſchränkt bleiben ſoll, ferner, ob es nicht in Wirk⸗ 
lichkeit darauf ankommt, daß evtl. eine höhere Pflicht die 
Nothilfepflicht in den Hintergrund treten läßt: im übrigen 
könnte vielleicht gerade in dieſem Falle eine ausdrückliche Er⸗ 
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wähnung der Pflichtenkolliſion in der nunmehrigen Form 
entbehrlich ſein. Es wird bei der endgültigen Faſſung des 
Strafrechts noch zu unterſuchen ſein, ob die beibehaltene 
Formulierung: „Bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr 
oder Not“ nicht noch beſtimmter und dabei doch noch weiter, 
umfaſſender gewählt werden kann. Man wird auch Erfah⸗ 
rungen darüber machen müſſen, ob ſich in der Praxis dev 
beſchränkte Strafrahmen als genügend erweiſt. 

Wenn die Unterlaſſung der Nothilfe im Strafgeſetz nicht 
mehr als Übertretung einer polizeilichen Anordnung, ſondern 
als bedeutungsvollere Pflichtverletzung behandelt wird, dann 
bedarf auch das Verhältnis dieſes neuen Vergehens zu der 
Frage der Begehung einzelner Straftaten durch Unterlaſſung 
einer grundſätzlichen Klärung. Das noch geltende Strafgeſetz 
enthält, abgeſehen von den ausdrücklich unter Strafe ge⸗ 
ſtellten Unterlaſſungen, keine Regelung der Begehung von 
einzelnen Straftaten durch Unterlaſſung. Ohne daß auf 
Einzelheiten und Beſonderheiten eingegangen zu werden 
braucht, kann wohl behauptet werden, daß nach der über⸗ 
wiegenden Rechtſprechung und Rechtslehre einzelne Straftaten 
grundſätzlich nur dann auch durch Unterlaſſung begangen 
werden, wenn eine Rechtspflicht zum Handeln, insbeſondere 
zur Abwehr oder Abwendung des verbrecheriſchen Erfolgs 
beſtand und dieſe Rechtspflicht verletzt wurde. Unter Rechts⸗ 
pflicht iſt dabei eine Pflicht zu verſtehen, die auf ein aus⸗ 
drückliches geſetzliches Gebot oder Verbot gegründet iſt oder 
aus einem beſtimmten Rechtsverhältnis erwächſt. Eine ſittliche 
Pflicht zum Handeln erachten Rechtſprechung und Rechtslehre 
nicht als genügend. 

Der Begriff der Rechtspflicht muß ohne Zweifel durch 
die Neugeſtaltung des Strafrechts im nationalſozialiſtiſchen 
Sinne ſelbſt eine bedeutſame Umgeſtaltung erfahren. An die 
Stelle formeller Rechtspflichtauffaſſung, die ein beſtimmtes 
Geſetzesgebot oder ein beſtimmtes geſetzlich begründetes Rechts⸗ 
verhältnis als Grundlage der Pflicht verlangt, muß die mate⸗ 
rielle Rechtspflichtauffaſſung treten, nach der Rechtspflicht, 
ſittliche Pflicht, Treuepflicht, völkiſche Pflicht eins ſind. Die 
vom Reichsrechtsamt, Reichsleiter Dr. Hans Frank, her⸗ 
ausgegebenen Strafrechtsleitſätze führen hierüber auf S. 20 
aus: 

„Dem deutſchen Volke iſt ein ganz ſtark ausgeprägtes 
Pflichtgefühl eigen. Die Pflicht iſt ihm ſtets eine Treuepflicht. 
Der Deutſche iſt daher bereit, ſie mit ſeiner ganzen deutſchen 
Treue bis zum letzten Einſatz zu erfüllen. Die gleiche Er- 
füllungsbereitſchaft verlangt er aber auch von dem ihm durch 
die Treue Verpflichteten. Die Erfüllung der Treuepflicht iſt 
ihm Erfüllung höchſter ſittlicher Pflicht. Seine Pflicht zur 
Treue nimmt der Deutſche nicht aus einem ſtaatlichen Geſetz; 
ſie iſt ihm tief in die Seele geſchrieben; ſie iſt ihm ohne 
weiteres in der Treuegemeinſchaft begründet. Es iſt das 
große Verdienſt des Nationalſozialismus, daß er an die 
Stelle von Einzelintereſſen, Sonder- und Vorrechten mit un⸗ 
erhörter Konſequenz die Pflicht ſtellte. Leben und Zukunft 
des ganzen deutſchen Volkes häugen davon ab, daß jeder 
Volksgenoſſe ſeine Pflicht bis zum letzten erfüllt. Aus dem 
ſtarken Pflichtgefühl des deutſchen Volkes entſpringt ſein 
ausgeprägtes Rechtsgefühl. Nur wer die Treue hält, kann 
auch Rechte haben. Treuepflicht und Rechtspflicht, Pflicht⸗ 
widrigkeit und Rechtswidrigkeit ſind eins. Die Verletzung der 
Treuepflicht iſt zugleich Verletzung ſittlicher Pflicht. Deutſches 
Rechtsgefühl und Sittlichkeitsempfinden klingen zuſammen. 
Es wird Aufgabe des Staates ſein, ſein Recht ſo zu geſtalten 
und anzuwenden, daß es dieſen Einklang von Recht und 
Sittlichkeit nicht ſtöre, ſondern hell und ſtark widerklinge.“ 

Es wird wohl niemand behaupten können, daß die 
„Pflicht“, die nunmehr in die neue Nothilfebeſtimmung Auf⸗ 
nahme gefunden hat, nicht eine Rechtspflicht im wahrſten, 
beſten und höchſten Sinne iſt. Der Geſetzgeber wird in 
zwingender Folgerichtigkeit dieſen neuen Gedanken der Rechts⸗ 
pflicht auch bei der endgültigen Neuſchöpfung des ganzen 
Strafrechts zum beherrſchenden Grundſatz machen müſſen. 
Bis dahin werden aber bereits Rechtſprechung und Rechts⸗ 
lehre dem neuen Pflichtgedanken u. a. auch bei Behandlung 
der Unterlaſſungsdelikte Rechnung tragen müſſen. 
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Die Frage der Unterlaſſungsdelikte iſt durch die neue 
Nothilfebeſtimmung in keiner Weiſe irgendwie gegenſtandslos 
geworden. Die Beſtrafung der Nothilſeverweigerung und die 
Erfaſſung beſonderer Unterlaſſungsdelikte werden ſich zur 
Durchſetzung des Pflichtgedankens gegenſeitig ergänzen müſſen. 
Es wird dabei allerdings nicht genügen, das Unterſcheidungs⸗ 
merkmal darin zu ſehen, daß bei der Begehung der einzelnen 
Straftat durch Unterlaſſung als Vorausſetzung eine Rechts- 
pflicht (im alten Sinne) zum Handeln vorliegen muß. Es 
wird vielmehr, ohne daß in dieſem Rahmen auf weitere 
Einzelheiten, z. B. auf die Berückſichtigung von Fahrläſſig⸗ 
keitsdelikten, eingegangen werden ſoll, in den Fällen, wo an 
ein Zuſammentreffen von Nothilfeverweigerung und Unter 
laſſungsdelikten gedacht werden könnte, grundſätzlich vor allem 
auf folgendes ankommen: 


Wer durch eine pflichtwidrige (im neuen Sinn) Untere 
laſſung einen ſogenannten verbrecheriſchen Erfolg berbei⸗ 
führen oder an ſeiner Herbeiführung mitwirken will, wird 
ſelbſtverſtändlich aus dieſem beſonderen Strafgeſetz, alſo als 
Mörder, Brandſtifter uſw., zu beſtrafen ſein. Iſt es dem 
Pflichtſäumigen nicht um die Herbeiführung des Erfolgs zu 
tun und liegt eine bloße Verletzung der allgemeinen Hilfe⸗ 
leiſtungspflicht vor, dann hat die Beſtrafung aus dem neuen 
§ 330 c StGB. zu erfolgen. Darüber hinaus wird auch dann, 
wenn eine beſondere Treuepflicht zum Handeln, zur Hilfe⸗ 
leiſtung, zum Schutz uſw. gegeben iſt und dieſe Pflicht ver⸗ 
letzt wird, zu prüfen fein, ob die Beſtrafung aus dem ein⸗ 
zelnen beſonderen Strafgeſetz zu erfolgen hat. Ein Polizei 
beamter, der feine Pflicht zur polizeilichen Abwehr eines Ver⸗ 
brechens verſäumt und dabei die Tötung eines Menſchen ge⸗ 
ſchehen läßt, wird nicht aus der allgemeinen Nothilfebeſtim⸗ 
mung, ſondern wegen Tötung zu beſtrafen ſein, wobei in 
dieſem Rahmen auf die Frage der vorſätzlichen oder fahr? 
läſſigen Begehung nicht eingegangen werden ſoll. Dieſe ber 
ſondere Treuepflicht wird dabei in der Hauptſache die Fälle 
der bisherigen Rechtspflicht zum Handeln umfaſſen und dar⸗ 
über hinaus auch die Fälle treffen, bei denen eine Rechts“ 
pflicht im bisherigen Sinne nicht vorlag, bei denen aber die 
Verletzung einer beſonders erhöhten Treuepflicht die Beſtra⸗ 
fung aus dem einzelnen Strafgeſetz verlangt. Die Fälle wer⸗ 
den ſich von denen der allgemeinen Hilfeleiſtungspflicht dar 
durch unterſcheiden, daß ein beſonderes Treueverhältnis zwi— 
ſchen den in Not befindlichen und dem Pflichtſäumigen 
vorlag oder daß dieſem kraft feines Berufes, kraft feiner 
Stellung innerhalb der Volksgemeinſchaft uſw. eine erhöhte 
Pflicht zur Hilfeleiſtung und zum Eingreifen oblag oder daß 
ſonſtige Beziehungen und Umſtände eine über die allgemeine 
Pflicht zur Hilfeleiſtung hinausgehende verſchärfte Pflicht er? 
ſtehen laſſen. 

Durch die Einführung der neuen Nothilfeſtrafbeſtim⸗ 
mung wird natürlich auch die Behandlung der Fragen der 
Notwehr und des Notſtandes berührt, wenigſtens ſoweit es 
ſich um ein Eingreifen zugunſten eines anderen bedrohten 
oder in Not befindlichen Volksgenoſſen handelt. Wie über? 
haupt im neuen Strafrecht mehr nach der Pflichtwidrigkeit 
als der ſogenannten Rechtswidrigkeit gefragt werden muß, 19 
muß auch das Problem der Notwehr- und Notſtandshandlung 
zugunſten eines anderen in erſter Linie aus der Frage na 
der Pflicht heraus betrachtet werden. Der Volksgenoſſe hat 
nicht nur das Recht, ſondern er hat die Pflicht, zugunſten 
eines bedrohten, angegriffenen oder in Not befindlichen Volks- 
genoſſen zu handeln, ihm beizuſpringen und dabei in die 
Rechts⸗ und Perſönlichkeitsſphäre des Angreifers und, wenn 
es ſein muß, darüber hinaus auch in die irgendeines anderen 
einzugreifen, wenn dieſer Eingriff zum Schutze und zur 
Rettung des bedrohten und bedrängten Volksgenoſſen not 
wendig iſt. Der allgemeinen Pflicht, die Perſönlichkeit, die 
Werte und Güter eines anderen zu achten und unangetaſtet 
zu laſſen, geht die Pflicht der Nothilfe grundſätzlich vor. 

Wer einen Volksgenoſſen pflicht⸗ und rechtswidrig an⸗ 
greift, hat inſoweit ſein Recht auf Achtung ſeiner Perſönlich⸗ 
keit uſw. verwirkt. Der Angegriffene hat das von deutſchem 
Rechtsempfinden geforderte Recht, ſich zu wehren. Der dritte 
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Volksgenoſſe hat Pflicht und Recht, dem Angegriffenen bei⸗ 
zuſpringen. Selbſtverſtändlich erhält dabei der angegriffene 
und der helfende Volksgenoſſe keinen Freibrief zu einem un⸗ 
eingeſchränkten Vorgehen gegen den Angreifer. Auch der An⸗ 
gegriffene und ſein Helfer haben die Pflicht, in die Perſön⸗ 
lichkeits⸗, Lebens⸗ und Rechtsſphäre des Angreifers nicht mehr 
einzugreifen, als es zur Abwehr des Angriffs erforderlich 
iſt und als es nach deutſchem Rechtsempfinden der Schwere 
und Gefährlichkeit des Angriffs uſw. angemeſſen erſcheint. 
Unter den gleichen Geſichtspunkten laſſen ſich auch die 
Notſtandshandlungen betrachten, wobei davon ausgegangen 
wird, daß im künftigen Strafgeſetzbuch eine weſentliche Aus⸗ 
dehnung des Begriffes und der Vorausſetzungen des Not⸗ 
ſtandes zu erwarten iſt. Der Volksgenoſſe hat — natürlich 
unter beſtimmten Vorausſetzungen und in beſtimmtem Um⸗ 
ange — die Pflicht, zur Beſeitigung der einem anderen 
drohenden Gefahr oder Not nicht nur ſelbſt handelnd bei⸗ 
zuſpringen, ſondern auch jene Werte und Güter zur Ver- 
fügung zu ſtellen und, wenn nötig, Eingriffe zu dulden. So 
erkennen wir, daß dann, wenn ein Volksgenoſſe, um einen. 
Notſtand von einem anderen abzuwenden, in die Lebens⸗ 
ſphäre eines Dritten eingreift, der erſtere ſeiner Pflicht zum 
handeln, zum aktiven Helfen nachkommt, und dem letzteren 
die Pflicht zum Dulden des Eingreifens obliegt. Die Eingriffe 
und die Pflicht, ſie zu dulden, haben ſelbſtverſtändlich ihre 
em geſunden und natürlichen Rechtsempfinden entſprechen⸗ 
en Grenzen. Der Eingriff darf den zur Duldung verpflich⸗ 
teten Volksgenoſſen nicht eine größere Not bringen, als die, 
aus der der bedrohte Volksgenoſſe gerettet werden ſoll. Ein 
ſolches Opfer darf der gefährdete Volksgenoſſe auf Grund 
einer Treueverbundenheik auch nicht verlangen. Der Eingriff 
muß vielmehr an Bedeutung hinter der Not und Gefahr des 
bedrängten Volksgenoſſen zurücktreten. Der Maßſtab für dieſe 
lbwägung kann nicht ſtarr nach den einzelnen „Rechtsgütern“, 
die bedroht ſind oder in die eingegriffen wird, ausgerichtet 
ein. Er kann nur in jedem einzelnen Fall aus dem Ge— 
danken der Volksgemeinſchaft, der Treuepflicht, der geſunden 
völkiſchen Erkenntnis, was recht und billig iſt, gewonnen wer⸗ 
den. Von dem Volksgenoſſen muß erwartet werden, daß er 
ſich in jedem Falle ſeiner Pflicht, der Gebote und der Grenzen 
der Billigkeit bewußt iſt und ſein Handeln nach Gerechtig⸗ 
keit und Billigkeit einrichtet. Von dem Rechtswahrer muß 
erwartet werden, daß er in dem einzelnen Fall intuitiv die 
age richtig erfaßt und gerecht beurteilt und im übrigen alles 
ut, um überall dort, wo deutſches Rechtsempfinden im Volke 
verſchüttet iſt, den lebendigen Quell deutſchen Volksrechtes 
wieder zum Fließen zu bringen. 


Zum Schluß ſoll in dieſem Rahmen nur noch auf einen 
Punkt eingegangen werden, auf die Stellung des fremden 
Volkes und des fremden Volksgenoſſen in dieſem Fragen⸗ 
zuſammenhang. Die Zeiten ſind längſt vorüber, in denen ſich 
Rechtsordnung und Rechtsleben des Volkes einmal faſt aus⸗ 
ſchließlich innerhalb der geſchloſſenen Volksgemeinſchaft aus⸗ 
gewirkt haben mögen. Die Beziehungen zwiſchen den Völkern 
ſind heute ſo eng und vielgeſtaltig, daß auch deutſche Volks⸗ 
genoſſen von fremden Rechtsordnungen und Fremde von der 
deutſchen Rechtsordnung erfaßt werden müſſen. Was die 
Frage der Nothilfe angeht, ſo läßt ſich auf jeden Fall folgen⸗ 
des jagen: Einmal braucht kein weiteres Wort darüber ver- 
loren zu werden, daß es nach deutſchem Rechts⸗ und Sitt⸗ 
lichkeitsempfinden eine ſelbſtverſtändliche Pflicht iſt, auch dem 
Fremden, der in Not und Gefahr iſt, beizuſpringen. Der 
Deutſche wird ſogar ſeine ganz beſondere Ehre daranſetzen, 
in einem ſolchen Falle ſeiner Hilfeleiſtungspflicht in beſonders 
gründlicher Weiſe nachzukommen. Das haben ſchon viele 
deutſche Volksgenoſſen, ſei es in Seenot oder bei ſonſtigen 
Gefahren, zur Genüge bewieſen. Es beſteht wirklich kein 
Anlaß zu einer Befürchtung, daß bei einem Aufbau des 
Strafrechts auf dem Gedanken völkiſcher Treueverbunden⸗ 
heit der Fremde im deutſchen Volke rechtlos, hilfelos, ſchutz⸗ 
los oder gar vogelfrei werde. Das deutſche Volk zeichnet ſich 
geradezu durch eine ganz beſondere Fürſorge für den Gaſt, 
für den Fremden aus. Der Deutſche kennt in beſonderem 
Maße das Gefühl der Treue auch gegenüber dem Fremden. 
Das werden zahlloſe Volksfremde ſicherlich nur beflätigen 
können. Es muß allerdings von einem Fremden, der Gaſt 
im deutſchen Volke iſt, der mit ihm in irgendwelche Be⸗ 
ziehungen tritt, verlangt werden, daß er ſich andererſeits der 
gaſtlichen Aufnahme, der ihm entgegengebrachten Achtung und 
Treue würdig erweiſt und ſich deſſen bewußt iſt, daß er auch 
gegenüber ſeinem Gaſtvolke und deſſen Gliedern Pflichten 
hat und deren Gaſtfreundſchaft nicht mißbrauchen darf. Auch 
im fremden Lande iſt der Deutſche ſicherlich ganz beſonders 
bemüht, ſich ein⸗ und unterzuordnen und ſeine Pflichten 
gegenüber dem Gaſtvolk auf das gewiſſenhafteſte zu erfüllen. 
Im übrigen darf wohl behauptet werden, daß von dem- 
jenigen, der ſeine volksgenöſſiſchen Treuepflichten kennt und 
ordentlich erfüllt, erwartet werden kann, daß er auch im 
fremden Volke oder dem Fremden in ſeinem eigenen Volke 
gegenüber ſeiner Pflichten bewußt iſt. Wer aber nicht einmal 
die Pflichten ſeinem eigenen Volke gegenüber erfüllt, der iſt 
auch für ein fremdes Volk kein Gewinn und von dem muß 
auch erwartet werden, daß er den Fremden und das fremde 
Volk verrät, wenn es ſeinen eigennützigen Intereſſen dient. 


Das Geſetz zur Anderung des Strafgeſetzbuchs vom 28. Juni 1935 
(RGBl. I, 839) 
Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Karl Schäfer, Berlin 


Die am 1. Sept. dieſes Jahres in Kraft tretende Straf⸗ 
ſeſeznovelle, die vierte ſeit dem Umbruch, die tiefgreifende 
Anderungen des Strafrechts mit ſich bringt, enthält zwei 

ruppen von Vorſchriften: teils ſolche, die dringend hervor⸗ 
getretenen Bedürfniſſen Rechnung tragen ſollen — dies iſt 
e der weit überwiegenden Zahl der neuen Beſtimmungen 
zer Fall —, teils ſolche, die ſich als Teilvorwegnahme der 
zünftigen Geſamtreform darſtellen und die dazu dienen, in 
ortſetzung der mit den vorangegangenen drei Novellen be⸗ 
gonnenen Arbeit das nationalſozialiſtiſche Gedankengut in 
as geltende Recht zu tragen und der Geſamtreform den Weg 
f bereiten — es ſind dies die Vorſchriften über Rechts⸗ 
Höpfung durch entſprechende Auwendung der Strafgeſetze 
Art. 1) und über die Wahlfeſtſtellung (Art. 2). Der Inhalt 
r Novelle ſoll im folgenden in Kürze dargeſtellt werden. 


I. Rechtsſchöpfung durch entſprechende Anwen⸗ 
dung der Strafgeſetze (Art. 1 des Geſ.) 


1. Der neue § 2 StGB. verwirklicht einen der tragenden 
Grundgedanken des künftigen StGB., den Gedanken, daß an 
die Stelle der formellen Unrechtsauffaſſung des bisher gel⸗ 
tenden Rechts die materielle Unrechtsauffaſſung zu treten 
habe. Grundlage der Beſtrafung iſt künftig nicht mehr aus⸗ 
ſchließlich das geſetzte Recht, ſondern auch, wenn das geſunde 
Volksempfinden Beſtrafung erfordert, die Zuwiderhandlung 
gegen den in einem Geſetz zum Ausdruck gekommenen Rechts- 
gedanken. Statt „nulla poena sine lege“ gilt jetzt der 
Satz: „nullum crimen sine poena“. 


Auf die Gründe für dieſen Wandel der Betrachtung im 
einzelnen einzugehen, iſt hier nicht der Ort. Wer ſich darüber 
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unterrichten will, ſei auf das reichhaltige Schrifttum!) ver⸗ 
wieſen. Hier handelt es ſich darum, etwas näher auf die 
Bedeutung der neuen Vorſchrift einzugehen: 

Nach 8 2 Abſ. in. F. iſt ſtrafbar, „wer eine Tat begeht, 
die das Geſetz für ſtrafbar erklärt oder die nach dem Grund⸗ 
gedanken eines Strafgeſetzes und nach geſundem Volksemp⸗ 
finden Beſtrafung verdient“. Die Zuläſſigkeit der entſprechen⸗ 
den Anwendung ſtellt ſich danach alſo nicht als die Ausnahme 
von der Regel dar, daß grundſätzlich nur ein Strafgeſetz 
Grundlage der Beſtrafung ſein könne; vielmehr ſind Geſetz 
und Rechtsgedanke gleichrangige Erkeuntnisquellen des ma⸗ 
teriellen Rechts. Praktiſch iſt freilich nach wie vor das Geſetz 
als der verkörperte Führerbefehl die vornehmſte und wichtigſte 
Rechtserkenntnisquelle. Nur da, wo auch eine nicht am Buch⸗ 
ftaben haftende, ſondern Sinn und Zweck der Vorſchrift be 
rückſichtigende Auslegung ſich nicht in der Lage ſähe, ein Han⸗ 
deln mit dem Wortlaut des Geſetzes zu faſſen, das erſichtlich 
dem Grundgedanken eines Geſetzes zuwiderläuft und das 
weiterhin mit dem Sittengebot der völkiſchen Gemeinſchafts⸗ 
ordnung unverträglich iſt und deshalb nach geſundem Emp⸗ 
finden des Volkes Beſtrafung fordert, nur da hat der Richter 
das Recht und zugleich die Pflicht, die Beſtrafung auf die 
entſprechende Anwendung des Strafgeſetzes zu ſtützen. Zwei 
Vorausſetzungen find es alſo, die ein Hinausgehen über den 
Rahmen des geſchriebenen Rechtes rechtfertigen und gebieten: 


a) Die Tat muß zunächſt dem Grundgedanken eines 
Strafgeſetzes (der ratio legis) zuwiderlaufen; dagegen kommt 
es nicht auf die Ahnlichkeit des äußeren Tatbildes an. Das 
Geſetz macht keinen Unterſchied zwiſchen der Geſetzes⸗ und der 
ſog. Rechtsanalogie. Die Frage, in welchem Umfang der 
Richter den Grundgedanken eines Geſetzes verallgemeinern, 
inwieweit er den Rechtsgedanken aus der Zuſammenſchau 
einer Mehrzahl von Rechtsgedanken gewinnen darf, läßt ſich 
nicht allgemein beantworten. Zwei Grenzen müſſen jedenfalls 
innegehalten werden: einmal muß der Verbotstatbeſtand ſtets 
aus dem Grundgedanken eines beſtimmten Strafgeſetzes 
gewonnen werden. Daraus folgt, daß die Herausarbeitung 
einer ratio legis, die von der im Geſetz vorgenommenen kon⸗ 
kreten Ausgeſtaltung des Rechtsgedankens völlig oder in wei⸗ 
teſtem Umfang abſehen würde und nur einen ganz allgemeinen 
Gedanken übrig ließe, dem Willen des Geſetzes nicht entſpricht; 
dieſes verwehrt dem Richter, auf die höchſten Hohen der Be⸗ 
trachtung emporzuſteigen und den Grundgedanken ſo zu ver⸗ 
allgemeinern, daß die Verbindung mit dem geſetzlichen Tat⸗ 
beſtand in ſeiner konkreten Ausgeſtaltung völlig gelöſt iſt. 
Zum anderen muß der Richter ſtets prüfen, ob nicht aus der 
Geſtaltung der Norm der Wille des Geſetzgebers zu entnehmen 
iſt, das Gebot oder Verbot nicht weiter auszudehnen und da⸗ 
mit eine Überſchreitung der geſetzten Grenzen im Wege ent⸗ 
ſprechender Anwendung des Grundgedankens auszuſchließen. 
Denn der Richter ſoll ja nur da, wo es menſchlicher Unzu⸗ 
länglichkeit nicht gelungen iſt, den geſetzgeberiſchen Willen in 
die umfaſſende Form zu kleiden, oder wo der Geſetzgeber bei 
der Geſtaltung der Norm nicht in der Lage war, die Fülle der 
Möglichkeiten zu überſehen, der verſtändnisvolle Verbündete 
des Geſetzgebers werden; nicht aber iſt es ſeine Aufgabe, da, 
wo der Geſetzgeber aus wohlerwogenen Gründen und in weiſer 
Selbſtbeſchränkung nicht weitergehen wollte, ſich deſſen Auf⸗ 
gabe anzumaßen. Wenn daher — um die in der amtlichen Be⸗ 
gründung angeführten Beiſpiele zu gebrauchen — das Geſetz 
in 8 175 bewußt nur die gleichgeſchlechtliche Unzucht zwiſchen 
Männern mit Strafe bedroht, ſo geht es nicht an, die 
lesbiſche Liebe auf Grund des § 2 StGB. zu beſtrafen. Und 
wenn der Geſetzgeber beſtimmte Altersgrenzen feſtſetzt, wie 
z. B. in $ 176 Nr. 3 oder in § 182 StGB., jo wäre es un⸗ 
zuläſſig, wenn der Richter das Strafgeſetz auch in einem Falle 
entſprechend anwenden wollte, in dem die geſchützte Perſon, 


1) Vgl. insbeſ. die eindringenden Darlegungen Freislers, 
„Schutz des Volkes oder des Rechtsberufes? Feſſelung des Verbre⸗ 
chers oder des Richters“ in DStr. 1935, 1 ff. und die einſchlägigen 
Mitteilungen in dem Bericht über die Arbeit der amtlichen Straf⸗ 
rechtskommiſſon (Gürtner, Das kommende deutſche Strafrecht, 
Bd. 1, S. 128 ff.). 
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obwohl ſie die betreffende Altersgrenze ſchon überſchritten 
hat, doch nach ihrer körperlichen und geiſtigen Entwicklung 
auf der Stufe der Altersklaſſen zurückgeblieben iſt, die der 
Geſetzgeber hat ſchützen wollen. Denn durch die ſtarre Feſt⸗ 
legung eines beſtimmten Schutzalters hat das Geſetz zum 
Ausdruck gebracht, daß es um der Rechtsſicherheit willen in 
Kauf nimmt, daß in Ausnahmefällen ſein Zweck nicht voll 
erreicht wird. Eine beſonders ſorgfältige Prüfung, ob das 
Geſetz gewollte Grenzen enthält, iſt — auch hierauf weil 
die amtliche Begründung hin — auf dem Gebiet des Neben? 
ſtrafrechts, insbeſondere des Wirtſchaftsrechts geboten. Denn 
hier handelt es ſich nicht ſelten um reine Ordnungsvor⸗ 
ſchriften ohne einen ſpezifiſch ethiſchen Akzent, in denen die 
Pflichten, die ſie auferlegen, und deren Verletzung unter 
Sirafe geſtellt iſt, rein poſitivrechtlich feſtgelegt find. Das 
gleiche gilt auf dem Gebiet des polizeilichen Unrechts. 

b) Die weitere Vorausſetzung der Strafbarkeit iſt, daß 
die Tat nach geſundem Volksempfinden Beſtrafung verdient. 
Die Feſtſtellung, die der Richter hier zu treffen hat, iſt eine 
wertende. Er darf ſich nicht damit begnügen, feſtzuſtellen, 
wie das Volk oder der in Frage kommende Teil des Volkes 
über die Strafwürdigkeit tatſächlich denkt, ſondern er muß 
prüfen, ob das fragliche Verhalten mit den Erforderniſſen und 
Bedürfniſſen der völkiſchen Gemeinſchaftsordnung vereinbar 
iſt oder ob es die Mißbilligung der Volksgeſamtheit verdient. 
Eine laxe, ungeſunde Rechtsauffaſſung, die in beſtimmten 
Volkskreiſen oder gar bei der Mehrheit des Volkes etwa Fu 
gefaßt haben ſollte, könnte daher nicht als maßgebend aM 
geſehen werden. Wenn es aber andererſeits einmal vor⸗ 
kommen ſollte, daß ein Geſetz, etwa ein ſtrafrechtliches Neben 
geſetz, im ganzen Volk als verfehlt erkannt würde, ſo könnte 
es nicht analog angewandt werden. 


Liegen die vorbezeichneten Vorausſetzungen einer ent⸗ 
ſprechenden Geſetzesanwendung vor, fo muß der Richter be? 
ſtrafen; in den neuen 88 170 a, 2674 (Art. 1 des Gel. zur 
Anderung von Vorſchriften des Strafverfahrens uſw. vo 
28. Juni 1935 [RG Bl. I, 844]) hat dieſe Pflicht auch ihren 
verfahrensrechtlichen Ausdruck gefunden. Dabei taucht die 
Frage auf, aus welchem Strafgeſetz die Strafe zu entnehmen 
iſt, wenn eine Tat nach dem Grundgedanken verſchiedener 
Strafgeſetze ſtrafbar erſcheint. In dem bekannten Fall be? 
Münzfernſprecherbetrugs (vgl. RGSt. 68, 65) beiſpielsweiſ 
kämen, wenn nicht der neue 8 265 a geſchaffen worden wäre, 
Betrug, Münzfälſchung und Entziehung elektriſcher Kraft in 
Betracht. Oder wie wäre, wenn es nicht das Sondergeſe 
v. 9. April 1900 gäbe, die Entziehung elektriſcher Energi, 
ſtrafbar? Als Diebſtahl, Unterſchlagung oder Betrug? 
Antwort auf dieſe Frage gibt § 2 Abi. 1 Satz 2 StGB. n. Br 
indem er beſtimmt, daß in Fallen dieſer Art die Tat nach 
dem Geſetz zu beſtrafen ſei, deſſen Grundgedanke auf ſie am 
beſten zutrifft. 

Durch die neuen Vorſchriften in Art. 1 Nr. 1 b und ö 
der Strafprozeßnovelle v. 28. Juni 1935 ift für die Wahrung 
der Rechtseinheit auf dem Gebiet der Analogierechtſprechung 
geſorgt. 

2. Gleichzeitig haben die Vorſchriften über die zelt 
liche Geltung der Strafgeſetze eine Umgeſtaltung 
erfahren. 

a) § 2a Abſ. 1 u. F. wiederholt zunächſt den Grundſah 
des bisher geltenden Rechts, daß Strafbarkeit und Strafe 
ſich grundſätzlich nach dem zur Zeit der Tatbegehung gelten 
den Recht (Geſetz und Rechtsgedanke: § 2 n. F.) richten. 
Damit hält die Novelle auch an dem Grundſatz der Nicht 
rückwirkung der Strafgeſetze feſt, und zwar ſowohl fil 
den Fall, daß eine zur Zeit ihrer Begehung ſtrafloſe Fr 
ſpäter mit Strafe bedroht wird, oder daß die Strafbarke 
einer zur Tatzeit mit Strafe bedrohten Tat ſpäter wegſan 
wie auch für den Fall, daß die Strafdrohung für eine 
reits zur Zeit der Begehung ſtrafbare Handlung ſpäter ge 
mildert oder verſchärft wird. Dieſer Grundſatz iſt, ſon 
es ſich um die Rückwirkung des milderen Geſetzes hand M 
durch 82a Abſ. 2 n. F. in gewiſſem Umfang durchbroche 
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(ogl. darüber unten zu b). Die Erwägungen, die dazu Ver⸗ 
anlaſſung gaben, dem von manchen Seiten geäußerten Wunſch 
nach Rückwirkung eines neuen ſtrafbegründenden oder ſtraf⸗ 
ſchärfenden Geſetzes keine Folge zu geben, ſind in dem Bericht 
über die Arbeit der amtlichen Strafrechtskommiſſion Bd. 1 
S. 135 ff. dargelegt; auf dieſe Darſtellung muß hier ver- 
wieſen werden. Hier fer daraus nur in Kürze folgendes her- 
vorgehoben: Eine Vorſchrift etwa des Inhalts, daß auch 
eine zur Zeit der Begehung nicht ſtrafbare Tat unter ein 
ſpäteres Strafgeſetz fallen müſſe, falls die Handlung zur 
Zeit ihrer Begehung ſchon ſtrafwürdig erſchien, würde be⸗ 
deuten, daß — unter der gedachten Vorausſetzung — jedes 
neue Strafgeſetz, das einen bis dahin nicht bekannten Tate 
beſtand enthält, alle vor dem Inkrafttreten begangenen, 
unter den Tatbeſtand fallenden Handlungen rückwirkend bis 
zur Verjährung erfaſſen würde. Der Richter müßte dann in 
jedem einzelnen Fall feſtſtellen, ob und von welchem Zeit 
punkt ab während des Zeitraums zwiſchen dem Eintritt der 
Verjährung und dem Inkrafttreten des Geſetzes eine all⸗ 
gemeine Überzeugung von der Strafwürdigkeit beſtanden hat. 
Die Schwierigkeiten einer ſolchen Feſtſtellung liegen auf der 
Hand. Die Wirkung einer derartigen Vorſchrift wäre nicht 
nur eine ungeheure Rechtsunſicherheit, ſie würde auch, mie 
zu befürchten iſt, zu einer Fülle von Denunziationen Ver⸗ 
anlaſſung geben. Angeſichts ſolcher Schwierigkeiten und Nach⸗ 
teile wäre deshalb die grundſätzliche Rückwirkung nur geboten, 
wenn ſie einem dringenden Bedürfnis entſpräche. Das iſt 
aber nicht der Fall. Denn es iſt davon auszugehen, daß im 
totalen Volksſtaat, deſſen Rechtsideal die Übereinſtimmung 
von Recht und Moral, von geſchriebenem Recht und dem in 
der überzeugung des Volkes wurzelnden Rechtsbewußtſein iſt, 
die politiſche Führung vermöge der inneren Verbundenheit 
von Volk und Staat in dem Augenblick eine ſtrafgeſetzliche 
Reaktion wird eintreten laſſen, in dem ein beſtimmtes Ver⸗ 
halten im Volk allgemein als volksſchädlich und verwerflich 
erkannt wird. Es kommt hinzu, daß in den Fällen, in denen 
ein Verhalten, ohne den Tatbeſtand eines geſchriebenen Straf⸗ 
geſetzes zu erfüllen, allgemein mißbilligt wird, regelmäßig 
die oben gekennzeichneten Vorausſetzungen für die ent⸗ 
ſprechende Anwendung einer geltenden Strafbeſtimmung 
gegeben ſein werden. Hält der Geſetzgeber im Einzelfalle eine 
Rückwirkung für angebracht, ſo mag er dieſe jeweils in dem 
einzelnen Geſetz anordnen. 

Die gleichen Erwägungen ſtehen einer allgemeinen 
Rückwirkung einer neu eingeführten Straf verſchär⸗ 
fung entgegen, denn hier iſt die Feſtſtellung, ob wirklich 
eine allgemeine Überzeugung über das Maß der Straf- 
würdigkeit zu einem beſtimmten früheren Zeitpunkt gegeben 
war, noch viel ſchwieriger als die Feſtſtellung, ob die all⸗ 
gemeine Auffaſſung eine Beſtrafung der Ta: forderte. Auch 
hier iſt es deshalb richtiger, von einer allgemeinen Rück⸗ 
wirkungsvorſchrift abzuſehen; iſt im Einzelfall eine Rück⸗ 
wirkung erwünſcht, jo kann der Geſetzgeber ſie — nach dem 

orbild der ſog. lex van der Lubbe (§ 1 des Geſ. vom 
29. März 1933 [RG Bl. I, 151) — im Einzelfall vor⸗ 
ſchreiben. 

b) Hingegen läßt $ 2a Abſ. 2 im Anſchluß an das bis- 
herige Recht aus Billigkeitsgründen eine Rückwirkung des 
milderen l(einſchließlich des die Strafdrohung gänzlich auf⸗ 
hebenden) Geſetzes zu. Während jedoch § 2 Abſ. 2 a. F. dieſe 
Rückwirkung zwingend vorſchrieb, iſt ſie jetzt in das Ermeſſen 
es Gerichts geſtellt, offenbar aus der Erwägung heraus, 
aß der Täter doch immerhin dem zur Tatzeit noch be⸗ 
ſtehenden und für ihn verbindlichen Geſetzesbefehl zuwider⸗ 
gehandelt hat und daß die Tatſache, daß vielleicht aus reinen 
Zweckmäßigkeitsgründen das Geſetz nachträglich gemildert wor⸗ 
2 den iſt, ihm vom Standpunkt der Billigkeit aus geſehen 

keinen Anſpruch auf die Anwendung des milderen Rechts 
geben kann. Aus welchen Gründen die Milderung eingetreten 
iſt, ob ſie auf einem Wandel der Anſchauungen über die 
trafwürdigkeit der Tat beruht oder nur erfolgte, weil die 
eſonderen tatjächlichen Verhältniſſe, wegen deren das Geſetz 
erlaſſen worden iſt, weggefallen ſind, ſpielt keine Rolle (vgl. 
ledoch unten e). Während ferner nach § 2 a. F. auch das 
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mildere Zwiſchengeſetz, d. h. eine nach der Begehung ein⸗ 
tretende, zur Zeit der Aburteilung aber ſchon wieder be⸗ 
ſeitigte Milderung dem Täter zugute kam, iſt nach dem neuen 
§ 24 Abſ. 2 nur eine Milderung des zur Zeit der Ab⸗ 
urteilung geltenden Rechts gegenüber dem Recht zur Zeit der 
Tatbegehung entſcheidend. Und ſchließlich iſt, während nach 
dem bisherigen Recht eine nach der Aburteilung in der leßten 
Tatfſacheninſtanz eintretende Milderung für das Rev. grund⸗ 
ſätzlich ohne Bedeutung war und von ihm nicht berückſichtigt 
werden konnte (Lpzͤomm. [5] Anm. VI zu § 2), nach dem 
neuen § 3542 StPO. (in der Faſſung von Art. 8 Nr. 12 
der Strafprozeßnovelle v. 28. Juni 1935) jetzt auch das 
Rev. in die Lage, eine nach der letzten Tatſacheninſtanz 
eingetretene Milderung oder Aufhebung eines Strafgeſetzes 
zu berückſichtigen; ob es von dieſer Möglichkeit Gebrauch 
machen will, iſt — ebenſo wie bei dem Tatrichter — in ſein 
Ermeſſen geſtellt. 


An dem Grundſatz, daß eine nach rechtskräftiger 
Aburteilung eintretende Milderung dem Verurteilten nicht 
zugute kommt, ſondern daß es gegebenenfalls Sache der 
Gnade iſt, einen Ausgleich zu ſchaffen, hat die Novelle feſt⸗ 
gehalten. 


c) Von dem Grundſatz, daß dem milderen Geſetz nach 
dem Ermeſſen des Gerichts rückwirkende Kraft zukommt, 
macht § 2 a Abſ. 3 — inſoweit in Einklang mit der bisherigen 
herrſchenden Meinung — eine Ausnahme für die ſog. Zeit⸗ 
geſetze, d. h. ſolche Geſetze, die von vornherein nur für 
einen beſtimmten Zeitraum erlaſſen worden ſind, mag er nun 
kalendermäßig oder ſonſtwie beſtimmt ſein. Hier wäre es nicht 
angängig, Straftaten, die während der Geltungsdauer des 
Geſetzes begangen ſind, ſtraflos zu laſſen, wenn ſie bis zum 
Außerkrafttreten des Geſetzes durch Zeitablauf noch nicht 
rechtskräftig abgeurteilt find. Denn das würde praktiſch 
nichts anderes bedeuten, als daß das Strafgeſetz — mine 
deſtens gegen Ende feiner Geltungsdauer — feiner Wirkſam⸗ 
keit zum guten Teil entkleidet würde, weil jeder Täter ſich 
der Hoffnung hingibt, die Verfolgung ſeiner Straftat, wenn 
dieſe überhaupt vor Ablauf der Geltungsdauer entdeckt wird, 
fo lange hinziehen zu können, bis der Zeitpunkt des Außer- 
krafttretens gekommen ift. Gerade der autoritäre Staat kann 
ſich daher mit einer ſolchen Regelung am wenigſten ein- 
verſtanden erklären. Deshalb ſieht der $ 2a Abſ. 3 vor, daß 
Zuwiderhandlungen gegen Zeitgeſetze auch noch nach deren 
Außerkrafttreten zu beſtrafen ſind. 


d) Die Vorſchrift in §S 2a Abſ. 4 n. F., wonach über 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung nach dem zur Zeit 
der Entſcheidung geltenden Recht zu beſtrafen iſt, entſpricht 
dem bisherigen Recht (§ 2a a. F.). Neu iſt, daß auch hier 
nicht mehr der Zeitpunkt der Aburteilung in der letzten Tat⸗ 
ſacheninſtanz maßgebend iſt, ſondern daß nach dem neuen 
§ 354 a StPO. das NevG. auch ein erſt nach dieſem Zeit⸗ 
punkt in Kraft getretenes Geſetz über Maßregeln der Siche⸗ 
rung und Beſſerung anwenden darf. 


II. Verhütung ungerechter Freiſprechungen 
durch Zulaſſung der Wahlfeſtſtellung (Art. 2 
des Geſetzes) 


Das Beſtreben, den Richter von Feſſeln zu befreien, die 
ihn an der Beſtrafung des materiellen Unrechts hindern, hat 
dent Geſetzgeber Veranlaſſung gegeben, die Frage nach der 
Zuläſſigkeit der ſog. Wahlfeſtſtellung zu regeln, deren Er⸗ 
örterung bekanntlich durch die Plenarentſcheidung des RG. 
v. 2. Mai 1934 (RGSt. 68, 257) und den verſehentlich in 
SW. 1934, 294 veröffentlichten Urteilsentwurf in lebhaften 
Fluß gekommen iſt. Was ſoll geſchehen, wenn nach Lage der 
Sache nicht zweifelhaft iſt, daß der Angeklagte einen bei ihm 
vorgefundenen Gegenſtand entweder geſtohlen oder gehehlt 
hat, eine eindeutige Tatſachenfeſtſtellung aber nicht möglich 
iſt? Die frühere Rechtſprechung des Rh., die eine Wahlfeſt⸗ 
ſtellung nur zuließ, wo lediglich verſchiedene Ausführungs⸗ 
arten desſelben Verbrechens oder Vergehens in Betracht 
kommen, die vom Geſetz als gleichwertig angeſehen werden, 
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ſtellte den Richter vor die peinliche Wahl, in einem ſolchen 
Falle entweder den Täter freizuſprechen oder, wenn er dies 
vermeiden wollte, eine unehrliche tatſächliche Feſtſtellung zu 
treffen. Die Plenarentſcheidung in RGSt. 68, 257, die in 
Abkehr von der früheren Rechtſprechung die Wahlfeſtſtellung 
zwiſchen Diebſtahl und Hehlerei zuließ, befreite zwar für die 
überwiegende Zahl der Fälle, in denen in der Praxis das 
Bedürfnis nach der Möglichkeit einer Wahlfeſtſtellung her⸗ 
vorgetreten war, den Richter aus dieſer Zwangslage, ſie ge⸗ 
nügte aber nicht, den Grundſatz der materiellen Gerechtigkeit 
im Strafrecht voll durchzuführen. Das Geſetz hat deshalb die 
Frage der Wahlfeſtſtellung in § 2b allgemein geregelt; es 
ſieht vor, daß der Täter, wenn feſtſteht, daß er gegen eines 
von mehreren Geſetzen verſtoßen hat, eine Feſtſtellung aber 
nur wahlweiſe möglich iſt, aus dem mildeſten Geſetz beſtraft 
werden muß. 


In REES. 68, 260 iſt gegenüber einer ſolchen Löſung die 
Befürchtung ausgeſprochen, daß bei der allgemeinen Zulaſſung 
der Wahlfeſtſtellung die Gefahr eines Irrtums des Richters 
wachſe, die Gefahr nämlich, daß er eine der in Betracht kommen⸗ 
den Möglichkeiten, wie die Tat ſich abgeſpielt haben könne, über⸗ 
ſieht. Dieſem Bedenken trägt der Geſetzgeber Rechnung, indem 
er in dem neuen § 267 b StPO. in den Urteilsgründen eine 
Feſtſtellung der Tatſachen verlangt, die den Verſtoß ergeben 
und eine Darlegung fordert, weshalb eine eindeutige Feſt— 
ſtellung nicht möglich ſei. Und auch das weitere in RGSt. 
68, 261 geäußerte Bedenken, daß der Verurteilte durch die 
Anführung von Möglichkeiten, hinter denen keine Wirklich 
keit ſteht, mit einem öffentlich beſcheinigten Verdacht zu Un⸗ 
recht belaſtet werde, iſt dadurch behoben, daß nach § 267 b 
Abſ. 1 StPO. (n. F.) der Angeklagte in der Urteilsformel 
nur der Verletzung des anzuwendenden, d. h. des mildeſten 
Strafgeſetzes ſchuldig zu ſprechen iſt. 

Nach § 2b find 3 Gruppen von Fällen zu unterſcheiden: 

1. Eine einheitliche Tat — einheitlich nicht im Sinne 
des materiellrechtlichen Tatbegriffs (§88 73, 74 StGB.), ſon⸗ 
dern im verfahrens rechtlichen Sinne der Identität des geſchicht— 
lichen Vorgangs ($ 264 StPO.) — verſtößt gegen eines von 
mehreren Strafgeſetzen, ohne daß eine eindeutige Tatfeſtſtellung 
möglich iſt. Dies iſt der in RGSt. 68, 257 behandelte Fall, daß 
entweder Diebſtahl oder Hehlerei vorliegt; ferner kommen hier 
etwa die Fälle Diebſtahl - Unterſchlagung und Diebſtahl 
— Untreue in Betracht. Ebenſo gehört hierher der Fall, daß 
der Täter ſich der Teilnahme am Mord oder der Unterlaſſung 
der Anzeige vom bevorſtehenden Mord ſchuldig gemacht hat. 
Oder der Fall, daß ein gewerbsmäßig begangener Abtrei— 
bungsverſuch den Gegenſtand der Anklage bildet, und die 
Frau, an der der Eingriff vorgenommen wurde, angibt, es 
ſei tatſächlich ein Eingriff erfolgt, während der andere Teil 
behauptet, nur zum Schein tätig geworden zu ſein: Abtrei- 
bungsverſuch oder Betrug. In allen dieſen Fällen iſt, wenn 
eine eindeutige Tatfeſtſtellung unmöglich iſt, der Täter aus 
dem mildeſten Geſetz zu beſtrafen. 

Es erhebt ſich die Frage, ob hierher auch der Fall ge⸗ 
hört, daß ſowohl die vorſätzliche wie die fahrläſſige Begehung 
der von dem Täter begangenen Tat ſtrafbar iſt, eine ein⸗ 
deutige Feſtſtellung, ob er vorſätzlich oder fahrläſſig gehandelt 
hat, aber nicht möglich iſt. 

Man wird davon auszugehen haben, daß in dieſen Fällen 
für eine wahldeutige Schuldfeſtſtellung regelmäßig kein Raum 
iſt. Denn wenn der Richter zu dem Ergebnis kommt, daß 
dem Täter Vorſatz nicht nachzuweiſen iſt, ſo ſcheidet eine Ver⸗ 
urteilung wegen vorſätzlicher Begehung ohne weiteres aus; 
ſie kann alſo auch nicht wahlweiſe erfolgen. Er muß vielmehr 
dann weiterhin prüfen, ob fahrläſſige Tatbegehung in Ber 
tracht kommt. Dieſe Frage aber kann, wie kaum der Hervor⸗ 
hebung bedarf, nicht ohne weiteres deshalb bejahend beant— 
wortet werden, weil Vorſatz nicht nachzuweiſen iſt. Steht z. B. 


feſt, daß der geleiſtete Eid falſch iſt, läßt ſich aber nicht feſt⸗ 
ſtellen, daß der Täter wiſſentlich falſch geſchworen hat, ſo darf 
er wegen fahrläſſigen Falſcheides nur verurteilt werden, wenn 
weiterhin feſtgeſtellt wird, daß er in der Lage war, die Un 
wahrheit ſeiner Ausſage zu erkennen. Auch aus dieſem Grunde 
kommt in der Regel eine wahlweiſe Feſtſtellung von Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit nicht in Betracht. Dies entſpricht ſchließlich 
auch der Natur der Sache. Denn wenn es auch tragbar iſt, 
daß die Frage offen bleibt, ob der Täter Dieb oder Hehler, 
Dieb oder Betrüger iſt, ſo kann doch die Frage, ob jemand 
ein Meineidiger oder nur ein leichtſinniger Menſch iſt, ob er 
des Mordes oder Totſchlags oder nur einer fahrläſſigen Tötung 
ſchuldig iſt, auch in den Urteilsgründen im allgemeinen nicht 
unentſchieden bleiben. 


Ausnahmsweiſe aber find Fälle denkbar, in denen auch 
vorſätzliche oder fahrläſſige Begehung wahlweiſe muß feſt⸗ 
geſtellt werden können. Angenommen etwa, ein Schriftſtück, 
das ein Staatsgeheimnis enthält, befinde ſich in einem Schrank 
unter ftändigem Verſchluß; der Schlüſſel zu dem Schrank ſei 
einer beſtimmten Perſon anvertraut. Es ſteht feſt, daß ein 
Dritter von dem Inhalt des Schriftſtücks Kenntnis erhalten 
hat. Nach Lage der Sache kommen nur zwei Möglichkeiten 
in Betracht: entweder der mit der Obhut Betraute hat dem 
Dritten vorſätzlich Einblick in das Schriftſtück gewährt oder 
ihm deſſen Inhalt mitgeteilt, oder aber er hat durch Un— 
achtſamkeit den Schlüſſel irgendwo liegen laſſen und ſo Un⸗ 
befugten ermöglicht, von dem Inhalt des Schrankes Kenntnis 
zu nehmen. Die Möglichkeit eines Einbruches durch Dritte 
ſcheidet nach den Umſtänden gänzlich aus. In dieſem Falle 
muß, wenn eine weitere Aufklärung nicht möglich iſt, eine 
Wahlfeſtſtellung zwiſchen Landesverrat und fahrläſſiger Preis 
gabe von Staatsgeheimniſſen (8 90e StGB.) möglich ſein; 
auch hier kann daun nur aus dem mildeſten Geſetz beſtraft 
werden. 


2. Jemand hat mehrere Handlungen begangen; dadurch 
iſt gegen eines von mehreren Strafgeſetzen verſtoßen wor⸗ 
den; es kann aber nicht feſtgeſtellt werden, welche der meh” 
reren Handlungen die Geſetzesverletzung darſtellt. Beiſpiel: 
Der Angeklagte hat eine eidesſtattliche Verſicherung abgegeben 
und in anderem Zuſammenhang einen Eid geleiſtet, in dem 
er das Gegenteil der eidesſtattlich verſicherten Tatſache be 
ſchworen hat. Ob die Verſicherung oder der Eid falſch iſt, 
läßt ſich nicht feſtſtellen. Hier iſt Wahlfeſtſtellung möglich, und 
der Täter iſt aus dem mildeſten Geſetz zu beſtrafen. Ebenſo 
iſt der Fall zu beurteilen, daß ein 19jähriges Mädchen Dritten 
erzählt, ſie habe mit ihrem Vater geſchlechtlich verkehrt, ohne 
daß feſtgeſtellt werden kann, ob dies zutrifft. Hier liegt, wenn 
ihre Erzählung wahr iſt, Blutſchande, andernfalls Verleum⸗ 
dung des Vaters vor. Es verſteht ſich dabei von ſelbſt, daß 
in ſolchen Fällen eine Wahlfeſtſtellung nicht möglich iſt, wenn 
der Täter im Zeitpunkt einer der beiden Handlungen zurech— 
nungsunfähig geweſen iſt. 


3. Jemand hat durch eine von mehreren Handlungen 
gegen ein beſtimmtes Geſetz verſtoßen, ohne daß feſtgeſtellt 
werden kann, durch welche der Handlungen dies geſchehen iſt. 
Beiſpiel: ein Zeuge, der in erſter Inſtanz und in der Be 
rufungsinſtanz eidlich vernommen worden iſt, beſchwört int 
zweiten Rechtszug das Gegenteil von dem, was er mit dem 
erſten Eide bekräftigt hat; welcher Eid falſch iſt, iſt nicht feſt⸗ 
zuſtellen. Dieſen Fall hat das Geſetz, wie ſich aus der amt⸗ 
lichen Begründung ergibt, bewußt von der Regelung auf 
genommen. Nicht als ob hier fraglich ſein könnte, daß eine 
Verurteilung erfolgen muß; der Geſetzgeber ſteht vielmehr aul 
dem Standpunkt, daß in ſolchen Fällen der Richter auch ohne 
ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung zu einer Verurteilung ge 
langen dürfte. 


(Fortſetzung folgt im nächſten Heft.) 
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Die Strafprozeßnovelle vom 28. Juni 1935 


(RG Bl. I, 844) 


Erſter Teil 


Von Dr. Rudolf Lehmann, 
Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium 


I. Das Geſetz zur Anderung von Vorſchriften des Straf- 
verfahrens und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes v. 28. Juni 
1935 geht in ſeiner Bedeutung weit über das hinaus, was 
ſonſt im Wege der Novellengeſetzgebung angeordnet zu wer⸗ 
den pflegt. Die Begründung zum Geſetz und ebenſo die Ein- 
führungsworte, die der Reichsminiſter der Juſtiz und Staats⸗ 
ſekretär Dr. Freisler dem Geſetz gewidmet haben, zeigen, 
daß hier etwas anderes vorliegt als eine gewöhnliche Re- 
ferentennovelle. In allen amtlichen Kundgebungen, die ſich 
mit dieſem Geſetz und mit dem am gleichen Tage erlaſſenen 
Geſetz zur Anderung des Strafgeſetzbuchs befaſſen, wird dar- 
gelegt, daß hier ein Stück der großen Strafrechts-⸗ 
reform — und zwar ein ſehr wichtiges Stück — vor- 
weggenommen iſt. Die Vorſchriften der beiden Geſetze 
halten ſich, ſoweit ſie grundſätzlicher Natur ſind, im weſent⸗ 
lichen im Einklang mit den Beſchlüſſen der amt 
lichen Strafrechtskommiſſion und der amtlichen 
Strafprozeßkommiſſion. Man kann alſo anneh- 
men, daß die Gedanken, die die beiden Geſetze enthalten, 
in der gleichen oder doch in annähernd der gleichen Form 
in der Geſamtreform des Strafrechts und des Strafprozeſſes 
wiederkehren werden. Darüber hinaus gibt beſonders die 
Novelle zum Strafprozeß, die erſte große Verfahrensnovelle 
ſeit der nationalſozialiſtiſchen Erhebung, einen Ausblick in die 
Gedankenwelt, in der die Prozeßreform entſteht. 

Das weſentlichſte Merkmal der Gedanken, die die ge- 
ſamte Reform tragen, iſt das Beſtreben, den formalen Ver⸗ 
brechensbegriff zu überwinden und zu dem Begriff der 
inneren, wahren, materiellen Gerechtigkeit vorzudringen. Wo 
das Geſetz, das jetzt noch gilt, den Richter zu ſtark feſſelt, wo 
es ihn zwingt, zugunſten einer ſtarren Vorſchrift die innere 
Gerechtigkeit ſeines Spruches zurücktreten zu laſſen, da lockert 
ie Novelle dieſe Feſſeln. Wie das im materiellen Recht ge⸗ 
ſchieht, wird in einem beſonderen Aufſatz gezeigt. Auch in 
der Prozeßnovelle ſteht dieſes Beſtreben an erſter Stelle. 
Kennzeichnend dafür ſind ſchon die Überſchriften, die die 

rozeßnovelle trägt. Freiere Stellung des Richters, freieres 
rmeſſen des Gerichts bei Beweiserhebungen, Beſeitigung 
von einſeitigen Bindungen des Rechtsmittelgerichts, Befrei⸗ 
ung des Reichsgerichts von Bindungen an alte Urteile, 
freiere Stellung der Staatsanwaltſchaft — ſoviel Worte, fo- 
biel Programmpunkte, ſoviel neue Grundſätze. — Näheres 
arüber iſt in einem Aufſatz von Schäfer (Deutſche Juſtiz 
1935, 991) dargelegt. 


II. Die Vorſchriften des Artikels 1 der Novelle über die 
Rechtsſchöpfung durch entſprechende Anwen- 
dung der Strafgeſetze ſind, für ſich ſelbſt genommen, 
nicht von beſonders einſchneidender Bedeutung. Sie dienen 
vornehmlich der prozeſſualen Einführung des neuen Rechts. 
Nachdem 82 StGB. in feiner neuen Faſſung die ent⸗ 
prechende Geſetzesanwendung zugelaſſen und den Rechts- 
atz, der ſich aus dem Grundgedanken eines Strafgeſetzes und 
aus dem geſunden Volksempfinden ableitet, gleichberechtigt 
neben das geſetzte Recht geſtellt hat, war zu überlegen, was 
as Verfahrensrecht zur Durchführung dieſer neuen Vor⸗ 
ſchrift beitragen kann. Gerade aus dem Umſtand, daß 8 2 
StGB. dieſe beiden Rechtsquellen gleichberechtigt neben⸗ 
emander nennt, könnte man den Schluß ziehen, daß das 

trafprozeßrecht der neuen Rechtsquelle nicht beſonders zu 
gedenken brauchte. Aber die Begründung zur Novelle führt 
mit Recht aus, daß die Zulaſſung der entſprechenden Geſetzes⸗ 
anwendung einen ſolchen Bruch mit überkommenen Anſchau⸗ 
ungen bedeutet, daß es notwendig erſchien, auch in der 


Strafprozeßordnung Gerichte und Staatsanwaltſchaften auf 
den neuen Rechtszuſtand eindringlich hinzuweiſen. 

Dieſer Gedankengang erklärt, weshalb in den SS 170 
und 2672 Staatsanwaltſchaft und Gericht beſonders ange⸗ 
wieſen werden, in geeigneten Fällen zu prüfen, ob auf eine 
Tat der Grundgedanke eines Strafgeſetzes zutrifft und ob 
durch entſprechende Anwendung dieſes Strafgeſetzes der Ge⸗ 
rechtigkeit zum Siege verholfen werden kann, wenn eine Tat 
vorliegt, die nach geſundem Volksempfinden Beſtrafung ver⸗ 
dient, aber im Geſetz nicht für ſtrafbar erklärt iſt. 

Der Richter, der ein Strafgeſetzentſprechend 
anwendet, ſchöpft neues Recht. Aus dieſer Tatſache 
find manche Einwendungen gegen die Zulaſſung der ent⸗ 
ſprechenden Rechtsanwendung abgeleitet worden. Dieſe Ein⸗ 
wendungen kritiſch zu erörtern iſt nicht Aufgabe dieſes Auf- 
ſatzes. Es iſt nur darauf hinzuweiſen, daß der Geſetzgeber, 
d. h. die Staatsführung, ſich für den Fall einer entſprechen⸗ 
den Geſetzesanwendung einen weitergehenden Einfluß auf 
die Rechtsbildung vorbehalten hat, als es ſonſt gegenüber der 
Rechtsbildung durch die Gerichte üblich if. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft erhält durch die Novelle das Recht, ein Urteil 
auch dann einem Reviſionsgericht zur Nachprüfung vor- 
zulegen, wenn ſie ſelbſt bereits Berufung eingelegt hat und 
alſo nach den Beſtimmungen der Verordnung v. 14. Juni 
1932 das Recht auf Neviſion verwirkt hätte. Dieſes erwei⸗ 
terte Rechtsmittel wird der Staatsanwaltſchaft 
immer dann gegeben, wenn ſie geltend macht, daß ein Ge⸗ 
richt ein Strafgeſetz zu Unrecht entſprechend angewandt oder 
daß es die entſprechende Anwendung zu Unrecht unterlaſſen 
habe. Maßgebend für die Entſtehung des erweiterten Rechts- 
mittelrechts iſt danach nicht der Inhalt des angefochtenen 
Urteils, ſondern die Rüge, die die Staatsanwaltſchaft erhebt. 
In dieſen Fällen erhält die Staatsanwaltſchaft durch $ 347 a 
StPO. weiterhin das Recht, an Stelle der Zuſtändigkeit des 
nach dem Geſetz zur Entſcheidung berufenen Oberlandesge⸗ 
richts die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts zu be⸗ 
gründen. Entſcheidend für den Wechſel der Zuſtändigkeit iſt 
der einfache Antrag der Staatsanwaltſchaft. Der Antrag iſt 
an dieſelben Vorausſetzungen geknüpft wie das oben erörterte 
erweiterte Rechtsmittelrecht; er muß vor Beginn der Haupt⸗ 
verhandlung des Reviſionsgerichts geſtellt werden. Die 
Staatsanwaltſchaft kann dieſen Antrag auch dann ſtellen, 
wenn ſie nicht ſelbſt Reviſion eingelegt hat. 

Aus dem Umſtand, daß entſprechende Rechte für den 
Angeklagten nicht vorgeſehen ſind, ergibt ſich, daß die Staats⸗ 
anwaltſchaft dieſe Rechte nicht mit Rückſicht auf die ein⸗ 
zelne Sache erhält, ſondern mit Rückſicht auf die Neu⸗ 
10 und Weiterbildung des Rechts durch den Nichter- 
ſpruch. 

Iſt eine ſolche Reviſion eingelegt, ſo hat das Reviſions⸗ 
gericht, unabhängig von der Begründung der Sachrüge, das 
ganze Urteil nachzuprüfen. 

III. Der Streit um die Frage, ob es den Gerichten er⸗ 
laubt werden ſolle oder ob und in welchem Umfange es ihnen 
ſchon erlaubt ſei, ſogenannte Wahlfeſtſtellungen zu 
treffen, iſt im vergangenen Jahre im Anſchluß an die be⸗ 
kannte Plenarentſcheidung des Reichsgerichts neu entbrannt. 
Die Novelle zum Strafgeſetzbuch entſcheidet die Frage. Sie 
beſtimmt in dem neuen § 2b, daß jemand, der gegen eines 
von mehreren Strafgeſetzen verſtoßen hat, aus dem mildeſten 
der in Betracht kommenden Geſetze zu beſtrafen iſt, wenn 
eine Tatfeſtſtellung nur wahlweiſe möglich iſt. 

Der prozeſſualen Durchführung dieſer Vorſchrift 
dient der neue § 267b StPO. Nur inſoweit iſt hier das 
Problem der Wahlfeſtſtellung zu berühren. 

Die neue Vorſchrift entſcheidet zunächſt den Streit, wie 
die Urteilsformel eines auf einer Wahlfeſtſtellung be⸗ 
ruhenden Spruches auszuſehen habe. Die Gegner der Wahl- 
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feſtſtellung haben nicht ohne Grund eingewandt, daß ein 
Spruch, der den Verurteilten „der Tat à oder der Tat b“ 
ſchuldig ſpreche, nicht ſo beſtimmt ſei, wie man das von 
einem Urteil verlaugen könne. Infolgedeſſen beſtimmt die 
Novelle, daß der Angeklagte in der Formel nur der Ver⸗ 
letzung des anzuwendenden — d. h. des mildeſten — Straf⸗ 
geſetzes ſchuldig zu ſprechen iſt. An die Urteilsgründe 
ſtellt die Novelle für den Fall der Wahlfeſtſtellung beſondere 
und nicht leicht zu erfüllende Anforderungen. Die Urteils⸗ 
gründe müſſen angeben, welche Geſetze als verletzt in Be⸗ 
tracht kommen. Die Tatſachen, aus denen das Gericht auf 
den Verſtoß ſchließt, müſſen feſtgeſtellt werden. Die Gründe 
müſſen ſich alſo darüber ausſprechen, welche Tatſachen nach 
Anſicht des Gerichts feſtgeſtellt ſind, aus denen ſich ergibt, 
daß der Angeklagte einen Diebſtahl begangen hat; ferner iſt 
darzulegen, welche Tatſachen feſtgeſtellt ſind, aus denen ſich 
ergibt, daß der Angeklagte eine Hehlerei begangen hat. So⸗ 
dann muß dargelegt werden, weshalb nun nicht feſtgeſtellt 
werden kann, daß der Angeklagte einen Diebſtahl begangen 
hat und weshalb nicht feſtgeſtellt werden kann, daß er eine 
Hehlerei begangen hat. Aus der Würdigung dieſer Feſt⸗ 
ſtellungen muß dann das Gericht zu dem Schluß kommen, 
daß der Angeklagte einer dieſer beiden ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen ſchuldig iſt. 

Dieſe Darſtellung zeigt, daß das Geſetz alles tut, um 
ſich nicht den Vorwurf zuzuziehen, es begünſtige die Ver⸗ 
hängung von Verdachtsſtrafen. Die Anforderungen, die 
an die Bildung der richterlichen überzeugung von der Schuld 
des Angeklagten geſtellt werden, ſind alſo hier um nichts 
geringer als in den gewöhnlichen Fällen, in denen das 
Gericht zu einer eindeutigen Feſtſtellung kommt. Man könnte 
mit viel größerem Recht ſagen, daß die Anforderungen hier 
ſchärfer ſind. 

Es lag keine Veraulaſſung vor, auch für den Fall der 
Wahlfeſtſtellung der Staatsanwaltſchaft oder dem Angeklagten 
ein erweitertes Rechtsmittelrecht zu geben. Die Gründe, aus 
denen die Staatsanwaltſchaft bei der entſprechenden Rechts⸗ 
anwendung ein ſolches Recht erhalten hat, treffen hier nicht 
zu, da es ſich hier immer nur um die Entſcheidung der 
einzelnen Sache handelt, ohne daß grundſätzliche Fragen der 
Rechtsbildung in Betracht kämen. 


IV. Neu geregelt wird die Behandlung von 
Beweisanträgen. Der geltende Rechtszuſtand, der ſeit 
der VO. v. 14. Juni 1932 beſteht, iſt bekannt. Über Beweis⸗ 
anträge entſcheidet das Gericht im allgemeinen nach freiem 
Ermeſſen. Ein gebundenes Ermeſſen gilt da, wo nur eine 
Tatſacheninſtanz gegeben iſt. 

An dieſer Grundlage des Beweisrechts ändert die Novelle 
nichts. Neu ſind nur ihre Vorſchriften über die Ausführung 
des gebundenen Ermeſſens. 

Die Novelle zählt die Gründe erſchöpfend auf, aus denen 
die Gerichte, „bei denen nach dem Geſetz allgemein die Be— 
rufung ausgeſchloſſen iſt“, einen Beweisantrag ablehnen dürfen. 
Dieſe Gründe entwickelt das Geſetz im Anſchluß an die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts. Die Erhebung 
eines Beweiſes darf alſo von der Stra. und vom Schw. 
ſowie von den Gerichten, die in erſter und letzter Inſtanz ent⸗ 
ſcheiden, nur dann abgelehnt werden, wenn die Erhebung des 
Beweiſes unzuläſſig iſt, 

wenn wegen Offenkundigkeit eine Beweiserhebung über⸗ 
flüſſig iſt; 

wenn die Tatſache, die bewieſen werden ſoll, für die 
Entſcheidung ohne Bedeutung 

oder ſchon erwieſen iſt; 

wenn das Beweismittel völlig ungeeignet 

oder wenn es unerreichbar iſt; 

wenn der Antrag zum Zwecke der Prozeßverſchleppung 
geſtellt iſt 

oder wenn eine erhebliche Behauptung, die zur Entlaſtung 
des Angeklagten bewieſen werden ſoll, ſo behandelt werden 


kann, als wäre die behauptete Tatſache wahr. 
Dieſe Vorſchrift enthält geltendes Richterrecht. Ihre Be⸗ 
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deutung liegt mehr in der Anerkennung dieſes Richterrechts 
durch das Geſetz. Neu und von erheblicher Wichtig“ 
keit iſt es aber, daß das Geſetz die Vorzugsbehand- 
lung beſeitigt, die das geltende Recht den fo- 
genannten präſenten Beweis mitteln zuteil wer⸗ 
den läßt. Nach § 245 Abſ. 1 StPO. der bisher geltenden 
Faſſung mußte das Gericht in Strafkammer⸗ und Schwur⸗ 
gerichtsſachen von herbeigeſchafften Beweismitteln auch dann 
Gebrauch machen, wenn es ſie für durchaus unerheblich hielt. 
Eine Ausnahme galt nach dem Geſetz nur für den Fall der 
Prozeßverſchleppung und nach der Rechtſprechung für den Fall 
eines anderen Mißbrauchs. Ein Geſetz, das den Richter von 
unzeitgemäßen Bindungen befreien will, konnte dieſen Zuſtand 
nicht weiter dulden. Das war um ſo weniger möglich, als die 
Sonderbehandlung präſenter Beweismittel zu einer unſozialen 
Bevorzugung ſolcher Angeklagter führte, die in der Lage 
waren, Zeugen und Sachverſtändige entſprechend den Vor⸗ 
ſchriften der Prozeßordnung zu ſtellen. Für die praktiſche 
Anwendung der neuen Vorſchrift bleibt aber zu beachten, was 
die Begründung ſagt: „Dabei wird der geſunde Gedanke, 
der der alten Vorſchrift des § 245 Abſ. 1 zugrunde lag, nicht 
unberückſichtigt bleiben dürfen. Es wird ſich daher auch in 
Zukunft empfehlen, Zeugen, die an Gerichtsſtelle erſchienen 
find, zu vernehmen, wenn das ohne weſentliche Verzögerung 
geſchehen kann und wenn es irgendeinen Erfolg verſpricht. 
Eine engherzige Ablehnung ſolcher Vernehmungen iſt nur ge⸗ 
eignet, den Angeklagten zur Einlegung eines Rechtsmittels 
zu veranlaffen, weil ‚feine Zeugen‘ nicht gehört worden ſeien.“ 

Nach der neuen Vorſchrift gilt freies Ermeſſen des Ge⸗ 
richts auch für den Beweis durch Augenſchein und durch 
Sachverſtändige, und zwar in den Verhandlungen vor 
allen Gerichten. 

Die Ablehnung eines Beweisantrages erfolgt auch in 
Zukunft nur durch einen zu begründenden Beſchluß. Dagegen 
kann der Vorſitzende allein einem Beweisantrag ſtattgeben, 


und zwar im Gegenſatz zum bisherigen Recht auch dann, wenn 


eine Ausſetzung der Hauptverhandlung erforderlich wird. 

V. Es hat ſeit Jahren der Plan beſtanden, das RG. von 
der durch das GG. feſtgelegten Bindung an feine eigene 
Rechtſprechung zu löſen, wenn eine Geſamtreform des Straf 
rechts durchgeführt würde. Die Gründe für dieſen Plan ſind 
zu einleuchtend, als daß ſie weiter zu erörtern wären. Nun 
bedarf es auch kaum einer Darlegung, daß der Wandel in den 
Anſchauungen von Volk und Staat, in den Anſchauungen vom 
Verhältnis des einzelnen zum Staat, in den Auffaſſungen 
über die Aufgaben des Strafprozeſſes, der ſich ſeit der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution vollzogen hat, viel größer 
iſt als die Anderungen auf dem Gebiete des Strafrechts und 
des Strafprozeſſes, die die vor der Revolution geſchaffenen 
Reformentwürfe planten. Die Begründung, mit der damal 
die Löſung des RG. von feiner früheren Rechtſprechung ge 
fordert wurde, gilt alſo in erheblich ſtärkerem Maße für die 
Gegenwart. Die Novelle hebt dieſe durch $ 136 GVG. 
a. F. geſchaffene Bindung auf, ſoweit es ſich um 
Urteile handelt, die vor dem 1. Sept. 1935 et“ 
gangen ſind. Mit der Aufhebung dieſer Bindung verbind 
die Novelle ein eindrucksvolles Bekenntnis zu der Auf 
faſſung, die das Geſetz von den Aufgaben des RG. hat. In 
feierlicher Form ſtellt Artikel 2 der Novelle feſt: 

„Das RG. als höchſter deutſcher Gerichtshof iſt berufen, 
darauf hinzuwirken, daß bei der Auslegung des Geſehes 
dem durch die Staatserneuerung eingetretenen Wandel der 
Lebens⸗ und Rechtsanſchauung Rechnung getragen wird. DM 
mit es dieſe Aufgabe ungehindert durch die Rückſichtnahme 
auf die aus einer anderen Lebens- und Rechtsanſchauung 
erwachſene Rechtſprechung der Vergangenheit erfüllen kann, 
wird folgendes beſtimmt: 

Bei' der Entſcheidung über eine Rechtsfrage kann 205 
RG. von einer Entſcheidung abweichen, die vor dem In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes ergangen iſt.“ 22 

Die Novelle benutzt dieſe Gelegenheit, um auch für 
die Zukunft eine größere Beweglichkeit der Ju 
dikatur des RG. zu er möglichen. 
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Das RG. hat, wie nicht weiter ausgeführt zu werden. 
braucht, die Beſtimmungen des GG., die ſich auf die Her⸗ 
beiführung der Plenarentſcheidung beziehen, ſelbſt als einen 
läſtigen Zwang empfunden. Die Auswege, auf denen es ſich 
bemüht hat, dieſem Zwang zu entgehen, ſind bekannt. Dieſen 
Beſtrebungen kommt das Geſetz entgegen. Es erſetzt die 
unförmlichen Gebilde des bisherigen Plenums und der bis⸗ 
herigen vereinigten Zivilſenate und der vereinigten Strafſenate 
durch Senate, die beſſer arbeitsfähig ſind als die Einrich⸗ 
tungen des bisherigen Rechts. 

Zu dieſem Zweck ſollen ein Großer Senat für 
Zivilſachen und ein Großer Senat für Straf⸗ 
ſachen gebildet werden. Gegebene Mitglieder der Großen 
Senate ſind der Präſident des RG. und der Vizepräſident. 
Zu ihnen treten je ſieben Mitglieder. Die Mitglieder und 
ihre Vertreter werden vom Reichsminiſter der Juſtiz jeweils 
für die Dauer von zwei Geſchäftsjahren beſtellt; dasſelbe 
gilt für den Vertreter des Vizepräſidenten. In beſtimmten 
Fällen (88 136, 137 GVG.) wird der Große Senat durch 
Hinzutritt von anderen Mitgliedern der erkennenden oder be⸗ 
teiligten Senate ergänzt. 

Die Großen Senate werden nach näherer Vorſchrift des 
8136 GVG. tätig, wenn ein Senat von der Entſcheidung 
eines anderen Senats oder eines Großen Senats abweichen 
will. Entſprechendes gilt für die vereinigten Großen Senate, 
die das bisherige Plenum erſetzen und die aus dem Präſi⸗ 
denten, dem Vizepräsidenten und ſämtlichen Mitgliedern der 
Großen Senate beſtehen. 

Neu iſt die Vorſchrift des 8 137 GG., nach der ein 
erkennender Senat ſelbſt in einer Rechtsfrage von grund— 
ſätzlicher Bedeutung die Eutſcheidung des Großen Senats 
herbeiführen kann, wenn es nach ſeiner Auffaſſung die Fort⸗ 
bildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen 
Rechtſprechung erfordert. Aus denſelben Gründen hat der 

berreichsanwalt das Recht, eine Sache von dem erkennenden 
Senat an den Großen Senat zu bringen. 


Zweiter Teil 


Von Dr. Franz Schlüter, Amts⸗ und Landrichter im 
Reichsjuſtizminiſterium 


J. Beſeitigung von einjeitigen Bindungen des Rechtsmittel⸗ 
gerichts (Art. 1 Nr. 4) 


Das Verbot der rekormatio in peius gehörte bisher 
ebenſo zum feſten Grundbeſtande des Strafrechts wie der 
atz nulla poena sine lege. Und es iſt kein Zufall, daß 
die Beſeitigung des Verbots der reformatio in peius und die 
Zulaſſung entſprechender Anwendung der Strafgeſetze zeitlich 
zuſammenfallen. Denn beide Grundſätze ſind Ausflüſſe jenes 
liberalen Rechtsſyſtems, das ſeine Aufgabe darin ſah, den 
Rechtsunterworfenen vor Eingriffen der Staatsgewalt mög⸗ 
lichſt zu ſchützen, feine „ſtaatsfreie“ Sphäre auf Koſten der 
Staatsgewalt möglichſt weit auszudehnen. Derartige Gedan- 
ken mögen für gewiſſe Zeitabſchnitte ihre geſchichtliche Be⸗ 
rechtigung gehabt haben, daß für ſie jedoch im heutigen 
Staat kein Raum mehr iſt, darüber beſteht Einverſtändnis 
(vgl. auch Fiſcher, Das Verbot der reformatio in peius 
in der Reichsſtrafprozeßordnung, Halle 1934, S. 70 ff.). 
Mit der Beſeitigung des Verbots der rekormatio in 
beius iſt ein weiterer wichtiger Schritt getan, um das Straf⸗ 
recht ſeiner ſtarren formalen Bindungen zu entkleiden. Der 
ergang von der formalen zur materiellen Gerechtigkeit, 
er auch auf anderen Gebieten immer mehr zum Durchbruch 
kommt (vgl. neuerdings das Geſetz zur Verhütung mißbräuch⸗ 
i licher Ausnutzung von Vollſtreckungs möglichkeiten v. 13. Dez. 
1934 [RG Bl. I, 1234]), erhält damit auch im Strafrecht 
einen weiteren Autrieb. So wird letzten Endes die Volks⸗ 
nähe unſeres Rechts, die eines der vordringlichſten Ziele der 
nationalſozialiſtiſchen Rechtserneuerung bildet, weſeutlich ge⸗ 
ördert. Gerade das Verbot der reformatio in peius hat viel- 
ach dazu beigetragen, die Volkstümlichkeit der Strafjuſtiz zu 
untergraben und die Überzengungsfraft richterlicher Entſchei⸗ 


dungen zu ſchwächen. War beiſpielsweiſe der Angekl. in erſter 
Inſtanz wegen einfacher Sachbeſchädigung zu einer geringen 
Geldſtrafe verurteilt worden, fo mußte das BG. — ſofern 
der Angekl. allein Berufung eingelegt hatte — dieſe Strafe 
auch dann aufrechterhalten, wenn es auf Grund der neuen 
Hauptverhandlung eine ſchwere Brandſtiftung feſtſtellte. Ein 
ſolches Urteil, das eine Strafe aufrechterhält, die dem Sühne⸗ 
und Schutzbedürfnis der Volksgemeinſchaft in keiner Weiſe 
entſpricht, und dabei erklärt „es könne leider nicht anders“, 
iſt für eine kraftvolle ſtaatliche Autorität unerträglich. Die 
Gerechtigkeit iſt ſo durch die Rückſicht auf das Individuum 
gebunden. Keber (Gegen das Verbot der rekormatio in 
peius uſw., Spandau 1892) nennt deshalb das Verbot der 
Schlechterſtellung mit Recht „ein Symptom des Zurückwei⸗ 
chens der ſtaatlichen Strafgewalt vor dem Verbrecher“. 

Man könnte vielleicht einwenden, daß es Aufgabe der 
StA. ei, ihrerſeits durch rechtzeitige Rechtsmitteleinlegung da⸗ 
für zu ſorgen, daß das Urteil der materiellen Gerechtigkeit 
entſpricht. Gewiß, regelmäßig wird die StA. dazu in der Lage 
ſein. Aber es gibt auch Fälle, in denen erſt im Laufe der 
Rechtsmittelverhandlung (nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt) 
neue Umſtände hervortreten, die im ſtaatsanwaltſchaftlichen 
Ermittlungsverfahren und in der erſten Hauptverhandlung 
auch bei größter Sorgfalt nicht aufgeklärt werden konnten. 
Hier muß das Gericht in der Lage ſein, auch ohne ein Rechts⸗ 
mittel der StA. der neuen Sachlage Rechnung zu tragen. Die 
an ſich denkbare Möglichkeit, etwa durch eine Art friſtloſer 
„Anſchlußberufung“ der StA. (vgl. 8 521 ZPO.) das gleiche 
Ergebnis zu erzielen, wäre ein des Staates unwürdiger 
Umweg. 

Außer der Verwirklichung materieller Gerechtigkeit ver⸗ 
folgt die Zulaſſung der reformatio in peius noch ein wei⸗ 
teres Ziel: Stärkung des Verantwortungs⸗ 
bewußtſeins bei der Rechtsmitteleinlegung. Es iſt kei⸗ 
neswegs das Ziel der Novelle, auf dem Umweg über die Be⸗ 
ſeitigung des Verbots der rekormatio in peius eine all⸗ 
gemeine Einſchränkung der Rechtsmittel zu erzielen. Daß 
ein ſolches Ergebnis als Folge der Zulaſſung der Schlechter⸗ 
ſtellung wohl kaum zu erwarten iſt, zeigt die Erfahrung mit 
den §§ 411 Abſ. 3, 417 Abſ. 3 StPO., die beim Einſpruch 
gegen den amtsrichterlichen Strafbefehl und die polizeiliche 
Strafverſügung eine Straferhöhung im nachfolgenden Urteil 
ausdrücklich zulaſſen; daß hier die Möglichkeit der Strafe 
erhöhung die Zahl der Einſprüche weſentlich vermindert 
hätte, iſt — ſoweit ſich das aus bloßem Zahlenmaterial über⸗ 
haupt entnehmen läßt — kaum anzunehmen. Was durch die 
Zulaſſung der rekormatio in peius unterbunden werden ſoll, 
iſt lediglich folgendes: 

1. Verhinderung ſolcher Rechtsmittel, die ohne ernſt⸗ 
liche Ausſicht auf Erfolg lediglich als „Verſuchsballon“ bes 
nutzt werden. 

2. Verhinderung von Rechtsmitteln, die lediglich darauf 
hinzielen, die Rechtskraft des Urteils hinauszuzögern ). 

Für den Regelfall wird ſchon die bloße Ausſicht auf die 
mögliche Koſtenbelaſtung den Angekl. hindern, ein materiell 
gerechtes Urteil nur deshalb anzugreifen, weil er mögli⸗ 
cherweiſe in der zweiten Inſtanz mildere Richter finden 
könnte. Aber dieſe Bedenken gelten nicht für den gut ſituierten 
Angekl. Die Erfahrung hat immer wieder gezeigt, daß gerade 
der wohlhabende Angekl. die Rechtsmittel bis zum äußerſten 
auszuſchöpfen pflegte, auch wenn das erſte Urteil als aus⸗ 
geſprochen milde bezeichnet werden mußte. Die Möglichkeit der 
Urteilsverſchärfung wird hier Abhilfe ſchaffen. Die Beſeitigung 
des Verbots der rekormatio in peius bringt ſomit auch einen 
gewiſſen ſozialen Ausgleich. — Die Zulaſſung der Schlechter⸗ 
ſtellung wird darüber hinaus ein wirkſames Gegengewicht da⸗ 
gegen bilden, daß die Rechtsmittelbefugnis lediglich als Mit⸗ 
tel zur Hinauszögerung der Urteilsrechtskraft benutzt wird. 


1) Beſonders bei den Angeklagten, die ſich in Unterſuchungs⸗ 
haft befanden, war vielfach zu beobachten, daß ſie die Rechtsmittel 
hauptſächlich zur Verzögerung der Urteilsrechtskraft benutzten, in⸗ 
dem ſie davon ausgingen, daß ihnen die (mildere) Unterſuchungs⸗ 
haft nachher in vollem Umfange auf die (ſchwerere) Freiheitsſtrafe 
angerechnet werden würde. 
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Es wird vielleicht auffallen, daß die Strafprozeßnovelle 
das Verbot der reformatio in peius nicht nur beſeitigt, ſon⸗ 
dern darüber hinaus ihre Zuläfſigkeit in poſitiver Faſſung in 
das Geſetz aufgenommen hat. Dies beruht auf ähnlichen Grün⸗ 
den wie die Einfügung der 88 170 a, 267 a StPO.: Die Be⸗ 
ſeitigung des Verbots der reformatio in peius bringt einen 
derartigen Wandel des überkommenen Rechtsdenkens, daß es 
angemeſſen ſchien, die Aufhebung des Verbots durch eine 
poſitive Faſſung zu unterſtreichen. Die künftige Strafverfah⸗ 
rensordnung wird dagegen vielleicht auf eine Erwähnung der 
reformatio in peius überhaupt verzichten können. 

Die Zulaſſung der reformatio in peius machte auch die 
Beſeitigung des ſelbſtändigen Rechtsmittelrechts des Ehemanns 
notwendig. Denn es wäre für das heutige Rechtsempfinden 
unerträglich, wenn die Ehefrau infolge eines Rechtsmittels, 
das fie perſönlich vielleicht nicht einmal wünſcht, härter be- 
ſtraft würde als im angefochtenen Urteil. Dem Geſetzgeber 
hätte allerdings auch der Weg offengeſtanden, das Rechtsmit⸗ 
telrecht des Ehemanns zu erhalten und inſoweit die Zulaſ⸗ 
ſung der Schlechterſtellung zu durchbrechen. Aber da das 
Rechtsmittelrecht des Ehemanns ohnehin in die Gegenwart 
nicht mehr recht hineinpaßt, ſo war ſeine völlige Beſeitigung 
die näherliegende Löſung. Das ſelbſtändige Rechtsmittelrecht 
des geſetzlichen Vertreters iſt dagegen erhalten geblieben. Au⸗ 
dererſeits hat der Geſetzgeber davon abgeſehen, hier die grund- 
ſätzliche Zuläſſigkeit der Schlechterſtellung zu durchbrechen. Die 
hiernach beſtehende Möglichkeit, daß der Vertretene ohne fein 
Zutun benachteiligt wird, läßt ſich aber damit rechtfertigen, 
daß das Allgemeinintereſſe an materieller Gerechtigkeit die 
Rückſichtnahme auf den Willen eines nicht voll Geſchäfts⸗ 
fähigen überwiegt. 

Die Gerichte werden ſich bei Anwendung der neuen Be⸗ 
ſtimmungen vor Augen halten müſſen, daß das Verbot der 
Schlechterſtellung beſonders aus dem Grunde beſeitigt wor⸗ 
den iſt, um Urteile zu verhindern, bei denen Begründung 
und Urteilsſpruch aus einanderklaffen und jo die 
materielle Gerechtigkeit verletzt wird. Kommt das Rechtsmit⸗ 
telgericht im weſentlichen zum gleichen rechtlichen und tat= 
ſächlichen Ergebnis, wie das angefochtene Urteil, ſo wird wohl 
meiſt eine Strafverſchärfung nicht am Platze ſein, auch wenn 
das Rechtsmittelgericht mit der Strafzumeſſung des erſten 
Urteils nicht ganz einverſtanden ſein ſollte. Das vom Stand⸗ 
punkt der allgemeinen Staatsautorität aus weſentliche In⸗ 
tereſſe an der Aufrechterhaltung einmal getroffener Entſchei⸗ 
dungen wird das Rechtsmittelgericht häufig veranlaſſen, von 
einer nicht unbedingt notwendigen Strafſchärfung abzuſehen. 

Da eine einſchneidende Beſchränkung der Rechtsmittel in⸗ 
folge Zulaſſung der reformatio in peius im allgemeinen wohl 
kaum zu erwarten iſt, ſo beſteht auch für die Anwaltſchaft 
kein Grund zu Beſorgniſſen. Es läßt ſich allerdings nicht 
verkennen, daß die neuen Vorſchriften die Verantwortung der 
Anwälte weſentlich erhöhen. Während bisher bei der Be⸗ 
ratung des in erſter Inſtanz verurteilten Augekl. im weſent⸗ 
lichen wohl nur die Koſtenfrage für die zweite Inſtanz im 
Vordergrunde ſtand und demgegenüber die Erfolgsfrage eine 
weniger wichtige Rolle ſpielte, wird in Zukunft gerade die 
Erfolgsfrage eine beſonders ſorgfältige Prüfung erfordern. 
Aber dieſe Erhöhung der Verantwortung wird die deutſche 
Anwaltſchaft ſicher gern auf ſich nehmen. 


II. Beſeitigung der notwendigen Vorunterſuchung 
(Art. 4 Nr. 1 a bis c und k bis j) 


Die Einrichtung der Vorunterſuchung beruht auf ähn⸗ 
lichen Gedankengängen wie das Verbot der reformatio in 
peius und der Grundſatz nulla poena sine lege. Man wollte 
möglichſt frühzeitig den unabhängigen Richter in den Gang 
des Verfahrens einſchalten, um dem Einzelnen „Garantien“ 
dafür zu geben, daß die Staatsführung (durch die Hand der 
Staatsanwaltſchaft) nicht in die vom Geſetz geſicherten 
„Grundrechte“ des Bürgers eingriff. Unter derartigen Ge⸗ 
ſichtspunkten iſt die Vorunterſuchung heute überflüſſig ge⸗ 
worden. Mancher hätte daher vielleicht eine völlige Ab⸗ 
ſchaffung der Vorunterſuchung erwartet. Aber eine derartige 
Maßnahme hätte zu tief in das Gefüge der SED. ein⸗ 


gegriffen; die Frage der völligen Abſchaffung mußte daher 
der endgültigen Strafverfahrensreform vorbehalten bleiben. 
— Neben dieſen grundſätzlichen Erwägungen waren für die 
Einſchränkung der Vorunterſuchung vor allem auch praktiſche 
Erwägungen maßgebend. Jeder Richter und Staatsanwalt 
weiß, daß die Vorunterſuchung regelmäßig ſachlich unberech⸗ 
tigte Mehrarbeit bringt und dadurch das Verfahren hinaus⸗ 
zögert. Hatte ſich der Staatsanwalt einigermaßen in die Sache 
eingearbeitet, dann mußte er in den Fällen der notwendigen 
Vorunterſuchung die Sache an den Unterſuchungsrichter ab⸗ 
geben; dieſer erhielt ein dickes Aktenſtück, in das er ſich erſt 
mühſam hineinarbeiten mußte, ehe er zur Fortführung der 
Ermittlungen in der Lage war. Bekam dann der Staatsan⸗ 
walt die Akten nach Abſchluß der Vorunterſuchung zur An— 
klageerhebung zurück, ſo mußte er ſich von neuem einarbeiten, 
um die Anklage ſachgemäß vertreten zu können. Weitere Ver⸗ 
zögerungen ergaben ſich aus dem Hin- und Herwandern der 
Akten zwiſchen Staatsanwalt, Unterſuchungsrichter und Straf 
kammer, wenn der Staatsanwalt eine Ergänzung der Vor 
unterſuchung für notwendig hielt, der Unterſuchungsrichter 
aber weitere Ermittlungen ablehnte (vgl. $ 197 Abſ. 2 Sr 
PO .). Gerade mit Rückſicht auf dieſe praktiſchen Unzuträg⸗ 
lichkeiten hat der Geſetzgeber ſchon früher den Zwang zur 
Vorunterſuchung gelockert, wobei er durch Verwaltungsanwei⸗ 
ſungen der Landesjuſtizverwaltungen weitgehend unterſtützt 
wurde (vgl. $ 11 der Sondergerichtverordnung v. 21. März 
1933 [RG Bl. I, 136]; $ 10 VO. gegen Verrat am Deut 
ſchen Volke und hochverraͤteriſche Umtriebe v. 28. Febr. 1933 
[RGBl. I, 85]; Art. 2 VO. zur Beſchleunigung des Verfah⸗ 
rens in Hochverrats- und Landesverratsſachen v. 18. März 
1933 [RG Bl. I, 131); Art. IV § 4 Geſetz zur Anderung 
von Vorſchriften des Strafrechts und des Strafverfahrens 
v. 24. April 1934 [RGBl. I, 341]; „Richtlinien“ Nr. 13). 
Dieſe Entwicklung iſt nunmehr zu einem vorläufigen geſetz⸗ 
lichen Abſchluß gebracht. 

Das grundlegend neue Prinzip enthält jetzt 8 178 Abſ. 2: 
Die Vorunterſuchung findet jetzt allgemein 
nur noch auf Antrag der Staatsanwaltſchaft 
ſtatt. Die Staatsanwaltſchaft ſoll den Antrag 
auf Eröffnung der Vorunterſuchung nur ſtellen, 
„wenn außergewöhnliche Umſtände die Führung 
der Vorunterſuchung durch einen Richter gebie⸗ 
ten“. 8 178 Abſ. 1 euthält für die wichtigſten Strafſachen (die 
vor den Volksgerichtshof, die OLG. und die Schwurgericht 
gehören) eine Lockerung dieſes Grundſatzes, indem für dieſe 
Sachen einfach auf das „pflichtgemäße Ermeſſen“ der Staats- 
anwaltſchaft abgejtelit wird. Es iſt zu beachten, daß außer 
gewöhnliche Umſtände allein den Antrag auf Vorunter⸗ 
ſuchung noch nicht rechtfertigen; es muß hinzukommen, da 
die Vorunterſuchung gerade „durch einen Richter“ geboten 
iſt. Man könnte vielleicht meinen, daß dieſe Worte überflüſ⸗ 
fig ſeien, weil ja die Vorunterſuchung ſelbſtverſtändlich von 
einem Richter geführt werde ($ 184 StPO.). Aber der 
Geſetzgeber hat damit folgendes ſagen wollen: Die Staats“ 
anwaltſchaft ſoll den Antrag auf Vorunterſuchung grundſätz⸗ 
lich nur dann ſtellen, wenn ſie mit ihren geſetzlichen un 
verwaltungsmäßigen Rechten nicht auskommt, ſondern zur 
ſachgemäßen Bearbeitung des Falles gerade die dem R ich“ 
ter eigentümlichen Hilfsmittel oder die gerade ihm 
— kraft ſeiner Unabhängigkeit — eigene Autorität eingeſetz 
werden müſſen (es iſt z. B. eine beſonders große Zahl von 
Zeugen unmittelbar zu vernehmen und gem. § 66 SPD. zu 
vereidigen). Als Gründe für den Antrag auf Vorunkeb, 
ſuchung ſcheiden demnach alle Geſichtspunkte aus, die nicht 
mit der rechtlichen und organiſatoriſchen Verſchiedenheit von 
Staatsanwaltſchaft und Unterſuchungsrichter als ſolcher 51° 
ſammenhängen (wie z. B. Überlaſtung der Staatsanwalt 
ſchaft) 2). 

) Die Novelle hat davon abgeſehen, die Vorunterſuchung in 
Übertretungsſachen ausdrücklich für unzuläſſig zu erklären (vgl. da⸗ 
gegen § 178 Abf. 2 StPO. a. F.). Denn praktiſch wird es wohl nie? 
mals dazu kommen, daß in ſolchen Sachen „außergewöhnliche Un 
ſtände“ die Führung der Vorunterſuchung durch einen Richter 98 
bieten. 
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Durch den neuen Zuſatz zu § 179 St BD. iſt klargeſtellt, 
daß dem Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Eröffnung der 
Vorunterſuchung ſtets zu entſprechen iſt. Schon nach bisheri⸗ 
gem Recht durften die zum Antrag führenden Zweckmäßig⸗ 
keitserwägungen der Staatsanwaltſchaft vom Unterſuchungs⸗ 
richter und von der Strafkammer nicht nachgeprüft werden. 
Inſoweit bringt der Zuſatz zu § 179 nichts Neues. Seine 
wirkliche Bedeutung erhält er erſt im Zuſammenhang mit 
der Streichung der 88 180 bis 183 StPO. Bisher gab es 
ebenſo wie vor dem gerichtlichen Hauptverfahren (§5§8 198 
bis 212 StPO.), fo auch vor der Vorunterſuchung eine Art 
„Zwiſchenverfahren“. Bei der Vorunterſuchung war aller⸗ 
dings das Zwiſchenverfahren von vornherein auf beſtimmte 
Fragen beſchränkt: Unzuſtändigkeit des Gerichts, Unzuläſ⸗ 
ſigkeit der Strafverfolgung oder der Vorunterſuchung und 
Fehlen eines Strafgeſetzes (88 180 Abſ. 1, 181 StPO. 
a. F.). Dieſes „Zwiſchenverfahren“ iſt nun erſatzlos geſtrichen 
worden. Man wird dieſe Streichung als einen Vorläufer für 
die künftige Beſeitigung auch des Zwiſchenverfahrens vor 
der Hauptverhandlung betrachten können. Denn ein ſolches 
Zwiſchenverfahren iſt mit einer klaren Trennung der Ver⸗ 
antwortlichkeiten (Staatsanwalt im Vorverfahren — Gericht 
im Hauptverfahren) unvereinbar. Beſonders bemerkenswert 
iſt, daß auch die Prüfung der Zuſtändigkeit durch die 
Strafkammer beſeitigt worden iſt (das gilt nicht nur für 
die örtliche, ſondern auch für die ſachliche Zuſtändigkeit). Der 
Grundſatz, daß das Gericht in jeder Lage des Verfahrens 
don Amts wegen ſeine Zuſtändigkeit zu prüfen hat, ift damit 
durchbrochen worden 3). Dies läßt ſich für das Gebiet der 
Vorunterſuchung damit rechtfertigen, daß hier den Zuſtän⸗ 
igkeitsfragen nur geringe praktiſche Bedeutung zukommt. 

Die Bindung des Unterſuchungsrichters an den Antrag 
der Staatsanwaltſchaft bedeutet keineswegs eine Minderung 
ſeiner Unabhängigkeit — ebenſoweuig wie die Unabhängigkeit 
des Zivilgerichts dadurch beeinflußt wird, daß es genötigt iſt, 
auf jede beliebige Klage hin in die mündliche Verhandlung 
einzutreten. Der Unterſuchungsrichter behält nach wie vor 
ſowohl hinſichtlich des Verfahrens wie auch hinſichtlich des 
ſachlichen Inhalts ſeiner Maßnahmen volle Unabhängigkeit. 
Die Rechte der Staatsanwaltſchaft beſchränken ſich inſoweit 
auf ein Auskunfts- und Antragsrecht (8 196 StPO.). 

Man könnte vielleicht annehmen, daß ſich nunmehr, nach— 
dem der Unterſuchungsrichter dem Autrag der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft bedingungslos entſprechen muß, auch eine beſondere 
Eröffnungsverfügung des Unterſuchungsrichters (8 192 Abſ. 1 
Satz 2 SID.) erübrige. Das wäre jedoch nicht richtig. Denn 
a ſich nach wie vor an die Eröffnung der Vorunterſuchung 
wichtige Folgen knüpfen (8156 StPO.: Rechtshängigkeit), fo 
muß der Zeitpunkt der Eröffnung auch weiterhin förmlich 
feſtgeſtellt werden. Zudem entſpricht es auch einer geſunden 
Prozeßtechnik, daß der Eintritt in einen neuen Verfahrens- 
abſchnitt durch eine förmliche Verfügung offenkundig ge- 
macht wird. 

Der Gedanke, daß die Verantwortlichkeiten von Staats⸗ 
anwaltſchaft und Gericht klar zu ſcheiden ſind, kommt auch 
darin zum Ausdruck, daß das Gericht die Eröffnung der 
Vorunterſuchung nicht mehr beſchließen kann. Daraus ergab 
ſich als notwendige weitere Folge, daß auch das Recht des 

erichts zur Anordnung einer Ergänzung der Vorunter⸗ 
ſuchung (8 202 StPO.) zu beſeitigen war. Umgekehrt iſt aber 
gas Recht der Staatsanwaltſchaft, eine Ergänzung der 
Jorunterſuchung zu verlangen, erhalten geblieben (§ 197 Abſ. 2 
StpßO.). — Infolge der Beſeitigung der 88 180—183 StPO. 
kann jetzt eine Entfcheidung der Strafkammer über die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Unterſuchungsrichters nicht mehr herbeigeführt 

erden. Der Zwang des § 16 StPO., den Einwand der Un- 
zuſtändigkeit bis zum Schluſſe der Vorunterſuchung geltend 
At machen, hat daher jetzt keinen praktiſchen Zweck mehr. 
Infolgedeſſen iſt dieſer Zwang durch Anderung des 816 be— 
ſeitigt worden. 8 17 iſt dadurch gegenſtaudslos geworden, daß 


1 ) Dies ſchließt natürlich nicht aus, daß der Unterſuchungs⸗ 
eichter, falls er ſich für unzuſtändig hält, bei der Staatsanwaltſchaft 
Me Rücknahme des Antrags auf Vorunterſuchung anregt. 


jetzt für eine Zuſtändigkeitsentſcheidung für die Vorunterſuchung 
kein Raum mehr gegeben iſt. 

Durch die Anderung des § 179 und durch die Streichung 
der 58 180—183, 202 StPO. iſt die Zuſtändigkeit der Straf⸗ 
kammer für die Vorunterſuchung erheblich eingeſchränkt worden. 
Geblieben ſind ihr im weſentlichen noch folgende Befugniſſe: 
Entſcheidung bei Unterbringung in einer Heilanſtalt (8 81 
Abſ. 1 StPO.), Entſcheidung über Aufhebung des Haftbefehls 
(8124 Abſ. 2 StPO.), Beſtellung eines Verteidigers (88 138 
Abſ. 2, 141, 142, 144 StPO.) und Entſcheidung in den Fällen 
der §8 185, 197 Abſ. 2 StPO. 

Mit der Streichung des § 202 StPO. ſollte übrigens nicht 
etwa auch das Recht des Gerichts, vor Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens ſelbſt noch einzelne Beweiſe zu erheben (§ 202 Abſ. 3 
StPO.), beſeitigt werden. Bei der Streichung des § 202 wurde 
vielmehr vorausgeſetzt, daß ſich dieſes Recht auch ohne aus⸗ 
drückliche geſetzliche Beſtimmung ohne weiteres aus dem Weſen 
des Zwiſchenverfahrens ergebe. 


III. Einführung von Hilfsunterſuchungsrichtern 
(Art. 4 Nr. 1 d und e) 


Die Einführung des Hilfsunterſuchungsrichters beruht 
auf dem Beſtreben, dem Unterſuchungsrichter eine beſonders 
ſchnelle und gründliche Arbeit zu ermöglichen. In Zukunft 
werden dem Unterſuchungsrichter im weſentlichen nur noch 
umfangreiche und beſonders ſchwierige Sachen zugewieſen 
werden. Hier muß der Unterſuchungsrichter die Möglichkeit 
haben, ſich der Mithilfe von Hilfskräften zu bedienen, die 
grundſätzlich die gleichen Befugniſſe haben wie er ſelbſt, die 
aber andererſeits ſeinen Weiſungen unterſtehen, damit nicht in 
derſelben Sache in entgegengeſetzter Richtung gearbeitet wird. 

Die Beſtellung des Hilfsunterſuchungsrichters kann jeder⸗ 
zeit widerrufen werden. Dieſe Widerruflichkeit iſt ein Ausdruck 
der bürokratiſchen Unterordnung des Hilfsunterſuchungsrichters. 
Ebenſo die Regelung der Rechtsmittelfrage; andererſeits zeigt 
dieſe Regelung, daß der Hilfsunterſuchungsrichter eine jelb- 
ſtändigere Stellung hat als etwa der Staatsanwalt; er zeichnet 
nicht wie dieſer „im Auftrage“, ſondern im eigenen Namen. 
Im ganzen iſt die Stellung des Hilfsunterſuchungsrichters nicht 
unähnlich der des Rechtspflegers. 

Die Einführung des Hilfsunterſuchungsrichters wird im 
übrigen die ſchon ſeit langem gewünſchte Gelegenheit geben, 
Aſſeſſoren als richterliche Hilfskräfte in den Geſchäften des 
Unterſuchungsrichters auszubilden. 


IV. Ermeſſensfreiheit gegenüber den Opfern einer Erpreſſung 
(Art. 4 Nr. 2) 


Die Staatsführung hat wiederholt zu erkennen gegeben, 
daß neben dem Denunzianten der Erpreſſer ein beſonders ge⸗ 
meiner Verbrechertyp iſt, der die allerſchärfſte Bekämpfung 
verdient. $ 154 b gibt hierfür ein Kampfmittel, das in ſeiner 
Großzügigkeit wohl kaum ſeinesgleichen findet: Die Staats- 
anwaltſchaft kann von der Verfolgung einer Tat, 
deren Offenbarung der Nötiger oder Erpreſſer 
angedroht hat, abſehen, es ſei denn, daß die Ver⸗ 
folgung für das Sühne- und Schutzbedürfnis der 
Volksgemeinſchaft unerläßlich iſt. Auf dieſe Weiſe 
wird das Opfer ſelbſt in den Kampf gegen das Erpreſſertum 
eingeſchaltet. Bisher mußte man auf die Mitwirkung des 
Opfers im allgemeinen verzichten, weil die Furcht vor der 
eigenen Strafverfolgung das Intereſſe an der Unſchädlich⸗ 
machung des Erpreſſers überwog. Bisher war das Opfer regel⸗ 
mäßig vor die Wahl geſtellt, ob es eine Strafe für feine eigene 
Tat oder aber ein Vermögensopfer zur Befriedigung des Er⸗ 
preſſers vorziehen wollte. Daß dabei die Wahl auf das ſchein⸗ 
bar geringere übel — nämlich das Vermögensopfer zugunſten 
des Erpreſſers — fiel, iſt vom Standpunkt des Opfers aus 
verſtändlich. Hatte ſich aber das Opfer einmal zugunſten des 
Erpreſſers entſchieden, ſo war damit der Boden für fortlaufend 
wiederholte Erpreſſungen vorbereitet. So kam es, daß meiſt 
gerade die gefährlichſten Erpreſſer ungeſtraft blieben. § 154 b 
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beſeitigt nunmehr die Furcht des Opfers vor der eigenen 
Strafverfolgung oder vermindert ſie jedenfalls derart, daß das 
Intereſſe an der Beſeitigung des Erpreſſers in den meiſten 
Fällen die entgegenſtehenden Motive überwiegen wird. Der 
Geſetzgeber hat dafür Sorge getragen, daß die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft nur in beſonders dringenden Fällen auf eine Be⸗ 
ſtrafung des Opfers hinwirken ſoll, nämlich nur dann, wenn 
die Verfolgung mit Rückſicht auf das Intereſſe der Volks- 
gemeinſchaft „unerläßlich“ erſcheint. „Unerläßlich“ be⸗ 
deutet wohl den höchſten Grad der Notwendigkeit, jo daß man 
davon ausgehen kann, daß die Nichtverfolgung des Opfers 
die Regel, ſeine Verfolgung dagegen die Ausnahme bilden 
wird. Zur Beantwortung der Frage, ob die Verfolgung „un⸗ 
erläßlich“ iſt, wird der Staatsanwalt zunächſt einmal die 
Schwere der Erpreſſung gegenüber der Schwere der Tat des 
Opfers abwägen und ſich ſodann fragen müſſen, welche Tat 
eher Strafverfolgung verdient, ob die Tat des Erpreſſers oder 
die des Erpreßten. Aber ſelbſt wenn der Staatsanwalt zu dem 
Ergebnis kommen ſollte, daß hiernach die Tat des Opfers 
an ſich ſchwerer iſt als die des Erpreſſers, ſo wird dies meiſt 
noch nicht genügen, um von einer Anwendung des 8 154 b 
abzuſehen. Denn neben der Abwägung der beiden Taten iſt 
ſtets noch das allgemeine ſtaatliche Intereſſe an der Ver⸗ 
nichtung des Erpreſſertums in Rechnung zu ſtellen, ſo daß 
häufig die Anwendung des § 154 b auch dann geboten ſein 
wird, wenn die Tat des Opfers — für ſich betrachtet — ſtraf⸗ 
würdiger erſcheint als die des Erpreſſers. Eine andere Auf⸗ 
faſſung würde zu dem Ergebnis führen, daß § 154 b für den 
Fall der Nötigung praktiſch in weitem Umfange illuſoriſch 
würde. Denn ein Vergleich der Nötigung mit der vom Ge⸗ 
nötigten begangenen Straftat wird wohl häufig dazu führen, 
daß an ſich die Straftat des Genötigten ſchwerer erſcheint als 
die des Nötigers. Denn die Nötigung iſt ein verhältnismäßig 
gering beſtraftes Vergehen (Gefängnis bis zu einem Jahre oder 
Geldſtrafe), während die Tat des Opfers meiſt mit ſchwererer 
Strafe bedroht ſein wird, weil andernfalls (bei ganz gering⸗ 
fügigen Vergehen oder gar Übertretungen) der Nötiger kaum 
mit einem Erfolg ſeiner Tat wird rechnen können. Hier zeigt 
ſich alſo ganz beſonders deutlich, daß eine bloße Abwägung 
der Taten an ſich dem Willen des Geſetzgebers nicht gerecht 
werden würde, daß vielmehr in allen Fällen daneben weit⸗ 
gehend das überragende allgemeine Intereſſe an der Aus⸗ 
rottung des Nötiger- und Erpreſſertums berückſichtigt werden 
muß, indem das Opfer durch möglichſt weitgehende Straffrei⸗ 
heit zu ungehemmter Mitwirkung bei der Strafverfolgung ver⸗ 
anlaßt wird. 

§ 154 b ſpricht von einer „begangenen“ Nötigung 
oder Erpreſſung. Damit ſoll keineswegs gejagi ſein, daß die 
Nötigung oder Erpreſſung bereits vollendet ſein müſſe, ehe 
Straffreiheit für die Tat des Opfers gewährt werden könne. 
Eine ſolche Deutung würde die Aufgaben des § 154 b ver⸗ 
kennen. Der Hauptzweck iſt zwar der, eine Verfolgung des 
Erpreſſers oder Nötigers zu ermöglichen, die ſonſt — bei zu 
erwartender Beſtraſung des Opfers — meiſt nicht möglich 
fein würde. Daneben verfolgt § 154 b natürlich auch das 
Ziel, Erpreſſungen und Nötigungen nach Möglichkeit ſchon 
vor ihrer Vollendung zu unterbinden, indem das Opfer zu 
möglichſt frühzeitiger Heranziehung der Strafverfolgungs⸗ 
behörden veranlaßt wird. 

Es wird vielleicht auffallen, daß 8 154b — im Gegen⸗ 
ſatz zu 8 153 Abf. 2 StPO. — von einer Mitwirkung des 
Gerichts völlig abſieht. Das entſpricht dem auch bei der Neu- 
ordnung des Rechts der Vorunterſuchung verfolgten Ziel, die 
Verantwortlichkeiten von Gericht und Staatsanwaltſchaft 
völlig klar voneinander abzugrenzen. 

Die 88 153 Abſ. 3 und 154 Abſ. 2 StPO. laſſen eine 
Einſtellung des Verfahrens auch dann noch zu, wenn die 
öffentliche Klage bereits erhoben iſt. 8 154 b ſieht von einer 
ähnlichen Regelung ab. Dies m. E. mit Recht. Man wird 
hier zwei Fälle unterſcheiden müſſen: 

1. Die Tat des Nötigers oder Erpreſſers war der Straf⸗ 
verfolgungsbehörde ſchon im Vorverfahren bekannt geworden, 
dieſe hatte aber von einer Anwendung des § 154 b abge⸗ 


ſehen, weil ihr die Strafverfolgung des Opfers unerläßlich er⸗ 
ſchien. Auf Grund der Hauptverhandlung ſtellt ſich die Tat 
des Erpreßten jedoch als viel harmloſer dar, als die Straf⸗ 
verfolgungsbehörde urſprünglich angenommen hatte, ſo daß 
fie jetzt zu einer Anwendung des 8 154 b geneigt wäre. Die 
Novelle jieht für dieſen Fall die Möglichkeit einer nachträg⸗ 
lichen Anwendung des § 154 b nicht vor, wohl in der Er⸗ 
wägung, daß derartige Fälle recht ſelten fein werden und zu⸗ 
dem durch beſondere Gründlichkeit des Vorverfahrens weik⸗ 
gehend ausgeſchaltet werden können. Eine Anwendung des 
§ 154 b iſt hiernach nur fo lange möglich, als die Klage nach 
§ 156 StPO. noch zurückgenommen werden kann. Iſt die Tat 
des Opfers eine Übertretung oder ein Vergehen, fo kann ge 
gebenenfalls noch nach Erhebung der öffentlichen Klage von 
8153 StPO. Gebrauch gemacht werden. 

2. Die Tat des Nötigers oder Erpreſſers wird der Straf⸗ 
verfolgungsbehörde erſt bekannt, während das Hauptverfahren 
gegen das Opfer wegen der Tat, deren Offenbarung der Nötiger 
oder Erpreſſer angedroht hatte, bereits ſchwebt (indem etwa 
— was ſehr ſelten fein wird — das Opfer erſt in der Haupt 
verhandlung von der Nötigung oder Erpreſſung Mitteilung 
macht, oder der als Zeuge vernommene Erpreſſer ſich ſelbſt ver⸗ 
rät). Man könnte hier fragen, warum der Geſetzgeber zwecks 
Verfolgung des Erpreſſers oder Nötigers dem Ausgebeuteten 
nicht auch noch für die Hauptverhandlung Straffreiheit in 
Ausſicht geſtellt hat. Demgegenüber iſt folgendes zu ſagen: J 
die Straftat des Erpreßten oder Genötigten einmal zur 
Kenntnis der Strafverfolgungsbehörden gekommen, jo be 
ſteht für dieſen regelmäßig kein Grund mehr, die Tat des 
Erpreſſers oder Nötigers der Strafverfolgungsbehörde vor 
zuenthalten. Denn ein vernünftiger Grund zur Nichtanzeige 
des Erpreſſers iſt ja nur ſo lange vorhanden, als das Opfer 
feine Tat noch vor den Strafverfolgungsbehörden verheim⸗ 
lichen zu können glaubt. Iſt das aber nicht mehr der Fall, 
ſo bedarf es regelmäßig auch nicht mehr der Ausſicht auf 
Straffreiheit, um den Erpreßten zu einer Anzeige des Erz 
preſſers zu veranlafjen. Es ſind natürlich auch Fälle denkbar, 
in denen das Opfer, deſſen Tat bereits zur Kenntnis der 
Strafverfolgungsbehörden gekommen iſt, aus Scham vor 
Offenbarung ſeiner Feigheit gegenüber dem Erpreſſer eine 
Anzeige des Erpreſſers unterläßt. Für dieſe Fälle würde die 
Ausſicht auf Straffreiheit auch noch für die Hauptverhand⸗ 
lung (über die Tat des Opfers) Bedeutung haben. Aber au 
derartige Ausnahmefälle brauchte der Geſetzgeber keine Rück 
ſicht zu nehmen, zumal auch hier für Übertretungen und Ver 
gehen die Möglichkeit gegeben iſt, nötigenfalls von 8 159 
SPD. Gebrauch zu machen. 

Die eben entwickelten Gedanken führen zu einer Er 
örterung der Falle, in denen die Strafverfolgungsbehörde imm 
vorbereitenden Verfahren bereits kraft eigener Ermitteln“ 
gen die Straftat des Erpreſſers ermittelt hat. Darf auch in 
ſolchen Fällen die Staatsanwaltſchaft noch von der Ver 
folgung des Erpreßten abſehen? Man könnte dies mit folgen“ 
der Begründung verneinen: Der Zweck des 8 154 b geht 
dahin, das Opfer ſelbſt (oder ihm naheſtehende Perſonen “ 
durch die Ausſicht auf Straffreiheit zu einer Anzeige zu er 
mutigen. Iſt aber die Tat des Erpreſſers bereits unabhängig 
von der Tätigkeit des Opfers (oder ihm naheſtehender Per 
foren) ermittelt, fo bedarf es zur Ermittlung des Erpreſſer 
nicht mehr der Ausſicht auf Straffreiheit. Infolgedeſſen 0 
in ſolchen Fällen für eine Anwendung des 8 154 b ſelb 
dann kein Raum mehr, wenn der Erpreßte — der irrig MM 
nimmt, daß ſeine Tat der Strafverfolgungsbehörde noch aß 
bekannt jet — in der Hoffnung auf Straffreiheit der Straß 
verfolgungsbehörde von der Erpreſſung Mitteilung macht. 
Eine derartige Löſung kann im Einzelfall berechtigt jeit- 
Aber andererſeits iſt vor einer Verallgemeinerung zu warnen, 
Denn wenn der Erpreßte ſich ſtets ſagen müßte, daß ſein 
Anzeige möglicherweiſe zu ſpät kommt, wenn er damit rechnen 
müßte, daß trotz ſeiner Mitwirkung von 8 154 b kein Gn 
brauch gemacht wird, weil die Strafverfolgungsbehörde ſcha, 
auf Grund eigener Tätigkeit den Erpreſſer ermittelt hat, 
könnte dies leicht zu einer unerwünſchten Beeinträchtigun 
der prakliſchen Auswirkung des $ 154 b führen. 
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feine Tat ſelbſt ideell aus der Volksgemeinſchaft ausſchließt, 


Der 8 154 b bringt für die Anwaltſchaft neue große 
Aufgaben. Die Beratung eines Erpreßten oder Genötigten, 
der im Hinblick auf 8 154 b Anzeige erſtatten will, wird 
mit zu den ſchwierigſten Aufgaben des Anwalts gehören. Der 
beratende Anwalt wird jedoch dabei nicht allzu ängſtlich zu 
ſein brauchen; in der Regel wird er davon ausgehen können, 
daß die Strafverfolgung des Opfers unterbleiben wird. Ort⸗ 
liche Verſchiedenheiten in der Praxis der Strafverfolgungs⸗ 
behörden werden gegebenenfalls durch geeignete Maßnahmen 
im Verwaltungswege nach Möglichkeit ausgeſchaltet werden. 

8 154 b gewinnt übrigens beſondere praktiſche Bedeutung 
im Zuſammenhang mit der Erweiterung des § 175 StGB. 
durch Art. 6 der Strafgeſetznovelle, da erfahrungsgemäß ge- 
rade bei Delikten geſchlechtlicher Art Erpreſſungen beſonders 
häufig vorkommen. 


V. Unterſuchungshaft zur Sicherung vor Verbrechen (Art. 5) 


Die Erweiterung des § 112 Abſ. 1 StPO. ſoll das Recht 
der Unterſuchungshaft von ſtarren formalen Bindungen be⸗ 
freien und mit dem geſunden Volksempfinden in Einklang 
bringen. Die Novelle rückt daher zwei neue — bisher ver⸗ 
nachläſſigte — Geſichtspunkte in den Vordergrund: Das 
Schutzbedürfnis und das Sühnebedürfnis der 
Volksgemeinſchaft. 

Dem Schutzbedürfnis wird nunmehr dadurch Rech⸗ 
nung getragen, daß bei dringendem Tatverdacht die Unter⸗ 
ſuchungshaft auch dann verhängt werden kann, wenn zu be⸗ 
fürchten iſt, daß der Täter die Freiheit zu neuen ſtrafbaren 
Handlungen mißbrauchen werde. Bisher galt es als einer 
der Grundſätze der Strafprozeßlehre, daß den Strafverfol⸗ 
gungsorganen nur die kriminelle Verfolgung bereits be⸗ 
gangener Taten obliege, daß dagegen die Verhinderung 
künftiger Verbrechen lediglich Sache der „Präventivpoli⸗ 
zei“ ſei. Dieſe Auffaſſung iſt ſchon durch das Geſ. v. 24. Nov. 
1933 (vgl. § 126 a StPO.) durchbrochen worden. Die Novelle 
beſeitigt ſie vollends, weil die Sicherung des Volkes vor 
neuen Taten eines Verbrechers mit der eigentlichen Straf- 
verfolgung in ſo engem Zuſammenhang ſteht, daß dieſe Tätig⸗ 
keit mit in erſter Linie von den mit der Strafverfolgung be⸗ 
faßten Juſtizbehörden erwartet werden kann. Die MISIGD. 
hatte für ihren Bereich dieſe Aufgabe ſchon ſeit langem der 
Strafverfolgungsbehörde zugewieſen (vgl. § 96 Ziff. 4 Mil- 
SED. v. 4. Nov. 1933 (RGBl. I, 924]). 

Das Sühnebedürfnis der Volksgemeinſchaft ver⸗ 
langt vielfach bei ſchweren Taten, die die Öffentlichkeit erregen, 
eine ſofortige Reaktion der Strafverfolgungsbehörden gegen 
den Täter, auch wenn Flucht⸗ oder Verdunkelungsgefahr nicht 
vorliegen. Die Novelle geſtattet demgemäß die Unterſuchungs⸗ 
haft, „wenn es mit Rückſicht auf die Schwere der 
Tat und die durch ſie hervorgerufene Erregung 
der Offentlichkeit nicht erträglich wäre, den An⸗ 
geſchuldigten in Freiheit zu laſſen“. Es iſt nicht 
zu verkennen, daß hierdurch neben die bisher genannten rein 
rationalen (zweckbeſtimmten) Verhaftungsgründe (Flucht⸗ und 
Verdunkelungsgefahr, Sicherung vor neuen Verbrechen) ein 
irrationaler Verhaftungsgrund hinzutritt, der im Hinblick auf 
das einzelne Verfahren einen konkreten Zweck nicht zu er⸗ 
füllen hat. Aber darin unterſcheidet ſich gerade das national⸗ 
ſozialiſtiſche vom liberalen Recht, daß es ſeine Maßnahmen 
nicht nur rein rational nach den konkreten Verfahrenszwecken, 
ſondern darüber hinaus auch nach den ethiſchen Bedürf⸗ 
niſſen der Volksgemeinſchaft ausrichtet. Eine vergleichbare 
Parallele bietet auch hier die Mil Steh O.: 8 96 Ziff. 3 Mil⸗ 
StGO. geſtattet die Verhängung der Unterſuchungshaft, wenn 
„die Aufrechterhaltung der militäriſchen Mannszucht die Ver⸗ 
haftung erfordert“. Sit die Tat derart, daß der Täter dadurch 
die ſoldatiſche Gemeinſchaft zu zerſtören droht, indem er ſich 
(ideell) außerhalb der ſoldatiſchen Gemeinſchaft ſtellt, fo muß 
der Täter auch körperlich ſchnellſtens aus dieſer Gemeinſchaft 
entfernt werden. Und was für die engere ſoldatiſche Ge⸗ 
meinſchaft gilt, das gilt — in abgeſchwächter Form — auch 
ür die weitere Volksgemeinſchaft: Ein Täter, der ſich durch 


muß auch äußerlich dieſer Gemeinſchaft ſofort entzogen wer⸗ 
den, ohne Rückſicht darauf, ob Flucht oder Verdunkelung zu 
befürchten ſind. Als äußerer Gradmeſſer dafür, ob der Täter 
ſich durch ſeine Tat außerhalb der Volksgemeinſchaft geſtellt 
hat, dient die „Erregung der Offentlichkeit“, denn ſie iſt der 
Ausdruck der allgemeinen Überzeugung, daß ein ſolcher Täter 
(wenigſtens einſtweilen) nicht mehr in die Volksgemeinſchaft 
hineingehört. 


VI. Einzelbeſtimmungen (Art. 8) 
1. Einfügung des 8 3542 StPO. (Art. 8 Nr. ia) 


S 354 a StPO. ſichert zunächſt die prozeſſuale Durchfüh⸗ 
rung des neuen $ 2a StGB., indem er das in 8 354 StPO. 
für den Fall der Geſetzes verletzung vorgeſehene Verfahren 
auf den Fall nachträglicher Geſetzes änderung ausdehnt. 
8 354 a StPO. bringt aber zugleich eine wichtige Neuerung, 
die zunächſt weniger in die Augen fällt: Nach der bisherigen 
Rechtſprechung des RG. blieb eine Geſetzesmilderung ohne 
Einfluß auf das Urteil, wenn fie erſt nach der letzten Tat⸗ 
ſacheninſtanz eingetreten war. (Eine Ausnahme wurde nur 
dann gemacht, wenn die zur Zeit der Urteilsfällung unrichtige 
Auffaſſung des angefochtenen Urteils inzwiſchen von dem 
neuen Geſetz gebilligt worden war, weil hier die Zurückver⸗ 
weiſung leerer Formalismus geweſen wäre. Vgl. RGSt. 51, 
47; 53, 13.) § 354 a gibt nunmehr auch dem Reviſions⸗ 
gericht die Möglichkeit, im Rahmen des § 2a Abſ. 2 StGB. 
dem milderen Geſetz zur Anwendung zu verhelfen. Maßgebend 
war dabei der Gedanke der materiellen Gerechtigkeit, der be⸗ 
reits die amtliche Strafrechtskommiſſion zu einer entſprechen⸗ 
den Anregung veranlaßt hatte (vgl. „Das kommende deutſche 
Strafrecht“, Bericht über die Arbeit der amtlichen Straf- 
rechtskommiſſion, Allg. Teil, S. 134, 138). Die amtliche 
Strafrechtskommiſſion wollte dieſen Gedanken in der Form 
verwirklichen, daß fie dem § 2 StGB. einen entſprechenden 
Zuſatz anfügte (Bericht a. a. O. S. 134: „Das mildere Ge⸗ 
ſetz iſt anzuwenden, auch wenn die Entſcheidung im 
letzten Rechtszug ergeht“). Der Geſetzgeber hat jedoch 
von einer Regelung im Strafgeſetzbuch abgeſehen, da 
es ſich um eine Vorſchrift überwiegend verfahrensrecht⸗ 
lichen Charakters handelt. 


§ 354 StPO. gilt nicht nur für den Fall, daß ein mil⸗ 
deres Strafgeſetz zur Anwendung kommt, ſondern auch für den 
Fall der Anwendung neuer Maßregeln der Sicherung und 
Beſſerung. Nach dem neuen § 2a Abſ. 4 StGB. iſt über 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung ſtets nach dem Ge⸗ 
ſetz zu entſcheiden, das zur Zeit der Entſcheidung gilt, 
und zwar ohne Rückſicht darauf, ob es dem Täter günſtig 
oder nachteilig iſt. (Der Bericht der amtlichen Strafrechts⸗ 
kommiſſion a. a. O. S. 134 $d hatte dagegen den Zeit⸗ 
punkt der Tat für maßgebend erklärt.) Dieſe Regelung gilt 
auch für das RevG. Die Anwendung des § 354 StPO. wird 
hier regelmäßig zur Zurückverweiſung der Sache führen, da 
die Anwendung eines neuen Geſetzes über Maßregeln der 
Sicherung und Beſſerung meiſt weitere tatſächliche Erörte⸗ 
rungen über die Perſönlichkeit des Täters erfordern wird. 


2. Anderung des 8 463 a Abſ. 3 StPO. (Art. 8 Nr. 1b) 


Die Erweiterung des 8 463 Abſ. 3 StPO. iſt notwendig 
geworden durch Art. 12 der Strafgeſetznovelle, der in einer 
Ergänzung zu § 421 StGB. vorſieht, daß die Unterſagung der 
Berufsausübung unter beſtimmten Vorausſetzungen wieder 
aufgehoben werden kann. Wie ſchon bisher für die Fälle der 
88 42 f bis 42h StÖB., wird nunmehr auch für § 421 Abſ. 4 
StGB. der 8 462 StPO. für anwendbar erklärt. 


3. Anderung des 8454 StPO. (Art. 8 Nr. 1c) 
Die Neufaſſung des § 454 beſeitigt die bisher zwingend 
vorgeſchriebene Mitwirkung von Gerichtsmitgliedern und Ge⸗ 
meindeangehörigen beim Vollzug der Todesſtrafe. Für dieſe 
Anberung waren vor allem folgende Erwägungen maßgebend: 
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a) Nach § 451 StPO. ift die Staatsanwaltſchaft Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde. Es entſpricht dem Zuge der neueren Ent⸗ 
wicklung, daß — ebenſo wie bei der Neuregelung der Vor⸗ 
unterſuchung — die Aufgabengebiete von Gericht und Staats⸗ 
anwaltſchaft klar geſchieden werden. Im Rahmen dieſer Ent⸗ 
wicklung war für eine Mitwirkung des Gerichts (die ihrer 
Art nach von der in den 88 458 ff. StPO. geregelten Tätig⸗ 
keit völlig verſchieden iſt) kein Raum mehr gegeben. 


b) Die Beteiligung von Laien an der Rechtspflege iſt 
zweifellos erwünſcht. Aber ſie hat nur da einen Sinn, wo 
eine Einflußnahme des nicht rechtsgelehrten Volksgenoſſen 
auf den ſachlichen Inhalt einer Entſcheidung oder auf die Art 
der Durchführung eines beſtimmten Verfahrens geſetzlich vor⸗ 
geſehen iſt. Dieſe Vorausſetzung trifft jedoch bei der Voll⸗ 
ſtreckung der Todesſtrafe nicht zu. 


4. Anderung des 8 265 Ab ſ. 5 StPO. (Art. 8 Nr. 14) 


Die Anderung des § 265 Abf. 5 enthält nur eine Be⸗ 
richtigung, die durch die Neufaſſung des $ 245 StPO. not⸗ 
wendig geworden iſt. Obwohl der von § 265 Abſ. 5 in Bezug 
genommene Abſ. 1 des neuen § 245 StPO. erheblich weiter 
geht als der Abſ. 2 des bisherigen § 245, fo iſt damit dennoch 
eine Anderung des bisherigen Rechtszuſtandes nicht ver⸗ 
bunden, weil ſich nach der richtigen Auffaſſung die Ver⸗ 
weiſung des § 265 Abi. 5 StPO. ſchon bisher auf die den 
§ 245 Abſ. 2 erweiternde Beſtimmung des § 1 Art. 3 Kap. J 
Teil 1 Not BO. v. 14. Juni 1932 bezog. Die letztgenannte 
Vorſchrift ſtimmt aber mit dem hier intereſſierenden Teil des 
neuen $ 245 Abſ. 1 überein. 


5. Zuſtändigkeitsbeſtimmungen des Art. 8 
Nr. 3 und 4 


Für die Delikte gegen 88 143 a Abſ. 3, 315 Abſ. 1 Satz 2 
StGB. werden der Volksgerichtshof bzw. die Sondergerichte 
für zuſtändig erklärt, weil es ſich bei den genannten Delikten 
um Taten handelt, die eine beſonders nachdrückliche und 
ſchnelle Sühne erfordern. 


6. Ergänzung zu Kapitel] Artikel 184 Teil 1 
Not VO. v. 14. Juni 1932 (Art. 8 Nr. 5) 


Dieſe Ergänzung entſcheidet insbeſondere die mehrfach 
aufgetauchte Zweifelsfrage, welches Gericht nach Anordnung 
der Wiederaufnahme gegen ein Urteil des erweiterten Schöff®. 
zuſtändig iſt. Die Novelle überweiſt in derartigen Fällen das 
Wiederaufnahmeverfahren der großen Strafkammer. 


7. Gebührenherabſetzung für beſtellte Verteidi⸗ 
ger in erſtinſtanzlichen Oberlandesgerichtsſachen 
(Art. 8 Nr. 6) 


Art. 8 Nr. 6 der Novelle betrifft die Anwaltſchaft un⸗ 
mittelbar. Er beſtimmt eine geringe Gebührenſenkung für die 
im erſten Rechtszuge zur Zuſtändigkeit der OLG. gehörenden 
Strafſachen. Die Neuregelung bezieht ſich jedoch 
nur auf den beſtellten Verteidiger, nicht auf den 
Wahlverteidiger. Maßgebend für die Gebührenſenkung 
war neben dem fiskaliſchen Intereſſe an Ausgabenvermin⸗ 
derung vor allem die Erwägung, daß nach der Neuregelung 
im Gef. zur Anderung von Vorſchriften des Strafrechts und 
des Strafverfahrens v. 24. April 1934 (Art. III $ 4) vor den 
OLG. durchweg nur noch einfacher liegende Sachen verhandelt 
werden, die in ihrer Bedeutung den erſtinſtanzlichen Straf⸗ 
kammerſachen im allgemeinen gleichſtehen werden. Die Ge⸗ 
ſetzesbegründung hebt hervor, daß es dieſer Sachlage eigentlich 
entſprochen hätte, die Gebührenfätze für erſtinſtanzliche Ober⸗ 
landesgerichtsſachen auf die für Strafkammerſachen geltenden 
Sätze herabzumindern (d. h. zu halbieren), daß aber von einer 
derart weitgehenden Gebührenſenkung mit Rückſicht auf die 
Notlage der Anwaltſchaft abgeſehen worden ſei. Demgemäß 
hat ſich die Novelle darauf beſchränkt, die nach 8 64 RAGebO. 
für jeden (dem erſten Tage folgenden) weiteren Verhand⸗ 
lungstag fällige Gebühr von 80 RAM auf 50 RM pro Tag 
herabzuſetzen und die Vorverfahrensgebühr des $ 67 RAGeb O. 
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zu ftreichen, ſofern der Pflichtverteidiger die Hauptverhand⸗ 
lungsgebühr erhält. Dieſe Gebührenſenkung wird mit Rückſicht 
auf die verhältnismäßig geringe Zahl der erſtinſtanzlichen 
Oberlandesgerichtsſachen für die Anwaltſchaft keine große 
praktiſche Bedeutung haben. 


Dritter Teil 


Verfahren gegen Flüchtige und gegen Abweſende, die ſiih 
der Wehrpflicht entzogen haben 


Von Dr. Heinrich Rempe, Staatsanwaltſchaftsrat im 
Reichsjuſtizminiſterium 

I. Das frühere Recht (SS 276, 277 StpPO.) ließ die Haupt⸗ 
verhandlung gegen einen Abweſenden auf Grund einer öffent⸗ 
lichen Ladung zu, wenn die Tat mit Geldſtrafe oder Ein⸗ 
ziehung, allein oder in Verbindung miteinander, bedroht war, 
im allgemeinen alſo nur in wenigen Sachen der kleinen Kri⸗ 
minalität. Für mittlere und ſchwere Strafſachen ſah es ein 
Beweisſicherungsverfahren und — nach Erhebung der öffent⸗ 
lichen Klage und bei Verdachtsgründen, die einen Haftbefehl 
rechtfertigten — ein Zwangsverfahren zur Geſtellung des Ab⸗ 
weſenden vor. Als Regel verlangte es demnach, daß der An- 
geklagte vor dem Richter erſchien. Nur hierdurch hielt es die 
Findung der Wahrheit und eines gerechten Urteilsſpruches für 
gewährleiſtet. 

Dieſer aus liberaliſtiſchen Gedankengängen erwachſene 
Grundſatz hat ſich nicht bewährt. Er iſt daher bei beſonders 
gearteten Verfahren bereits früher gelegentlich durchbrochen 
worden (die früheren Vorſchriften der StPO. über das Ver⸗ 
fahren gegen Abweſende, welche ſich der Wehrpflicht entzogen 
haben, § 473 RAbgdo., 8 9 Abſ. 3 VolksVG., § 9 Ziff. 1 
RluchtStG.). Den endgültigen Bruch mit der Vergangen- 
heit hat man jetzt aus folgenden Gründen vollzogen: 

Bei den einfachen Verkehrsverhältniſſen der früheren Zeit 
mag es häufig nicht am böſen Willen des Angeklagten ge 
legen haben, wenn er nicht zur Gerichtsſtelle erſchien. Die 
Forderung, in ſeiner Abweſenheit von der Hauptverhandlung 
grundſätzlich abzufehen, hatte damals eine gewiſſe Berechtigung. 
Heute liegen die Verhältniſſe anders. Die neuzeitlichen Ver⸗ 
kehrsmittel begünſtigen eine Flucht des Rechtsbrechers ganz 
erheblich. Sie ermöglichen es ihm ebenſo, ohne beſondere Mühe 
zum Termin zu kommen oder wenigſtens ſein Ausbleiben zu 
entſchuldigen. Wenn der Angeklagte heute in der Hauptverhand⸗ 
lung fehlt, liegt es in der Regel an ſeinem böſen Willen. 
entſchied bisher darüber, ob der Staat auf die Tat mit einer 
Strafe antworten konnte, oder ob er die Gegenwirkung au 
das Verbrechen für unbeſtimmte Zeit, vielleicht für immer, 
hinausſchieben mußte. Es liegt auf der Hand, daß der Rechts- 
brecher dadurch eine Befugnis erhielt, die er nicht haben darf. 
Für das Anſehen der Strafrechtspflege und des Staates iſt 
es untragbar, wenn der Täter ſeiner Aburteilung ein ent⸗ 
ſcheidendes Hindernis in den Weg legen kann. 

Dieſer grundſätzliche Geſichtspunkt hat große praktiſche 
Bedeutung. Gerade in den mittleren und ſchweren Straffällen 
beſteht häufig — abgeſehen von der eigentlichen Strafe des 
Schuldigen — ein öffentliches Bedürfnis nach der Aufklärung 
einer Tat durch die Hauptverhandlung, an der Feſtſtellung 
der Schuld oder Unſchuld eines Beſchuldigten und der Brand“ 
markung des Schuldigen durch das Urteil. Dieſe Ziele der 
Strafrechtspflege können auch in Abweſenheit des Täters er“ 
reicht werden. Bisher konnte er ihre Erreichung vereiteln, 
ſogar, wenn das Beweismaterial einen ebenſo vollſtändigen 
Schuldbeweis wie in feiner Gegenwart zuließ. Die Ver⸗ 
ſchiebung der Hauptverhandlung bis zur Geſtellung oder Er⸗ 
greifung des Täters gleicht den Mißſtand nicht aus. Häufig 
iſt hiermit überhaupt nicht zu rechnen. In jedem Falle iſt 
aber der Aufſchub der Hauptverhandlung mißlich, weil ſich 
erfahrungsgemäß die Beweismittel verflüchtigen, wodurch der 
Nachweis des Verbrechens in ſpäterer Zeit gefährdet wird. 
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Auch eine „Beweisſicherung“ kann die Gefahr nicht beheben. 
Für die ſpätere Entſcheidung über Schuld oder Unſchuld des 
Abweſenden iſt nicht der Inhalt der Akten, ſondern nach dem 
Grundſatz der Unmittelbarkeit der Hauptverhandlung in erſter 
Linie das Ergebnis der mündlichen Verhandlung entſcheidend. 
Es genügt nicht, daß die Akten vollſtändig ſind. Die münd⸗ 
lichen Ausſagen, die in aller Regel das Fundament eines 
Urteils bilden, müſſen ausreichend und zuverläſſig wiederholt 
werden können. Vollends unerwünſcht erſcheint die frühere 
Regelung, wenn die Strafe — oder eine von mehreren 
Strafen — trotz der Abweſenheit des Angeklagten vollſtreckt 
werden konnte, jo bei Ehren-, Geld⸗ und Vermögensſtrafen. 
Gleiches gilt, wenn die Hauptverhandlung eine nachdrückliche 
Wirkung in der Öffentlichkeit, Genugtuung und Befriedigung 
des öffentlichen Sühnebedürfniſſes oder Abſchreckung, erzielt 
hätte und die Strafloſigkeit der Tat nachteilige Folgen für 
die ſtaatliche Ordnung und das Anſehen der Staatsführung 
beſorgen ließ. 
Man hat früher geltend gemacht, nur die perſönliche 
Vernehmung des Angeklagten und das Zuſammen⸗ und 
egeneinanderwirken zwiſchen ihm, dem Staatsanwalt und 
dem Gericht gäbe eine ſichere Unterlage für das Urteil. Der 
Gedanke iſt in dieſer Verallgemeinerung nicht berechtigt. Trotz 
des hohen Wertes, den die Vernehmung des Angeklagten in 
der Hauptverhandlung hat, iſt er letzten Endes nur eins in der 
Zahl der Beweismittel. Es hängt von der Lage des Falles ab, 
ob gerade dieſes Beweismittel entbehrt werden kann oder nicht. 
Wenn die ſonſtigen Beweiſe ergiebig ſind, kann häufig auch 
ohne Vernehmung des Angeklagten ſeine Schuld oder Unſchuld 
zweifelsfrei feſtgeſtellt und auf eine Verhandlung ohne ihn 
ein ſicheres Urteil gegründet werden. Die Sache liegt nicht 
anders, als wenn ein anweſender Angeklagter die Ein⸗ 
laſſung verweigert und als paſſiver Zuhörer die Verhandlung 
über ſich ergehen läßt. Für den neuzeitlichen Strafprozeß gilt 
das um ſo mehr, als in ihm das Geſtändnis und die Ein⸗ 
laſſung des Angeklagten zur Sache immer ſtärker zurücktreten 
gegenüber Erkenntnisquellen, die von ſeiner Perſon un⸗ 
abhängig ſind. Die kriminaliſtiſche Wiſſenſchaft, die Medizin, 
Technik und Chemie ſtellen heute ja bereits Vorgänge feſt, 
die der Angeklagte durch Erklärungen ſchlechterdings nicht 
erſchüttern kann. Auch unter dieſen Geſichtspunkten hat die 
Entwicklung der Zeit den Grundſatz, keine Verurteilung in Ab⸗ 
weſenheit zuzulaſſen, überholt. 

Es liegt auf der Hand, daß ein fo erheblicher Punkt 
wie die Frage nach der Pflicht und dem Recht des Angeklagten 
zur Anweſenheit in der Hauptverhandlung mit den aus den 
politiſchen Auffaſſungen der Zeit geborenen Grundgedanken 
es Strafprozeſſes zuſammenhängt. Nach der Einſtellung des 
vorigen Jahrhunderts betrachtete man Staat und Rechts- 
brecher im Strafprozeß als zwei Parteien, die vor dem Richter 
das Recht ſuchen. Schutz des Individuums, auch des Rechts⸗ 
drechers, vor der Staatsgewalt war eine aus dem Gedanken 
der Gewaltenteilung entſtandene Forderung der vergangenen 
Epoche. Selbſt wenn der von dem öffentlichen Ankläger vor⸗ 
gelegte Beweis völlig überzeugte, mußte der Richter von 
dieſer Haltung aus eine Entſcheidung ablehnen, wenn er nur 
eine Partei gehört hatte. Andererſeits ſcheute man ſich aber, 
en Gedanken des Parteiprozeſſes dahin zu Ende zu denken, 
daß auch der Angeklagte auf ſein Parteirecht, in der Haupt⸗ 
verhandlung zu erſcheinen und mit ſeiner Verteidigung ge- 
gott zu werden, verzichten dürfe und fein ungehorſames 
Ausbleiben geſetzlich als ſtillſchweigenden Verzicht zu be⸗ 
trachten. Es blieb eben bei der halben Löſung. Ziel der neuen 
Weſetzgehung iſt ein Strafverfahren, das unter allen Um⸗ 
benden der Gerechtigkeit zum Siege verhilft, den Unſchuldigen 
zer Rechtfertigung und den Schuldigen der gerechten Strafe 
zuführt. Es darf keinen Unterſchied machen, ob der Angeklagte 
uch verteidigt, an der Hauptverhandlung untätig teilnimmt 
der ſich ſogar durch Flucht der richterlichen Gewalt zu ent⸗ 
hen verfucht. Im letzten Falle muß der Grundſatz der 

ündlichkeit und Unmittelbarkeit, ſoweit es ſich um den An⸗ 
ge Hagten handelt, dem Intereſſe der Strafrechtspflege weichen. 


Im Schrifttum des vorigen Jahrhunderts wurden gegen 
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die Aburteilung eines Angeklagten in Abweſenheit gelegent⸗ 
lich noch andere Bedenken erhoben. Man wandte ein, das 
Urteil gegen den Abweſenden ſtehe nur auf dem Papier, das 
Verfahren führe zu einer unerquicklichen Doppelarbeit, weil 
nach der Ergreifung oder Geſtellung des Flüchtigen doch in 
aller Regel eine neue Verhandlung ſtattfinde, das Abweſen⸗ 
heitsurteil mindere auch wegen ſeines meiſtens proviſoriſchen 
Charakters die Bedeutung des ſtrafrichterlichen Urteils über⸗ 
haupt. Das Geſetz hat dieſe Klippen ſorgfältig vermieden, 
ſo daß dieſe Bedenken keiner weiteren Behandlung bedürfen. 
Im übrigen iſt das neue Verfahren gegen Flüchtige nicht für 
die Fälle des alltäglichen Lebens berechnet. Gegen den ab⸗ 
weſenden Beſchuldigten wird in den meiſten Fällen, wie bis⸗ 
her, die Hauptverhandlung nicht ſtattfinden. Nur wenn das 
Rechtsempfinden des Volkes — ſei es wegen der Schwere der 
Tat oder ihrer Art — die baldige Aburteilung verlangt, 
kommt das Verfahren zum Zuge. Es darf daher auch nicht aus 
Geſichtspunkten betrachtet werden, die durch die Beobachtung 
alltäglicher Strafverfahren gewonnen ſind. 


Bei der Anderung knüpft das Geſetz wieder an Beſtim⸗ 
mungen an, die noch in den meiſten Partikularrechten der 
erſten Hälfte des vorigen Jahrhunderts enthalten waren und 
erſt durch die Einſtellung der folgenden Zeit verſchüttet worden 
find (vgl. Hugo Meyer, Das Strafverfahren gegen Ab— 
weſende, Berlin 1869 und J. Haeberlin, Sammlung der 
neuen deutſchen Strafprozeßordnungen, Greifswald 1852). Es 
iſt hier nicht der Platz, auf die großen Verſchiedenheiten dieſer 
Geſetze hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Einrichtung und der 
Wirkungen des Abweſenheitsverfahrens einzugehen. Seine 
Grundgedanken laſſen ſich jedenfalls über ſie und das mittel⸗ 
alterliche Recht hinweg bis in die Zeit der Anfänge des deut- 
ſchen Strafprozeſſes verfolgen. 


Die Strafprozeßgeſetze der anderen europäiſchen Länder 
ſchließen ſich beim Verfahren gegen Abweſende teils der fran- 
zöſiſchen Geſetzgebung an — ſo Belgien, Monako und Luxem⸗ 
burg —. Sie kennen vor den Schwurgerichten ein Kon⸗ 
tumazialverfahren mit öffentlicher Vorladung des Befchul- 
digten und gewähren eine neue Verhandlung, wenn der 
Angeklagte ſich ſtellt oder zur Haft gebracht wird (Code 
d'instruction Criminelle v. 17. Nob. 1808 Art. 465 ff.). Teils 
kennen ſie ein Abweſenheitsverfahren, das nicht mit einem 
proviſoriſchen Urteil endet. So findet in der Schweiz (Art. 148 
des Bundesgeſetzes über die Bundesſtrafrechtspflege v. 15. Juni 
1934) gegen den abweſenden Angeklagten unter Zulaſſung 
eines Verteidigers die Hauptverhandlung ſtatt, wenn das Ge⸗ 
richt ſein perſönliches Erſcheinen nicht für notwendig erachtet. 
Der in Abweſenheit Verurteilte kann binnen 10 Tagen, ſeit 
dem ihm das Urteil zur Kenntnis gelangt iſt, beim Bundes⸗ 
ſtrafgericht ſchriftlich die Aufhebung des Urteils anbegehren, 
wenn er durch ein unverſchuldetes Hindernis abgehalten 
worden iſt, in der Hauptverhandlung zu erſcheinen. Wird die 
Aufhebung bewilligt, ſo findet eine neue Hauptverhandlung 
ſtatt. Das Geſuch um Aufhebung hemmt den Vollzug des 
Urteils nur, wenn das Gericht oder ſein Präſident es verfügt. 
Es iſt bemerkenswert, daß der Entwurf dieſes Geſetzes (v. 
10. Sept. 1929, Art. 150) die Aufhebung des Abweſenheits⸗ 
urteils und eine neue Hauptverhandlung vorſah, wenn der 
Verurteilte es nach Geſtellung oder Ergreifung verlangte. 
Für ihn hat das Geſetz alſo eine Verſchlechterung gebracht. 
Die gleiche Tendenz zeigt die italieniſche Geſetzgebung. Sie 
kannte bereits vor Einführung der faſchiſtiſchen Staatsform 
ein Kontumazialverfahren (§§ 471 ff. StPO. v. 27. Juli 
1913). Während aber früher eine neue Verhandlung ſtatt⸗ 
finden mußte, wenn der Verurteilte zu Zuchthaus, einer Frei⸗ 
heitsſtrafe von mehr als fünf Jahren oder zu dauernder Amts⸗ 
unfähigkeit verurteilt worden war, behält nach der neuen 
Strafprozeßordnung des faſchiſtiſchen Italiens (Art. 498ff.) 
das Urteil nicht nur Beſtand, ſie ſchließt ſogar ausdrücklich den 
Nachweis der unverſchuldeten Säumnis und — wenn der 
Verurteilte noch mehr als ein Jahr Gefängnis zu verbüßen 
hat — die Einlegung eines Rechtsmittels aus. Das Kontu⸗ 
mazialverfahren iſt u. a. ſchließlich auch noch in Rußland, 
das es früher nicht kannte (S 265 StPO. v. 25. Mai 1922 
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und 8 846 StPO. v. 20. Nov. 1864), und in Öfterreich und 
der Tſchechoſlowakei (88 412 ff. SPD. v. 23. Mat 1873) 
bekannt. 

II. Die Vorausſetzungen, unter denen das Verfahren 
gegen einen Flüchtigen durchgeführt werden kann, regeln die 
neuen 88 276 und 277. Bei Abweſenheit des Beſchuldigten 
wird in der Regel, wie bisher, die Hauptverhandlung nicht 
ſtattfinden. Wenn es ſich jedoch um eine Straftat handelt, 
deren baldige Aburteilung das Rechtsempfinden des Volkes 
verlangt, ſoll die Hauptverhandlung durchgeführt werden. Es 
wird ſich hierbei meiſtens um ſchwere Verbrechen handeln, die 
einen Verſtoß weniger gegen den einzelnen Volksgenoſſen 
als gegen den Beſtand und die Sicherheit des Staates und den 
Gedanken der Volksgemeinſchaft enthalten. Das Geſetz ſtellt 
es jedoch nicht auf die beſondere Schwere der Tat ab. Es will 
auch Raum für die Würdigung anderer Geſichtspunkte laſſen. 
Im Einzelfall wird daher auch zu erwägen ſein, ob etwa die 
Ausſetzung der Sache der Ermittlung der Wahrheit abträglich 
fein konnte, ob die Strafloſigkeit des Täters das Vertrauen 
des Volkes zur Rechtspflege mindern würde oder ob ſich der 
Beſchuldigte im Beſitz von Amtern oder Vermögensſtücken be- 
findet, die ihm durch die Strafvollſtreckung im Inlande ent⸗ 
zogen werden können. Im Einklang mit den meiſten früheren 
deutſchen und den Rechten anderer europäiſcher Staaten läßt 
das Geſetz das Verfahren nicht nur bei beſtimmten Tat⸗ 
beſtänden zu. Die Straſverfolgungsbehörden ſollen möglichſt 
freien Spielraum bei der Würdigung des einzelnen Falles 
haben. 

Der Begriff des Flüchtigen ſetzt ein Doppeltes voraus: 
Daß der Beſchuldigte ſich im Ausland aufhält oder im In⸗ 
land verbirgt und daß er ſich dadurch der deutſchen Gerichts- 
barkeit entzieht. Es iſt nicht nötig, daß er ſich im Ausland 
oder Inland verborgen hat, um das Strafverfahren zum Er 
liegen zu bringen oder daß er ſich wenigſtens wegen der zur 
Unterſuchung ſtehenden Tat entfernt hat. Hätte das Geſetz die 
Zuläſſigkeit des Verfahrens an dieſe Bedingungen geknüpft, 
jo wäre eine große Unſicherheit des Prozeßganges herbor- 
gerufen worden. Häufig wird die Staatsanwaltſchaft die Be⸗ 
weggründe für die Flucht überhaupt nicht nachprüfen können. 
Der Zwang zu einer Feſtſtellung in dieſer Richtung iſt daher 
von ihr ferngehalten worden. 

Den Ausgleich für die weite Faſſung des Begriffes des 
Flüchtigen gibt 8 277 Abſ. 2. Unter den Flüchtigen können 
ſich auch Beſchuldigte befinden, die ſich nicht in böswilliger 
Abſicht entfernt haben. Die Gefahr, daß ein ſolcher Beſchul⸗ 
digter in Abweſenheit verurteilt wird, iſt zwar nicht groß. 
Denn in den ſchweren Fällen, in denen die Staatsanwaltſchaft 
das Abweſenheitsverfahren anregen wird, iſt nicht zu be⸗ 
fürchten, daß dem Beſchuldigten das Verfahren unbekannt 
bleibt. An dieſer Stelle iſt gleichzeitig auch das Verhältnis 
des Abweſenheitsverfahrens zu den Vorſchriften über den 
Rechtshilfeverkehr mit dem Auslande geregelt. Die Staats- 
anwaltſchaft ſoll in erſter Linie auf die Auslieferung des 
Flüchtigen bedacht ſein. Der Erhebung der Anklage braucht 
jedoch nicht in allen Fällen der Verſuch einer Auslieferung 
vorauszugehen. Er erübrigt ſich z. B., wenn die Auslieferung 
wegen erheblicher rechtlicher oder tatſächlicher Schwierigkeiten 
von vornherein keinen Erfolg verſpricht. Daß die Staats⸗ 
anwaltſchaft den im Inland befindlichen Täter in erſter Linie 
zum perſönlichen Erſcheinen vor Gericht zwingen, der Ab⸗ 
urteilung und der Strafvollſtreckung an ſeiner Perſon zuführen 
muß, verſteht fi von ſelbſt. Das Abweſenheitsverfahren ſoll 
ihr nicht die Mühen der Nachforſchung nach einem Verbrecher 
erſparen. Solange ſich der Beſchuldigte im Bereiche der richter⸗ 
lichen Gewalt befindet oder befinden kann, ſoll die Hauptver⸗ 
handlung ohne den Angeklagten daher nur ſtattfinden, wenn 
die Ermittlungen nach dem Aufenthalt des Flüchtigen er⸗ 
gebnislos geblieben ſind. Es wird von der Lage des einzelnen 
Falles abhängen, ob ſich die Staatsanwaltſchaft mit den 
üblichen polizeilichen Nachforſchungen begnügen kann, oder 
ob ſich zunächſt auch die weiteren Fahndungsmaßnahmen, 
wie Steckbrief, Fahndung durch Polizeifunk oder Vermögens 
beſchlagnahme zum Zwecke der Geſtellung (8 290 StD. ), 
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als ergebnislos erwieſen haben müſſen. Gegen einen Aus 
länder ſoll die Staatsanwaltſchaft den Antrag auf Einleitung 
eines Abweſenheitsverfahrens in der Regel nicht ſtellen, es et 
denn, daß auch gegen ihn Straffolgen wenigſtens teilweiſe in 
Wirkſamkeit geſetzt werden können. Gleiches gilt bei einem 
Beſchuldigten, der ſtaatenlos iſt. 

Das Verfahren gegen den Flüchtigen ſetzt einen be⸗ 
ſonderen Antrag der Staatsanwaltſchaft voraus. Dieſer wir 
in der Regel mit der Anklage verbunden werden. Er kann aber 
auch ſpäter, und zwar bis zur Verkündung des rechtskräftigen 
Urteils, geſtellt werden. Man kann die Hauptverhandlung 
ſomit zur Erzielung eines Urteils in Abweſenheit fortführen, 
wenn ſich der Angeklagte vor Beendigung ſeiner Vernehmung 
über die Anklage entfernt und die Vorausſetzungen für die 
Durchführung der Hauptverhandlung gegen einen Flüchtigen 
vorliegen. Eine nochmalige öffentliche Ladung (§8 279, 280) 
ift in dieſem Falle nicht nötig, da der Angeklagte das Ber? 
fahren kennt. Sie würde nur zu einer Verzögerung führen. 
die in den Ss 276 Abſ. 1 und 2 und 277 Abſ. 2 und 3 ent 
haltenen Vorausſetzungen vorliegen, entſcheidet lediglich die 
Staatsanwaltſchaft. Das Gericht iſt inſoweit an ihre Aus 
faſſung gebunden und kann die Eröffnung der Unterſuchung 
nicht ablehnen, wenn es die erwähnten Vorausſetzungen nicht 
für vorliegend hält. Die Novelle, die nach den Ausführun 
gen des Reichsjuſtizminiſters bei ihrer Bekanntgabe an die 
Preſſe ein Wegbereiter der künftigen Geſamtreform des Stra” 
prozeſſes ift, zeigt an dieſer Stelle deutlich ein Ziel der ge 
planten Neuerungen. Für die ſonſtigen Prozeßvorausſetzungen 
oder die Prozeßhinderniſſe bleibt es bei dem allgemeinen 
Grundſatz, daß das Gericht ſie in jeder Lage des Verfahrens 
von Amts wegen zu prüfen hat. 


Im übrigen gelten für das Verfahren die allgemeinen 
Vorſchriften, ſoweit ihnen nicht die Abweſenheit des Beſchul 
digten entgegenſteht oder etwas anderes ausdrücklich beſtimm 
worden iſt. Durch die Abweſenheit des Angeklagten iſt u. a. 
bereits die Anwendung der Vorſchriften der 88 230 Abſ. J, 
235, 243 Abſ. 2 erſter Halbſatz und Abſ. 3, 257 und 258 ſoweit 
der Angeklagte in Frage kommt, 265 und 266 ſoweit es ſich 
um eine Belehrung oder um Rechte des Angeklagten handelt, 
ausgeſchloſſen. Der in Abweſenheit Verurteilte kann Dr 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gem. 8 235 StP-- 
nicht verlangen, da in dem Abſchnitt über die Hauptverhand 
lung gegen Flüchtige die Möglichkeiten zur Beſeitigung dei 
Urteils abſchließend geregelt find (§ 282 b). Die in § 2% 
StPO. vorgeſchriebene Vernehmung des Angeklagten übe! 
ſeine perſönlichen Verhältniſſe wird das Gericht in vielen 
Fällen durch Feſtſtellungen aus den Akten oder durch er 
örterung mit dem Verteidiger des Angeklagten erſetzen können. 
Desgleichen wird es dem Verteidiger des Angeklagten Gelegen 
heit geben, für den Flüchtigen Fragen oder Beweisanträge # 
ſtellen und Erklärungen abzugeben. Gleiches gilt für d 
Schlußausführungen und ⸗anträge des Angeklagten. Es liegt 
auf der Hand, daß die Durchführung der Hauptverhandlung 
gegen einen Flüchtigen auch nicht an den Vorſchriften 
§ 265 StPO. ſcheitern darf. Der Angeklagte, der ſich d 
Durchführung der Hauptverhandlung durch die Flucht entzieht, 
damit auf ſeine perſönliche Verteidigung vor dem Geri 4 
gänzlich verzichtet und dem Verfahren die ſchwerſten Hinder 
niſſe in den Weg legt, kaun nicht erwarten, daß er wie 
erſchienene Angeklagte behandelt wird. 


Da das Abweſenheitsurteil grundſätzlich dem in Ge 5 
wart des Angeklagten gefällten Urteil gleichſteht und die 3 
ſtellung der Anklageſchrift und des Eröffnungsbeſchluſſes dure 
die öffentliche Ladung erſetzt werden müſſen, hat das Weich 
in den 88 279 und 280 für dieſe beſonders eingehende 3 5 
ſchriften gegeben. Die öffentliche Ladung ſoll den Angeklaghen 
mit dem Inhalt der Anklage genau bekannt machen. Es I 
weiter möglichſt jeder Weg beſchritten werden, um ihm Kenn 
nis von dem Verfahren zu vermitteln. Gerade auf bie, 
letzten Punkt liegt entſcheidendes Gewicht. Bei einem je 
weſenheitsurteil mit unabänderlicher Wirkung muß die ich 
vermeidbare Unſicherheit der öffentlichen Ladung mög! 
ausgeſchaltet werden. 
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Der Inhalt der öffentlichen Ladung deckt ſich im weſent⸗ 
lichen mit dem des Eröffnungsbeſchluſſes. Ein gewiſſer Spiel⸗ 
raum beſteht inſofern, als das Geſetz die Vorſchriften in die 
Form von Soll-⸗Vorſchriften kleidet. In der öffentlichen 
Ladung ſind der Angeklagte und die ihm zur Laſt gelegte 
Tat ſo genau zu bezeichnen, daß eine Verwechſlung und 
Zweifel über den Täter und die Tat nicht auftauchen können. 
Es iſt daher nicht zuläſſig, nur die geſetzlichen Tatbeſtands⸗ 
merkmale oder den Begriff des Verbrechens anzugeben. Häufig 
wird es ſich auch empfehlen, in der öffentlichen Ladung, die 
an der Gerichtstafel angeheftet wird, oder in der Ladung, die 
dem Flüchtigen, ſeinen Angehörigen oder anderen ihm nahe⸗ 
ſtehenden Perſonen anſtatt der Anklageſchrift mitgeteilt wird 
(8 280 Ab}. 3), auch die Beweismittel anzugeben. Die öffent⸗ 
liche Ladung muß ferner die Ankündigung enthalten, daß die 
Hauptverhandlung auch beim Ausbleiben des Flüchtigen ſtatt⸗ 
finden werde, und daß das Urteil vollſtreckbar ſei. 

Die Bekanntmachung der öffentlichen Ladung geſchieht 
durch mindeſtens zwei öffentliche Blätter, die die Staats- 
anwaltſchaft auswählt. Ob darüber hinaus die Ladung noch 
durch weitere Blätter verbreitet wird, ſteht in ihrem Ermeſſen. 
Die Staatsanwaltſchaft wird hierbei bedenken müſſen, daß die 
öffentliche Ladung möglichſt zur wirklichen Kenntnis des An⸗ 
geklagten gelangen ſoll und gegebenenfalls auch eine Verbrei⸗ 
tung in weiteren Blättern, etwa in der Form von Preſſe⸗ 
notizen, veranlaſſen. Auf derſelben Erwägung beruht die Vor⸗ 
ſchrift des § 280 Abſ. 2, daß eine beglaubigte Abſchrift der 
Ladung für zwei Wochen an die Tafel des Gerichtes erſter 
Inſtanz angeheftet werden ſoll und der Abſ. 3 und 4, die wei⸗ 
tere Wege zeigen, auf denen dem Angeklagten Kenntnis von 
dem Verfahren vermittelt werden kann. Mit dieſen Vorſchriften 
greift das Geſetz teils auf Beſtimmungen früherer deutſcher 
Rechte, teils auf ein Vorbild im Verfahren wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen das RFlucht StG. zurück. Auch wenn die in den 
Abſ. 2 bis 4 genannten Maßnahmen ergriffen werden, gilt die 
öffentliche Ladung als bewirkt, wenn ſeit dem Erſcheinen des 
Blattes, in dem die erſte Bekanntmachung erfolgt iſt, zwei 
Wochen verfloſſen ſind. Sie iſt die Grundlage der Kontumazial⸗ 
verhandlung. Alle weiteren Maßnahmen zur Benachrichtigung 
des Angeklagten von der Einleitung des Verfahrens find zuſäg⸗ 
licher Natur. Wird eine Hauptverhandlung, zu der ein Flüch⸗ 
tiger öffentlich geladen worden war, ausgeſetzt, ſo braucht er 
zu einer neuen Hauptverhandlung nicht noch einmal öffentlich 
geladen zu werden. Für dieſen beſonderen Fall, den das Geſetz 
nicht ausdrücklich regelt, gilt 8 40 Abſ. 2 StPO. 

Für die Friſt zwiſchen der öffentlichen Zuſtellung und 
der Hauptverhandlung gibt das Geſetz keine beſondere Vor⸗ 
ſchrift. Es iſt den Gerichten überlaffen, dieſen Zeitraum ent- 

rechend der Lage des einzelnen Falles fo geräumig zu be- 
timmen, daß der Angeklagte zur Reiſe an die Gerichtsſtelle 
genügend Zeit finden würde. 

Dem Flüchtigen iſt ein Verteidiger von Amts wegen zu 
beſtellen. Der Vorſchrift, die einen Gedanken des italieniſchen 
und ſchweizeriſchen Rechtes aufgreift, liegt der Wunſch zu⸗ 
grunde, die Abweſenheit des Angeklagten möglichſt auszugleichen 
und dem Gerichte durch die Anhörung des Verteidigers eine 
weitere Erkenntnisquelle für den Sachverhalt zu eröffnen. Falls 
neben dem vom Gericht beſtellten ein Verteidiger mit Voll⸗ 
macht des Angeklagten erſcheint, muß — ebenſo wie in den 
Fällen der 88 140 ff. — angenommen werden, daß das Recht 
des Beſchuldigten auf einen Pflichtverteidiger ruht, ſolange 
er den Beiſtand des Wahlverteidigers genießt. Die Beſtellung 
eines Verteidigers unterliegt als zwingende geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift nicht dem Verzicht des Flüchtigen. Sie muß ſelbſt gegen 
ſeinen ausdrücklichen Willen erfolgen. In welchem Zeitpunkte 
des Verfahrens dies zu geſchehen hat, ſchreibt das Geſetz nicht 
ausdrücklich vor. Da ein gewiſſenhafter Verteidiger bemüht 
ſein wird, den Flüchtigen zur Geſtellung vor Gericht zu ver⸗ 
anlaſſen, wird das Gericht den Verteidiger möglichſt früh, 
ſpäteſtens bei der Anordnung der öffentlichen Ladung (vgl. 
§ 140 Abſ. 3 StPD.), in das Verfahren einſchalten. 

Für die Hauptverhandlung gelten die allgemeinen Wor- 
ſchriften mit der in § 276 Abſ. 3 angedeuteten Maßgabe. Den 


Fall, daß ſich in der Beurteilung der Tat gegenüber der An⸗ 
klageformel eine Veränderung der rechtlichen Geſichtspunkte 
ergibt, auf die der anweſende Angeklagte nach § 265 hingewieſen 
werden müßte, hat das Geſetz nicht beſonders geregelt. Wie 
oben bereits erwähnt wurde, wäre ein Verfahren gemäß 8 265 
StPO. gegenüber einem Flüchtigen, der entſchloſſen iſt, nicht 
vor dem Gerichte zu erſcheinen, eine leere Formalität. § 265 
SPD. darf daher den Fortgang des Verfahrens nicht hindern 
(8276 Abſ. 3). Im übrigen unterſcheidet ſich die Hauptverhand⸗ 
lung gegen einen Flüchtigen — abgeſehen von dem Einfluß 
der Abweſenheit des Angeklagten — nicht von einer gewöhn⸗ 
lichen Hauptverhandlung. Das Geſetz will nicht, daß das Aus⸗ 
bleiben des Angeklagten als ein Zugeſtändnis ausgelegt und 
darauf eine Verurteilung gegründet wird, wie eine Reihe 
früherer Rechte vorſahen, die dem Abweſenheitsurteil nur eine 
proviſoriſche Bedeutung zumaßen. Die Beweisaufnahme ſoll 
grundſätzlich genau ſo vollſtändig ſein wie bei der Verhand⸗ 
lung in Anweſenheit des Angeklagten. Gericht, Staatsanwalt 
und Verteidiger werden alſo vor einer ſchweren Aufgabe ſtehen, 
da nicht nur der perſönliche Eindruck des Angeklagten, ſondern 
auch ſeine perſönlichen Erklärungen über einzelne Punkte fehlen 
werden. Alle Beteiligten werden daher beſtrebt ſein müſſen, durch 
ſorgfältige Benutzung aller verfügbaren Erkenntnisquellen den 
natürlichen Mangel des Abweſenheitsverfahrens möglichſt aus⸗ 
zugleichen. 

Die Hauptverhandlung kann nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen mit einer Sachentſcheidung — Verurteilung oder Frei- 
ſprechung aus tatſächlichen oder rechtlichen Gründen — oder 
mit einer Formalentſcheidung enden. Eine Einſtellung aus 
formellen Gründen kommt z. B. in Frage, wenn eine Prozeß⸗ 
oder Urteilsvorausſetzung fehlt oder ein Prozeßhindernis vor⸗ 
liegt, es ſei denn, daß es ſich um die in den 88276 Abſ. 1 
und 2 und 277 Abſ. 2 und 3 genannten Vorausſetzungen han⸗ 
delt, die das Gericht in keiner Lage des Verfahrens nachprüfen 
kann. Stellt ſich außerhalb der Hauptverhandlung heraus, daß 
eine vom Gericht zu prüfende Vorausſetzung fehlt, ſo kann 
das Verfahren auch durch Beſchluß eingeſtellt werden. 

Das Gericht iſt nicht genötigt, ein Urteil zu erlaſſen, 
wenn es ſich ohne den Angeklagten von ſeiner Schuld oder 
Unſchuld nicht überzeugen kann (8 282). Hält es die Sache 
zur endgültigen Entſcheidung nicht für geeignet, ſo kann es 
die vorläufige Einſtellung des Verfahrens beſchließen. Der Be⸗ 
ſchluß iſt nicht anfechtbar, weil es nicht angängig erſcheint, 
den erſten Richter durch die Beſchwerdeinſtanz zu einer Sach⸗ 
entſcheidung zu zwingen. Wann Anlaß zur vorläufigen Ein⸗ 
ſtellung beſteht, muß der einzelne Fall zeigen. Es kann ſich 
um Mängel und Lücken bei der Feſtſtellung des äußeren Tat⸗ 
beſtandes oder um Schwierigkeiten bei der Feſtſtellung der Art 
und des Maßes der Schuld handeln. Im Einzelfall wird man 
ſich vor Augen halten müſſen, daß die Schwierigkeiten bei der 
Feſtſtellung des ſubjektiven Tatbeſtandes und der Wahl der 
Strafe und des Strafmaßes in der Natur des Verfahrens gegen 
einen Abweſenden liegen. Sie werden daher, wenn der äußere 
Tatbeſtand feſtgeſtellt iſt, nur in beſonderen Fällen zur vor⸗ 
läufigen Einſtellung des Verfahrens führen dürfen, wenn nicht 
der Zweck des Abweſenheitsverfahrens überhaupt in Frage 
geſtellt werden ſoll. 

Erſcheint der Angeklagte im Laufe der in ſeiner Ab⸗ 
weſenheit begonnenen Hauptverhandlung, ſo kann das Ver⸗ 
fahren gegen ihn fortgeſetzt werden, nachdem ſeine Vernehmung 
nachgeholt worden iſt. In den meiſten Fällen wird es ſich 
darüber hinaus empfehlen, den Angeklagten über die Ergeb⸗ 
niſſe des bisherigen Verfahrens zu unterrichten. Das Geſetz 
regelt dieſen Fall nicht ausdrücklich. Seine Löſung ergibt ſich 
daraus, daß ſich die Hauptverhandlung gegen den Flüchtigen 
von der gewöhnlichen Verhandlung grundſätzlich nicht unter⸗ 
ſcheidet. 5 

Die Zuſtellung des Urteils erfolgt gemäß § 40 Abſ. 2. 
Es iſt hiernach zunächſt der entſcheidende Teil des Urteils an 
der Gerichtstafel anzuheften. Von der Zuſtellung an laufen 
die Friſten zur Anfechtung der gegen das Abweſenheitsurteil 
zugelaſſenen allgemeinen Rechtsmittel. Eine Beſchränkung der 
Rechtsmittel des flüchtigen Angeklagten, wie ſie das neue 
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italieniſche Recht kennt, ſieht das Geſetz nicht vor. Nach Ein⸗ 
legung der Berufung oder Reviſion durch den Angeklagten 
oder den Verteidiger iſt das Urteil mit Gründen nochmals an 
den Verteidiger zuzuſtellen. Hat der geſetzliche Vertreter des 
Angeklagten ſelbſtändig ein Rechtsmittel eingelegt, ſo iſt es 
nach allgemeinen Regeln auch an ihn zuzuſtellen. Alle wei⸗ 
teren Zuſtellungen an den Angeklagten können ebenfalls durch 
Anheftung an die Gerichtstafel (§ 40 Abſ. 2) bewirkt werden. 


Die Staatsanwaltſchaft kann das rechtskräftige Urteil 
öffentlich bekanntmachen. Art und Umfang der Bekanntmachung 
ſtehen in ihrem Ermeſſen. Nach Lage des Falles kann neben 
der amtlichen Bekanntmachung auch eine Verbreitung über die 
Preſſeſtellen als Tagesnachricht in Frage kommen. Die Be⸗ 
kanntmachung findet ihre Vorbilder im franzöſiſchen Recht, 
einer älteren öſterreichiſchen StPO. und anderen früheren 
Partikularrechten. Sie ſoll die anprangernde Wirkung des 
Urteils unterſtreichen. Abgeſehen von der Bekanntmachung, 
kann von einer Vollſtreckung des Urteils natürlich nur in⸗ 
ſoweit die Rede fein, als eine Geld- oder ſonſtige Vermögens- 
ſtrafe in zurückgelaſſenes Vermögen vollſtreckt wird und der 
Verluſt von Amtern, Rechten uſw. eintritt. 

Für das Verfahren nach der Ergreifung oder freiwilligen 
Geſtellung des Flüchtigen bieten die früheren Partikularrechte 
und die Rechte anderer Staaten, die ein Abweſenheitsverfahren 
kennen, verſchiedene Vorbilder: In einigen Geſetzen, die dem 
franzöſiſchen Rechte folgen, wird das in Abweſenheit ergangene 
Urteil zunächſt ſoweit als möglich vollſtreckt. Bei der ſpäteren 
Geſtellung des Angeklagten verliert es aber ſofort ſeine Be⸗ 
deutung, ſo daß in jedem Fall eine neue Verhandlung und 
Entſcheidung notwendig wird. Mit Rückſicht auf die proviſoriſche 
Bedeutung des erſten Urteils iſt in dieſen Geſetzgebungen häufig 
von einer vollſtändigen und mündlichen Beweisaufnahme in 
der erſten Verhandlung abgeſehen. Andere Geſetze ſtellen es 
dem Angeklagten frei, durch ſeinen einfachen Widerſpruch, dem 
keine Gründe hinzugefügt zu werden brauchen, oder durch einen 
Einſpruch, in dem er ſein Ausbleiben genügend entſchuldigt, 
das Urteil zu beſeitigen. Die letzte Regelung beſteht in der 
Schweiz (Art. 148 Bund. v. 15. Juni 1934), während der 
Entwurf dieſes Geſetzes die Erneuerung der Hauptverhandlung 
auf Grund des einfachen Antrages des Verurteilten vorſah. 
Eine dritte Gruppe gibt dem Angeklagten gegen das verurtei⸗ 
lende Erkenntnis kein beſonderes, dem Abweſenheitsverfahren 
eigentümliches Rechtsmittel. Hierzu zählt die neue italieniſche 
StPO. Bei den beiden letzten Gruppen ift natürlich in allen 
Geſetzgebungen Grundlage der erſten Entſcheidung eine voll⸗ 
ſtändige mündliche Verhandlung. 


Das Geſetz gibt dem Flüchtigen und der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft gegen das in Abweſenheit ergangene Urteil zunächſt die 
gewöhnlichen Rechtsmittel. Die Staatsanwaltſchaft und der 
Verurteilte können ferner aus den Gründen, die allgemein eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens ermöglichen ($$ 359, 362), 
jederzeit die Wiederaufnahme des Verfahrens beantragen. Dar- 
über hinaus hat der Flüchtige ein Recht auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens unter Vorausſetzungen, die an die Vorſchriften 
der SondergerichtsVO. angelehnt find (§ 282 b). Vorausſetzung 
für die Wiederaufnahme des Verfahrens iſt hier, daß der Ver⸗ 
urteilte ergriffen worden iſt oder ſich freiwillig geſtellt hat, 
und daß er innerhalb einer Woche ſeit der erneuten Zuſtellung 
des Urteils die Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt. 
Sie findet ſtatt, wenn er ſein Ausbleiben durch triftige Gründe 
rechtfertigt, oder wenn ſonſtige Umſtände vorliegen, die eine 
Erneuerung der Hauptverhandlung als notwendig erſcheinen 
laſſen. Nach der erneuten Zuſtellung kann der Verurteilte die 
allgemeinen Rechtsmittel nicht mehr einlegen, ſelbſt wenn er 


oder fein Verteidiger ſich ihrer früher nicht bedient haben. 


Den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens auf Grund 
des § 282 b kann die Staatsanwaltſchaft nicht ſtellen. 

Was als triftiger Grund für das Ausbleiben des Flüch⸗ 
tigen anzuſehen iſt, kann nur nach der beſonderen Lage des 
einzelnen Falles beurteilt werden. Hierüber entſcheidet das 
Gericht nach pflichtgemäßem Ermeſſen. Wenn der Angeklagte 
von dem Verfahren überhaupt keine Kenntnis hatte oder wenn 
ihm die öffentliche Ladung unbekannt geblieben war, wird in 


der Regel Anlaß zu Wiederaufnahme nicht beſtehen, falls er 
ſich mit Rückſicht auf das Verbrechen, um das es ſich bei dem 
Verfahren handelt, oder nach Kenntnis von der Einleitung 
des Verfahrens entfernt hat. Falls der Flüchtige zur Haupt⸗ 
verhandlung erſcheinen wollte, aber durch einen Unfall auf 
der Reiſe am pünktlichen Eintreffen gehindert wurde, kann 
die Wiederaufnahme des Verfahrens gerechtfertigt ſein. Von 
beſonderer Bedeutung dürfte es immer ſein, ob der Verurteilte 
guten Willen zum Erſcheinen nachweiſen kann, ob er insbeſon⸗ 
dere ſein Fernbleiben ſofort entſchuldigt, ſich alsbald nach der 
Verurteilung geſtellt hat, oder ob er vielleicht erſt nach Jahren 
ergriffen worden iſt. Zu den ſonſtigen Umſtänden, die eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens rechtfertigen können, wird 
man in der Hauptſache beſonders ſchwere Bedenken gegen den 
Schuldſpruch zählen dürfen. Zweifelhafter iſt es, wenn der 
Verurteilte behauptet, daß eine neue Verhandlung etwa zu 
einer milderen Strafart oder zu einer Anderung der Straf— 
höhe führen würde. 


Die neuen Vorſchriften über das Verfahren gegen Flüch— 
tige haben endlich auch zu einer Anderung im Koſtenabſchnitt 
geführt (§ 474 a). Es kann billig fein, daß der Angeklagte die 
Koſten der früheren Hauptverhandlung auch dann trägt, wenn 
er in der erneuten Hauptverhandlung freigeſprochen wird. Für 
eine Entſcheidung in dieſer Richtung ift Raum geſchaffen worden. 


Die bisherigen Vorſchriften über die Beſchlagnahme zur 
Sicherung der Vollſtreckung des Urteils, über die Sicherſtellung 
der Beweiſe und die Beſchlagnahme zur Geſtellung des Schul⸗ 
digen ſind in einem neuen Abſchnitt zuſammengefaßt worden. 
Eine Ergänzung des § 232 ermöglicht es endlich, daß in den 
Fällen der kleinen Kriminalität, in denen nach bisherigem 
Rechte (8277 a. F.) das Verfahren gegen Abweſende zuläſſig 
war, auch in Zukunft auf Grund einer öffentlichen Ladung 
gegen einen nicht erſchienenen Angeklagten verhandelt wer⸗ 
den kann. 

III. Völlig verſchieden von dem Verfahren gegen Flüch⸗ 
tige iſt das im neuen 5. Abſchnitt des 6. Buches der SPD. 
geregelte Verfahren gegen Abweſende, die ſich der Wehrpflicht 
entzogen haben. Die neuen Vorſchriften ſtellen im weſentlichen 
den Zuſtand wieder her, der vor dem Zuſammenbruch des 
Jahres 1918 beſtand. Es handelt ſich um ein beſonderes 
Verſäumnisverfahren, das nur bei den in den 88 140 —140 b 
StGB. bezeichneten ſtrafbaren Handlungen Platz greift und 
auf andere Verletzungen der Wehrpflicht und der Wehrkraft 
nicht anwendbar iſt ($ 434). 


Der Schwerpunkt des Verfahrens liegt bei den mit der 
militäriſchen Überwachung der Wehrpflichtigen beauftragten 
Behörden, deren Erklärung über das Verhalten des Wehrpflich⸗ 
tigen die Grundlage der Anklage bildet. Die Staatsanwaltſchaft 
und das Gericht haben zunächſt nur zu prüfen, ob dieſe Er⸗ 
klärung den Erforderniſſen des § 437 entſpricht. Iſt dies der 
Fall, jo kann weder die Erhebung der Anklage noch die Er— 
öffnung der Vorunterſuchung abgelehnt werden. Die Frage, 
ob Umſtände vorliegen, die der Erklärung entgegenſtehen, iſt 
der Hauptverhandlung vorbehalten (8 440 Abſ. 1). 


Für die Ladung des Angeklagten zur Hauptverhandlung 
paßten die neuen Vorſchriften für die Ladung eines Flüchtigen 
(88 279, 280) nicht in vollem Umfange. Das Geſetz hat daher 
für die in der Regel einfacheren Verfahren gegenüber Wehr⸗ 
pflichtigen vereinfachte Ladungsvorſchriften vorgeſehen. Für 
den abweſenden Angeklagten kann ein Verteidiger ohne Bei⸗ 
bringung einer Vollmacht auftreten. Seine Angehörigen find 
ebenfalls ohne Vollmacht als Vertreter zuzulaſſen. Auch fie 
können von den dem Beſchuldigten zuſtehenden Rechtsmitteln 
Gebrauch machen (§ 439). 

Die Vorſchrift über die Beſchlagnahme des Vermögens 
des Angeſchuldigten, die früher im § 140 Abſ. 3 StGB. ent⸗ 
halten war, it in die StPO. übernommen worden ($ 439 
Abſ. 3). Die Vorausſetzungen für die Beſchlagnahme ergeben 
ſich jetzt aus dem 8434 i. Verb. m. den 88 283 und 284 StPO. 
Die Vermögensbeſchlagnahme iſt jetzt auch bei der unerlaubten 
Auswanderung (§ 140 a) zuläſſig, bei der fie früher nicht vor 
geſehen war (8 360 Nr. 3 StGB. a. F.). Im übrigen iſt die 
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Beſchlagnahme nicht unbedingt vorgeſehen, ſondern in das 
Ermeſſen des Gerichts geſtellt. Wenn der Wehrpflichtige ver⸗ 
mögenslos iſt, würde jte häufig zwecklos ſein. 

8 440 enthält eine poſitive Beweisregelung. Er weiſt den 
Richter an, aus gewiſſen tatſächlichen Umſtänden, die in 8437 
angeführt ſind, auf den Tatbeſtand zu ſchließen, falls nicht 
im einzelnen Falle beſtimmte Umſtände dieſem Schluß ent⸗ 


gegenſtehen. Die Frage, ob Tatſachen geeignet ſind, die Er⸗ 
klärung der mit der Überwachung des Wehrpflichtigen Be⸗ 
auftragten zu entkräften, unterliegt natürlich der freien Wür⸗ 
digung des Gerichtes. 

Es iſt zu erwarten, daß die Beſtimmungen dieſes Ab⸗ 
ſchnittes, ebenſo wie früher, keine erhebliche Rolle in der Praxis 
der Gerichte ſpielen werden. 


Berufspflihten der Notare 


Von Notar Wolpers, Lennep, Präſident der Reichsnotarkammer 


Wiederholte Anfragen bei der Reichsnotarkammer ver⸗ 
anlaſſen mich, einzelne in letzter Zeit beſonders wichtig ge- 
wordene Zweifelsfragen über Berufspflichten der Notare auch 
der Leſerſchaft der Juriſtiſchen Wochenſchrift zu unterbreiten, 
da ſich gezeigt hat, daß die Veröffentlichungen in der Deut⸗ 
ſchen Notar⸗Zeitſchrift nicht von allen Berufskameraden und 
Dienſtaufſichtsſtellen zur Kenntnis genommen worden ſind. 


1. Amtsbezirke der Notare 


Die VO. über die Amtsbezirke der Notare v. 17. Juni 
1934 (RG Bl. I, 514) beſtimmt, daß Amtshandlungen eines 
Notars nicht deshalb unwirkſam find, weil fie außerhalb des 
Amtsbezirks vorgenommen find. Diefe Beſtimmung iſt er- 
gangen, da verſchiedene Notare, auch trotz meines Hinweiſes 
in DROLZ. 1934, 389, in irriger Auslegung des Art. 4 
des 1. Gef. zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich 
v. 16. Febr. 1934 (RGS Bl. I, 91) der Anſicht waren, daß nicht 
nur die innerhalb der örtlichen Zuſtändigkeit eines Notars 
aufgenommenen Urkunden im ganzen Reich wirkſam ſeien, 
ſondern daß auch die örtliche Zuſtändigkeit jedes Notars auf 
das ganze Reich ausgedehnt ſei. Um die ſchwerwiegenden 
Folgen dieſer irrigen Anſicht zu verhüten, iſt durch die er⸗ 
wähnte VO. v. 17. Juni 1934 mit Rückwirkung auf den 
20. Febr. 1934 die Wirkſamkeit dieſer Urkunden außer Zweifel 
geſtellt worden (f. Pätzold: Dot. 1934, 572). 


Zur Vermeidung weiterer irriger Auslegung beſtimmt 
die VO. v. 17. Juni 1934 ausdrücklich, daß der Notar ohne 
Verletzung ſeiner Amtspflichten Amtshandlungen nur in dem 
Bezirk vornehmen darf, für den ihm die Befugnis der Amts⸗ 
ausübung verliehen iſt, und ſpricht die Wirkſamkeit einer 
unter Verſtoß hiergegen vorgenommenen Amtshandlung nur 
unbeſchadet der dienſtſtrafrechtlichen DBeurtei- 
lung des Einzelfalles aus. 


Trotz der Eindeutigkeit und Klarheit dieſer Vorſchrift iſt 
es erneut vorgekommen, daß Notare Amtshandlungen außer- 
halb ihres landesrechtlichen Amtsbezirks, ja ſogar außerhalb 
des Landes vorgenommen haben, in dem ſie als Notare zu⸗ 
gelaſſen find. Dieſe Vorkommniſſe haben den Herrn Reichs- 
miniſter der Juſtiz veranlaßt, in einer Allg Vfg. v. 18. Juli 
1935 (DJ. S. 1055) auf die Beachtung der für die Amts⸗ 
bezirke der Notare geltenden Vorſchriften hinzuweiſen. Durch 
dieſe Allgemeine Verfügung iſt nochmals klargeſtellt, was 
chon vorher einem Zweifel nicht unterlag, daß die Amts⸗ 
bezirke der Notare durch den Übergang der Juſtizverwal⸗ 
tung auf das Reich keine Anderung erfahren haben. Es iſt 
ausgeſprochen, daß insbeſondere preußiſche Notare, die in 

reußen ihren Amtsſitz haben, ebenſowenig wie bisher be⸗ 
fugt ſind, in einem außerpreußiſchen Gebietsteil tätig zu 
werden, ſelbſt dann nicht, wenn dieſer Gebietsteil dem Ober⸗ 
7 landesgerichtsbezirk ihres Amtsbezirks angehört. In gleicher 
eiſe iſt es natürlich unſtatthaft, daß z. B. ein württem⸗ 
ergiſcher Notar in Bayern oder ein bayeriſcher Notar in 
Jürttemberg oder ein mecklenburgiſcher Notar in Preußen 
tätig wird. 


Die Entfaltung einer Amtstätigkeit iſt dabei nicht nur 
dann gegeben, wenn der Notar eine Urkunde außerhalb ſeines 


Amtsbezirks errichtet; ſie liegt z. B. auch dann vor, wenn 
er außerhalb feines Amtsbezirks die Fertigung oder An⸗ 
erkennung einer Unterſchrift entgegennimmt, die Beglaubigung 
aber an ſeinem Amtsſitz vollzieht. 


2. Gebührenteilung zwiſchen Notar und 
Rechtsanwalt 


Die Reichsnotarkammer hat in der Eröffnungsſitzung am 
8. März 1935 folgenden Beſchluß gefaßt: 


Die Reichsnotarkammer erklärt jede Gebührenteilung 
eines Notars mit einem Rechtsanwalt für ſtandeswidrig, 
nicht nur wenn die Teilung Entgelt dafür ſein ſoll, daß 
der Anwalt dem Notar eine Beurkundung vermittelt, ſon⸗ 
dern insbeſondere auch, wenn der Anwalt die Beurkundung 
vorbereitet oder die Urkunde entworfen hat (DNotzZ. 1935, 
268). 


Zur Auslegung dieſes Beſchluſſes weiſe ich auf folgen- 
des hin: Die Gebühr des Notars iſt Abgeltung für die Aus⸗ 
übung ſeiner Amtstätigkeit und für die Verantwortung, die 
er auf Grund dieſer Amtstätigkeit übernimmt. Von der Er⸗ 
fuͤllung der Amtspflichten und der Haftung hierfür kann 
der Notar weder durch den Beteiligten noch dadurch ent⸗ 
bunden werden, daß einer der Beteiligten ſeine Vertretung 
oder rechtliche Betreuung einem Rechtsanwalt überträgt. Des⸗ 
halb befreit die Vorbereitung der Urkunde durch einen Rechts⸗ 
anwalt den Notar auch nicht teilweiſe von ſeiner Pflicht zur 
Prüfung des rechtlichen und tatſächlichen Inhalts und von 
ſeiner Haftung für den Beſtand der Urkunde. Die Amts» 
pflichten des Notars ſind vielmehr unteilbar, und das hat 
notwendig die Unteilbarkeit der Gebühren zur Folge, Aus 
dieſen allgemeinen Ausführungen läßt ſich unſchwer die Löſung 
einzelner Zweifelsfragen herleiten: 


Die Teilung der Gebühr für die amtliche Tätigkeit eines 
Notars mit einem Rechtsanwalt iſt in keinem Fall ſtatthaft, 
auch nicht, wenn der Rechtsanwalt und der Notar in einer 
Bürogemeinſchaft ſtehen. Inhalt der Bürogemeinſchaft iſt nur 
die gemeinſchaftliche Tragung der Bürounkoſten nach feſtem 
Schlüſſel. Statthaft bleibt die Teilung nur bei einem wirk⸗ 
lichen Sozietätsverhältnis zwiſchen mehreren Notaren, meh⸗ 
reren Rechtsanwaltsnotaren oder zwiſchen Rechtsanwälten und 
Notaren. Denn auf Grund des Sozietätsverhältniſſes wird 
nicht die für ein einzelnes Amtsgeſchäft anfallende Gebühr 
geteilt, ſondern das geſamte Einkommen eines längeren Zeit⸗ 
abſchnittes nach einem beſtimmten Schlüſſel aufgeteilt. 


Unſtatthaft iſt es auch, daß ſämtliche Rechtsanwälte und 
Notare eines Ortes ein Abkommen über Gebührenteilung 
treffen. Das Verbot der Gebührenteilung hat zwar auch den 
Zweck, unlauteren Wettbewerb zwiſchen den Notaren eines 
Ortes zu verhindern; ſein Hauptzweck aber iſt die Bekämp⸗ 
fung der irrigen Auffaſſung, daß die Amtspflichten des No⸗ 
tars bei ſeinen Beurkundungen teilweiſe auf andere über⸗ 
tragen und von dieſen geleiſtet und erfüllt werden können. 


Auch wenn eine Gebührenteilung nicht ſtattfindet, geht 
es nicht an, daß der Notar eine von ihm aufgenommene Ur⸗ 
kunde an einen Rechtsanwalt zur Weiterbearbeitung über⸗ 
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ſendet, von dieſem etwa auch feine Koſten einziehen läßt. Nur 
wenn die Beteiligten die Weiterbehandlung durch einen von 
ihnen zu bezeichnenden Rechtsanwalt wünſchen, iſt ein ſolches 
Verfahren ſtatthaft. Da es ſich bei der Weiterbehandlung viel⸗ 
fach um vom Notar gebührenfrei vorzunehmende Neben⸗ 
geſchäfte (3. B. Vorlage an das GBA.) handelt, würde der 
Notar bei ſolchem Vorgehen für die vom Rechtsanwalt für 
die Entfaltung deſſen Tätigkeit erhobenen Gebühren erſatz⸗ 
pflichtig ſein. Darüber hinaus könnte ihn, je nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles, auch die Haftung für eine unrichtige Sach⸗ 
behandlung durch den Anwalt treffen. 


3. Keine Beurkundungstätigkeit durch den Syn⸗ 
dikusnotar für die von ihm als Syndikus be— 
treute Geſellſchaft 


Das Gef. zur Anderung der RAO. v. 20. Dez. 1934 
(RGBl. I, 258) hat dem § 31 NAD. als Abſ. 2 die Be⸗ 
ſtimmung angefügt, daß der Anwalt in allen Prozeßverfahren 
ſeine Berufstätigkeit als Prozeßbevollmächtigter zu verſagen 
hat, wenn er zu einem Auftraggeber in einem ſtändigen 
Dienſt⸗ oder ähnlichem ſtändigen Geſchäftsverhältnis ſteht. 
Der amtlichen Begründung zu dieſem Geſetz (DJ. 1935, 6) 
iſt zu entnehmen, daß der Geſetzgeber eine Gefahr darin ge- 
ſehen hat, Syndizi, Direktoren oder Vorſtände von Geſell⸗ 
ſchaften auf Grund ihres Dienſtvertrages oder eines ähnlichen 
ſtändigen Geſchäftsverhältniſſes auch in ihrer anwaltlichen 
Tätigkeit in ein gewiſſes Abhängigkeitsverhältnis zu ihren 
Dienſtherren geraten zu laſſen. Für die Beurkundungstätig⸗ 
keit eines Notars muß einer ſolchen Gefahr um ſo mehr be- 
gegnet werden, als er nicht der Vertreter einer Partei, ſon⸗ 
dern die unabhängige Amtsperſon iſt, welche die Intereſſen 
aller Beteiligten in gleicher Weiſe wahrzunehmen hat. Aus 
dieſer Erwägung hat die Reichsnotarkammer eine Lücke darin 
erblickt, daß die geſetzlichen Ausſchließungsgründe das Be- 
ſtehen eines Dienſtverhältniſſes oder eines ſonſtigen auf Ver⸗ 
trag beruhenden Abhängigkeitsverhältniſſes als Ausſchlie⸗ 
ßungsgrund für die Tätigkeit als Notar nicht aufzählen. 
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Zwar iſt wegen der allgemeinen Berufspflichten ein ſolches 
Abhängigkeitsverhältnis von der Mehrzahl der Notare ſchon 
immer als Hindernis für die Entfaltung amtlicher Tätigkeit 
angeſehen worden. Trotzdem blieben hier Zweifel offen. Dieſe 
hat die Reichsnotarkammer durch ihren am 8. März 1935 ge⸗ 
faßten Beſchluß ausgeräumt. Der Beſchluß lautet: 


Der Notar hat ſeine amtliche Tätigkeit zu verſagen, 
wenn er zu einem Geſchäftsbeteiligten in einem dauernden 
privatrechtlichen Dienſtverhältnis oder in einem Abhängig⸗ 
keitsverhältnis ſteht, auf Grund deſſen er den Weiſungen 
des Auftraggebers nachzukommen verpflichtet iſt (DROLH- 
1935, 268). 


Der Beschluß entſpringt einer Anregung der Neid)?” 
rechtsanwaltskammer und bringt inſoweit auch deren Rechts- 
auffaſſung über die Berufspflichten der Notare zum Ausdruck. 


Wenn in dem Beſchluß der Reichsnotarkammer von Ge 
ſchäftsbeteiligten die Rede iſt, ſo deckt ſich der hiermit be⸗ 
zeichnete Perſonenkreis nicht mit dem „Beteiligten“ im Sinne 
von § 168 Satz 2 RG. Unter Geſchäftsbeteiligten find 
vielmehr alle Perſonen zu verſtehen, die am rechtlichen Er 
folg der Beurkundung teilnehmen, auch wenn die formelle 
Beurkundung ſich auf ihre Erklärungen nicht erſtreckt. Hier⸗ 
nach find insbeſondere auch Hypotheken- und Grundſchuld⸗ 
gläubiger in allen Fällen Geſchäftsbeteiligte, ohne daß es 
darauf ankommt, ob die Beurkundung auf ihren Antrag vor 
genommen wird, ob ſie bei der Beurkundung mit anweſend 
ſind, oder ob ſie eine Erklärung mitbeurkunden laſſen. 


Auf die Anfrage eines Notars hat der Präſident des 
2G. Berlin in Übereinſtimmung mit dieſen Ausführungen 
erklärt, daß er die Beurkundung von Grundſtücksbelaſtungen 
zugunſten einer Bank durch den bei der Bank als Syndikus 
angeſtellten Notar oder auch durch den für dieſen beſtellten 
Notarvertreter für unzuläſſig erachte und die ſich hieran» 
ergebenden Folgen bei der Ausübung ſeiner Dienſtaufſicht 
ziehen werde (DNotZ. 1935, 522). 


Der Syndikus⸗Kechtsanwalt 


J. Vorbemerkung der Schriftleitung 


Der nachſtehende Aufſatz wird veröffentlicht, um einer⸗ 
ſeits die Gruppe der Syndizi-Anwälte ohne jede Schmälerung 
zu Wort kommen zu laſſen, andererſeits aber die freie An 
waltſchaft anzuregen, im Rahmen der durch die RAD. ges 
zogenen Grenzen mehr als bisher aus der Stellung des 
Streit⸗Anwalts in die Stellung des ſtändig beratenden, dem 
Streit vorbeugenden Haus- und Firmen-Anwalts, alſo in 
eine Syndikus⸗Tätigkeit im beſten Sinne des Wortes hinein⸗ 
zuwachſen. — 

Zu der in dem Aufſatz geäußerten Meinung, daß zwiſchen 
dem Willkommens⸗Gruß des Reichsfachgruppenleiters (jetzigen 
Stellvertreters des Reichs⸗Juriſtenführers) Rechtsanwalt Dr. 
Raeke in Heft 51/52 von 1934 und den Ausführungen des 
Rechtsanwalts Dr. Droege in Heft 16/17 von 1935 ein 
Gegenſatz beſtehe, hat ſich Dr. Droege auf Anfrage wie ſolgt 
geäußert: 

Von einem ſolchen Gegenſatz kann keine Rede ſein. Viel⸗ 
mehr iſt der folgende Werdegang feſtzuſtellen: 

Im Jahre 1934 hat der Ech H., wie auch Dr. Tornier 
in ſeinem Aufſatz erwähnt, im Gegenſatz zu ſeiner bisherigen 
Rechtſprechung in zwei Fällen entſchieden, daß die Zulaſſung 
zur Rechtsanwaltſchaft einem Syndikus aus dem Geſichtspunkt 
der Unvereinbarkeit beider Berufe zu verſagen ſei ($5 Ziff. 4 
RAO. a. F.; 85 Ziff. 6 n. F.). In dem Zeitpunkt, als dieſe 
Entſcheidungen ergingen, beſtand die Novelle v. 20. Dez. 1934 


noch nicht. Die Entſcheidungen berührten alſo die Lage der 
bereits zugelaſſenen Syndikusanwälte nicht, da 8 21 Ziff. 3 
a. F. nicht vorſah, daß die Zulaſſung zurückgenommen wer⸗ 
den muß, wenn ſich nach der Zulaſſung ergibt, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 5 Ziff. 4 a. F. vorliegen. Dagegen ſah 
§ 21a der Novelle vor, wie dies mittlerweile auch Geſetz ge 
worden ift, daß die Zulaſſung zurückzunehmen iſt, wenn ſich 
nachträglich herausſtellt, daß nach 8 5 Ziff. 6 (n. F.) nicht 
hätte zugelaſſen werden dürfen. Wäre dieſe Beſtimmung ohne 
ein Korrektiv Geſetz geworden, ſo hätte das zur Folge gehabt, 
daß in Verfolg der maßgeblich gewordenen Rechtſprechung 
des EH. die Zulaſſung aller Rechtsanwaltsſyndizi hätte 
zurückgenommen werden müſſen. Auf entſprechende berechtigte 
Vorſtellungen dieſer Gruppe von Rechtsanwälten iſt dann Der 
§ 31 Abſ. 2 aufgenommen worden, wonach der Rechtsanwalt 
feine Berufstätigkeit als Prozeßbevollmächtigter zu verſagen 
hat, wenn er zu ſeinem Auftraggeber in einem ſtändigen 
Dienſt⸗ oder einem ähnlichen ſtandigen Geſchäftsverhältnis 
ſteht. Dies bedeutet praktiſch, daß für die bereits zugelaſſenen 
Anwaltsſyudizi an Stelle der Zurücknahme der Zulaſſung 
eine vorſtehend gekennzeichnete Einſchränkung ihrer Berufs⸗ 
täligkeit vorgeſehen wurde. 


In der Praxis ſtellte ſich dann alsbald heraus, daß 
Syndizi, welche ſich neu um die Zulaſſung bewarben, ſich 
nunmehr auf § 31 Abſ. 2 beriefen, alſo dieſe Beſtimmung De 
nutzen wollten, um die in der Rechtſprechung des EG. 
niedergelegte Auffaſſung wieder umzuſtoßen. Da dieſe an ſich 
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durchaus verſtändlichen Bemühungen dem Geſichtspunkt, aus 
dem heraus vor Erlaß der Novelle mit den zugelaſſenen An⸗ 
waltsſyndizi eine Verſtändigung gefunden war, nicht ent⸗ 
ſprachen, iſt auf der Reichsfachgruppenratstagung am 29. u. 
30. März 1935 beſchloſſen worden, dahin zu wirken, daß die 
vom EH. bereits zweimal ausgeſprochene Unvereinbarkeit 
des Syndikusberufes und des Anwaltsberufes im Geſetz nie⸗ 
dergelegt werden möge, um damit jeden Zweifel darüber aus⸗ 
zuſchließen, daß eine ausdehnende Auslegung des § 31 Abf. 2 
über ſeinen geſetzgeberiſch gedachten Rahmen hinaus nicht in 
Frage kommen könne. Wenn ich mich hinſichtlich der künf⸗ 
tigen Behandlung der zugelaſſenen Syndizirechtsanwälte vor⸗ 
ſichtig ausgedrückt habe, indem ich dem Wunſch Ausdruck gab, 
daß es bei der bisherigen Handhabung bleiben möge, ſo des⸗ 
halb, weil rein theoretiſch geſehen, aus der Verbindung von 
§ 5 Ziff. 6 n. F. und § 21a n. F. die nachträgliche Zurück⸗ 
nahme der Zulaſſung möglich iſt und bleibt, während ich in 
voller Übereinftimmung mit Herrn Dr. Raeke der Auf⸗ 
faſſung bin, daß praktiſch geſprochen die im 8 31 Abſ. 2 ge⸗ 
troffene Regelung hinſichtlich der bereits zugelaſſenen An- 
waltsſyndizi vollkommen ausreicht. 


II. Von Rechtsanwalt Dr. Kurt Tornier, Berlin 


In den Veröffentlichungen der letzten Zeit über die 
Notlage des Anwaltſtandes iſt zur Behebung der Not und zur 
Herbeiführung eines geſunden wirtſchaftlichen Fundamentes 
für die deutſche Rechtsanwaltſchaft neben weittragenden Ein⸗ 
griffen in einer Nebenforderung die Beſeitigung der Syndizi⸗ 
Rechtsanwälte aus der Rechtsanwaltſchaft wiederholt gefordert 
worden. Dieſe Frageſtellung iſt grundſätzlich nicht ganz neu. 
Im Laufe der Nachkriegsjahre iſt ſie verſchiedentlich aufge⸗ 
taucht und wieder verſchwunden. Die Anwaltskammer Berlin 
hat dabei im allgemeinen als Ruferin im Streit gegen die 
Syndizi⸗Anwälte geſtanden. Vorweg iſt zu bemerken, daß das 
Schlagwort „Syndikus-Anwalt“ im Wortlaut nur einen Teil 
der mit dieſem Begriff bezeichneten Rechtsanwälte umfaßt. 
Denn es handelt ſich ja um die Vielzahl von rechtsgeſchulten 
Perſonen, die im Wirtſchaftsleben ihre Betätigung als Direk⸗ 
tor, als Geſchäftsführer und auch als Syndikus finden. Der 
ObéccH. in Leipzig (jetzt in Berlin) hat ſich der Anſchauung 
der Anwaltskammer in Berlin indes nicht angeſchloſſen. Erſt 
im Herbſt 1934 ſind zwei — vom Standpunkt des nicht freien 
Rechtsanwalts geſehen — Entſcheidungen nicht günſtigen In⸗ 
halts der Offentlichkeit bekannt geworden. Soweit zu dieſem 
Spezialproblem Meinungsäußerungen in der Offentlichkeit 
laut geworden ſind, ſind ſie ausnahmslos von ſeiten der 
Vertreter der freien Rechtsanwaltſchaft gekommen und haben 
ſich mehr oder minder ſtark für eine Ausſchaltung der Syn⸗ 
dizi⸗Anwälte aus der Rechtsanwaltſchaft ausgeſprochen. Neben 
gewiſſen prinzipiellen Erwägungen waren dafür im Kern 
wirtſchaftliche Motive maßgebend, wie ſie jetzt ſich in der 
Generaldiskuſſion zur Notlage der Rechtsanwälte wiederholen. 
Die wirtſchaftlichen Motive fanden und finden ihren Urſprung 
in dem Gedanken, daß das Arbeitsgebiet der freien Rechts⸗ 
anwaltſchaft durch die Tätigkeit der Syndizi-Rechtsanwälte 
verkleinert und verengt wird. Die prinzipiellen Geſichtspunkte 
finden ihre Stütze in der Argumentation, daß durch die 
Bindung des Syndikus an ſeine Firma oder den Verband die 
freie Rechtswahrung gehemmt iſt. 


Nach dem Grundſatz audiatur et altera pars wird es 
richtig erſcheinen, die Gegenüberlegung vom Standpunkt der 


Syndizi⸗Anwälte einer weiteren Offentlichkeit zur Kritik zu⸗ 


gänglich zu machen. Es ſoll damit zugleich das allmählich 
ſonſt ſich verbreitende Gefühl beſeitigt werden, daß die andere 
Seite ihren Standpunkt nicht gut glaubt, offen darlegen zu 
können. 

Nach der RAD. v. 1. Juli 1878 in der heut geltenden 
Faſſung ſind als einſchlägige Zulaſſungsverweigerungsgründe 
zur Rechtsanwaltſchaft bzw. als Ausſchlußgründe zur Rechts⸗ 


anwaltſchaft in §S 5 Nr. 5 und 6 folgende Beſtimmungen vor⸗ 
geſehen: 


Nach 85 Nr. 5 muß die Zulaſſung verſagt werden, wenn 
mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des Antragſtellers und die 
Art ſeiner Wirtſchaftsführung durch ſeine Zulaſſung die Be⸗ 
lange der Rechtſuchenden gefährdet werden würden. 


Nach § 5 Nr. 6 muß ebenſo die Zulaſſung verſagt wer⸗ 
den, wenn der Antragſteller ein Amt bekleidet oder eine Be⸗ 
ſchäftigung betreibt, die mit dem Beruf des Rechtsanwalts 
nicht vereinbar ſind, oder wenn er einer Tätigkeit nachgeht, 
die der Würde der Anwaltſchaft widerſpricht. 


Auf den Inhalt dieſer beiden zitierten Beſtimmungen 
pflegen Entſcheidungen und Gutachten der Rechtsanwaltskam⸗ 
mern oder Außerungen aus der freien Rechtsanwaltſchaft ge⸗ 
ſtützt zu werden, wenn ſie die Tätigkeit eines Syndikus oder 
eines Aktiengeſellſchaft-Direktors als einen Zulaſſungsver⸗ 
weigerungsgrund zur Rechtsanwaltſchaft anſprechen. Nach den 
höchſtrichterlichen Entſcheidungen war es — mindeſtens bis 
zum Jahre 1934 — ſtändige Rechtſprechung, daß die reguläre 
Syndikustätigkeit, wie die eines Direktors einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, eines Geſchäftsführers einer Geſellſchaft mit beſchränk⸗ 
ter Haftung oder die eines Prokuriſten einer Handelsgeſell⸗ 
ſchaft oder eines Geſchäftsführers oder Syndikus eines Ver⸗ 
bandes mit dem Beruf des Rechtsanwalts vereinbar iſt. Daß 
eine ſolche Tätigkeit mit der Würde eines Anwalts vereinbar 
iſt, wird nicht gut zweifelhaft ſein können. Kann eine ſolche 
Lebensſtellung ſich mit dem Beruf des Rechtsanwalts in 
Widerſpruch ſetzen? Nach dem Sinn der geſetzlichen Beſtim— 
mung wird nur die Reinerhaltung der Rechtsanwaltſchaft von 
Kräften unterſtellt werden können, die ſich mit einer Beſchäf⸗ 
tigung oder einer Tätigkeit befaſſen, die nicht dem Gedanken 
und der Entwicklung des Rechtslebens im weiteren Sinne 
dient, ja — wie z. B. die eines Rechtskonſulenten — ihr leicht 
entgegenzuarbeiten geeignet ſein kann. Die vollkommene Rei⸗ 
bungsloſigkeit in Praxis und Rechtſprechung durch viele Jahr⸗ 
zehnte der Geltung der RAD. ſtellt dieſen Ausgangspunkt 
unter Beweis. Erſt nach dem Kriege haben die Diskuſſionen 
eingeſetzt. Es wird dies mit der ſtärkeren wirtſchaftlichen Or⸗ 
ganiſation in Deutſchland, der zunehmenden Bedeutung von 
Steuer⸗ und Arbeitsrecht in unſerem Wirtſchaftsleben zu⸗ 
ſammenhängen, die die Zahl der wirtſchaftsrechtlich im wei⸗ 
teren Sinne Kundigen in der Wirtſchaft ungleich verſtärkten. 
Dieſe Entwicklung hat die Folge mit ſich gebracht, daß immer 
mehr freie Rechtsanwälte zu Rechtsanwälten mit feſten Ver⸗ 
trägen wurden, daß ihre Tätigkeit ausſchließlich für ein 
Unternehmen oder einen Verband in Anſpruch genommen 
wurde. Der Beruf eines ſolchen Rechtsanwalts iſt ja nicht 
um ſeiner ſelbſt willen da, ſondern er iſt durch die Erforder⸗ 
niſſe der Wirtſchaft geſchaffen worden. In analoger Weiſe 
hat auch bei der freien Rechtsanwaltſchaft die Beratungstätig⸗ 
keit vor der rein prozeſſualen ſtark an Boden gewonnen. 
Mit beiden Erſcheinungsformen wird nicht zuletzt die allmäh⸗ 
liche Erfüllung eines wahrhaft nationalſozialiſtiſchen Grund⸗ 
ſatzes zu erblicken ſein, nach dem die Rechtswahrung vor den 
Rechtsſtreit geſetzt wird. 

Dieſer Entwicklung hat das Gef. zur Anderung der RAO. 
v. 20. Dez. 1934 in mittelbarer Form Rechnung getragen. Es 
iſt zu §S 31 Abſ. 2 RAO. eine Ergänzung geſchaffen, nach der 


„in bürgerlichen Streitverfahren, einſchließlich ſchiedsrich⸗ 
terlicher Verfahren, in Strafſachen und in verwaltungs⸗ 
gerichtlichen Verfahren der Rechtsanwalt ferner ſeine Be⸗ 
rufstätigkeit als Prozeßbevollmächtigter zu verſagen hat, 
wenn er zu ſeinem Auftraggeber in einem ſtändigen Dienſt⸗ 
oder ähnlichen ſtändigen Geſchäftsverhältnis ſteht.“ 


Dieſe Beſtimmung ergibt nach ihrer poſitiven Form klar 
die Unterſagung der Prozeßtätigkeit für ihre Auftraggeber 
auf den genannten Gebieten zu Laſten der gebundenen An⸗ 
wälte. Es ſind dabei nicht alle gerichtlichen Tätigkeiten unter⸗ 
ſagt worden, ſondern nur der beſtimmte, klar umriſſene Kreis 
von Geſchäften, der das wirtſchaftlich geſprochene Konkurrenz⸗ 
gebiet zur freien Rechtsanwaltſchaft darſtellt. Gleichzeitig 
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geht aber die Beſtimmung von der Tatſache aus, daß ſolche 
vertraglich gebundenen Perſönlichkeiten Rechtsanwälte fein 
können. Ihre Berechtigung, der Rechtsanwaltſchaft anzuge⸗ 
hören, wird damit implicite durch das Ergänzungsgeſetz an⸗ 
erkannt. Der herzliche Willkommensgruß von Dr. Walter 
Raeke, Reichsfachgrupenleiter Rechtsanwälte, in JW. 1934 
Heft 51/52 an die Syndizi⸗Rechtsanwälte nach Erlaß des 
Ergänzungsgeſetzes iſt deshalb auch von ihrer Seite mit ebenſo 
herzlichem Dank begrüßt worden, in dem Gefühl, daß nun⸗ 
mehr die bis dahin beſtehende Disharmonie endgültig aus⸗ 
geräumt worden iſt. Um ſo unerwarteter kamen die Aus⸗ 
führungen von Dr. H. Droege in JW. 1935 Heft 16/17, die 
wiederum von der Theſe der Unvereinbarkeit des Rechtsan⸗ 
waltsberufes mit einer Syndikustätigkeit ausgingen. Der daran 
angeſchloſſene perſönliche Wunſch des Verfaſſers zur Be⸗ 
laſſung der bereits zugelaſſenen Syndizi-Anwälte in der 
Rechtsanwaltſchaft mildert zwar die praktiſche Seite und 
trägt dem Prinzip der Wahrung wohlerworbener Rechte Rech⸗ 
nung, ändert aber an der Grundſätzlichkeit der Theſe nichts. 

Die wirtſchaftliche Notlage der Rechtsanwaltſchaft hier 
irgendwie zu unterſuchen, kann und iſt nicht Aufgabe und 
Ziel dieſer Zeilen. Eins aber wird mit Freimut geſagt werden 
können, daß nämlich an der wirtſchaftlichen Lage der freien 
Anwaltſchaft durch die Ausſcheidung der Rechtsanwälte mit 
feſten Verträgen praktiſch nicht das Mindeſte ſich ändern 
kann. War bisher — d. h. vor dem Gef. v. Dez. 1934 — 
eine Hoffnung nach dieſer Richtung hin gegeben, indem eine 
Belätigung der Syndizi im Prozeßverkehr zum Nachteil der 
freien Rechtsanwälte gemutmaßt werden konnte, ſo iſt dieſe 
Möglichkeit mit der genannten Geſetzesbeſtimmung ausge⸗ 
ſchaltet. In Zukunft kann ein Prozeß einer Firma oder eines 
Verbandes, ſoweit der Prozeß eine Rechtsanwaltsvertretung 
braucht, nicht mehr durch Übertragung des Prozeſſes an den 
Syndikus der freien Rechtsanwaltſchaft verloren gehen. Daß 
auch vorher, d. h. vor dem Geſ. von 1934 dieſe Beeinträchti⸗ 
gung nur in ganz verſchwindendem Maße beſtanden hat, iſt 
ſchon damals von Kennern der Verhältniſſe behauptet worden. 
Durch die Zeit, die ſeit Inkrafttreten des Geſetzes vergangen 
iſt und die offenſichtlich eine Verbeſſerung der Verhältniſſe 
für die freie Anwaltſchaft bedauerlicherweiſe nicht gebracht hat, 
iſt dieſe Annahme zu ihrem Teil bekräftigt worden. Die ſpätere 
Möglichkeit der Betätigung als freier Rechtsanwalt, wenn die 
Bindung fortgefallen iſt, hat hierbei grundſätzlich außer acht 
zu bleiben. Sie iſt gleichzuſetzen der ſpäteren Rechtsanwalts- 
tätigkeit der gegenwärtigen Referendare oder Gerichtsaſſeſſoren. 
Daß die Syndizi-Rechtsanwälte umgekehrt durch ihre Geſamt⸗ 
Anwaltskammerbeiträge mittelbar nicht unerhebliche Beträge 
für die Rechtsanwaltſchaft leiſten, mag als notwendiger Ver⸗ 
vollſtändigungsüberblick zur wirtſchaftlichen Lage erwähnt 
werden. 

Die Würde und der Beruf des Rechtsanwalts wird prin⸗ 
zipiell nach dem bisherigen Geſetzesaufbau nicht der Be⸗ 
tätigung des Anwalts auf anderen Gebieten als dem pro⸗ 
zeſſualen entgegenſtehen. Es wird dies am beſten praktiſch 
gekennzeichnet durch die Erwähnung des literariſch ſich be⸗ 
tätigenden Anwalts, des Branchenanwalts, des Vermögens⸗ 
verwaltungsanwalts, des Prozeßanwalts und des rein be⸗ 
ratenden Anwalts. Der Anwalt, der ſich auf eine Beratungs⸗ 
tätigkeit ſpezialiſiert — wie u. a. die Anwälte, die aus⸗ 
ſchließlich als Spezialiſten in Strafſachen auftreten — wird 
bei dem Gericht, bei dem er zugelaſſen iſt, keine nennenswerte 
ſonſtige Praxis mehr aufnehmen können. Unendlich vielge⸗ 
ſtaltig iſt das Gebiet des Rechts⸗ und Wirtſchaftslebens und 
ebenſo vielgeſtaltig die Tätigkeit des hier Wege und Regeln 
ſuchenden und beratenden Rechtsanwalts. Die Bindung des 
Syndikus oder des Aktiengeſellſchaft⸗Direktors an einen Auf⸗ 
traggeber wird prinzipiell nicht gut verſchieden beurteilt wer⸗ 
den können von der Bindung eines Rechtsanwalts, der nur 
einen oder einige wenige Auftraggeber hat. Wenn ein Rechts⸗ 


anwalt z. B. der bevorzugte Rechtsvertreter einer häufig Re⸗ 
greßprozeſſen ausgeſetzten Behörde iſt, z. B. der Eiſenbahn⸗ 
oder Poſtverwaltung, ſo iſt er nicht in der Lage, noch Mandate 
von anderen Perſonen entgegenzunehmen. Er wird, um ſei⸗ 
nen ſtändigen Auftraggeber nicht an andere Kollegen ver⸗ 
weiſen zu müſſen, die Mandate von Dritten ablehnen müſſen. 
Ja, die Stellung des Syndikus⸗Rechtsanwalts wird auch prin⸗ 
zipiell in nichts unterſchieden werden können von dem Rechts⸗ 
anwalt, der eine vielgeſtaltige Praxis mit vielfachen Auftrag⸗ 
gebern hat. Ein jedes Mal wird ein Auftraggeber da ſein, für 
den der Rechtsanwalt ſich einzuſetzen hat, für den er im 
Rahmen der Rechtsordnung und durch ſein Pflichtgefühl und 
ſein Gewiſſen geläutert und begrenzt ſeine Arbeitskraft zur 
Verfügung ſtellt. Auch er wird nicht ſelten durch Inanſpruch⸗ 
nahme eines umfangreichen Mandats an der Übernahme eines 
ſonſt an ihn herangetragenen Rechtsanwaltsauftrags gehindert 
ſein. Nicht anders iſt es und kann es prinzipiell mit der 
Tätigkeit des in einem feſten Vertragsverhältnis ſtehenden 
Rechtsanwalts ſein. Auch er hat ſich ſelbſtverſtändlich für 
ſeinen Auftraggeber einzusetzen, aber auch er hat die Rechts- 
ordnung zu achten und iſt an ſein Pflichtgefühl und ſein 
Verantwortungsbewußtſein bei der Innehaltung der Grenzen 
in ſeiner Tätigkeit gebunden. Genau wie bei dem freien 
Rechtsanwalt wird auch er durch die Diſziplinarbefugniſſe 
der Rechtsauwaltskammer überwacht. Im Sinne dieſer ber 
ſonderen Ehrengerichtsordnung der Rechtsanwaltſchaft, die 
von der hohen Warte der Ordnung und Reinerhaltung des 
deutſchen Rechtslebens ihren Ausgang genommen hat, wird 
eine einheitliche Zuſammenfaſſung der für die Wahrung des 
deutſchen Rechtslebens Verantwortlichen angezeigt ſein. Neben 
dem Richter und Staatsbeamten, der auf ſeiten der Recht⸗ 
ſprechung und Exekutive für das Rechtsleben verantwortlich 
iſt, ſtehen auf der anderen Seite die Rechtskundigen, die 
Rechtsberatenden und die am Rechtsgedanken Arbeitenden. 
Für alle dieſe, ſoweit ſie durch die juriſtiſche Vorbereitung 
und die beiden Staatsexamen geſchult und difzipliniert find, 
iſt angeſichts der hohen Bedeutung des Rechts die beſondere 
Geſtaltung der Rechtsanwaltſchaft und der Ausbau der Diſzi⸗ 
plinar⸗ und Ehrengerichtsordnung geſchaffen. Bei dieſer Ord⸗ 
nung liegt der Tenor auf dem ethiſchen Moment, d. h. auf 
der Wahrung und Erhaltung der beſten Rechtswahrung durch 
Diſziplinarunterwerfung der ausübenden Perſonen unter eine 
feſte Ehrengerichtsbarkeit. Von ſolchen Geſichtspunkten aus 
geſehen wird der Kreis der ihr Unterworfenen nicht aus 
ſchnittsweiſe nach beſtimmten engeren Berufsmerkmalen ge 
zogen werden dürfen. Die Kompliziertheit der Techniſierung 
und der Organiſierung unſeres Wirtſchaftslebens hat die ein⸗ 
zelnen Diſziplinen unſeres Rechtslebens viel enger und viel 
ſtärker mit jedem einzelnen Wirtſchaftsfaktor in Verbindung 
gebracht, als es früher der Fall war. Dies hat die direkte 
Einſchaltung der abſchließend gebildeten Rechtskundigen in 
den jeweiligen Wirtſchaftsſektor mit ſich gebracht. Damit Hand 
in Hand geht ein ſtärkeres Übergehen der Rechtsfindung, ja der 
Rechtsgeſtaltung an den gebundenen Teil der Rechtswahrer. 
Es iſt das eine rein ſoziologiſche Betrachtung fern und fret 
von jeder polemiſchen Auseinanderſetzung zwiſchen einem 
Teil der Rechtsanwaltſchaft und dem andern. Dieſer Ent⸗ 
wicklung entgegenzuarbeiten kann und iſt auch nicht die Ab⸗ 
ſicht bei den Erörterungen um die Zugehörigkeit zur Rechts- 
anwaltſchafte Das Problem der Zugehörigkeit zur Rechts- 
anwaltſchaft wird man aber in dieſem Zuſammenhang ſehen 
und prüfen müſſen. Einſchneidende Maßnahmen müßten weil 
über das gegenwärtig zur Debatte ſtehende wirtſchaftliche 
Problem der Notlage des Anwaltſtandes hinausgehen. 

Daß ſolche Maßnahmen gegebenenfalls das wirtſchaft⸗ 
liche Problem nicht löſen würden, iſt eingangs bei der Be⸗ 
handlung der Auswirkungen der Beibehaltung oder der Aus? 
ſchaltung der Syndizi⸗Rechtsanwaltſchaft aus der Anwalt 
ſchaft dargetan. 
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Reichsparteitag 


Im Rahmen des diesjährigen Reichsparteitages der NS DAP. 
vom 10. bis 16. Sept. 1935 findet am Freitag, den 13. Sep⸗ 
tember 1935, vormittags 9 Uhr, im großen Saal des Kultur⸗ 
vereins zu Nürnberg eine „Kundgebung des Reichs⸗ 
rechtsamtes der NS D AP. und des BNS DJ.“ ſtatt. 

In einer Bekanntmachung vom 19. Juli 1935, die in dem 
der Zeitſchrift „Deutſches Recht“ beigefügten Mitteilungsblatt des 
BNS Dai. und des Reichsrechtamtes der NSDAP., Ausgabe 
Auguſt 1935, veröffentlicht iſt, weiſt der Reichsgeſchäftsführer dar⸗ 
auf hin, daß die geſamte Vorbereitung der vorbezeichneten Veran⸗ 
ſtaltung durch das Reichsrechtsamt der NS DAP. erfolgt. Der 
Schriftverkehr der BNS. DJ. ⸗Dienſtſtellen in Sachen des Reichs⸗ 
parteitages iſt ausſchließlich an die Reichsgeſchäftsſtelle des BN- 
SD. zu richten, welche ihn erforderlichenfalls an die zuſtändigen 
Dienſtſtellen weiterleitet. 

Diejenigen Parteigenoſſen im BNSDIY., welche am Parteitag 
teilzunehmen beabſichtigen, haben ſich grundſätzlich nur bei den zu- 
ſtändigen Dienſtſtellen der NSDAP. anzumelden, welche für Be⸗ 


Schri 


Dr. Hans Frank, Reichsminiſter und Reichsleiter des Reichs⸗ 
rechtsamts der NSDAP.: Nationalſozialiſtiſches Handbuch 
für Recht und Geſetzgebung. München 1935. Zentralverlag 
der NSDAP., Franz Eher Nachf. Preis Leinen 28,50 %%, 
Halbleder 34,50 %. — Beſprechung der Abſchnitte „Natio— 
nalſozialiſtiſche Grundideen über Recht und Staat“ (S. 3 ff.), 
„Völkerrecht“ (S. 99 ff.), „Staatsrecht“ (S. 331 ff.) und „Ver⸗ 
waltungsrecht“ (S. 473 ff.). 

„Das vorliegende Handbuch ſoll den Ernſt beweiſen, mit dem 
der Nationalſozialismus ſeiner geſchichtlich gigautiſchen Aufgabe gerecht 
werden will, dem geſamten deutſchen Rechtsleben neuen Inhalt und 
ausgeglichene ſchöpferiſche Geſtalt zu geben.“ Mit dieſen Worten 
gibt der Herausgeber, Reichsminiſter Dr. Frank, der erſten partei⸗ 
amtlichen Enzyklopädie der geſamten nationalſozialiſtiſchen Rechts- 
geſtaltung im „Vorwort“ zu ihrem Erſcheinen das Geleit. 

Dieſe Worte erwecken begreiflicherweiſe Erwartungen! Es iſt 
verſtändlich, daß wir in einem Werke, an deſſen Entſtehung mehr 
als hundert hervorragende Juriſten mitgearbeitet haben, nicht nur 
eine Fundgrube reichen Wiſſens, ſondern auch einc Auflichtung der 
grundlegenden weltanſchaulichen Pofitionen des Nationalſozialismus 
erwarten. Zu dieſer Erwartung iſt der Leſer um ſo mehr berechtigt, 
als Dr. Frank ſelbſt (a. a. O.) der Zuverſicht Ausdruck gibt, daß 
dieſes Handbuch zu einem „Bekenntnisbuch ernſter Forſcher und wert⸗ 
voller Kämpfer auf dem Gebiet der nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
entwicklung“ geworden ſei. 

} Wer mit diefer Erwartung und in geiſtiger Bereitſchaft an das 

dorliegende Werk herangeht, wird nicht enttäuſcht fein. Das Buch 

iſt ein Born des Wiſſens und ein Quell grundſätzlicher Erkenntnis! 

In einer knapp gefaßten, aber inhaltsreichen „Einleitung“ ent⸗ 

wickelt Reichsminiſter Dr. Franke die „Grundſätze des national⸗ 

ſzozialiſtiſchen Rechtsdenkens und Rechtswollens“. Er geht davon 
aus, daß die Wiedergeburt des deutſchen Volkes „in den ſoldatiſch⸗ 
heroiſchen Stimmungen des Krieges“ ihren Urſprung genommen 
und ſchließlich im Nalionalſozialismus „die weltanſchauliche Ein⸗ 
heitsbaſis des geſamten deutſchen Lebens“ geſunden habe. Auf dieſer 

Grundlage müſſe „die Sicherung des deutſchen Volles in einem 

nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaat, aufgebaut auf dem Führer⸗ 

gedanken“, in Angriff genommen und „die Zurückführung deutſchen, 
Geiſtes in das Recht“ vollzogen werden. Dieſes Recht iſt für 
zen Nationalſozialismus nicht ein poſitives Geflecht von Normen, 
ondern „die Funktion einer Kraft, das Spiegelbild eines beſtimmten 

lturwillens und der Kulturhöhe eines Volkes”. In dieſen Worten 
es Reichsminiſters Dr. Frank ſpürt man mit Deutlichkeit den 

Punch der neuen Zeit. Es wird deutlich, daß die Rechtsidee nach 

nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung nicht nur formal fein kann, fondern 

uch eine ſubſtantielle, wertbetonte Seite haben muß. Dieſer Wert 
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förderung, Verpflegung, Quartier uſw. ausſchließlich verantwort⸗ 
lich ſind und die gemeinſame Hinfahrt in Sonderzügen, die gemein⸗ 
ſame Unterbringung in Maſſenquartieren uſw. organiſieren. 


Derjendung und veröffentlichung von Anordnungen 
und Rundichreiben 


Ab 1. Aug. 1935 werden Anordnungen und Rundſchreiben der 
Reichsführung des BN SD. fortlaufend im „Informationsdienſt“ 
durch das Organiſationsamt der Reichsgeſchäftsſtelle veröffentlicht. 
Soweit ſich dieſe Verlautbarungen an alle Mitglieder des BN SD. 
und der Deutſchen Rechtsfront wenden, erſcheinen ſie außerdem in 
dem als Beilage zum „Deutſchen Recht“ herausgegebenen „Mit⸗ 
teilungsblatt“ des BNSDF. und des Reichsrechtsamtes der NS⸗ 
DAP. 

(Aus dem der Zeitſchrift „Deutſches Recht“ beigefügten Mit⸗ 
teilungsblatt des BRS D. und des Reichsrechtsamts der NS DA V., 
Ausgabe Auguſt 1935.) 
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wird vom Nationalſozialismus in der Gemeinſchaft erblickt, die als 
„konkrete“ Gemeinſchaft (Höhn, „Der Führerbegriff im Staats⸗ 
recht“: Deutſches Recht 1935, 296 ff.) in dem in Blut und Boden 
verwurzelten Volkstum gegeben iſt. So wird die Rechtskultur eines 
Volkes als die ſittliche Emanation des Volkstums erkannt; das aus 
der Raſſenſeele geborene Recht bedeutet „eine ewige Bindung der 
Nation an die ihr eigenen Werte“ (ſo treffend in den Begrüßungs⸗ 
worten der Reichsſtände für die Zeitſchrift der „Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht“ in deren Erſtlingsnummer v. 26. Mai 1934 S. 8). Der 
innere Sinn des Rechtes und zugleich der Grund ſeiner Verbindlich⸗ 
keit liegt in ſeiner weſensmäßigen Aufgabe beſchloſſen, ein Schutz 
der „Subſtanzwerte des Volkes” zu fein. Dieſen grundſätzlichen Dar⸗ 
legungen läßt Reichsminiſter Dr. Frank ſodann einen kurzen Über⸗ 
blick über die Geſetzgebung vom Zeitpunkt der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution folgen, um alsdann den Mitarbeitern des „Handbuchs“ 
das Wort zu geben. 

Den Reigen der zahlreichen und vortrefflichen Beiträge, die hier 
naturgemäß nicht ſämtlich geſondert gewürdigt werden können, er⸗ 
öffnet eine Abhandlung von Prof. Carl Schmitt „Der Rechtsſtaat“ 
(S. 3—10). In diefer anregend geſchriebenen und gründlichen Studie 
variiert Schmitt den Gegenſtand feiner Rede auf der Kölner Gau— 
tagung des NS.⸗Juriſtenbundes (abgedr. JW. 1934, 713 ff.). Nach 
einem einleitenden Überblick über Herkunft und Entſtehung des Wortes 
und des Begriffs „Rechtsſtaat“ prüft Schmitt die verſchiedenen 
Seiten des Rechtsſtaat⸗Begriffs. Dabei unterſcheidet er den „Rechts⸗ 
ſtaat als polemiſch-politiſchen Begriff“ und als „rechtsphiloſophiſchen 
Begriff“. Trotz ſtarker Bedenken gegen die „hundertjährige Pro⸗ 
blematik des Begriffes „Rechtsſtaat““ (S. 7) erklärt er ſich mit der 
Beibehaltung des „problematiſchen Wortes Rechtsſtaat“ (S. 10) an⸗ 
geſichts des Gebrauchs dieſes Wortes durch Männer wie Reichsminiſter 
Dr. Frick, Reichsminiſter Dr. Frank, Staatsſekretär Dr, Lammers uſw. 
einverſtanden; er halt es jedoch für erforderlich, daß der Konkrete 
Inhalt dieſes finnvariierenden Wortes durch deutliche Beiworte klar⸗ 
geſtellt wird, indem man nicht ſchlechthin vom „Rechtsſtaat“, ſondern 
am beſten nach dem Vorbild von Dr. Frank vom „deutſchen Rechts⸗ 
ſtaat Adolf Hitlers“ ſpreche (S. 10). Schmitt hat zu dieſem Pro⸗ 
blem in jüngſter Zeit erneut Stellung genommen. In einem Aufſatz 
„Was bedeutet der Streit um den Rechtsſtaat“ (8 Staats W. 95, 189ff.) 
dürfte er feinen Standpunkt zu dieſer Frage wohl abſchließend prä⸗ 
ziſiert haben. Schmitt bezeichnet hier den Rechtsſtaat als den 
Gegenbegriff gegen einen unmittelbar gerechten Staat“, als einen 
Staat, „der „feſte Normierungen“ zwiſchen ſich und die unmittelbare 
Gerechtigkeit des Einzelfalles einfügt“ (Schmitt a. a. O. S. 190). 
Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Statuierung „feſter Nor⸗ 
mierungen“ wirklich nur dem vielgeſchmähten „bürgerlichen Sekuri- 
tätsbedürfnis“ entſpringt; nur beiläufig ſoll darauf hingewieſen wer⸗ 
den, daß Dr. Frank erſt kürzlich in Königsberg die Rechtsſicherheit 
als „erſte große Vorausſetzung des Staatsaufbaues“ bezeichnet und 
die einſichtigen Worte hinzugefügt hat: „Dieſe (sc. die Rechtsſicher⸗ 


2344 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


heit) iſt der Inbegriff alles deſſen, was den einzelnen Bürger im 
Volksganzen bewegt. Dieſer will ja ſein Leben aufbauen, ſein eigenes 
Glück zimmern, will für ſeine Familie arbeiten und will in dieſer 
erſten Zelle der völkiſchen Gemeinſchaft den Schutz des Staates und 
ſeines Rechtes haben. Es iſt älteſtes germaniſches Rechtsgut, daß 
in dieſer Sphäre des einzelnen die Rechtsſicherheit zu Hauſe iſt“ 
(JW. 1935, 1757). Man werfe nicht ein, daß die raſſiſche Homo⸗ 
genität auch ohne feſte Normierungen dieſe Rechtsſicherheit gewähr⸗ 
leiſte. Da es nämlich unbeſtreitbar und auerkannt iſt, daß trotz 
raſſiſcher Homogenität innerhalb der einheitlichen Raſſenſeele noch 
immer eine beſtimmte „Schwankungsbreite“ individueller Auffaſſungen 
und Empfindungen vorhanden iſt, bedarf es auch für die Angehörigen 
gleicher Raſſe in Zweifelsfällen eines verbindlichen Richtmaßes. Dieſer 
ſozialen Erfahrung verdankt das Wort „Rechtsſtaat“ ſeine ungewöhn⸗ 
liche Vitalität. Wenn ihm der richtige Inhalt gegeben wird (vgl. 
Reuß: IW. 1933, 2946), iſt feine Beibehaltung nicht nur unbedenk⸗ 
lich, ſondern geradezu erwünſcht. Es dürfte nämlich als erwieſen gelten, 
daß dieſes Wort mit einem werbenden Fluidum, mit einer ſuggeſtiven 
Atmoſphäre umgeben iſt und allgemein offene oder geheime Sym⸗ 
pathien weckt. Was hindert daran, dieſes affentgeladene Wort als 
Bezeichnung für einen neuen Sachverhalt zu übernehmen, um auf dieſe 
Weiſe die ſuggeſtive Werbekraft des Wortes auf den neuen Sach⸗ 
verhalt hinüberſtrahlen zu laſſen und ihm ſo die affektbetonte, erlebnis⸗ 
mäßige Verbundenheit des Volkes zu ſichern? Der geiſtigen Schmuggel⸗ 
gefahr, die mit der Übernahme eines traditionsbeſchwerten Wortes 
verknüpft iſt, kann wachſam vorgebeugt werden; man braucht nur 
während der Übergangszeit darüber zu wachen, daß die ſtillen Feinde 
der neuen Zeit das überkommene Wort nicht als ein Vehikel zum 
Einſchmuggeln geiſtiger Konterbande mißbrauchen. Nur derjenige, der 
grundſätzlich an der völligen Wandelbarkeit der Begriffe zweifelt, muß 
hier einen prinzipiellen Widerſpruch erheben. Dies würde etwa für 
Heckel gelten, der die Anſicht vertritt: „Begriffe tragen ihre Ge⸗ 
ſchichtsmächtigkeit in ſich. Man kann ſie nicht im Munde führen, ohne 
ſich der Gewalt ihres Geiſtes zu beugen. Sie laſſen ſich abwandelu, 
umdeuten, mit anderen Ideen verbinden. Aber ſie geben ſich nicht 
auf. Bei allem Wechſel behauptet ſich ihr Kern“ (Berichte über die 
Lage und das Studium des öffentlichen Rechts S. 10). Dieſer An⸗ 
ſicht iſt aber Schmitt augenſcheinlich gerade nicht, denn er führt 
(a. a. O. S. 197) treffend aus: „Es iſt ein typiſcher Vorgang der 
Geiſtesgeſchichte, daß wirkſame Formeln und eindrucksvolle Worte 
im geiſtigen Kampf erobert und umgedeutet werden. Alle großen 
Religionen haben ihren Gegnern mancherlei Götter und Heilige ent⸗ 
riſſen und ihrem eigenen Pantheon eingefügt; mancher geiſtige Sieg 
bekundet ſich in der Übernahme von Riten, Hymnen und Formeln 
des Gegners, und im politiſchen Kampf hat man oft ſogar den Liedern 
und Märſchen des Gegners andere Texte untergelegt, um ſie ſich 
anzueignen.“ Auch von der nationalſozialiſtiſchen Bewegung ſagt 
Schmitt zutreffend (a. a. O. S. 198), ſie habe „ſchon manches ſtarke 
und gute Wort ſeinem unrechtmäßigen Beſitzer aus der Hand ge⸗ 
nommen“. Bei dieſer Feſtſtellung denkt man unſchwer an den grund⸗ 
legenden Bedeutungswandel, dem Worte wie Sozialismus, Revolution, 
Staat, Volk uſw. durch den Nationalſozialismus unterworfen worden 
ſind. Es handelt ſich dabei z. T. um eine völlige Auswechſelung der 
Subſtanz. Dieſe Erkenntnis veranlaßt Schmitt auch neueſtens 
(a. a. O. S. 199) zu der bemerkenswerten Erklärung: „Die geiſtige 
Eroberung des Wortes und des Begriffes Rechtsſtaat iſt ein großes 
Verdienſt. Die Entliberaliſierung und Umdeutung des Rechtsſtaats⸗ 
begriffs bedeutet einen wichtigen Sieg der neuen Bewegung.“ Bei 
dieſem status rei et controversiae dürfte ſich jede weitere Polemik 
gegen den Rechtsſtaatsbegriff als unfruchtbarer Etikettenſtreit und als 
ſachlich nicht mehr gerechtfertigtes Reſſentiment darſtellen. Wenn auch 
Schmitt ſelbſt nicht zu dieſem Ergebnis gelangt, ſo iſt es doch ſein 
Verdienſt, durch ſeine wiederholten Studien zum Rechtsſtaatsbegriff 
dieſen „Abgeſang“ der Rechtsſtaat⸗Diskuſſion intoniert zu haben. 


In den beiden folgenden Abhandlungen „Raſſe und Recht“ und 
„Volk, Raſſe und Staat“ kommt das volksbiologiſche Denken des 
Nationalſozialismus gut zur Darſtellung. Beſonders die zuletzt ge⸗ 
nannte Abhandlung von Kier vermittelt wertvolle Einſichten. Das 
Verhältnis des einzelnen zur Gemeinſchaft und des Volkes zum Staat 
wird feinſinnig behandelt. Deutlich wird hervorgehoben, daß „die völ⸗ 
kiſche Gemeinſchaſt im Mittelpunkt der nationalſozialiſtiſchen Staats⸗ 
ideologie“ ſteht (S. 18), da die nationalſozialiſtiſche Idee eine „be⸗ 
ſtimmte Rangordnung menſchlicher Gemeinſchaftswerte“ auſſtellt 
(a. a. O.), innerhalb derer das Volkstum den höchſten Rang ein⸗ 
nimmt. Allerdings iſt es nicht ganz unbedenklich, wenn Kier im 
Verlauf feiner Darlegungen von der „Eigenſtändigkeit des Volks⸗ 
tums“ (S. 20) ſpricht. Dieſe offenbar von M. H. Boehm (Das 
eigenſtändige Volk, 1932) übernommene Formulierung wird dem 
Volksbegriff des Nationalſozialismus nicht völlig gerecht. Der National⸗ 
ſozialismus kennt ebenſowenig eine „ſtaatsfremde Volkslehre“ wie 
eine „volksfremde Staatslehre“ (Huber: 3Staats W. 95, 47). Der 
Grundbegriff der neuen Staatswiſſenſchaft iſt nicht ein „vegetatives 


Stammestum“ (Larenz, Rechts- und Staatsphiloſophie der Gegen⸗ 
wart S. 137), ſondern „das auf den Staat ausgerichtete politiſche 
Volk, das aus dem bloßen naturhaften elementaren Sein heraus” 
wächſt zur geſchichtlichen Geſtalt“ (Huber a. a. O. S. 46ff.). 

Nach einer gründlichen Behandlung der deutſchen Rechtsphilo⸗ 
ſophie und der deutſchen Rechtsgeſchichte gibt das „Handbuch“ ſo⸗ 
dann einer ausführlichen Behandlung des Völkerrechts Raum. Auch 
dieſer Abſchnitt wird mit einer grundſätzlichen Abhandlung über „Volk, 
Nation und Völkerrecht“ eingeleitet. Ihr Verf., Raſchhofer, bleibt 
nicht an der Oberfläche haften, ſondern widmet ſich ſeinem Thema 
mit grübleriſcher Gründlichkeit. Dabei kommt er wiederholt zu aus⸗ 
gezeichneten Formulierungen. So etwa, wenn er (S. 100) fagt: „Von 
„Volk kann man nur dort reden, wo ein politiſcher Verband nach 
Grundſätzen regiert wird, welche die Ehre und die Würde des ein- 
zelnen reſpektieren: in abſolutiſtiſchen Fürſtenſtaaten gibt es kein 
„Volk“, ſondern nur eine Herde von Untertanen.“ Allerdings unter⸗ 
liegt auch er dem traditionellen Mißverſtändnis Hegels, wenn er 
Hegel eine volksfremde etatiſtiſche Auffaſſung unterſtellt (S. 102). Die 
neuere Hegelforſchung hat klargeſtellt, daß man dieſem echten deut⸗ 
ſchen Philoſophen zu Unrecht den Vorwurf der Volksverneinung und 
der Staatsvergottung macht (Huber a. a. O. S. 5ff. und Laren 
a. a. O. S. 124 ff.). Hegel war weit ſtärker am Gedanken des Volles⸗ 
tums orientiert, als man gemeinhin annimmt. Nur weil und inſofern 
Hegel im Staat die Selbſtgeſtaltung des Volkstums erblickte, er⸗ 
kannte er ihm eine „göttliche“ Miſſion zu und nannte er ihn „die 
Wirklichkeit der ſittlichen Idee“. Dieſe Attribute galten nicht dem 
Staate im engeren Sinne, dem Staat als Behördenapparat und Be⸗ 
fehlsmechanismus, wie es der Liberalismus bei ſeiner tendenziöſen 
Hegelverfälſchung glauben machte, ſondern dem Staat als dem 
„lebendigen Organismus des Volkstums“ (Hitler, Mein Kampf 
S. 434). Um dies zu erkennen, braucht man ſich nur des Wortes 
aus Hegels Geſchichtsphiloſophie (S. 93) zu erinnern: „Das geiſtige 
Individuum, das Volk, inſofern es in ſich gegliedert, ein organiſches 
Ganzes iſt, nennen wir Staat. . .. Hier iſt Staat in einem um“ 
faſſenderen Sinne genommen, ſo wie wir auch den Ausdruck Reich 
gebrauchen, wo wir die Erſcheinung des Geiſtigen meinen.“ Man 
ſieht alſo: Hegel redivivus ſteht uns näher, als wir ahnen. Als 
Nation bezeichnet Raſchhofer „das ſeiner Einheit in Sprache, 
Sitten uſw. bewußte Volk“ (S. 103). Ob dieſe Formulierung nicht 
allzu pfychvlogiſtiſch iſt? Sie kommt m. E. dem romaniſchen Nation“ 
begriff näher als dem deutſchen, nur daß ſich der romaniſche Nation“ 
begriff ſtärker am Staat als der formalen Einheitszwinge orientiert; 
die Nation in dem für uns gültigen Sinn wird nicht Konſtituiert 
durch die gleichartigen Reflexwirkungen der hiſtoriſchen und kulturellen 
Umwelt auf die Pſyche der einzelnen, fo daß die Nation in erſter 
Linie als Erlebnisgemeinſchaft gefaßt werden müßte. Der national⸗ 
ſozialiſtiſche Volks⸗ und Nationbegriff baut vielmehr auf den ſub⸗ 
ſtantiellen Faktoren der Gemeinſamkeit von Blut und Boden, alſo 
auf dem Begriff der Raſſe, auf, woraus ſich ergibt, daß das politiſche 
Volk als Nation auch unabhängig von der dynamiſchen Aktuali⸗ 
ſierung durch Bewußtſeinsvorgänge in der Gemeinfamkeit ſeiner Raſſe 
ein exiſtentielles Daſein hat. Der Verf. zeigt dann zutreffend, welche 
Auffaſſungen ſich aus der völkifhen Weltanſchauung für das Völker 
recht ergeben (vgl. dazu Reuß: Deutſches Recht 1935, 123/24). 

Die weiteren völkerrechtlichen Abhandlungen befaſſen ſich mit 
mehr konkreten Problemſtellungen, vor allem mit dem Grundſatz der 
„Gleichheit und Gleichberechtigung der Staaten“ und mit dem Verſailler 
Diktat und ſeinen zahlreichen völkerrechtlichen Ausſtrahlungen. Hier 
erfüllt das Handbuch in hohem Maße eine nationalpolitiſche Miſſion, 
indem es der verantwortlichen politiſchen Führung und der geſamten 
öffentlichen Meinung innerhalb und außerhalb Deutſchlands in ſorg⸗ 
fältiger Weiſe die unangreifbaren Argumente zugunſten der deutſchen 
völkerrechtlichen Rechtsanſprüche bereitſtellt. 

In dem Abſchnitt über „Staatsrecht“ werden die Grundlagen 
des geltenden Verfaſſungszuſtandes, die wichtigſten nationalſozialiſti 
ſchen Verfaſſungsgeſetze und eine große Reihe ſonſtiger bedeutſamer 
Geſetze und Reformgebiete erörtert. Da eine ins Einzelne gehende 
Erörterung dieſes bedeutſamen und aktuellen Abſchnitts des Hand“ 
buchs notwendigerweiſe fragmentariſch bleiben müßte, mag hier von 
einer ſpezifizierten Beſprechung Abſtand genommen werden. Es mag 
nur allgemein darauf hingewieſen werden, daß kein Gebiet des 
neueren deutſchen Staats⸗ und beſonders des Verfaſſungsrechts un 
berückſichtigt geblieben iſt. Auch das Konkordat des Deutſchen Reichs 
mit der römiſch⸗katholiſchen Kirche findet hier eine ausführliche Er⸗ 
örterung. 

Auch das „Verwaltungsrecht“ wird ſeiner Bedeutung entſprechend 
eingehend behandelt. Die ſehr umfaſſende Prüfung, der ſelbſt ent 
legene Gebiete der öffentlichen Verwaltung unterzogen werden, b 
ſich zur Erhöhung des Gebrauchswertes des „Handbuchs“ auch au 
allgemeine Verwaltungsfragen, z. B. auf das Gebiet der Organiſation 
der allgemeinen Verwaltung, insbeſ. den Auſbau ihrer Behörden, DES 
Verwaltungsverfahren, die Verwaltungsreform und die Verwaltung 
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gerichtsbarkeit exjtrecken ſollen. Vielleicht ſtand dem der Fluß der 
Entwicklung im Wege. Auch in der Rubrik „Polizeirecht“ vermißt 
man neben den erörterten Spezialmalerien eine eingehende Behand- 
lung des beſonders bedentſamen allgemeinen Polizeirechts. Vielleicht 
können dieſe Feſtſtellungen als Anregung zu gelegentlicher Ergänzung 
des „Handbuchs“ beachtet werden. Eher als die genannten allgemeinen 
Materien hätte man die Behandlung mancher zum Abdruck gelangten 
Spezialgebiete weglaſſen können. Der Benutzer des „Handbuchs“, der 
ſchon jetzt aus ſeinem Inhalt großen Nutzen zieht, würde zweifellos 
eine Ergänzung in der angedeuteten Richtung lebhaft begrüßen. Schon 
jetzt iſt das Handbuch für jeden deutſchen Rechtswahrer ein unentbehr⸗ 
licher Wegweiſer und Berater; wenn es auch in Zukunft den ſich 
wandelnden Anforderungen ſtets Rechnung trügt, wird es auf lange 
Sicht den Ruf eines Standardwerkes bewahren. 
RA. Reuß, Berlin. 


Prof. Dr. Friedrich Grimm: Wir ſind im Recht! Deutſch⸗ 
lands Kampf um Wehrfreiheit und Gleichverechtigung. 
Schriften der Deutſchen Hochſchule für Politik, herausgeg. 
von Meier-Bennedenftein, I. Idee und Geſtalt des 
Nationalſozialismus, H. 13. Berlin 1935. Verlag 
Junker und Dünnhaupt. Preis 0,80 A-. 


Die Wiederherſtellung der deutſchen Wehrfreiheit durch den 
Erlaß des Geſetzes über den Aufbau der Wehrmacht v. 16. März 
1935 liegt als großes geſchichtliches Ereignis und Wendepunkt der 
europäiſchen Politik vor aller Augen. Daß fie auch als Akt der 
Rechts vollziehung erkannt und verſtanden wird, und dieſe Be⸗ 
deutung weiteſten Kreiſen nahekommt, iſt angeſichts der Entſchlie⸗ 
zung von Streſa und anderer Verſuche, eine neue Schuldlüge zu 
konſtruieren, eine notwendige Aufgabe. Ihr widmet ſich Fried⸗ 
rich Grimm aus ſeiner bekannten Sachkenntnis mit Eindring⸗ 
lichkeit und Überzeugungskraft. An Hand der Entſtehungsgeſchichte 
und der Zeugniſſe führender Staatsmänner wird das deutſche Recht 
auf allgemeine Abrüſtung ſowohl aus den 14 Punkten Wilſons und 
dem Vorfriedensvertrag v. 15. Aug. 1918 wie aus Art. 8 und der 
Präambel zu Teil V des Verſailler Dokuments in klaren und 
feften Zügen dargelegt und Deutſchlands völkerrechtlicher Anſpruch, 
nach erfolgtem Vertragsbruch der anderen Seite, ſich ſein Recht in 
der Wiederherſtellung der Wehrfreiheit zu nehmen, erwieſen. Zu⸗ 
treffend weiſt Grimm darauf hin, welche völkerrechtliche Bedeu⸗ 
tung dabei der natürlichen und in den Verträgen anerkannten 
Souveränität Deutſchlands zukommt. Die völkerrechtliche Lage ließ 
nur die Alternative zu: Allgemeine Abrüſtung oder Wiederherſtel⸗ 
lung der deutſchen Rüſtungsfreiheit. 

Die überſichtliche auch für nichtjuriſtiſche Kreiſe geſchriebene 
Schrift verdient im In⸗ und Ausland weiteſte Verbreitung. 


Prof. Dr. Poetzſch⸗Heffter, Kiel. 


Prof. Dr. Wilhelm Merk: Verfaſſungsſchutz. Stuttgart 
1935. Verlag W. Kohlhammer. 674 S. Preis 36 AM. 


Der Verf. bemerkt im Vorwort, Dezember 1934, das Werk ſei 
hervorgegangen aus einem akademiſchen Vortrag aus dem Jahre 1928. 
Es ſoll als Einführung dienen zu einem größeren Werk über die 

erfaſſungs⸗Gerichtsbarkeit. Der ſiegreiche Durchbruch der nationalen 

Erhebung habe Anlaß gegeben, die Unterſuchung, die im dritten Ent⸗ 
wurf im April 1933 abgeſchloſſen geweſen ſei, bis zur Gegenwart 
fortzuführen, ſobald die Umriſſe des Verfaſſungsſchutzes im Dritten 
Reich genügend erkennbar geweſen ſeien. Die geſtellte Aufgabe ſei 
ie Frage des Verfaſſungsſchutzes im ganzen für das deutſche Ver⸗ 
faſſungsrecht unter Berückſichtigung der geſchichtlichen Entwicklung 
und die Vorführung in einem Syſtem, da eine grundlegende allgemeine 
und zuſammenfaſſende Behandlung der Frage des Verfaſſungsſchutzes 
bisher nicht vorhanden ſei. Er ſtelle ſich daher die Aufgabe, zu unter⸗ 
uchen, ob und inwieweit der Gedanke des Verfaſſungsſchutzes im 
deutſchen Reichsrecht Eingang gefunden habe. Bei dem Übergangs- 
zuſtand, in dem ſich das Verfaſſungsrecht zur Zeit befinde, erſcheine 
als gegebener Gang der Unterſuchung zunächſt die Darlegung der 
begrifflichen Grundlagen des deutſchen Verfaſſungsſchutzes und feine 
Entwicklung in den älteren deutſchen Verfaſſungen bis zum Staats⸗ 
umſturz v. 9. Nov. 1918, ſodann die Behandlung des Verfaſſungs⸗ 
7 ſchutzes des Deutſchen Reiches bis zum 30. Jan. 1933, und endlich 
die Schilderung der andersartigen Geſtaltung des Verfaſſungsſchutzes 
Sit Dritten Reich, nach Beſeitigung der weſentlichen Grundlagen der 

eimarer Verfaſſung. 

Demgemäß gliedert ſich das Inhaltsverzeichnis im erſten Teil 
bis S. 165 in die „Allgemeinen Grundlagen des deutſchen Verfaſſungs⸗ 
ſchutzes“, begriffliche und geſchichtliche Grundlagen, als letztere: die 
Staatsbildungen der germaniſchen Zeit, das Fränkiſche Reich, das 


alte Deutſche Reich, der Deutſche Bund, das zweite Deutſche Kaiſer⸗ 
reich. Der zweite Teil nennt ſich „Der Verfaſſungsſchutz nach der 
RVerf. v. 11. Aug. 1919“, S. 166—622, in drei Hauptſtücken: Der 
ſtaatsrechtliche, der ſtrafrechtliche und der bürgerlich- rechtliche Ver⸗ 
faſſungsſchutz. Der dritte Teil bezeichnet ſich: „Der Verfaſſungsſchutz 
im Dritten Reich“, S. 623-667, unterſcheidend wieder den ſtaats⸗ 
rechtlichen, ſtrafrechtlichen und bürgerlich-rechtlichen Verfaſſungsſchußz. 


Der Verf. hebt hervor, die Unterſuchung wolle nicht mehr als 
ein beſcheidener Verſuch der Behandlung des Gegenſtandes ſein, vor 
allem in begriffficher, geſchichtlicher und rechtsvergleichender Hinſicht. 
Nach dem Durchbruch der nationalen Erhebung habe er von einer 
weiteren Ausgeſtaltung des auf die Weimarer Verfaſſung ſich beziehen⸗ 
den Teils der Arbeit abgeſehen, zumal ihm ohnedies bei ſeiner von 
vornherein ſtets vollig ablehnenden inneren Einſtellung zur Weimarer 
Zwiſchenverfaſſung die Beſchäftigung mit ihr nicht ohne weitgehende 
Überwindung und nur wegen der Bedeutſamkeit der Frage überhaupt 
und bei einer Geſamtbehandlung möglich geweſen ſei. 


Der zeitlichen Entwicklung des Werkes entſprechend nimmt den 
weitaus größten Teil die Darſtellung des Verfaſſungsſchutzes nach der 
Weimarer Reichsverfaſſung ein (S. 166622). Bei der heutigen ſtaats⸗ 
rechtlichen Gegebenheit wird dem Leſer eine Aufgabe geſtellt, der er 
ſich nicht ohne innere Überwindung wird unterziehen wollen, muß 
er ſich doch zurückdenken in den Geiſt und die Einrichtung einer 
endlich niedergerungenen Staatsauffaſſung. Andererſeits iſt auch in 
zeitlicher Hinſicht noch nicht der genügende Abſtand erreicht, um das 
erforderliche geſchichtliche Intereſſe aufzubringen. Das trifft insbeſ. 
zu bei der Behandlung von Abſchnitten wie: Erhöhte Geltungskraft 
der Verfaſſung, die ſonſtige Begrenzung der reichsverfaſſungsgemäßen 
Gewalten, die Verantwortlichkeit des Reichspräſidenten, der Reichs⸗ 
regierung uſw., die Stellung des Reichstages uſw., die Aufſicht über 
die Länder, das Wahlprüfungsverfahren, der gerichtliche Schutz der 
Abgrenzung der Reichs- und der Landesgewalt, insbeſ. gegenüber dem 
Freiheitsbereich der Einzelnen, der ſtrafrechtliche und der bürgerlich⸗ 
rechtliche Verfaſſungsſchutz. 

Dagegen dürfte die Aufmerkſamkeit des Leſers weit mehr in 
Anſpruch genommen werden durch die Darſtellung der allgemeinen 
Grundlagen des deutſchen Verfaſſungsſchutzes im erſten Teil des Buches. 
Hier werden unterſucht: die allgemeinen Begriffe der Verfaſſung über⸗ 
haupt, die Entwicklung und Bedeutung der Verfaſſungsurkunde und 
der Inhalt der Verfaſſung, insbeſ. in geſchichtlicher Entwicklung. Es 
werden unterſchieden ein Verfaſſungsſchutz im weiteren und engeren 
Sinne. Unter erſterem ſind zu verſtehen die Rechtseinrichtungen ſachlich⸗ 
rechtlicher Art, die die Aufrechterhaltung der Verfaſſung gewährleiſten 
ſollen in der Weiſe, daß zu dieſem Zweck beim Vorliegen der rechtsſatz⸗ 
mäßig beſtimmten Vorausſetzungen Rechtsnachteile oder Rechtsfolgen 
ſachlich⸗rechtlicher Art ſelbſttätig unmittelsar kraft Geſetzes eintreten. 
Sie können fein öffentlich- rechklicher (ſtaatsrechtlicher oder ſtrafrecht⸗ 
licher) Art oder aber bürgerlich-rechtlicher Art. Der Verfaſſungsſchutz 
im engeren Sinne iſt entweder ein aufſichtsrechtlicher oder ein gericht⸗ 
licher Rechtsſchutz. 


Der ſtaatsrechtliche Schutz bezweckt im Gegenſatz zum ſtrafrecht⸗ 
lichen und wie der bürgerlich- rechtliche Schutz die Aufrechterhaltung 
oder Wiederherſtellung des verfaſſungsrechtlichen Zuſtandes als ſolchen. 
Nicht verfaſſungsmäßige, insbeſ. gegen den Beſtand der Verfaſſung 
gerichtete Handlungen der Amtsträger oder der Untertanen ſollen in 
vorbeugender Weite verhütet, oder, wenn fie bereits vorliegen, als 
der rechtlichen Wirkſamkeit entbehrend feſtgeſtellt und nötigenfalls in 
unterdrückender Weiſe in Einklang mit der Verfaſſung gebracht werden. 


Das Hauptgewicht in der folgenden Unterſuchung wird auf die 
Darſtellung des Verfaſſungsſchutzes im engeren Sinne beim ſtaats⸗ 
rechtlichen Schutz gelegt. 

über die Grenzen des Verfaſſungsſchutzes wird bemerkt, daß 
bei der Würdigung der Einrichtung des ſtaatsrechtlichen Verfaſſungs⸗ 
ſchutzes nach Art und Umfang vor allem im Auge zu behalten iſt, 
daß die Verfaſſung der Ausdruck der oberſten Machtverhältniſſe im 
Staate und ihrer Abgrenzung iſt, und dementſprechend der Ver⸗ 
faſſungsſchutz int Diet der Aufrechterhaltung dieſer Machtverhält⸗ 
niſſe ſteht, daß nur unter Berückſichtigung dieſer Machtverhältniſſe 
der Verfaſſungsſchutz voll zu verſtehen iſt. Im nationalſozialiſtiſchen 
Dritten Reich iſt demgemäß die Geſtaltung des Verfaſſungsſchutzes 
eine ganz andere als im volks⸗herrſchaftlich⸗parlamentariſch auf⸗ 
gebauten Zwiſchenreich. 


In einer abſchließenden Betrachtung zum zweiten Teil (Weimarer 
Verfaſſung) wird hervorgehoben, wie ſtark ſich die beiden Arten des 
Verfaſſungsſchutzes im engeren, verfahrensrechtlichen, Sinne: aufſichts⸗ 
rechtlicher und gerichtlicher Schutz geändert und verſchoben haben, und 
daß auch innerhalb der einzelnen Rechtsſchutzart manche Veränderung 
vor ſich gegangen iſt. Dieſe Unterſuchung iſt beſonders wertvoll durch 
das Eindringen in die tieferen Zuſammenhänge zwiſchen beſtimmten 
Grundauffaſſungen und ihrer Ausgeſtaltung im einzelnen in der Rich⸗ 
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tung ihrer Sicherung und ihres Schutzes unter kritiſcher Würdigung 
der Mängel des Verfaſſungsſchuzes in der Weimarer Verfaſſung (§ 45). 

Leider iſt der Verfaſſungsſchutz im Dritten Reich ſehr kurz ge⸗ 
raten (S. 623 bis zur Schlußbetrachtung auf S. 668 ff.). Es wird 
betont, daß das Verfaſſungsrecht des Dritten Reiches bis jetzt noch 
nicht vollſtändig und auch nicht in einer einheitlichen Verfaſſungs⸗ 
urkunde geregelt ſei, da bisher lediglich einzelne Geſetze erlaſſen ſeien, 
die ſich auf einzelne Punkte des Verfaſſungsrechts beziehen. An der 
Stelle des Verfaſſungsbegriffs im förmlichen Sinne komme demnach 
mehr und mehr für das Dritte Reich vorerſt der Begriff der Ver⸗ 
faſſung im ſachlichen Sinne in Betracht. Es werden dann behandelt: 
Der ganzheitliche Staat, der Führerſtaat als völkiſcher Führerſtaat, 
der ſtaatsrechtliche Verfaſſungsſchutz (im weiteren und engeren Sinne), 
der ſtrafrechtliche und der bürgerlich⸗rechtliche Verfaſſungsſchutz. 

Ju einer Schlußbetrachtung wird betont, daß der gerichtliche 
Schutz bei einer allſeitigen Betrachtung nicht als die wichtigſte Art 
erſcheint, daß der aufſichtsrechtliche Schutz vom Standpunkt der 
oberſten Willens- und Machtoerhältniſſe im Staate niemals als voll 
entbehrlich erſcheine und ſeine Bedeutung regelmäßig behalte auf 
weiten Gebieten zum Schutz des oberſten Willens oder der oberſten 
Gewalt im Staate, insbeſ. in der Form der Dienſtaufſicht und der 
Untertanenaufſicht (Polizei, außerordentliche Gewalt), namentlich zur 
Abwehr ſofortiger Gefahren für den Beſtand des Staates und der 
Verfaſſung. Neben der rechtlichen Gewähr der Verfaſſung komme auch 
eine nichtrechtliche Gewähr in Betracht, wie insbeſ. religiöſes und ſitt⸗ 
liches Gefühl, vor allem das Pflichtgefühl oder die Verantwortung 
vor dem eigenen Gewiſſen, namentlich bei den mit der Handhabung 
der Verfaſſung betrauten Amtsträgern wie auch bei den Untertauen, 
die Verfaſſung als das Grundgeſetz der äußerlichen Lebensform der 
Volksgemeinſchaft und als die Vorausſetzung der Erhaltung und des 
Gedeihens dieſer Gemeinſchaft und der ihr angehörigen Vollesgenoſſen 
zu achten und ſie aufrechtzuerhalten. Hierzu kommt auch die Über⸗ 
wachung durch die öffentliche Meinung. Die nichtrechtliche Gewähr 
laſſe die rechtliche nur als äußerſte und letzte Gewähr, wie auch ſonſt 
auf dem Gebiete des Rechtslebens, erſcheinen. Die ſicherſte Gewähr 
für die Aufrechterhaltung der Verfaſſung beſtehe dann, wenn ſie im 
Herzen der Staatsangehörigen begründet ſei, und ihre Regelung als 
gerechte und vernünftige Ordnung von der Vollkesgemeinſchaft enp⸗ 
funden werde. 

Das Werk bedeutet jedenfalls einen erſten groß angelegten Ver⸗ 
ſuch einer zuſammenfaſſenden Darſtellung, und es wäre zu wünſchen, 
daß nach Abſchluß einer gewiſſen Entwicklung im Aufbau des Dritten 
Reiches die Unterſuchungen fortgeſetzt werden. Denn das, was heute 
intereſſiert, iſt die Frage, auf welche Weiſe das Dritte Reich die 
Grundgedanken feiner Weltanſchauung in Rechtseinrichtungen geftaltet 
hat und auf welche Weiſe ſie dieſe Geſtaltung ſichert und ſchützt. Ob 
hierbei Methode und Begriffsbildung, wie ſie durch die Betrachtung 
geſchichtlicher Entwicklungen gewonnen ſind, beibehalten werden können, 
wo die Grenzen zu ziehen ſind, iſt eine Frage, die noch beantwortet 
werden muß. Weſentliche Geſtaltungen, wie der Aufbau in Berufs⸗ 
ſtänden, die Organiſation der Arbeit, der Wirtſchaft, des kulturellen 
Lebens, der Volkswohlfahrt, der Wehrmacht uſw., bedürfen eingehen⸗ 
der Unterſuchung in der Richtung auf die geſtellte Aufgabe. 

RA. u. Notar Dr. Heinz Rabe, Halle a. S. 


Prof. Dr. Ludwig von Köhler: Grundlehren des deutſchen 
Verwaltungsrechts. Stuttgart 1935. Verlag von W. Kohl⸗ 
hammer. 384 S. Preis geb. 12 K.. 


Der Verf. nennt das vorliegende Buch in ſeinem Vorwort 
„ein Buch für die Übergangszeit“. Er will mit ihm eine Brücke 
ſchlagen vom verwaltungsrechtlichen Schrifttum der Vergangen⸗ 
heit zur kommenden Darſtellung des zukünftigen Verwaltungs⸗ 
rechts, die erſt nach Beendigung der überall im Gang befindlichen 
Verwaltungsreform geſchrieben werden kann. 

Es iſt dem Verf. zuzugeben, daß gegenwärtig ein deutlich 
ſpürbarer Mangel an grundlegenden Lehrbüchern des Verwal⸗ 
tungsrechts beſteht. Man mag nämlich über den Wert der bis⸗ 
herigen Lehrbücher des Verwaltungsrechts denken, wie man will, 
— den Anforderungen der neuen Zeit leiſten ſie ſchon deshalb 
nicht Genüge, weil bei ihrem Studium naturgemäß die Frage 
offenbleibt, in welchem Maße ihre wiſſenſchaftlichen Ergebniſſe 
nach der grundſtürzenden Veränderung unſeres öffentlichen Lebens 
noch als maßgeblich gelten können. Die Beantwortung dieſer 
Frage kann aber bei einem Lehrbuch nicht einfach dem Leſer über⸗ 
laſſen bleiben. Es iſt deshalb ein Verdienſt des Verf., daß er 
in dem vorliegenden Buch ſtets „bei Beſprechung der einzelnen 
Rechtseinrichtungen ihr Verhältnis zum nationalſozialiſtiſchen Ge⸗ 
dankengut“ (S. 60) prüft und ſeinen Darlegungen auf dieſe Weiſe 
wirkliche Brauchbarkeit und Aktualität verleiht. Gleichwohl weiſt 
der Verf. mit einer Geſte vornehmen Taktes ſelbſt darauf hin, daß 
er ein „leitender Verwaltungsmann der Vorkriegs- und der 


Kriegszeit und ein Hochſchullehrer der älteren Stufe“ ſei und es 
ſchon deshalb dent „jungen Geſchlecht“ vorbehalten müſſe, „die 
letzten Folgerungen nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung zu ziehen 
und ſchöpferiſch das Verwaltungsrecht der Zukunft zu ſchreiben“ 
(Vorwort). 

Der Verf. behandelt, wie ſich aus dem Titel ergibt, die 
Grundlehren des „deutſchen“ Verwaltungsrechts. Da jedoch in 
Deutſchland bis heute nur einzelne Teilgebiete des Verwaltungs- 
rechts reichsrechtlich geregelt ſiud, im übrigen aber keine reichs⸗ 
rechtliche Zuſammenfaſſung des Verwaltungsrechts beſteht, geht 
der Verf. in ſeinem Buche ſyſtematiſch richtig vor, wenn er zu⸗ 
nächſt mit einer Darlegung des Begriffs „Deutſches Verwaltungs- 
recht“ beginnt. Im Einklang mit der überkommenen Anſicht ver⸗ 
ſteht er darunter den Beſtand au „übereinſtimmenden allgemeinen 
Rechtsgedanken, Rechtsſätzen und Rechtseinrichtungen“, die ſich in 
den deutſchen Ländern unter dem Einfluß der Wiſſenſchaft und 
der Rechtſprechung herausgebildet und nunmehr in ihren Grund‘ 
zugen als gemeindeutſcher Beſitz zu gelten haben (S. 3). Dieſe 
übereinſtimmenden Verwaltungsrechtsgrundſätze „beherrſchen die 
Verwaltung, obwohl wir ein geſchriebenes allgemeines deutſches 
Verwaltungsrechtsgeſetzbuch noch nicht haben“ (a. a. O.). Mit 
Recht ſagt der Verf., daß der Begriff des „Deutſchen Verwaltungs⸗ 
rechts“ nicht nur ein Begriff, ſondern auch ein verpflichtendes Pro⸗ 
gramm ſei. „Deutſch“ ſoll das Verwaltungsrecht nicht nur nach 
dem Umfang ſeines Geltungsgebiets, ſondern vor allem „ſeinem 
innerſten Weſen nach“ ſein (S. 4). „So gewinnt der alte Begriff 
des deutſchen Verwaltungsrechts eine kräftige Neubelebung. Er 
wird aber darüber hinaus auch eine bedeutſame Vertiefung er— 
fahren“ (a. a. O.). 


Die Ausführungen des Verf. zeigen durch den geſamten In⸗ 
halt ſeines Buches hindurch, daß der Verf. der neuen Zeit mit 
innerer Aufgeſchloſſenheit und geiſtiger Bereitſchaft gegenüberſteht. 
Unt ſo beachtlicher ſind daher die gelegentlich von ihm eingefloch⸗ 
tenen Warnungen vor allzu unbedachtem Übereifer. So warnt er 
mit Recht vor dem Fehler, „Rechtseinrichtungen etwa nur deshalb 
zu verwerfen, weil fie dem hinter uns liegenden Zeitalter ent 
ſtammen oder in ihm als richtig erkannt wurden. Der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat iſt fähig und ſtark genug, was gut war, zu 
übernehmen und es mit ſeinem Geiſt zu erfüllen“ (S. 5). Dieſer 
praktiſche und geſunde Sinn des erfahrenen Verwaltungsmannes 
bricht ſich immer wieder Bahn und befruchtet auch weithin die 
theoretiſchen Betrachtungen des Verf. So ſehr er auch verlangt, 
„das Überkommene nach dem neuen Gedankengut auszurichten“ 
(S. 6), fo weit iſt er doch andererſeits von aller grundſätzlichen 
„Bilderſtürmerei“ entfernt. Dies zeigt ſich in der Stellungnahme 
des Verf. zu einer ganzen Reihe grundſätzlicher Fragen. Der Verf. 
erklärt ſich z. B. mit guten Gründen für die weitere Anerken- 
nung ſubjektiver öffentlicher Rechte. Zutreffend weiſt er (S. 220/1) 
daraufhin, „daß das ſubjektive öffentliche Recht ſeinem Träger 
nicht nur um der Befriedigung der eigenen Belange, ſondern auch 
um der Erfüllung allgemeiner, öffentlicher, das Staats⸗ und 
Rechtsleben als ſolches berührender Intereſſen willen gegeben 
iſt“. Mit dieſer Feſtſtellung will der Verf. jedoch keineswegs zu 
einer Konſervierung der ſubjektiven öffentlichen Rechte im über⸗ 
kommenen Sinne beitragen. Er weiſt vielmehr mit Recht mißbil⸗ 
ligend darauf hin, daß man in der zurückliegenden Zeit „den ſub⸗ 
jektiven öffentlichen Rechten einen im Grunde ſtaatsabgewendeten, 
ja ſtaatsfeindlichen Sinn gegeben“ (S. 225) habe. Das verſperrl 
ihm aber nicht die Einſicht, daß bei einer neuen Sinndeutung der 
ſubjektiven öffentlichen Rechte „ihre Anerkennung im Intereſſe 
des Staates ſelbſt gelegen iſt“ (S. 226). Die Begründung hier? 
für erblickt er zutreffend in der Tatſache, daß „in der Volks⸗ 
gemeinſchaft auch dem einzelnen Volksgenoſſen eine organiſche 
Stellung zugewieſen ſei, kraft deren er beſtimmte Aufgaben zu 
erfüllen berufen, d. h. verpflichtet und berechtigt“ ſei (a. a. O.). Die 
Zubilligung von ſubjektiven öffentlichen Rechten bedeutet alſo nicht 
die Einräumung einer ſubjektiven Willkürſphäre für den Ein⸗ 
zelnen, ſondern ſtellt ſich als ein Mittel der ſozialen Ertauglichung 
und der Indienſtſtellung für die Gemeinſchaft dar; auch die Zu⸗ 
billigung von Rechten iſt ſomit ein Mittel der ſozialen Verpflich⸗ 
tung. „Bei dieſer Auffaſſung kann auch dem ſſtattsgerichteten, 
(Maunz) ſubjektiven öffentlichen Recht nicht der Sinn eines 
gegen den Staat als etwas Entgegengeſetztes oder gar Feindliches 
gerichteten Anſpruchs, einer Löſung des einzelnen Volksgenoſſen 
aus der Volksgemeinſchaft beigelegt werden. Es muß weit ‚äußer⸗ 
licher“ und doch im Grunde weſenhafter darauf abgeſtellt werden, 
daß dieſes Recht ja praktiſch gegenüber einer Behörde geltend ge⸗ 
macht wird, die zwar den Staat vertritt, aber eben aus Menſchen 
beſteht, die fehlen und irren können“ (S. 227). Aus dieſer zutref⸗ 
fenden Grundeinſtellung zieht der Verf. wiederholt wohldurchdachte 
Konſequenzen. So erklärt er z. B. bei der Erörterung der „Per 
waltungsakte auf Unterwerfung“, bei denen der Mangel einer 


= 64. Jahrg. 1935 Heft 33] 


Ermächtigung durch Rechtsvorſchrift durch die Zuſtimmung des 
Betroffenen geheilt wird, „daß trotz Zuſtimmung des Betroffenen 
Verwaltungsakte, die Rechte oder Freiheiten beeinträchtigen, auf 
deren Ausübung der Betroffene im Intereſſe der Volks⸗ 
gemeinſchaft nicht wirkſam verzichten kann, z. B. das Ab⸗ 
ſtimmungsrecht, auch mit Zuſtimmung des Betroffenen nicht zu⸗ 
läſſig ſind. Hier ſind Schranken gezogen, ihrer wahren Bedeutung 
nach nicht ſowohl zum Schutze des Einzelnen als zum Schutze der 
Allgemeinheit, über die ſich der Einzelne auch nicht durch ſeine 
Einwilligung hinwegſetzen kann“ (S. 162/3). Weil alſo der Verf. 
auf dem zutreffenden Standpunkt ſteht, daß die Zubilligung ſub⸗ 
jektiver öffentlicher Rechte zugleich im Gemeinintereſſe liege 
(S. 238), erklärt er folgerichtig, daß man wegen dieſer Gemein 
ſchaftsbezogenheit der ſubjektiven öffentlichen Rechte im Zweifel 
ihre Unverzichtbarkeit annehmen müſſe (S. 239). Auch die Stel⸗ 
lungnahme zu dem Problem des Fortbeſtandes der Verwaltungs. 
gerichtsbarkeit baut der Verf. auf der erörterten richtigen Grund⸗ 
anſchauung auf (S. 255 ff.). Mit Recht bezeichnet er als ihre Auf- 
gabe „nicht mehr in erſter Linie Schutz des Einzelnen, ſondern 
Wahrung der Volksgemeinſchaft“ (S. 278). So iſt das Denken 
des Verf. überall an der Gemeinſchaft orientiert. „Erſtes und 
höchſtes Schutzgut im nationalſozialiſtiſchen Staat iſt das Volk als 
Gemeinſchaft“ (S. 348). „Andererſeits darf nicht außer Acht ge⸗ 
laſſen werden, daß auch dem Einzelnen eine gliedhafte Stellung 
in der Gemeinſchaft angewieſen ift, kraft deren er den Raum be- 
anſpruchen kann, die Aufgaben zu erfüllen, zu denen er als Ein⸗ 
zelperſönlichkeit und zugleich als Glied der Gemeinſchaft berufen 
iſt“ (a. a. O.). 

So findet man in dem vorliegenden Buch zu allen grund⸗ 
ſätzlichen Fragen ſtets eine wohldurchdachte und ausgereifte Stel⸗ 
lungnahme. Aber auch in den mehr verwaltungstechniſch als 
grundſätzlich gearteten Fragen läßt der Verf. den Leſer nicht im 
Stich. So ſind z. B. ſeine Ausführungen zum Begriff des Ver⸗ 
waltungsaktes, zur Einteilung und zur Form der Verwaltungs⸗ 
akte, vor allem auch die Erörterung der Lehre vom fehlerhaften 
Verwaltungsakt (S. 151 ff.) vorbildlich klar und pädagogiſch gut 
durchdacht. Mit gleicher Sorgfalt ſind auch die verwaltungsrecht⸗ 
lichen Sondergebiete, z. B. das Recht der öffentlichen Sachen 
(Wegerecht), der öffentlichen Anſtalten und das Polizeirecht be- 
handelt. Selbſt Fragen, auf die man oft in den Standardwerken 
der Spezialliteratur keine Antwort findet, z. B. die Frage des 
Jortbeſtandes der polizeilichen Eigentümerhaftung nach erfolgter 
Tereliktion (vgl. dazu Reuß: JW. 1933, 2565 ff.), werden vom 

erf. erörtert. 

So ſtellt ſich das beſprochene Werk als eine wertvolle Be- 
reicherung des verwaltungsrechtlichen Schrifttums dar. Nicht nur 
der Lernende, ſondern auch der praktiſche Verwaltungsmann und 
jeder, der grundſätzliche Unterrichtung ſucht, wird es mit vollem 
Nutzen zur Hand nehmen. 


Mag man aber das beſprochene Buch auch noch ſo befriedigt 
aus der Hand legen und die verdienſtvolle Arbeit ſeines Verf. un⸗ 
eingeſchränkt anerkennen, ein Wunſch bleibt doch noch übrig; ein 

unſch allerdings, den nicht der Verf., ſondern nur der Geſetz⸗ 
geber erfüllen kann, daß nämlich bald die Zeit kemmen möge, in 
der wir in dem einen deutſchen Reich auch ein deutſches Ver⸗ 
waltungsrecht haben werden. Die Wiſſenſchaft und die Rechtſpre⸗ 
chung haben zwar auf dem Gebiet der Vereinheitlichung des deut⸗ 
ſchen Verwaltungsrechts wertvolle Pionierarbeit geleiſtet, — die 
territoriale Geſetzgebung als ſolche haben ſie nicht überwinden 
können. Hier hat der Geſetzgeber das Wort! 

RA. Reuß, Berlin. 


Dr. Wilhelm Albrecht, ORegR.: Neues Staatsrecht. (Neu⸗ 
geſtaltung von Recht und Wirtſchaft, herausgegeben von 
OLGR. i. R. C. Schaeffer, 13. Band 1. Teil.) 4. durch⸗ 
geſehene und ergänzte Auflage. Leipzig 1935. Schaeffer 
Verlag C. L. Hirſchfeld. 77 S. Preis 1,80 N. 


Der Verf. bringt in der bekannten knappen und klaren Gliede⸗ 
kung, die man aus den Schaefferfchen Leitfäden gewohnt iſt, eine 
Aberſicht über die ſtaatsrechtliche Entwicklung des Dritten Reiches in 
„ Abſchnitten: Die nationale Erhebung, die Beſeitigung der politiſchen 

arteien, die neuen Staatsgrundſätze und ſonſtige Maßnahmen. Das 
lech, mag dem jungen Rechtswahrer praktiſche Dienſte leiſten zur 
Gerſichtlichen Geſtaltung ſeiner Kenntniſſe über die ſtaatsrechtliche 
kentwicklung des Dritten Reiches, kann natürlich nicht mehr als ein 
napper Leitfaden ſein. Die Entwicklung der Dinge bringt es indeſſen 
mit ſich, daß das Buch durch die Ereigniſſe zum Teil ſchon wieder 
überholt iſt. 


RA. u. Notar Dr. Heinz Rabe, Halle a. S. 
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Prof. Dr. G. Ebers: Verfaſſungsrecht. Textſammlung der 
verfaſſungsrechtlichen Geſetze des Reichs und Preußens mit 
Anmerkungen und Sachregiſter. Mannheim 1935. Deutſches 
Druck⸗ und Verlagshaus GmbH. 360 S. Preis geb. 
6 Hd! 


Die vorl. Textſammlung iſt nach neuartigen Geſichtspunkten 
aufgeſtellt. Sie bringt über 100 Geſetze und Verordnungen zu folgen⸗ 
den Abſchnitten: J. Zur deutſchen Verfaſſungsgeſchichte des 19. Jahr⸗ 
hunderts, II. Die Weimarer Verfaſſung, III. Der Übergang und die 
neuen Grundgeſetze, IV. Das geltende Verfaſſungsrecht, V. Staat und 
Kirche. Ein eingehendes Stichwortverzeichnis und eine große Zahl 
von verweiſenden und nachweiſenden Anmerkungen erhöhen die 
Brauchbarkeit diefer Sammlung, die in der bekannten Aufmachung 
der „Blauen Ausgabe“ der Sammlung deutſcher Geſetze erſchienen iſt. 

. 


Dr. jur. Wilhelm Franzen: Die Polizei im neuen Staat. 
Grundriß des Polizeirechts. (Heft 4 von: Hauptprobleme 
des Deutſchen Rechts. Marburg. Juriſtiſche Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft. 57 S. Preis 2,40 A. 


Der Verf., der bereits einen Lehrkommentar zum Prpol⸗ 
Verw. verfaßt hat, legt mit dem jetzigen Grundriß einen Über⸗ 
blick über die Polizei im neuen Staat auf der Grundlage des preu⸗ 
ßiſchen Polizeirechts vor, der trotz der notwendigen Zuſammen⸗ 
drängung des vielfältigen Stoffes bemüht iſt, viel zu bringen und 
die Darſtellung durch zahlreiche Beiſpiele zu beleben. Da durch die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung eine neue Staatsidee zur Geltung 
gelangt iſt, verkörpert im Führer, getragen von der Bewegung, 
gerichtet auf die Volksgemeinſchaft, ſind die Rechtsbegriffe gerade 
im Staats⸗ und Verwaltungsrecht auf ihre weitere Brauchbarkeit 
und Anwendbarkeit zu überprüfen. Deshalb unternimmt Fran⸗ 
zen den Verſuch, den teils gewandelten, teils neuen Gehalt und 
Sinn der maßgebenden polizeirechtlichen Begriffe im Zuge ſeiner 
Darſtellung deutlich zu machen. Anſchaulich wird jedenfalls der 
Übergangszuftand im heutigen Polizeirecht. Auf die Notwendigkeit 
der Auslegung der geſamten Geſetze und der gerade für das Polizei⸗ 
recht beſonders bedeutungsvollen Generalklauſeln im nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Sinne wird nachdrücklich hingewieſen. Unter Wegräumung 
verſchtedener Mißverſtändniſſe wird die Verträglichkeit ſubjektiver 
öffentlicher Rechte innerhalb der Verwaltung und eines angemeſſe⸗ 
nen Verwaltungsrechtsſchutzes mit dem nationalſozialiſtiſchen Ge⸗ 
rechtigkeitsdenken dargelegt. Da das nationalſozialiſtiſche Rechts⸗ 
denken nicht vom Einzelnen ausgeht, ſondern an der Geſamtheit 
Volk und Staat ausgerichtet iſt, erhalten von hier aus beide ihren 
Sinn, Umfang und Begrenzung. 

NA. Dr. P. Bach, Freiburg i. Br. 


Amts- u. LER. Dr. Günther Küchenhoff und Amts⸗ u. LER. 
Dr. Robert Berger: Deuiſthe Gemeindeordnung vom 
30. Januar 1935 nebſt amtl. Begründung. In Fortſetzung 
des Erläuterungsbuches zum preuß. Gemeindeverfaſſungs⸗ 
und Gemeindefinanzgeſetz von Lympius und Küchenhoff. 
(Guttentagſche Samml. 194.) Berlin und Leipzig 1935. 
Walter de Gruyter & Co. 499 S. Preis 9 RM. 


Mit dem kleinen Kommentar in der bekannten Guttentagſchen 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze haben die Herausgeber eine er⸗ 
freuliche Leiſtung vollbracht, die jeder Praktiker dankbar begrüßen 
wird. Der Umfang des Erläuterungswerkes entſpricht allerdings 
der Bedeutung des Geſetzes, das ein „Grundgeſetz des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates“ iſt, nicht. Das Geſetz iſt am 1. April 1934 
in Kraft getreten. Schon vorher war der Kommentar fertiggeſtellt. 
Es fehlen daher die Durchführungs⸗ und Ausführungsanweiſun⸗ 
gen, die inzwiſchen ergangen und noch zu erwarten ſind. Dieſe 
ſollen allerdings nach Erſcheinen ergänzend berückſichtigt werden. 

Trotzdem iſt das kleine Werk als Handkommentar wertvoll. 
Es erläutert in klarer Weiſe die ſtaatsrechtlichen, politiſchen und 
geſchichtlichen Zuſammenhänge des erſten ein beſtimmtes Gebiet 
zufammenfaſſenden Verfaſſungsgrundgeſetzes des Dritten Reiches. 


Die Grundgedanken des neuen Verfaſſungslebens (Führer⸗ 
tum, Volksgemeinſchaft und ſtaatstragende Bewegung) ſind klar 
herausgearbeitet. Darüber hinaus gibt der Kommentar wertvolle 
techniſche Hinweiſe und Antworten auf Einzelfragen. Wer daher 
ſich mit Gemeinderecht zu befaſſen hat, mag ſich getroſt der Füh⸗ 
rung der beiden Herausgeber anvertrauen. 

RU. Dr. W. Rieling, Naumburg. 
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Oberbürgermeiſter Dr. Markmann: Die deutſche Gemeinde: 
ordnung. Handausgabe unter Berückſichtigung der amt⸗ 
lichen Begründung, der erſten Durchführungsverordnung 
und der erſten Ausführungsanweiſung mit beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung der bisherigen preußiſchen Verhältniſſe. München⸗ 
Berlin 1935. Kommunalſchriftenverlag J. Jehle Gmbh. 
103 S. Preis 2,80 K. 


Die Erläuterungen in dieſer Ausgabe der Deutſchen Ge⸗ 
meindeordnung ſind kurz und bündig, ihre Sprache faßlich und ein⸗ 
gängig. Der Verf. ſpricht als bewährter Sachkenner und erfahrener 
Verwaltungsfachmann. Zahlreiche zuſammenfaſſende Überſichten 
ſind neben Verweiſungen in den Text der Anmerkungen einge⸗ 
arbeitet und erleichtern, ebenſo wie das beigegebene ausführliche 
und zuverläſſige Regiſter den Überblick und das Auffinden der 
Behandlung der geſuchten Frage. Durchgängig werden die Unter⸗ 
ſchiede der Deutſchen Gemeindeordnung gegenüber dem bisher für 
Preußen maßgebenden GemBerf®. und GemFinG. aufgezeigt. Die 
vorliegende Ausgabe bietet alſo auf knappem Raum Weſentliches 
und erfüllt ihren beſonderen Zweck, die preußiſchen Gemeinde⸗ 
beamten in Geiſt und Bedeutung der neuen Deutſchen Gemeinde⸗ 
ordnung einzuführen. Darüber hinaus vermag ſie jedem die Ein⸗ 
arbeitung in dieſes hervorragende Grundgeſetz des nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Staates zu erleichtern, das nach Zeiten der Zerrüttung und 
des Niederganges den Gemeinden wieder den Weg zur Höhe er» 


ſchließt. 
RA. Dr. P. Bach, Freiburg i. Br. 


Georg Dahm: Gemeinſchaft und Strafrecht. (Kieler Uni⸗ 
verſitätsreden. Neue Folge, Heft 5.) Hamburg 1935. 
Hanſeatiſche Verlagsanſtalt. 17 S. Preis kart. 1,20 AN. 


Die Rektoratsrede des bekannten Kieler Strafrechtlers vom 
10. April 1935 ift geradezu ein Muſterbeiſpiel dafür, was heute 
ein akademiſcher Lehrer bei feſtlichem Anlaß über die ae 
lichen Fragen feines Faches aus nationalſozialiſtiſchem Geiſt her⸗ 
aus ſeinen Hörern zu ſagen hat. Die Rede iſt ebenſoſehr von wiſ⸗ 
ſenſchaftlichem Geiſt getragen, wie in volkstümlicher und all⸗ 
gemeinverſtändlicher Weiſe gehalten: in dieſer Vereinigung liegt 
das Weſen jeder nationalſozialiſtiſchen Wiſſenſchaft 
überhaupt uniſchloſſen. 

Mit Recht geht Dahm von den Grundfragen des 
Feen aus, denn an der Grenzſcheide weltanſchaulicher 
Epochen muß man ſich zu allererſt über das Grundſätzliche klar 
ſein, bevor man über die einzelnen, ſich daraus ergebenden und 
abzuleitenden Fragen nachdenkt. 

Der Grundgedanke des nationalſozialiſtiſchen Strafrechts 
kann nur, wie auch Dahm richtig erkennt, die lebendige 
Gemeinſchaft, d. h. die blut⸗ (raſſe⸗) gebundene völkiſche 
Schickſalsgemeinſchaft fein. Zutreffend weiſt Dahm weiter darauf 
hin, daß in dieſem Gemeinſchaftsgedanken der weltanſchauliche 
Unterſchied zwiſchen dem nationalſozialiſtiſchen und dem faſchiſti⸗ 
ſchen, bolſchewiſtiſchen wie auch dem kanoniſchen Strafrecht liegt. 

Sowohl die Strafe, als auch das Verbrechen erhalten ihren 
Sinn aus der lebendigen Gemeinſchaft. 

Mit dem Gemeinſchaftsgedanken auf das innigſte verbunden 
find die Begriffe von Ehre und Treue als feine fittliche Grundlage. 
Auf das Strafrecht bezogen bedeutet das: Das Verbrechen iſt die 
Verletzung der Treupflicht des Volksgenoſſen gegenüber der Volks⸗ 
gemeinſchaft. Die Strafe muß für den Verbrecher die Ehrloſigkeit 
und damit den ganzen oder zeitweiſen Ausſchluß aus der Volks⸗ 
gemeinſchaft zur Folge haben. In dieſer ſittlichen Wertung 
aus dem Gemeinſchaftsgedanken liegt der weſentliche 
Unterſchied zwiſchen dem liberaltſtiſch individualiſtiſchen Strafrecht 
der Vergangenheit und dem nationalſozialiſtiſchen Strafrecht der 
Zukunft, denn damit wird das Strafrecht von der Mechaniſierung 
und Materialiſierung zur ſittlichen Gemeinſchaftswertung, zu der 
vom Führer auf dem Deutſchen Juriſtentag 1933 geforderten 
Übereinſtimmung von Recht und Moral zurückgeführt. 

Die Bedeutung und Auswirkung dieſer e 055 Wertung 
des Verbrechens und der Strafe, die auch in der Ehrengerichts⸗ 
barkeit der Gemeinſchaften, Kameradſchaften und Gliederungen 
zum Ausdruck kommt, wird von Dahm an treffenden Beiſpielen 
überzeugend erläutert. 5 

Dahm folgert, daß das nationalſozialiſtiſche Strafrecht ein 
Täter ſtrafrecht fein wird, betont aber ebenſo richtig, daß der 
Unterſchied des nationalſozialiſtiſchen Täterſtrafrechts zum libera⸗ 
liſtiſchen Täterſtrafrecht darin beſteht, daß dieſes vom Einzelmen⸗ 
ſchen, jenes von der Volksgemeinſchaft ausgeht. 

Die Auffaſſung des Weſens des Verbrechens als einer Treu⸗ 
pflichtverletzung gegenüber der Volksgemeinſchaft, die am klarſten 
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in den nationalſozialiſtiſchen Leitſätzen für das deutſche Strafrecht 
des Reichsrechtsamts der NSDAP. erkannt worden iſt, wird bei 
Dahm anſcheinend dahin eingeſchränkt, daß ein Verbrechen gegen“ 
über einem anderen Volksgenoſſen nicht als Treupflichtwerletzung 
anerkannt wird (vgl. das Beiſpiel vom Dieb S. 14). Dem iſt ent⸗ 
gegenzuhalten, daß die Volksgemeinſchaft durch das Band des 
Blutes alle Volksgenoſſen umſchließt und jeden Volksgenoſſen 
dem anderen gegenüber zur gleichen Treue verpflichtet. Daher ver⸗ 
letzt auch z. B. der Dieb ſeine Treupflicht gegenüber der Volksge⸗ 
meinſchaft dadurch, daß er die ſich aus ſeinem Treuverhältnis zu 
einem anderen Gliede der Volksgemeinſchaft ergebende Treupflicht 
verletzt hat. 

Wenn Dahm die Notwendigkeit eines geſamtvölk i⸗ 
ſchen Strafrechtsſchutzes und die Notwendigkeit der Geſetze be⸗ 
jaht, ſo iſt ihm mindeſtens für eine Übergangszeit durchaus recht 
zu geben, denn über den Rechten der Stände, Kameradſchaften und 
Gliederungen muß das einheitliche geſamtvölkiſche Recht 
ſtehen und die Geſetze des Reiches müſſen — befreit von allen 
normativiſtiſchen Konſtruktionen — dem Richter Leit⸗ und Richt⸗ 
ſätze ſein, aus den ewigen Quellen arteigenen deutſchen Rechts das 
richtige Recht zu ſchöpfen. 

StA. Ad ami, Berlin. 


Dr. Hans Welzel: Naturalismus und Wertphiloſophie im 
Strafrecht. Unterſuchungen über die ideologiſchen Grund“ 
lagen der Strafrechtswiſſenſchaft. Mannheim 1935. Deut- 
De und Verlagshaus GmbH. 89 S. Preis 
6 Hl. 


Der Wert der Erforſchung geiſtiger Strömungen in ver? 
gangenen Epochen richtet ſich danach, in welchem Umfang aus 
ihnen zukunftweiſende Gedanken gefunden werden kön⸗ 
nen. Weil die von Welzel dargeſtellten philoſophiſchen Syſteme 
ihre weltanſchaulichen Grundlagen in der franzöſiſchen Revolution 
von 1789 haben und uns deshalb für unſere Zeit und für unſere 
Aufgabe, ein nationalſozialiſtiſches Strafrecht zu ſchaffen, nichts 
zu geben vermögen, erſcheint der Wert der Welzel ſchen Arbeit 
ſchon aus dieſem Grunde ſehr problematiſch. Gerade in der Gegen⸗ 
wart hat uns das Schickſal fo ungeheure Aufgaben von unabſeh' 
barer Tragweite geſtellt, daß wir es uns nicht leiſten können, ver 
ſunkene Syſteme vergangener Zeiten heraufzubeſchwören und in 
wiſſenſchaftlicher Arbeit zu durchforſchen. 


Es muß zugegeben werden, daß Welzel an ſich durchaus 
zutreffend die Auswirkungen und damit auch die Schwächen der 
poſitiviſtiſchen Philoſophie würdigt, aber Welzel betrachtet dieſe 
Erſcheinungen gewiſſermaßen im luftleeren Raum geiſtiger Kon⸗ 
ſtruktionen, in der chemiſchen Retorte einer grübelnden Intelligenz 
(alfo ſelbſt mechaniſtiſch⸗poſitiviſtiſch). Entſcheidend aber kommt es 
darauf an, daß jede Philoſophie wie auch alle anderen Kultur⸗ 
erſcheinungen relativ in Beziehung auf die weltanſchau⸗ 
lichen Grundlagen ihrer Zeit ſind. Daher muß jede 
Betrachtung einer philoſophiſchen Strömung von den weltanſchau⸗ 
lichen Grundlagen ihrer Epoche ausgehen, weil nur ſo ein all 
umfaſſendes Begreifen und Verſtändnis einer philoſophiſchen Ein 
ſtellung überhaupt möglich ift. Dieſem Erfordernis trägt W. elze! 
nicht Rechnung. 

Die Arbeit Welzels ſetzt einen philoſophiſch geſchulten 
Hörerkreis voraus und wird nur in die Kreiſe der Intelligenz 
weſtleriſcher Prägung Eingang finden. Dies allein vermag den 
außergewöhnlich hohen Preis des Buches zu rechtfertigen. 

StA. Ada mi, Berlin. 


Strafgeſetzbuch. Textausgabe mit Verweiſungen und Ein⸗ 
arbeitung der zur Ergänzung des Strafgeſetzbuchs ergangenen 
Geſetze und Verordnungen (Stand v. 1. Sept. 1935). 
Herausgegeben von Dr. jur. et rer. pol. Leopold Schäfer, 
Geh. RegR., Miniſterialdirigent im Reichsjuſtizminiſterium. 
4. Aufl. Berlin 1935. Verlag Franz Vahlen. 194 ©. 
Preis 1,75 RM. 

Die 4. Auflage dieſes in der deutſchen Rechtspraxis und bet 
den Studenten der Rechtswiſſenſchaft beſtens eingeführten Büch, 
leins iſt veranlaßt durch die 4. große Strafgeſetznovelle v. 28. Jun 
1935, die am 1. Sept. 1935 in Kraft tritt und neben zahlreichen 
ſonſtigen Anderungen 29 neue oder neu gefaßte und zum Teil ſeh 
bedeutſame Paragraphen in das Steh. einſtellt. Das Büchlein 
gibt einen zuverläſſigen Text des StGB. und der zu feiner 6 
zung ergangenen Geſetze und BO. nach dem Stande v. 1. ep" 
19353 
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Strafprozeßordnung. Gerichtsverfaſſungsgeſetz und Neben⸗ 
geſetze. Textausgabe mit einer Einleitung, Verweiſungen 
und Sachregiſter, unter beſonderer Berückſichtigung der 
amtlichen „Richtlinien für das Strafverfahren“. Heraus⸗ 
gegeben von Dr. Rudolf Lehmann, Min R. im Reichs⸗ 
juſtizminiſterium. Dritte Auflage. Berlin 1935. Verlag 
Franz Vahlen. 311 S. Preis geb. 2,70. RA. 


Die von dem Strafprozeßreferenten im RIM. bearbeitete 
Ausgabe der StPO. liegt in neuer Auflage vor, welche die durch 
die große Novelle zur StPO. eingeführten umfaſſenden Neuerun⸗ 
gen auf dem Gebiete des Strafverfahrens berückſichtigt. Die Aus⸗ 
gabe bringt neben einer Einleitung, die über die wichtigſten Vor⸗ 
ſchriften der Strafprozeßnovelle unterrichtet, den genauen Text der 
ſo einſchneidend geänderten StPO., ferner den vollſtändigen Text 
des GVG. und zahlreiche prozeſſuale Nebengeſetze. Die Neuerungen 
find durch den Druck hervorgehoben, fo daß dem Leſer die Über- 
ſicht über das neue Recht erleichtert wird. Eine große Anzahl von 
Verweiſungen erhöht den Wert der handlichen Ausgabe. 


Schoetenſack, Chriſtians, Eichler: Grundzüge eines deutſthen 
Strafvollſtreckungsrechts. Denkſchrift des Ausſchuſſes für 
Strafvollſtreckungsrecht der Strafrechtsabteilung der Akademie 
für Deutſches Recht. (Schriften der Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht [Gruppe Strafrecht.) Berlin 1935. R. v. Deckers 
Verlag (G. Schend). 124 S. Preis 5 AN. 


Die vorliegende Schrift iſt eine Arbeit des in dieſem Früh⸗ 
jahr vom Präſ. der Akademie für Deutſches Recht RMin. Dr. 
Frank eingeſetzten Ausſchuſſes für Strafvollſtreckungsrecht. Die 
Akademie für Deutſches Recht bezweckt damit, der kommenden ein⸗ 
heitlichen Strafgeſetzgebung auch auf dem Gebiete der Strafvoll⸗ 
ſtreckung und des Strafvollzugs durch Vorarbeiten zu dienen. 


Die Schrift befaßt ſich eingehend mit ſämtlichen Fragen des 
Strafvollſtreckungsrechts und feiner Grenzgebiete und berückſichtigt 
dabei ſowohl die Erfahrungen aus der bisherigen Regelung in den 
Ländern als auch die neuen Gedanken des Straf- und Strafvoll⸗ 
ſtreckungsrechts, die ſich in den grundlegenden Novellen zum Stöß B. 
und zur StPO. niedergeſchlagen haben. Damit erreichen die Verf. 
(Schoetenſack, Chriſtians und Eichler) eine anſchau⸗ 
liche Darſtellung des namentlich durch die Maßregeln der Siche⸗ 
rung und Beſſerung erweiterten Gebietes. 


In Übereinſtimmung mit dem geltenden Recht und § 2 Est⸗ 
VG. 1927 ſoll auch im kommenden Recht grundſätzlich die Staats- 
anwaltſchaft Vollſtreckungsbehörde bleiben, wobei dieſe auch die 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung zu vollſtrecken hat (gl. 
§ 468 4 StPO.). Obwohl die Vollſtreckungsbehörde, ſoweit wie 
möglich, ſelbſtändig entſcheiden ſoll — eine Anwendung des Führer⸗ 
grundſatzes auch auf dieſem Gebiete — iſt dennoch daran feſt⸗ 
gehalten, ein unabhängiges Gericht dort einzuſchalten, wo ein Be⸗ 
dürfnis für eine gerichtliche Entſcheidung anerkannt wird (3. B. in 
Zweifelsfällen bei Auslegung einer ſtrafgerichtlichen Entſcheidung, 
bei Berechnung der Dauer der Strafe oder einer Maßregel der 
Sicherung und Beſſerung). 


Bei Behandlung des Sinns und Zwecks des Vollzuges der 
Freiheitsſtrafe wird dem Intereſſe der Volksgemeinſchaft, den ihr 
lebensnotwendigen Rechtsfrieden aufrechtzuerhalten, grundlegende 

edeutung beigemeſſen. Die Strafe erſcheint als nur eines der im 
Kampf gegen die Störungen des Rechtsfriedens möglichen Mittel, 


knüpft unmittelbar an die Schuld des Friedensſtörers an und iſt 


„nichts anderes als die Behandlung des Störers nach Maßgabe 
dieſer Schuld, d. h. vom Standpunkte des ſtrafenden Staates aus 
geſehen Vergeltung, vom Standpunkt des Störers aus ge— 
ſehen Sühne“. 


Namentlich bei den Grundſätzen des Vollzugs berückſichtigt die 
Arbeit die bisherigen Erfahrungen in den einzelnen Ländern. Der 
Trennungsgrundſatz, d. h. die Maſſe der Gefangenen in Gruppen 
on einer im gewiſſen Sinne gleichartigen Zuſammenſetzung (3. B. 
nach dem Alter oder in Unterſcheidung von Erſtbeſtraften zu Vor⸗ 
beſtraften) zu zerlegen und dieſe Gruppen voneinander zu ſondern, 
ite Haftform, die Differenzierung des Vollzugs (nach bisherigen 
Recht: Zuchthaus, Gefängnis, Feſtungshaft und Haft, wovon die 
Feſtungshaft vorausſichtlich nur eine geringe Rolle im neuen Recht 
Dielen wird), die Klaſſifikation, d. h. die im Gegenſatze zum Straf⸗ 

ollzug in Stufen von vornherein unterſchiedliche Behand⸗ 
lung von Gefangenen, wobei auch an einen verſchärften Vollzug 
der Zuchthaus⸗ oder Gefängnisſtrafe durch Richterſpruch gedacht iſt 
($ 388 EStch B. 1933/1934), und der Strafvollzug in Stufen wer⸗ 
den zum Teil ausführlich behandelt. Gerade bei dem Stufenſtraf⸗ 


vollzug wird mit aller Deutlichkeit ein bisher oft anzutreffender 
grundlegender Fehler erkannt: daß man glaubte, den Gefangenen 
durch Aufzeigung lohnender und für ihn erreichbarer Ziele zu einer 
inneren Umſtellung und zu einer auch nach der Entlaſſung noch 
wirkenden Selbſtzucht bringen zu können. Damit wird dieſe Voll⸗ 
zugsart nicht abgelehnt, ſondern nur vermieden, die Vergünſti⸗ 
gungen des Stufenſtrafvollzugs als Mittel zum Zpeck der Er⸗ 
reichung einer inneren Wandlung hinzuſtellen. Der Gefangene ſoll 
vielmehr durch die Strafe, durch das Strafübel innerlich ergriffen 
und umgeſtellt werden. 

Auf die Behandlung des Gefangenen durch die Beamten wird 
deshalb beſonderes Gewicht gelegt. Durch deren vorbildliches Ver⸗ 
halten, durch „eine Atmoſphäre der Sachlichkeit und Gerechtigkeit“ 
ſoll neben dem Unterricht für Gefangene von noch nicht 20 Jahren 
eine Empfänglichkeit für die Strafe erzielt werden. 

In der richtigen Erkenntnis, daß der Strafvollzug für den 
Gefangenen nicht alle Brücken zum Leben in der Freiheit abbrechen, 
die Beziehungen zu allem, was ihn ſpäter ſtützen und fördern 
kann, nicht vernichten darf, ſoll auf die ſpätere Erwerbstätigkeit 
ſchon während des Strafvollzugs Rückſicht genommen werden. Die 
Zuweiſung von Arbeiten, die die Kenntniſſe und Befähigungen der 
Gefangenen berückſichtigen, die Erteilung der Erlaubnis, ſich Bücher 
und Zeitſchriften, die ausſchließlich der beruflichen Fortbildung 
dienen, zu beſchaffen, u. ä. wird befürwortet. 

Die Schrift, die eins der ſchwierigſten und für die Strafrechts⸗ 
pflege beſonders wichtigen Gebiete mit auf große Erfahrung ge⸗ 
gründeten und geſunden Erwägungen in Angriff nimmt, iſt damit 
zu einer weſentlichen Stütze für die Geftaltung des kommenden 
Strafvollſtreckungsrechts geworden. Darüber hinaus iſt ſie für 
jeden, dem eine wirkſame Bekämpfung und nicht utopiſche Beſſe⸗ 
rung der aſozialen Elemente am Herzen liegt, von unmittelbarem 
Intereſſe. 


StA. Dr. Krille, Dresden. 


Statiſtik des Deutſchen Reichs. Band 448: Kriminaliſtit 
für das Jahr 1932. Bearbeitet im Reichsjuſtizminiſterium 
und im Statiſtiſchen Reichsamt. Berlin 1935. Verlag 
127 ee Wirtſchaft und Statiſtik GmbH. Preis 
9 4 


Schon in den früheren Beſprechungen in der „JW.“ iſt darauf 
hingewieſen worden, welch ungeheurer Fleiß und welche Gründlich⸗ 
keit in dieſem ſtatiſtiſchen Werke ſtecken. Der Bd. 448 der Statiftik 
des Deutſchen Reichs gibt uns die Zahlen des Berichtjahres 1932. 
Es ſind dies die Zahlen des letzten Jahres vor der Machtüber⸗ 
nahme. Sie erfordern um ſo größere Beachtung, als ſie ſpäter in 
Vergleich zu ſetzen ſind mit den Zahlen von 1933 und den folgenden 
Jahren, die unter nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung und unter 
dem Zeichen nationalſozialiſtiſcher Strafrechtspflege ſtehen. 

Im Jahre 1932 betrug gegenüber 1931 die Zahl der Ver⸗ 
urteilungen 566042 (566139), Freiſprechungen 104 534 (103 850), 
Einftellungen des Verfahrens 23433 (17094). Die hohe Zahl der 
Kriminalität hält alſo in dem Berichtsjahr gegenüber den Vorfahren 
ihren Stand und beeinflußt durch die ungeheure Not der Arbeits⸗ 
loſigkeit (allein auf Diebſtahlsdelikte entfielen 112568 Verurteilun⸗ 
gen), durch innerpolitiſche Schwierigkeiten und bolſchewiſtiſche Zer⸗ 
ſetzungspolitik, 230 Falle Hochverrat, 17475 Fälle der Gewalt 
und Drohung gegen Beamte, 553 Totſchlagsfälle, 43 134 vor⸗ 
ſätzliche Körperverletzungen, 11838 Verſtöße gegen die Verord- 
nungen zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen und politiſchen 
Terrors, 591 gegen Republikſchutzgeſetz und 9954 gegen das Schuß⸗ 
waffengeſetz. Bezeichnend für die Handhabung der Strafrechtspflege 
unter den damaligen Regierungen iſt es, daß nur eine einzige Ver⸗ 
urtetlung wegen Landesverrats erfolgte, obwohl das Verbrechen da⸗ 
mals bei gewiſſen Parteien geradezu zum Dauerdelikt geworden war. 
Beachtung findet auch die Zahl der Kindesmorde und der Ab⸗ 
treibungen (4233), wobei zu bemerken iſt, daß nur ein Teil der Ab⸗ 
treibungen zur Anklage kam, da man damals dieſem verbrecheriſchen 
Treiben gegenüber große Milde walten ließ. L. 


Wehrſtrafrecht. Militärſtrafgeſetzbuch, Militärſtrafgerichtsord⸗ 
nung und Militärrichterdienſtſtrafordnung. Textausgabe 
unter Berückſichtigung der zur Ergänzung ergangenen ge» 
ſetzlichen Beſtimmungen mit Verweiſungen und Sachver- 
zeichnis. Herausgegeben von Dr. Richard Töpfer, Land⸗ 
gerichtsrat in Leipzig. Berlin 1935. Verlag E. S. Mittler 
& Sohn. Preis geb. 6,50 S. 

Geſchmachvolle Ausſtattung, überſichtliche Druckanordnung und 
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erſchöpfendes Stichwortregiſter empfehlen das Buch. Seiner ganzen 
Anlage nach könnte es gerade auch den nichtjuriſtiſchen Militärrichtern 
treffliche Dienſte leiſten. Leider iſt es aber inhaltlich durch das Ein⸗ 
greifen des Wehrgeſetzes und den dadurch bedingten organiſchen Umbau 
des Wehrſtrafrechts in wichtigen Punklen überholt. Eine Neuauflage 
ſollte, falls es ohne Preiserhöhung möglich, die Diſziplinarſtraf⸗ 
ordnungen einbeziehen. 


Ming. a. D. Geh. Kriegsrat Dr. M. Wagner, Berlin. 


Wehrgeſetzgebung. Sammlung der einſchlägigen Vorſchriften. 
Textausgabe mit Verweiſungen und Sachverzeichnis. Mün⸗ 
chen 1935. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. 193 S. Preis 
kart. 2 Hl. 


Das im Taſchenformat erſchienene Bändchen enthält den 
Wortlaut ſämtlicher bisher zum Wehrrecht ergangenen Vorſchrif⸗ 
ten einſchließlich der Muſterungs⸗, Tauglichkeits⸗ und Aushebungs⸗ 
beſtimmungen ſowie ein ausführliches Sachverzeichnis. 


Dr. Friedrich Stuhlmann, Oberſtleutnant, Bibliothekar an der 
Deutſchen Heeresbücherei, und Helmut Stange, Referent 
an der Akademie für Deutſches Recht: Wehrgeſetz und 
Wehrmacht. Text der wichtigſten die Wehrmacht betreffen⸗ 
den Geſetze nebſt Erläuterungen ſowie Arbeitsdienſtgeſetz. 
Berlin 1935. Albert Nauck & Co. 206 S. Preis geb. 
4,80 RM. s 

Eine Beſprechung des ſoeben erſchtenenen ſehr beachtlichen 


Erläuterungswerkes war bis zum Redaktionsſchluß nicht mehr 
möglich und wird alsbald gebracht werden. 


Grotefend: Geſetzgebungs material. 
Landesgeſetze, Verordnungen und Verfügungen. Heraus⸗ 
gegeben von SenPräſ. Dr. Diepgen. Düſſeldorf. Druck 
und Verlag L. Schwann. Loſe-Blatt⸗Ausgabe. 36. Lief.: 
11. Heft 1935 Preis 1,80 AM; 37. Lief.: 12. Heft 1935 
Preis 2 H.; 38. Lief.: 13. Heft 1935 Preis 2 KN. 

In der bekannten und gewährten Darſtellungsart enthalten 
die vorſtehenden Lieferungen vor allem Geſetze, VO. und Beſtim⸗ 
mungen aus dem Monat Mai 1935, ſo u. a.: 

Wehr®. vom 21. Mai 1935; VO. über Muſterung und 
Aushebung vom 29. Mai 1935. 

4. VO. des RArbM. über Zulaſſung von Zahnärzten und 
Dentiſten zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen vom 9. Mai 1935; 
VO. des RArbM. für Arbeiten in Druckluft vom 29. Mai 1935. 

Mehrere allgemeine Verfügungen des RM. betr. Zuſam⸗ 
menarbeit zwiſchen Juſtizbehörden und H%., betr. Vergütungen 
für Referendare, betr. Aktenvernichtung, zur Geſchäftsanweiſung 
für die Gerichtsvollzieher. 

Sieben weitere VO. aus der Zeit vom 14. Mai bis 24. Mai 
1935 zur Wiedereinfügung der Verwaltung des Saarlandes in 
die Reichsverwaltung. 


Deutſche Reichs⸗ und 


Dr. jur. Ali Akbar Khan Daftary, Legationsſekretär der 
Kaiſerlich Iraniſchen Geſandtſchaft in Berlin: Geſchichte 
und Syſtem des iraniſchen Strafrechts nebſt einer Über: 
ſetzung des iranischen Strafgeſetzbuchs. Bonn a. Rh. 1935. 
Ludwig Röhrſcheid, Verlag. 260 S. Preis 9,50 K. 
In den Rechtsvergleichenden Unterſuchungen zur geſamten 
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Dieſes Buch hat das Strafrecht eines Volkes zum Gegenſtand, 
mit dem uns Deutſche das Gefühl aufrichtiger Freundſchaft ver⸗ 
bindet. Die heldiſche Vergangenheit dieſes Landes hat in deutſcher 

Seele in allen Zeiten ganz beſonderen Widerhall gefunden, weil es 

die Geſchichte eines Volkes iſt, dem wir uns im Blute und Geiſte 

verwandt fühlen. Wenn irgend etwas dieſes Gefühl aufrichtiger 

Zuneigung feſtigen und vertiefen konnte, ſo iſt es der eigentümliche 

Gleichlauf ihres Schickſals nach dem Weltkrieg, das beide Völker 

dank großer Führerperſönlichkeiten aus nationaler Wirrnis zu 

Freiheit, Gleichberechtigung und neuer Geltung emporſteigen ließ. 

Der Wille zur Erneuerung, der in Iran unter der kraftvollen Füh⸗ 

rung Seiner Kaiſerlichen Majeſtät Reza Schah Pahlavi alle Ge⸗ 

biete des ſtaatlichen Lebens ergreift, hat auch eine Neugeſtaltung 


des Strafrechts zur Folge gehabt. Dieſes neue Strafgeſetzbuch von 
1926 harrte bisher noch der wiſſenſchaftlichen Bearbeitung, die der 
Verf. uns mit ſeinem Werke nunmehr vorlegt. - 

Das Buch gibt zunächſt einen Überblick über die iraniſche 
Strafrechtspflege im allgemeinen, über die Rechtsquellen, die Aus⸗ 
legung, die Ausbildung der Juſtizbeamten, das Schrifttum, ſchließ⸗ 
lich die Zuſtändigkeitsverteilung zwiſchen deu einzelnen Gerichten. 
Weiter legt es die Hauptbeſonderheiten des iraniſchen Verbrecher‘ 
weſens dar und gibt einen in feiner Art einzig daſtehenden Quer 
ſchnitt durch die Erſcheinungsformen der Straftaten im Orient. 
Beſonders bemerkenswert find die Zuſammenhänge zwiſchen Klima 
und Verbrechen, Nomadentum und Verbrechen ſowie Raſſe und 
Verbrechen. In dieſer Darſtellung erſcheint das irauiſche Volk als 
eine Gemeinſchaft, dem ſoldatiſche Mannszucht, Unterordnung und 
Gehorſam im Blute ſtecken, das infolgedeſſen in ſeiner Neigung 
zur Begehung ſtrafbarer Handlungen weit hinter andere Völker 
zurücktritt. 

Es folgt die Darſtellung der geſchichtlichen Entwicklung dieſes 
der Raſſe nach urariſchen Volkes, wobei der Leſer alle Wechſelfälle 
der politiſchen Geſchichte des Landes miterlebt — die heldiſche ältere 
Zeit, den Einbruch des Islams, den Niedergang ſeit Beginn der 
Neuzeit bis zum engliſch⸗ruſſiſchen Vertrage von 1907, der das 
Ende der Selbſtändigkeit des Landes zu bedeuten ſchien, und ſchließ⸗ 
lich den mächtigen Wiederaufſtieg unter der klugen und kraftvollen 
Führung ſeines Staatsoberhauptes Schah Pahlavi. Für das Straf 
recht bedeutet das den Weg von den Regeln des Aveſta, des heiligen 
Buches aus der Zeit der Saſſaniden (226 bis 636 n. Chr.), das ſeine 
Entſtehung dem Propheten Zoroaſter verdankt, zum „Brief des 
Tanſar“, einer aus dem ſechſten Jahrhundert ſtammenden Urkunde, 
die den erſten Verſuch einer wiſſenſchaftlichen Begründung des 
Strafrechts enthält; es folgt das religiöſe Strafrecht des Korans 
mit ſeinen harten Strafſätzen und ſeinem verwickelten Beweisver⸗ 
fahren und ſchließlich das weltliche Strafgeſetzbuch von 1926. 


Im Mittelpunkt des Buches ſteht die Darſtellung des gelten 
den Strafrechts, das bewußt den Anſchluß an die Strafrechtsord⸗ 
nungen der europäiſchen Staaten geſucht hat, beſonders Deutſch⸗ 
lands und Frankreichs, und zwar in durchaus ſelbſtändiger Weiſe, 
die der Eigenart des Volkes gerecht wird. So findet ſich in dem 
Geſetzbuch vieles, was in europäiſchen Rechten ſeinesgleichen nicht 
kennt, ſo etwa die Beſtimmung, daß der Richter befugt ſei, bel 
Zweifeln das mutmaßliche Mindeſtalter des Täters der Verurtei⸗ 
lung zugrunde zu legen, eine Beſtimmung, die notwendig iſt, weil 
es in Fran erſt ſeit etwa zehn Jahren Standesämter und Ge⸗ 
burtsurkunden gibt. 


Art. 3 beftimmt: „Der Täter muß das Gut, welches er durch 
die Geſetzesübertretung erlangt hat, wie z. B. geſtohlene Sachen, 
zurückgeben. In jedem Falle muß er den Schaden erſetzen, den er 
verurſacht hat.“ 

Die Strafe ſoll danach in erſter Reihe Geſchehenes ausgleichen 
daneben ſoll fie den Täter und die Allgemeinheit abſchrecken. — 
Der Anſtifter wird gleich dem Helfer milder beſtraft. — Auf Lan⸗ 
desverrat ſteht die Todesſtrafe, die bei Sonnenaufgang durch Er 
hängen auf einem öffentlichen Platze vor den Augen des Volkes 
vollſtreckt wird. — Als Nebenſtrafe kann auf Zeit dem Verurteilten 
auferlegt werden, ſeinen Wohnſitz an einem beſtimmten Orte auf⸗ 
zuſchlagen, in ſchwereren Fällen wird der Täter zwangsweiſe dort 
hin verbracht oder des Landes verwieſen. — Gewöhnliche Beleidi⸗ 
gungen, unter deren Aburteilung der deutſche Richter leidet, wie 
Hausklatſch und Verbreitung von Gerüchten, werden nach fra 
ſchem Recht als Übertretungen beſtraft; nur die öffentliche Beleidi⸗ 
gung wird ſchwer beſtraft. Hier wird der Begriff „Offentlichkeit 
ſtreng ausgelegt. — Anders z. B. bei der Erregung öffentlichen; 
Argerniſſes durch ungitchtige Handlungen; in dieſen Fällen genügt 
es, wenn fremde Leute zum Orte der Tat überhaupt Zutritt hatten. 
— Vom Betruge teilt ſich ab die Zauberei mit einem beſonderen 
Tatbeſtande. — Straffrei iſt der Ehemann, der ſeine Frau auf 
friſcher Tat ertappt und ſie und den Liebhaber tötet. 

Lehrreich iſt, daß in Iran gleichgeſchlechtliche Verirrungen 
meiſt nur in den Entwicklungsjahren als Ubergangserſcheinung 
vorkommen. Wir hoffen, daß in dieſer Beziehung bei uns der neue 
§ 175 4 Nr. 3 StGB. ſegensreich wirken wird, indem er die deutſche 
Jugend vor Verführung bewahrt. — Sehr anregend ſind die Dar⸗ 
legungen, die uns zeigen, wie menſchlich und fortſchrittlich Det 
iraniſche Strafvollzug iſt. Im beſonderen Teil fällt die ſtark 
„Kaſuiſtik“ in der Tatbeſtandsbildung auf, die darauf beruht, daß 
die Gerichte aus der islamiſchen Zeit zu Wortauslegung und Buch 
ſtabendienſt neigen. Die Welt des Orients in ihrer ganzen Bun 
heit tritt uns entgegen in dem Abſchnitt „Übertretungen“, der mi 
das Vielſeitigſte darſtellt, was das Buch aufzuweiſen hat. 5 

Gerechtigkeit und Unparteilichkeit gelten auch in Iran le 
Jahrhunderten als oberſtes Geſetz der Strafrechtspflege. Au 
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rauhen Zeiten wird berichtet: Um das Jahr 385 vor Chriſti Ge⸗ 
burt herum wurden einige Richter der Rechtsbeugung überführt 
und zum Tode verurteilt. Den Hingerichteten wurde auf Befehl des 
Herrſchers die Haut abgezogen und damit — nachdem ſie gegerbt 
worden war — die Seſſel des Gerichtshofs bezogen, auf daß ſpätere 
Richtergeſchlechter für alle Zeit von einer Wiederholung derartiger 
Schandtaten abgeſchreckt würden. 


Wir find dem Verf. zu Dank verpflichtet, daß er fein anregen⸗ 
des und lehrreiches Buch in deutſcher Sprache verfaßt hat. Er hat 
uns damit die Möglichkeit gegeben, die Sitten und Gebräuche, aber 
auch den Staud der fortgeſchrittenen Strafrechtswiſſenſchaft in Iran 
kennenzulernen. Dieſe Gelegenheit ſollte ſich kein deutſcher Rechts⸗ 
wahrer entgehen laſſen. 


RSR. Dr. Erich Schultze, Leipzig. 


Prof. Ginjeppe Lo Verde: Die Lehre vom Staat im neuen 
Italien. (Fachſchriften zur Politik und ſtaatsbürgerlichen 
Erziehung.) Berlin 1934. Junker und Dünnhaupt Verlag. 
178 S. Preis kart. 6. ZM. 


Der Titel des Buches, das in der Reihe der von Prof. Ernſt 
bon Hippel herausgegebenen Fachſchriften zur Politik und 
ſtaatsbürgerlichen Erziehung erſchienen iſt, könnte vielleicht miß⸗ 
verſtändlich ſein. Es handelt ſich nicht etwa um eine Darſtellung 
des gegenwärtigen Standes der italieniſchen allgemeinen Staats⸗ 
lehre, alſo der generaliſierenden Wiſſenſchaft vom Weſen und den 
Funktionen des Staates überhaupt. Das Buch befaßt ſich vielmehr 
durchaus konkret mit dem Staatsgebilde, das der Faſchismus in 
Italien geſchaffen hat. Das Werk tritt aber nicht nur an die Seite 
der verſchiedenen Arbeiten, die bereits in deutſcher Sprache über 
den Aufbau der italieniſchen Staatsgewalt vorliegen, ſondern der 
Verf., der Univerſitätsprofeſſor in Cagliari iſt, hat darüber hinaus 
es ſich zur Aufgabe geſetzt, mit dem Ruſtzeug der Staatsrechtslehre 
eine wiſſenſchaftliche Analyſe der gegenwärtigen Regelung des ita⸗ 
een Staatslebens und ſeiner weſentlichen Inſtitutionen zu 
geben. 


Bekauntlich verfügte der aus dem Fronterlebnis des Welt⸗ 
krieges erwachſene Faſchismus zunächſt nicht über ein ausgearbei⸗ 
letes politiſches Programm. Daher iſt zum Verſtändnis der Ent⸗ 
wicklung des neuen Italien die Kenntnis von dem Ideengehalt, 
den geiſtigen Grundlagen der faſchiſtiſchen Bewegung von beſon⸗ 
derer Wichtigkeit. Es iſt deshalb zu begrüßen, daß der Verf, der 
eigentlichen ſtaatsrechtlichen Abhandlung eine Erörterung der mo⸗ 
talifchen Kräfte, die im Faſchismus wirkſam geworden find, vor⸗ 
ausſchickt. Dieſes Kapitel iſt für uns Deutſche von beſonderem 
ntereſſe, weil es die weitgehenden Parallelen in der Grundhal⸗ 
zung des Nationalſozialismus und des Faſchismus erkennen läßt. 
Nuſſolinis Werk nahm ſeinen Anfang von dem Kerngedanken des 

ozialismus, nämlich der Verbundenheit aller Schaffenden, den 
er aber von den der franzöſiſchen Revolution entſtammenden mate⸗ 
rialiſtiſchen Auffaſſungen loslöſte. In ſoldatiſchem Geiſt verneinte 
er eine Gleichſetzung von Wohljtand und Glückſeligkeit und ſtellte 
allen idylliſchen Auffaſſungen des Daſeins den Gedanken vom Leben 

Drama entgegen. Wie es bei jedem Unternehmen einer Kultur⸗ 
erneuerung notwendig iſt, jo ſetzte fi) auch der Faſchismus eine 
mformung des Menſchen zum Ziel; unter Aufhebung des bis⸗ 
erigen Gegenſatzes zwiſchen geiſtiger und körperlicher Ausbildung 
erſtrebt er eine harmoniſche, kraftvolle Erziehung der Jugend. Eine 
Ausſöhnung zwiſchen Staat und Kirche wurde vor allem deshalb 
eſucht, um auch das religiöſe Gefühl unbeeinträchtigt als ſoziales 
Bindemittel nutzbar machen zu können. 


5, Um die weltgeſchichtliche Bedeutung der ſozialen Ideen für 
die Bildung des Staatsbegriffs aufzuweiſen, zeigt der Verf. aus⸗ 
gehend von dem Stadtſtaak des klaſſiſchen Altertums über Feudal⸗ 
Raat und Weltbürgertum den hiſtoriſchen Prozeß, der im heutigen 
badtionalſtaat feinen derzeitigen Abſchluß gefunden hat. Lo Verde, 
& übrigens ſchon früher über die Entſtehung der Staatstypen ge⸗ 
0 beitet hat, kommt zu dem Schluß, daß der von einer feſten politi⸗ 
Den Doktrin geformte und geleitete Nationalſtaat die einzige 
Slaatsform ſei, die geeignet wäre, die nötige geiftige Einheitlich— 
set zu gewähren, um der in einer Umwandlung begriffenen Ge⸗ 
Ufchaft den erforderlichen Halt zu bieten. 


bi In dem ſtaatsrechtlichen Hauptteil des Buches wird zunächſt 
pr rechtliche Stellung des Volkes behandelt. In eingehender Unter⸗ 
lengung werden die verſchiedenen Formen, die bisher für die Wil⸗ 
5 Sbildung des Volkes und für die Ausübung der ihm als Staats⸗ 
alan zuſtehenden Befugniſſe zur Anwendung gebracht worden ſind, 

ſo die Fragen der Volksvertretung, des Wahlrechts, der Volks⸗ 

ragung und der Volksinitiative, erörtert. Dem gegenübergeſtellt 


wird die ganz andere Art, wie der Faſchismus verſucht, das Volt 
als Ganzes mit dem Leben des Staates zu verknüpfen. Nach ſeinen 
verſchiedenen ſozialen Schichtungen wird das Volk von beruflichen, 
wirtſchaftlichen und kulturellen Geſichtspunkten aus durch Berufs⸗ 
verbände, Miliz, Jugendorganiſation und Feierabendwerk erfaßt. 
Dagegen iſt dem Volk eine unmittelbare Einwirkung auf die Zu⸗ 
ſammenſetzung des Abgeordnetenhauſes genommen worden. Die 
Liſte der künftigen Volksvertreter ſtellt der Faſchiſtiſche Großrat 
an Hand von Vorſchlägen der Verbände auf; der Abſtimmung des 
Volkes unterliegt im Regelfalle nur dieſe Liſte als Ganzes. Dieſe 
Regelung macht alſo in Ablehnung des auch in Italien degenerier⸗ 
ten Parlamentarismus den Wahlakt zu einem Plebiſzit, durch das 
das Volk Stellung zur geſamten Regierungspolitik nimmt. Die 
Ausführungen des Verf. zu dieſen Fragen ſtellen einen beachtlichen 
Beitrag zu einer näheren Umgrenzung des neuzeitlichen Begriffs 
des Volksſtaats dar. 


Die faſchiſtiſche Partei iſt zu einer der grundlegenden Ein⸗ 
richtungen des italieniſchen Staatsleben geworden, deren ſich die 
Regierung zur politiſchen und ſozialen Aufklärung und Erziehung 
des Volkes bedient. Die unmittelbare Verbindung zwiſchen Partei 
und Staat iſt durch den Faſchiſtiſchen Großrat gegeben, in dem 
unter Führung des Regierungschefs das Direktorium der Partei 
mit den Vertretern der Spitzenorganiſationen, der Politik und der 
Wehrmacht zuſammengefaßt iſt. Die Stellung dieſes Staatsorgans 
behandelt der Verf. eingehend. Er erblickt auch in der Partei, über 
deren Rechtslage die Meinungen ſehr geteilt ſind, eine Staatsein⸗ 
richtung, weil ihre geſamte Haltung von den Weiſungen des Re⸗ 
gierungschefs abhängig iſt. Zu der beſonders intereſſanten Frage 
der Stellung der verſchiedenen Amtswalter der faſchiſtiſchen Partei 
zu den entſprechenden Staatsbehörden bringt das Buch leider wenig 
Aufſchluß;: allerdings fehlt es wohl in dem italieniſchen Schrifttum 
ſelbſt noch an geeigneten Vorarbeiten. 


Naturgemäß hat der Verf. den Problemen der italieniſchen 
Wirtſchafts⸗ und Arbeitsverfaſſung einen weiten Raum einge⸗ 
räumt. Insbeſ. geht er auf die ſtaatsrechtlichen Fragen ein, die 
ſich an den Nationalrat der Korporationen knüpfen, in dem alle Kräfte 
der Produktion vereinigt ſein ſollen, um die Geſamtheit der wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen des Landes zueinander ins rechte Verhältnis 
zu ſetzen. Die dieſem höchſten Verwaltungsorgan der ſyndikalen 
und korporativen Ordnung zuerkannte Befugnis zur Rechtſetzung 
zeigt, daß die Lehre von der Trennung der Gewalten auch in 
Italien grundſätzlich fallen gelaſſen iſt. 


In kurzen Strichen wird ferner die Verwaltungsgliederung 
des italieniſchen Staates dargeſtellt, die der ſtarken Regierungs⸗ 
gewalt entſprechend auch in den Provinzial⸗ und Kommunalinſtan⸗ 
zen eine ſtraffe, zentraliſtiſche Organiſation aufweiſt. 


Bei der Erörterung des Verhältniſſes von Staat und Kirche 
in Italien erkeunt man, wie ungleich leichter es der faſchiſtiſchen 
Regierung gegenüber der Lage in Deutſchland war, die geiſtigen 
und politiſchen Werte der Religion den ſtaatlichen Beſtrebungen 
einzugliedern und als Formungselement des nationalen Bewußt⸗ 
ſeins einzuſetzen. 


Abſchließend ſetzt ſich der Verf. mit den verſchiedenen Ver⸗ 
ſuchen, die faſchiſtiſche Staatsform vergleichend mit anderen Staats⸗ 
typen in Beziehung zu ſetzen, auseinander. Er ſelbſt bezeichnet den 
heutigen italieniſchen Staat als eine Abart, eine Ausgeſtaltung 
der parlamentariſchen Monarchie. Ob einer ſolchen Abſtempelung 
angeſichts ver tatſächlichen Machtverteilung und der ganz über⸗ 
ragenden Stellung des Regierungschefs ein beſonderer erkenntnis⸗ 
11 Wert beigemeſſen werden kann, mag dahingeſtellt 
bleiben. 


Auch im übrigen haben einige der in dem Buch zur Erörte⸗ 
rung gelangenden Streitfragen für den Nichtitaliener nur ein bei⸗ 
läufiges Intereſſe, zumal ſie ſich zum großen Teil bei der noch 
ausſtehenden endgültigen Verfaſſungsreform, die insbeſ. noch über 
das Schickſal der Volksvertretung zu entſcheiden haben wird, er⸗ 
ledigen werden. Im Ganzen aber iſt das Werk warm zu emp⸗ 
ſehlen, einmal weil gerade die Auffaſſung des Faſchismus vom 
Staat den Schlüſſel gibt für das Verſtändnis feines übrigen Ge⸗ 
dankengutes, und weil ferner die Durcharbeitung des Buches klä⸗ 
rend für die Erkenntnis wirkt, wieweit der Nationalſozialismus 
trotz ſeiner zahlreichen Parallelen zum Faſchismus im Aufbau 
ſeines Staates andere, eigene Wege gegangen iſt. 


Das Buch zeichnet ſich durch eine tiefgehende, alle Propagan⸗ 
diſtik meidende, echt wiſſenſchaftliche Art aus und iſt geiſtreich ſowie 
— abgeſehen von wenigen ſprachlichen Unebenheiten — in einer 
anregenden, kaum fremde Akzente aufweiſenden Sprache ge- 
ſchrieben. 


OLGR. Dr. Roehrbein, Köln. 
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Die tſchechoſlowakiſche Strafprozeßordnung. Nebengeſetze, 
Verordnungen und Erläſſe ſamt den oberſtgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen. Bearbeitet von Prof. Dr. Foltin und Ver⸗ 
waltungsgerichtsrat Dr. Kneiſel. Reichenberg. Verlag 
Gebr. Stiepel. Preis 250, — RE. 

Sicher nicht vor Torſchluß, das wäre nämlich kurz vor der 
Logaliſterung der ſeit Jahren vorbereiteten neuen tſchechoſlowaki⸗ 
ſchen StPO., kommt eine ordentliche Bearbeitung des tſchechoſlo⸗ 
wakiſchen Strafprozeſſes heraus. Abgeſehen von Novellierungen 
und von den Nebengeſetzen baſiert bekanntlich der tſchechoſlowakiſche 
Strafprozeß in den ſog. hiſtoriſchen Ländern auf der alten öſter⸗ 
reichiſchen StPO. vom 23. Mai 1853, wie die in der Slowakei 
auf den altungariſchen Geſetzen. Nicht nur die Rechtsausgleichung 
— in der Tſchechoſlowakei gibt es ſogar ein Unifikationsminiſte⸗ 
rium, das aber ein ziemliches Scheindaſein friſtet — ſondern auch 
die Bedürfniſſe eines jungen Staates laſſen es nicht Genüge ſein 
an den Novellierungen und Nebengeſetzen, Verordnungen und Er⸗ 
laſſe können nur ſchwer eine wünſchenswerte innere Einheitlichteit 
mit dem alten Maſſiv bewahren. Der Profeſſor des Strafrechtes 
an der Deutſchen Univerſität in Prag, Dr. Foltin, bekannt 
durch ſeine Arbeiten über das amerikaniſche Gefängnisweſen, 
edierte allerdings bereits 1931 eine deutſche Ausgabe der StPO. 
für die Tſchechoſlowakei, dieſe konnte aber nur dem Studenten 
für die Prüfungen genügen, dem Praktiker und auch dem, der 
der Entwicklung des Strafprozeſſes in der Tſchechoſlowalei die ent⸗ 
ſprechende Aufmerkſamkeit widmet und widmen muß, konnte dieſe 
kleine Ausgabe nicht genügen. Durch die weitere Ausführung der 
Anmerkungen und durch die Einführung einer ſehr gründlichen 
Bearbeitung der Entſcheidungen iſt den Bedürfniſſen endlich Ge⸗ 
nüge getan. 

Bezüglich der Entſcheidungen wurde die geſamte, bisher in 
deutſcher Sprache nicht veröffentlichte, ſehr reichhaltige Rechtſpre⸗ 
chung des ObGer. in Brünn ſeit dem Jahre 1914 bis Mitte 1934 
möglichſt lückenlos erſchloſſen. Dabei wurden aber auch einzelne 
Entſcheidungen des ehemaligen Ober. und Kaſſationshofes in 
Wien berückſichtigt, wenn fie eine grundlegende Bedeutung haben. 
Bei zahlreichen Entſcheidungen zu einzelnen Paragraphen, wie 
auch Sonst, ift die Syſtematik des Buches ſo ausgezeichnet zu 
nennen, daß das Werk über eine normale Geſetzesausgabe hinaus 
gehoben wird. Es iſt als ſolches auch für den ausländiſchen Ju⸗ 
riſten, der die Entwicklung des Strafprozeſſes in den öſterreichiſchen 
Nachfolgeſtaaten und überhaupt beobachtet, eine erfreuliche Zu 
ſammenfaſſung und Verarbeitung. Beſonders für den reichsdeut 
ſchen, der vielleicht an der Abfuhr der deutſchpolitiſchen Straf 
verfahren in den letzten Jahren mit ihren auch in das Deutſche 
Reich ſpielenden Nebenerſcheinungen Intereſſe nahm. 

Advokat Dr. Stark, Prag. 


Dr. jur. Alex Meyer, ORegR.: Völkerrechtlicher Schutz der 
friedlichen Perſonen und Sachen gegen Luftangriffe. Das 
geltende Kriegsrecht. (Verkehrsrechtliche Schriften IV.) Königs⸗ 
berg i. Pr. und Berlin 1935. Oſt Europa Verlag. Preis 
kart. 12 H. 

Die deutſchen Schriften der Nachkriegszeit über Luftkriegsrecht 
ſtehen in keinem Verhällnis zu der Bedeutung, die der Luftkrieg fur 
Deutſchland als einem im Herzen Europas gelegenen Staat beſitzt. 
Man kann ſie an den Fingern einer Hand aufzählen. Demgegenüber 
find der Engländer Spaight, die Amerikaner Garner, Moore 
und Noyſe und der inzwiſchen verſtorbene Vater des Luftrechts, 
Fauchille, nicht müde geworden, den Regeln des Luftkriegs rechts 
ihre Betrachtungen zu widmen. 

Meyer kommt in ſeinem Buche nach einer allgemeinen Unter 
ſuchung über den Nutzen und die Verwendungs möglichkeit der Flug, 
zeuge im Kriegsfalle, über Kampfzwecke und Kampfmittel, Lufl⸗ 
abwehr und Luftſchutz, zu den völkerrechllichen Auffaſſungen über 
die Kriegsführung. Die auf Rouſſeau zurückkehrende Anſchauung, 
daß der Krieg eine Beziehung von Staat zu Staat, nicht von Menſch 
zu Menſch ſei, die auch den auf den beiden Haager Friedens⸗ 
tagungen geſchloſſenen Völkerrechtsabkommen zugrunde liegt, iſt von 
den angelſächſiſchen Völkern nicht anerkannt worden. Für ſie iſt 
der Krieg nicht ein Waffengang der Heere, ſondern eine Ausein- 
anderſetzung der Völker ſelbſt, die auch Gewaltmaßnahmen gegen 
Nichtkriegführende zuläßt, ſoweit ſie zur Erreichung des Kriegszieles 
der Niederringung des Geguers lebensnolwendig find. Dieſe Auf 
faſſung hat im Weltkrieg immer mehr an Boden gewonnen. Der 
Wirtſchaftskrieg hat ſogar in Art. 16 der VBBSatzung als Kriegs- 
mittel Anerkennung erfahren. 

Das Trümmerfeld des Luftkriegsreihts, das der Weltkrieg zu- 
rückließ, darf aber nicht dazu führen, den Dingen ihren Lauf zu 
laſſen und damit die nühtkrieglührende Bevölkerung ihrem Schichſal 
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preiszugeben. Ein geſundes Rechtsempfinden wird ſtets zwiſchen 
friedlichen und nichtfriedlichen Perſonen und Sachen ſcheiden. Meyer 
geht von dem alten objectif militaire der Küſtenbeſchießungslehre 
aus, die im Gegenſatz zur Landkriegsordnung auch die Beſchießung 
von Anlagen in unverteidigten Orten zuließ, die dem Feinde dienen 
konnten. Deutſchland hat im Krieg zunächſt nur ſolche Städte von 
der Luft aus angegriffen, die nach den Regeln des Land⸗ und See⸗ 
kriegsrechts der Beſchießung ausgeſetzt waren, d. h. Städte und Ort 
ſchaften des inneren Kriegsſchauplatzes ſowie Feſtungen. Infolge der 
Angriffe auf das deutſche Hinterland wurden ſpäter auch weiter 
entfernt liegende Orte beſchoſſen, wobei jedoch darauf geachtet wurde, 
daß nur ſolche Orte zum Ziel des Angriffs genommen wurden, die 
als Stützpunkte der feindlichen Kriegsführung einwandfrei bekannt 
und mithin Ziele von militäriſchem Wert waren. Im Verlaufe de⸗ 
Krieges wurde der ſelbſtändige Luftangriff von allen Kriegführenden 
als zuläſſig angeſehen, und zwar nicht nur gegen die feindlichen 
Streitkräfte, ſondern auch gegen alle im Hinterland befindlichen 
militäriſchen Ziele zum Zwecke der Zerſtörung. Dem hat 1922 auch 
der Haager Rechlskundigenausſchuß Rechnung getragen, wenn er als 
objectif militaire jedes Angriffsziel bezeichnet, deſſen völlige oder 
teilweiſe Zerſtörung dem Kriegführenden einen offenen, militäriſchen 
Vorteil bietet. Im Schrifttum hat Spaight alle Perſonen und 
Sachen, die eine todbringende Eigenſchaft beſitzen, für beſchießungs“ 
fähig erklärt, worunter nach feiner Auffaſſung auch Arbeiter in 
Waffenfabriken, Hochöfen, Stahl- und Walzwerke, Brennſtofferzeu⸗ 
gungsanlagen ſallen. 

Meyer bezeichnet alle die Perſonen und Sachen als friedlich, 
die zu dem Erfolg der Kampfhandlungen entweder überhaupt in 
keinem oder in keinem angemeſſenen Urſachenzuſammenhang ſtehen. 
Von dieſem Anknüpfungspunkt aus unterſucht er bei Schiffen und 
Luflſchiffen, bei Sachen und natürlichen Perſonen die Friedlichken. 
Wenn die Betrachtungsart auch vom Standpunkt der Wiſſenſchaft 
aus bebenkenfrei iſt, ſo ſcheint mir bei ihr doch der Nachteil darin 
zu liegen, daß der einzelne Kampfteilnehmer nicht der Mann dazu 
iſt, den Maßſtab des angemeſſenen Urſachenzuſammenhangs anzulegen. 
Er müßte ſchon rechtskundig ſein oder aber die Ergebniſſe, die der 
Verf. gefunden hat, kennen. Eine regelrechte Aufzählung der ber 
botenen Kampfziele und Kampfmittel — wie ſie verſchiedentlich ver 
ſucht worden iſt — bleibt daher auch heute noch der Erwägung wert. 

Da nach dem geltenden Kriegsrecht weder die Benutzung von 
Luftfahrzeugen zu Kampfzwechen noch das Abwerfen von Geſchoſſen 
aus Flugzeugen verboten iſt, ſo iſt ein unbedingter Schutz der fried 
lichen Perſonen und Sachen nicht zu erreichen. Meyer zählt die au 
Grund des geltenden Kriegsrechts geſchützten friedlichen Perſonen un 
Sachen auf. Die Kriegsregeln ſind dürftig genug. Was nützt es 
wenn nach der Haager Landkriegsordnung keine vernichtenden Kampf 
handlungen gegen das Leben friedlicher Perſonen gerichtet werden 
dürfen, andererſeits aber die angelſächſiſche Kriegsauffaſſung dieſen 
Satz nicht achtet? 

Jedenfalls ſind ſowohl auf dem Lande wie zur See und in bel 
Luft die meiſten Sätze des Kriegsrechts umſtritten. Das gleiche au! 
für die Kampfmittel. Und fo erweiſt das Buch, daß eine Feſtlegung 
von Regeln durch völkerrechtliche Abmachungen ein Gebot unſete“ 
Zeit iſt. An dem vorhandenen Zuſtand Kritik zu üben und Bor“ 
ſchläge für eine Neugeſtaltung zu machen, ſoll Aufgabe einer weiteren 
Abhandlung ſein, die der Verf. in Ausſicht ſtellt. 

Rel. Dr. K. Volkmann, Düſſeldorf. 


Tomforde⸗Diefenbach⸗Webler: Das Recht des unehelichen 
Kindes und feiner Mutter im In- und Auslande. 
Vierte umgearb. Aufl. Berlin 1935. Carl Heymanns 
Verlag. 266 S. Preis geb. 8.AM. 

Die neue Auflage des bekannten, weitverbreiteten Büchlein“ 


wird von den Beteiligten, den Berufsvormündern, Anwälten une 
allen denen, die ſonſt mit der Betreuung unehelicher Kinder zu tun 
haben, lebhaft begrüßt werden. Die in den funf Jahren ſeit bel 
letzten Auflage in verſchiedenen Ländern eingetretenen, ziemli) 
zahlreichen Rechtsänderungen find, ſoweit ſich nach Stichproben 
beurteilen läßt, mit großer Sorgfalt und Gründlichkeit nah, 
tragen. Auch ſonſt zeigt der Vergleich der beiden Auflagen überm 
die ſachkundige, ſtets um Verbeſſerung und Vervollkommnung de 
mühte Hand. Auf gedrängtem Raum bringt das Büchlein eine 6 
ſtaunliche Fülle internationalrechtlichen, fur den einzelnen Pr 1 
tiker meiſt gar nicht faßbaren Materials und ebenſo eine Fulle 
wertvoller praktiſcher Ratſchläge. Wenn auch das Werk für den 
jenigen, der ſich wiſſenſchaftlich mit dem einſchlagigen ausländ, 
ſchen Recht befaſſen will, ſelbſtverſtändlich nicht ausreicht, ſo win 
doch auch er das Buch wegen der Quellenangaben und Schrifttum, 
nachweiſungen zur erſten Einführung mit großem Nutzen zur He 


nehmen. f N 
MinR. Dr. Jonas, Berlin. 
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| Reichsgericht: Zivilſachen | 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


* 1. 88 242, 812, 818 BGB. Bei der aus rein 
objektiven Tatſachen zu beurteilenden Frage 
der Bereicherung ſpielen ſubjektive Umſtände, 
wie der Umſtand, daß der Beſteller des die Be⸗ 
reicherung bildenden Werkes bei der Planung 
der Anlage einen Fehler gemacht hat, an und 
für ſich keine Rolle. Die Anwendung des § 242 
kann aber doch dazu führen, daß die nachteiligen 
Folgen des Fehlers dem Beſteller aufzubürden 
ſind. Solche Aufbürdung iſt jedoch nicht ange⸗ 
zeigt, wenn der Fehler nur auf Fahrläſſig⸗ 
keit beruht, der Unternehmer hingegen auf den 
Bereicherungsanſpruch deshalb beſchränkt iſt, 
weil er durch argliſtige Täuſchung die Anfecht⸗ 
barkeit des Werfvertrages herbeigeführt hat. f) 

Die Vekl. hatte der Kl. die Ausführung eines Bauwerks 
übertragen. Sie hatte dann nach Ausführung der Arbeiten 
den Bauvertrag mit Erfolg wegen argliſtiger Täuſchung an⸗ 
gefochten. Die Kl. klagte aus ungerechtfertigter Bereicherung. 
Es blieb ſchließlich ein Betrag von 14396 AM ſtreitig. Dieſen 
Betrag ſprach das BG. zu. RG. hob auf und verwies zurück. 

Gegenwärtig kommt nur noch derjenige Betrag in Frage, 
den die Bekl. von dem Vereicherungsanſpruch der Kl. wegen 
Zerſtörungen des Üferbetons kürzen zu können glaubt. Es 
handelt ſich um ſolche, namentlich infolge Hochwaſſers ein⸗ 
getretene, Zerſtörungen unmittelbar unterhalb des Wehres, 
die die Bekl. auf unſachgemäße Arbeit der Kl. zurückführt, 
aber auch abgeſehen davon im Hinblick auf die ihr durch ihre 
Beſeitigung erwachſenen Aufwendungen als den Wert der 
Werkleiſtung der Kl. für ſie und damit ihre Bereicherung min⸗ 
dernd betrachtet. Das BG. ſieht als erwieſen an, daß die 
Uferſchäden nicht auf mangelhafter oder vertragswidriger 
Ausführung der Arbeiten der Kl. beruhten, die den Wert 
der Anlage von vornherein gemindert hatte, und erachtet auch 
den Abzug der Bekl. nicht aus dem Geſichtspunkt des Weg⸗ 
falls der Bereicherung (§ 818 Abſ. 3 BGB.) für begründet, 
weil die Schäden erſt nach Rechtshängigkeit des Klageanſpruchs 
eingetreten ſeien. 

Mit ihrer Rev. weiſt die Bekl. darauf hin, daß die Vor⸗ 
inſtanz zu Unrecht auf die Frage Gewicht lege, ob die Kl. die 
fraglichen Schäden zu vertreten habe, daß es ſich vielmehr, 
namentlich angeſichts der von der Kl. ſelbſt geltend gemach⸗ 
ten, von der Bekl. aus Erſparnisgründen gewünſchten mög⸗ 
lichſt billigen und einfachen Art der Uferbefeſtigung, um eine 
den Wert der Geſamtanlage von vornherein mindernde Aus- 
führung des Werkes haudle, für deren zur Feſtſtellung der 
Bereicherung der Bekl. vorzunehmende Beurteilung der mehr 
oder minder zufällige Zeitpunkt des Eiutritts der ſpateren 
Zerſtörungen ohne Bedeutung ſei, jo daß der Wegfall einer 
urſprünglich gegebenen Bereicherung überhaupt nicht in Be⸗ 
tracht komme. Richtig iſt hieran zunächſt, daß die vom BG. 
erörterte Frage des durch die Uferſchäden bedingten Wegfalls 
er urſprünglichen, in der Lieferung der Waſſerkraftaulage 
begründeten Bereicherung der Bekl. für die Eutſch. des Streit- 
falls — auch unabhängig von der Rechtshängigkeit des Be⸗ 
reicherungsanſpruchs — keine Rolle ſpielt. Denn die unzu⸗ 
reichende Beſchaffenheit der Uferbefeſtigung war ein dem Werk 
von vornherein anhaftender Mangel, deſſen zeitliches Zutage⸗ 
treten rechtlich ohne Bedeutung iſt. Das angef. Urt. geht 
weiterhin inſofern bei feiner Entſch. von grundſätzlich rechts⸗ 
irrigen Erwägungen aus, als es die Frage, ob durch die von 


der Bekl. ſelbſt gewünſchte beſonders billige Ausführung der 
Uferbefeſtigung der Wert der Geſamtanlage vermindert wor⸗ 
den iſt, für unerheblich erklärt und die Tatſache, daß die Kl. 
das Werk vertragsgemäß ausgeführt hat, genügen läßt, ihr 
ohne Rückſicht auf eine etwaige Wertminderung der Geſamt⸗ 
anlage die vollen Geſtehungskoſten für ihre Arbeiten zuzu⸗ 
ſprechen. Dabei wird überſehen, daß der Klageanſpruch in⸗ 
folge der feſtgeſtellten Nichtigkeit des Werkvertrags eben auf 
die Vertragsgrundlage nicht geſtützt werden kann, vielmehr 
allein auf der Bereicherung der Bekl. beruht, für deren Feſt⸗ 
ſtellung aber bei Unmöglichkeit der Herausgabe des Erlangten 
nach 8 818 Abſ. 2 BGB. der Wert der empfangenen Leiſtung 
i. S. des objektiven Wertes als des gemeinen Verkehrswertes 
(RGRKtomm. z. BGB. $ 818 Anm. 6) maßgebend it, Er⸗ 
wägungen auf Grund des Inhalts der vertraglichen Partei⸗ 
beredungen aber auszuſcheiden haben. Subjektive Umſtände 
ſpielen bei der aus rein objektiven Tatſachen zu beurteilenden 
Frage der Bereicherung an und für ſich keine Rolle. Es 
kommt daher nicht darauf an, daß die Bekl. ſelbſt die Art der 
Uferbefeſtigung veranlaßt hat, ſondern weſentlich iſt nur, um 
wieviel durch die Art der Uferbefeſtigung der Geſamtwert der 
von der Kl. erſtellten Leiſtung bei ihrer Ablieferung als ge- 
mindert anzuſehen war. Dieſer Minderwert iſt nicht ohne wei⸗ 
teres gleichbedeutend mit dem Betrage der zur Beſeitigung 
der Mängel erforderlich gewordenen Aufwendungen, ſondern 
muß — gegebenenfalls unter Zuziehung neuer Sachverſtän⸗ 
diger — durch den Vergleich mit dem Wert einer fehlerfreien 
Geſamtanlage ermittelt werden. 

An dieſem Ergebnis vermögen auch Erwägungen auf 
Grund von § 242 BGB. in dem Sinne, daß angeſichts der 
von der Bekl. ſelbſt aufgeſtellten Planung die Aufbürdung 
ihrer nachteiligen Folgen auf die Kl. gegen Treu und Glauben 
verſtoße — obwohl ſolche Erwägungen auch bei Bereicherungs⸗ 
anſprüchen nicht grundſätzlich auszuſchließen ſein würden —, 
um deswillen nichts zu ändern, weil der Bekl. bei der ver⸗ 
fehlten Planung höchſtens Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele, die Kl. 
aber durch argliſtige Täuſchung ſelbſt die Anfechtbarkeit des 
Werkvertrages herbeigeführt hat und danach, obwohl ſie bei 
Rechtswirkſamkeit des Vertrages volle Bezahlung trotz der 
Mängel des Werks zu beaufpruchen gehabt hätte, nicht der 
Bekl. die Verletzung von Treu und Glauben entgegenhalten 
kann, wenn dieſe ſich gegenüber der Bereicherungsklage auf 
den tatſächlichen Zuſtand des Werkes beruft. 

(U. v. 3. Mai 1935; VII 400/34. — Stuttgart.) [9.] 
<= Rz. 147, 396.) 


Anmerkung: Die Entſch. ift im Ergebnis, jedoch nicht durch⸗ 
weg in der Begr. zu billigen. Sie enthält zwei juriſtiſche Leitſatze. 

1. Zwar wird nicht ausdrücklich erklärt, daß die Anwendung 
ſubjektiver Momente innerhalb der objektiven Seite der Bereiche⸗ 
rungsprüfung gerechtfertigt iſt, jedoch läßt die Entſch, erkennen, 
daß der Grundſatz des & 242 BGB. nach Anſicht des RG. im kon⸗ 
kreten Fall durchaus ein ſolches Ergebnis rechtfertigen konne. 
Insbeſ. könne dies in einem ſolchen Falle recht und billig ſein, wo 
ein fahrläfiiges Verhalten des Bereicherten bei Entſtehung der 
Bereicherung kauſal für eine ſpätere Wertminderung des Bereiche⸗ 
rungsobjektes iſt. Treu und Glauben follen dann alſo rechtfertigen, 
daß der Vereicherte mit dem Einwand des Wegfalls der Bereiche⸗ 
rung nicht gehört werden darf, ſoweit er bet Ielöft den Weg⸗ 
fall der Bereicherung herbeigeführt hat. Diefes Ergebnis wider⸗ 
ſpricht m. E. aber dem klaren Wortlaut und Aufbau des Geſetzes. 
Schrifttum und Rſpr. haben bisher auch ganz allgemein auf Grund 
des § 818 BGB. das Vorhandenſein einer Bereicherung lediglich 
nach objektiven Momenten geprüft. Die obige Entſch. hat ſelbſt ein 
entſprechendes Zitat angeführt, nämlich RONSonm, & cls Anm. 6 
(bal, ferner Staudinger Anm. 5a zu § 818 BGB, und die 
dort zitierte Literatur). Es iſt weder aus dem Urteil noch ſonſt 
ein Grund erſichtlich, warum dieſer allgemein anerkannte Grund⸗ 
ſatz aufgegeben wird. 4 

Aus § 242 BGB. kann er auch nicht entnommen werden. Der 
Geſetzgeber hat nämlich den Billigkeitsgedanken bereits ſelbſt in 
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den Geſetzesinhalt aufgenommen. In § 818 Abſ. 1 und 2 BER. 
iſt die objektive Seite des Umfangs des Bereicherungsanſpruches 
kodiftziert, in $ 818 Abſ. 4 und § 819 BiB. die ſubjektive Seite. 
Danach iſt alſo davon auszugehen, daß der Bereicherte nur das 
herauszugeben braucht, bzw. nach § 818 Abf. 2 BGB. einen ent 
ſprechenden Werterſatz leiſten muß, was er durch die ungerecht⸗ 
fertigte Leiſtung wirtſchaftlich als Bereicherung erlangt hat. So⸗ 
weit ſich der Wert der Bereicherung im Laufe der Zeit bis zur 
Geltendmachung des Bereicherungsanſpruchs gemindert hat, kann 
ſich der Bereicherte auf den Wegfall der Bereicherung berufen. Aus 
welchem Grunde dieſer Wegfall der Bereicherung eingetreten iſt, 
ob auf Grund eines kauſalen Verhaltens des Bereicherten oder aus 
ſonſtigen Gründen, ob der Bereicherte dabei ſchuldhaft gehandelt 
hat oder nicht, iſt grundſätzlich völlig gleichgültig (vgl. RG. vom 
13. April 1908: JW. 1908, 404 ff.; ferner die zahlreich bei Stau⸗ 
dinger zitierte Literatur in Anm. 5a zu § 818). Der Geſetz⸗ 
geber geht alſo grundſätzlich davon aus, daß der Bereicherte mit 
dem in ſeinem Vermögen befindlichen Bereicherungsobjekt nach Be⸗ 
lieben verfahren kann. Es wird die Rechtslage ſo angeſehen, als 
wenn er lediglich ſein eigenes Vermögen beſchädigt. Dies ſoll jedoch 
nach der Vorſchr. des § 818 Abſ. 4 BGB. und § 819 BGB. dann 
nicht gelten, wenn der Bereicherte entweder poſitiv weiß, daß er 
eine Leiſtung ungerechtfertigt empfangen hat oder mit deren An⸗ 
nahme gegen die guten Sitten verſtößt, bzw. ſoll er dann auch als 
bösgläubig betrachtet werden, wenn der Bereicherungsanſpruch ge⸗ 
gen ihn rechtshängig gemacht wird. Alſo lediglich die Kenntnis 
oder die Möglichkeit der Kenntnis der Herausgabepflicht iſt das⸗ 
jenige ſubjektive Verhalten, was dem Bereicherten nach dem Wort⸗ 
laut des Geſetzes zugerechnet werden kann. Eine vorſätzliche oder 
fahrläſſige Wertminderung des Bereicherungsobjektes ſoll nur dann 
nach dem Willen des Geſetzes zu Laſten des Bereicherten gehen, 
wenn er weiß oder wiſſen kann, daß eine Rückgewährpflicht gegen⸗ 
über einem Dritten beſteht, die durch ſein Verhalten verletzt wird. 
Vorher liegt alſo niemals ein „Verſchulden“ in der Sprache des 
Geſetzes vor, da man dieſe Rechtsbegriffe erſt dann anwenden kann, 
wenn die Rechtspflicht gegenüber einem Dritten verletzt wird. Der 
in der vorſtehenden Entſch. entwickelte Rechtsſtandpunkt des RG. 
würde nun zu dem dem Geſetz widerſprechenden Ergebnis kommen, 
daß der Bereicherte vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzungen des 
Bereicherungsobjektes gegen ſich gelten laſſen müßte, als hätte er 
das Vermögen eines Dritten geſchädigt, obwohl der Bereicherte 
niemals damit gerechnet hatte noch rechnen konnte, daß Anſprüche 
Dritter hinſichtlich des Bereicherungsobjektes beſtanden. Mit der in 
den SS 818 Abſ. 4 und 819 BGB. vorgenommenen Hereinziehung 
ſubjektiver Momente in das Bereicherungsrecht hat der Geſetzgeber 
zugleich das Maximum deſſen beſtimmt, was an ſubjektivem Ver⸗ 
halten dem Bereicherten entgegenzuhalten ſei. Der Geſetzgeber hat 
alſo hier bereits den Gedanken der Billigkeit und von Treu und 
Glauben berückſichtigt. Eine Anwendung des § 242 BGB. in dem 
hier vom RG. gewollten Sinne, daß ein gutgläubig Bereicherter 
fahrläſſige Wertminderung des Bereicherungsobjektes zu ſeinen 
Laſten gehen laſſen müßte, würde alſo m. E. dem Geſetzeswortlaut 
widerſprechen und hier um ſo unbilliger ſein, als dem Bereicherten 
lediglich fahrläſſiges Verhalten vorgeworfen wird. Der Anſicht des 
RG. hinſichtlich der Anwendung ſubjektiver Momente im Rahmen 
15 objektiven Seite des Bereicherungsrechts iſt daher nicht zu 
folgen. 

2. Der zweite Rechtsgedanke, den das RG. hier entwickelt, iſt 
zu begrüßen. Wer argliſtig gegenüber einem anderen handelt, kann 
ſich bei der Schadensausgleichung nicht auf Treu und Glauben be⸗ 
rufen. Wer ſelbſt ſeine Treupflicht gegenüber einem Volksgenoſſen 
verletzt, kann nicht für ſich Treu und Glauben in Anſpruch nehmen. 
Andererſeits liegt dieſer Rechtsgedanke ja jeder Entſch. des Gerichts 
zugrunde. Infolgedeſſen wird das Gericht ein Rechtsverhältnis 
immer fo beurteilen, daß es eine i. S. von § 242 BGB. gerechte 
Löſung fällt. Die Anwendung dieſer Beſt. wird dann eine unter 
der Berückſichtigung der Argliſt der einen Partei gerechte Eutſch. 


herbeiführen. 
RA. Dr. Rilk, Berlin 
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2. § 254 BGB.; $1 RHaftpflG. Daß die Ein⸗ 
und Ausſteigeöffnung der Plattformeines Stra- 
ßenbahnwagens während der Fahrt nicht gegen 
ein Hinausſtürzen der Fahrgäſte geſichert iſt, 
bedeutet zwar kein Verſchulden des Bahnunter⸗ 
nehmers, wohl aber eine erhebliche Steigerung 
der Betriebsgefahr. Dieſe Steigerung iſt bei 
Abwägung gemäß 8 254 in Betracht zu ziehen. 
Für eine Schuld des Hinausgeſtürzten und für 
deren Urſächlichkeit iſt der Unternehmer durch⸗ 
weg beweispflichtig. Abſturz infolge einer Ohn- 


macht iſt bei folder Lage nicht als höhere Gewalt 
zu erachten. f) 

Der Kl. fuhr im Dez. 1932 auf einem Wagen der von 
der Bekl. betriebeuen Straßenbahn. Die Ein- und Ausſteige 
öffnung der hinteren Plattform, auf welcher er mit etwa 
7 — 9 anderen Perſonen ſtand, war weder durch eine Tür noch 
durch eine ſonſtige Sperrvorrichtung geſichert. Während der 
Wagen in gerader Strecke mit einer Geſchwindigkeit von etwa 
12 km in der Stunde fuhr, ſtürzte der Kl. zu der Offnung 
hinaus, wie unterſtellt wird, infolge eines Ohnmachtsanfalles. 

BGG. wies feine Schadensklage ab. RG. hob auf und ver 
wies zurück. f 

Der Kl. hat ein Verſchulden der Bahn darin erblickt, daß 
die Ein- und Ausſteigeöffnung der hinteren Plattform weder 
durch eine Tür noch durch eine ſonſtige Sperrvorrichtung ge 
ſichert geweſen ſei. Das BG. hat das aber für zuläſſig, üblich, 
von der Aufſichtsbehörde genehmigt und durch die Verhält⸗ 
niſſe im ſtädtiſchen Straßenbahnverkehr bei einer Geſchwindig⸗ 
keit bis zu 30 km für geboten erachtet und deshalb ein Ver⸗ 
ſchulden der Bekl. und damit eine Haftung aus Beförderungs- 
vertrag und unerlaubter Handlung verneint. Die von der 
Rev. erbetene Nachprüfung ergibt keinen Rechtsirrtum des 
BU. in dieſem Punkte. Es kann zwar dem BG. darin nicht 
beigetreten werden, daß eine ſolche Sicherung praktiſch un“ 
möglich ſei. Immerhin iſt ſie für einen lebhaften Verkehr mit 
erheblichen Unbequemlichkeiten verknüpft, das Publikum hat 
ſich an das Nichtverſchließen gewöhnt und richtet ſich im all- 
gemeinen darauf ein, es iſt weit überwiegend üblich, Un⸗ 
glücksfälle werden dadurch verhältnismäßig ſelten herbei⸗ 
geführt, die Aufſichtsbehörden dulden es. Deshalb ſtellt es 
in der Regel kein Verſchulden dar, wenn der Bahnunternehmer 
dieſer Übung folgt. Allerdings iſt zu beachten, daß die Be⸗ 
triebsgefahr dadurch erheblich geſteigert und daß das bei einer 
etwa vorzunehmenden Abwägung dieſer Betriebsgefahr und 
eines mitwirkenden Verſchuldens als Urſache eines Unfalls zu 
beachten iſt. Auf dieſem Standpunkt ſteht auch die bisherige 
Aſpr. des NG. (vgl. Entſch.: VI 432/33 v. 1. März 1934 
S. 7 und die dort angef. Entſch.). Dafür, daß hier etwa be⸗ 
ſondere Verhältniſſe vorgelegen haben, die eine andere Ber 
urteilung rechtfertigen könnten, iſt nichts erſichtlich. 5 

Das BG. verkennt nicht, daß der Unfall des Kl. ein 
Betriebsunfall i. S. des SI NYaftpfl®. iſt und daß die 
Bekl. daher an ſich für die Folgen des Unfalls zu haften hat. 
Es nimmt aber weit überwiegendes Verſchulden des Kl. an 
und hat ihm deshalb jeden Anſpruch verſagt. Dabei verkennt 
es nicht, daß Verſchulden des Verletzten nicht ohne weiteres 
jeden Anſpruch ausſchließt, ſondern daß Betriebsgefahr und 
Verſchulden gemäß § 254 BGB. gegeneinander abzuwägen 
ſind. Mindeſtens ein ganz ſchiefer Ausdruck iſt es aber, wenn 
das BG. ſagt, ausſchließlich die Unvorſichtigkeit des Kl. habe 
den Unfall verurſacht. Denn daß in jedem Falle die Betriebs⸗ 
gefahr hier ſehr weſentlich mitgewirkt hat, kann nach Lage 
der Sache nicht zweifelhaft ſein. Das BG. hat anſcheinend nur 
ſagen wollen, daß das Verſchulden in weit höherem Maße 
den Unfall verurſacht habe. Seine Ausführungen geben aber 
auch Anlaß zu erheblichen Zweifeln darüber, ob das BG. 
durchweg von zutreffenden rechtlichen Geſichtspunkten aus 
gegangen iſt. Einmal fehlt jede Erörterung darüber, daß die 
Betriebsgefahr hier nach den obigen Ausführungen ſehr er⸗ 
heblich geſteigert war und daß dieſe Steigerung bei der Ab- 
wägung weſentlich in Betracht zu ziehen war. Es liegt daher 
nahe, daß dieſer Punkt von dem BG. nicht erwogen worden 
iſt. Es ergeben ſich weiter aber auch Zweifel in der Richtung, 
ob das BG. ſich darüber klar geweſen iſt, daß der Bekl. die 
Pflicht obliegt, durchweg das Verhalten des Kl., in dem die 
Schuld des Kl. erblickt wird, und ſeine Urſächlichkeit für den 
Unfall zu erweiſen. (Wird näher ausgeführt.) Als höhere 
Gewalt könnte hier nach Lage der Umſtände eine Ohnmacht 
des Kl. nicht erachtet werden. Denn der Abſturz infolge der 
Ohnmacht hätte durch Anbringung einer Sicherung an der 
Offnung verhindert werden können, und dieſe Anbringung 
wäre durchaus zumutbar geweſen, wenn auch ihre Nichtan⸗ 
bringung nicht als Fahrläſſigkeit zu werten iſt. | 

(U. v. 29. April 1935; VI 33/35. — Düſſeldorf.) [H.] 
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Anmerkung: Es iſt hier nicht der Ort, um das Weſen der „ge 
ſteigerten“ oder „erhöhten“ Betriebsgefahr zu unterſuchen, die be⸗ 
kanntlich kein feſtgelegter Rechtsbegriff iſt, ſondern von dem RG. 
nach dem Inkrafttreten des BGB. dadurch geſchaffen worden iſt, 
daß für das Gebiet des § 1 RHaftpff®. die SS 254, 846 BGB. an⸗ 
gewandt wurden. Das RS. hat in ſtändiger Rſpr. dieſe Para 
graphen des BGB. nicht nur bei mitwirkendem Verſchulden 
der Bahn und des Verletzten, ſondern auch auf ſolche Fälle ange— 
wandt, in deuen neben eigenem Verſchulden des Verletzten lediglich 
die Betriebsgefahr für den Unfall urſächlich war. 

Dieſe Rſpr. muß inſoweit bekämpft werden, als dem Eiſen 
bahnunternehmer, unter Berufung auf eine angeblich „geſteigerte“ 
oder „erheblich geſteigerte“ Betriebsgefahr, auch bei grobem Ver⸗ 
ſchulden des Verletzten ein Teil des Schadens auferlegt wird. Mit 
Recht haben namentlich mehrere OLG. wiederholt die Schadens⸗ 
erſatzklage des Verletzten, trotz erheblich geſteigerter Betriebsgefahr, 
gänzlich abgewieſen, wenn das eigene Verſchulden des Verletzten ſo 
groß war, daß demgegenüber die Gefährlichkeit des Betriebes nicht 
in Betracht kam. Nun verſucht das RG. in dem vorl. Urteil, dem 
Eiſenbahnunternehmer dadurch wenigſtens einen Teil des Schadens 
aufzubürden, daß es ihm eine Beweislaſt aufzwingt, die ſich über 
einwandfreie Erfahrungen im Verkehrsleben ebenſo hinwegſetzt, 
wie über die von jedem Reiſenden nun einmal zu verlangende 
Sorgfaltspflicht. Die beklagte Straßenbahneigentümerin les han⸗ 
delt ſich um eine bedeutende Induſtrieſtadt im Weſten, deren Bau⸗ 
art nur die Verwendung von kleineren, leichten Straßenbahnwagen 
zuläßt) hat, wie das OLG. feſtſtellt, bei ihrer Straßenbahn die Ein⸗ 
und Ausſteigeöffnung der hinteren Plattform weder durch eine 
Tür, noch durch eine ſonſtige Sperrvorrichtung geſichert, weil die 
Offenhaltung bei dem lebhaften Verkehr geboten, im übrigen 
auch üblich und von der Aufſichtsbehörde genehmigt war. 
Das RG. erklärt hierzu, daß es „in der Regel“ kein Verſchulden 
darſtellte, wenn der Bahnunternehmer dieſer Übung folge, doch ſei 
zu beachten, daß die Betriebsgefahr dadurch „erheblich geſteigert“ 
werde und daß dieſer Umſtand bei einer etwa vorzunehmenden Ab⸗ 
wägung dieſer Betriebsgefahr und eines mitwirkenden Verſchul⸗ 
dens als Urſache eines Unfalls zu beachten ſei. Die Annahme des 
OL G., daß das Verſchulden des Kl. in weit höherem Maße den 
Unfall verurſacht habe, als die Betriebsgefahr der Bahn, bekämpft 
das RG. mit durchaus unzutreffenden Gründen, indem es aus⸗ 
führt, daß der Bekl. die Pflicht obliege, durchweg das Verhalten 
des Kl., in dem die Schuld des Kl. erblickt würde und ſeine Ur⸗ 
ſächlichkeit für den Unfall zu beweiſen. Hierin liegt unbedingt eine 
Verkennung der der Bekl. obliegenden Beweislaſt. Wer, wie der 
Kl., als Einwohner der beklagten Stadt deren Straßenbahn, wie 
anzunehmen iſt, häufig benutzt, muß ſich unter allen Umſtänden 
darüber klar ſein, daß mit der Benutzung eines Straßenbahnwagens 
mit einer offenen Eiuſteigetür eine gewiſſe Gefahr verbunden iſt, 
und muß ſein Verhalten dementſprechend einrichten. Das hat der 
Kl. beſtimmt nicht getan, und deshalb trifft ihn ein ganz beſon⸗ 
ders grobes Verſchulden an dem Unfalle. Es iſt nämlich nach 
menſchlichem Ermeſſen ausgeſchloſſen, daß ein Mann, wenn er be⸗ 
reits auf der hinteren Plattform geſtanden hat und auch nur die 
geringſte Vorſicht obwalten läßt, infolge eines Ohnmachtsanfalles 
zu der Türe hinausfallen kann. Es kommen alſo nur zwei Mög⸗ 
lichkeiten in Betracht: entweder war dem Kl., bevor er die Straßen⸗ 
bahn beſtieg, ſchon ſo ſchlecht, daß er mit einem Ohnmachtsanfalle 
rechnen mußte, dann hätte er ſich in das Innere des Wagens be⸗ 
geben, oder ſich jedenfalls nicht an die Türöffnung ſtellen dürfen. 
Eine entſprechende Bitte an die 7—9 mit ihm auf der hinteren 
Plattform ſtehenden Fahrgäſte oder an den Schaffner, unter Hin⸗ 
weis auf ſein Unwohlſein, hätte unter allen Umſtänden bewirkt, 
daß dem Kl. ein ſicherer Platz angewieſen worden wäre. Unter 
Umſtänden aber hätte der Kl. eben von der Fahrt auf der über⸗ 
füllten hinteren Plattform überhaupt Abſtand nehmen oder jeden⸗ 
falls warten müſſen, bis ein weniger überfüllter Wagen ihn aufge⸗ 
nommen hätte. Oder aber der Kl. wurde erſt unwohl, als er ſich 
bereits auf der Straßenbahn befand, und dann iſt es wohl kaum 
denkbar, daß dieſes Unwohlſein mit ſolcher Plötzlichkeit eingetreten 
iſt, daß der Kl. bei der von ihm pflichtgemäß anzuwendenden Vor⸗ 
ſicht nicht mehr Zeit gehabt hätte, ſich feſtzuhalten, ſeinen Platz 
zu wechſeln, oder den Schaffner bzw. einen Fahrgaſt um ſeine Hilfe 
zu bitten. Angeſichts eines derartigen Verhaltens des Kl. braucht 
die Bekl. alſo gar nicht erſt einen beſonderen Beweis für das 
eigene grobe Verſchulden des Kl. zu erbringen, denn dieſes ſteht 
nach Lage der Sache ohne weiteres feſt. Das RG. mutet der Bekl. 
aber auch etwas Unmögliches zu, wenn ſie, um das eigene grobe 
Verſchulden des Kl. darzutun, den Beweis erbringen ſoll, wie ſich 
der Unfall im einzelnen ereignet hat: daß der Kl. unmittelbar vor 
dem Unfall in gefährlicher Stellung ſich befunden, daß er damals 
ohne Grund ſich nicht feſtgehalten hat, obwohl ihm das möglich 
und nach Lage der Sache geboten war (!), daß der Kl., wenn er 
ſich feſtgehalten hatte, trotz der — von dem RG. auch nur unter 


ſtellten — Ohnmacht nicht hinausgeſtürzt wäre. Dies alles kann 
und braucht die Bekl. ebenſowenig zu beweiſen, wie von dem OLG. 
bei der erneuten Verhandlung feſtgeſtellt zu werden braucht, ob 
nicht Umſtände vorgelegen haben können, die den Kl. gerade da⸗ 
mals veranlaßten, den Halt loszulaſſen, oder die doch ſein Ver⸗ 
halten in milderem Lichte erſcheinen laſſen konnten (dies alles ver⸗ 
langt das RG. nämlich tatſächlich in ſeinen — oben nicht abge⸗ 
druckten — Entſcheidungsgründen). Der Kl. hat, wie das OLG. mit 
Recht feſtſtellt, durch ſein weit überwiegendes Verſchulden den Un⸗ 
fall jedenfalls in einem Maße verurſacht, daß demgegenüber die 
Betriebsgefahr der Bekl. nicht weiter in Betracht kommt. Es geht 
daher nicht an, dem Betriebsunternehmer, dem ja ſogar das RG. 
kein Verſchulden nachweiſen kann, durch die Feſtſtellung 
einer angeblich „erheblich geſteigerten“ Betriebsgefahr und die Auf⸗ 
erlegung einer ebenſo unnötigen, wie unmöglichen Beweislaſt einen 
Teil des Schadens aufzubürden. Wenn die Aufſichtsbehörden, unter 
Berückſichtigung der geſamten örtlichen Verhältniſſe, die Ausſtat⸗ 
tung von Straßenbahnwagen mit offener Ein⸗ und Ausſteigetür 
für zuläſſig erachten und im Betriebe zulaſſen, ſo muß der Betriebs⸗ 
unternehmer auch die Gewißheit haben, daß ihm die Verwendung 
ſolcher behördlich zugelaſſener Wagen nicht von den Gerichten als 
„erheblich geſteigerte Betriebsgefahr“ ausgelegt wird. 

Unter dieſen Umſtänden kann es ganz dahingeſtellt bleiben, 
ob der unterſtellte Ohnmachtsunfall des Kl. deshalb nicht als 
„höhere Gewalt“ angejchen werden darf, weil der Abſturz durch 
Anbringung einer Sicherung an der Öfinung hätte verhindert 
werden können und weil dieſe Anbringung für den Betriebsunter⸗ 
nehmer „durchaus zumutbar“ geweſen wäre, wenn auch die Nicht⸗ 
anbringung nicht als Fahrläſſigkeit zu werten ſei. Denn die „An⸗ 
bringung einer Sicherung“, die doch wohl nur in einer verſchließ⸗ 
baren Tür oder einem Gitter hätte beſtehen können, behindert nicht 
nur in hohem Maße den außerordentlich ſtarken Arbeiter» und An⸗ 
geſtellten⸗Stoßverkehr in einer bedeutenden Induſtrieſtadt, wie es 
die Bekl. iſt, ſondern ſie iſt auch mit erheblichen Mehrkoſten ver⸗ 
knüpft. Dieſe Mehrkoſten ſowie die Verlangſamung des Verkehrs 
fallen aber bei der bekannten außerordentlich ungünſtigen Lage der 
Straßenbahnen, die faſt ausnahmslos mit erheblichen Zuſchüſſen 
arbeiten müffen, ganz beſonders ins Gewicht und fie find keines⸗ 
wegs, wie das NG. leichten Herzens anzunehmen ſcheint, „durchaus 
zumutbar“. Außerdem aber bilden ſolche Schiebetüren oder Gitter 
erfahrungsgemäß die Quelle häufiger Quetſchungen und ſonſtiger 
Unfälle (Feſtklemmen von Kleidungsſtücken beim Ausſteigen!). 

RA. Dr. Th. Abitz⸗Schultze, München. 
* 


3. 8782 BB. Der anerkannte und vorge⸗ 
tragene Saldo kann als Einzelpoſten des Konto⸗ 
korrents zwar grundſätzlich nicht ſelbſtändig 
eingeklagt werden. Das gilt aber dann nicht, 
wenn das Kontokorrentverhältnis beendet wird, 
ohne daß es zur Anerkennung eines neuen Sal⸗ 
dos kommt. 

Das BG. hat die Verurteilung des Bekl. auf fein 
ſchriftliches Anerkenntnis v. 30. März 1931 geſtützt. Es hat 
zunächſt feſtgeſtellt, daß die Urkunde ſchon zur Zeit, als ſie 
vom Bekl. unterſchrieben wurde, den ſich auch auf das Se⸗ 
paratkonto U beziehenden Inhalt gehabt habe. 

Die Rev. meint, das Anerkenntnis könne ſchon deshalb 
nicht zur Grundlage der Kl. dienen, weil es einen Saldo 
darſtelle, der auf neue Rechnung vorgetragen worden ſei, da⸗ 
her Einzelpoſten des Kontokorrents geworden ſei und nicht 
ſelbſtändig eingeklagt werden könne. Damit kann ſie nicht 
durchdringen. Allerdings kann ſich die Kl. nicht darauf be⸗ 
rufen, daß der Bekl. ja überhaupt einen Kontokorrentver⸗ 
kehr in bezug auf das Konto U leugne. und daher nicht gel⸗ 
tend machen könne, der Saldo ſei mit ſeinem Einverſtändnis 
vorgetragen worden. Denn es verſteht ſich von ſelbſt, daß die 
Kl., wenn ſie ſich auf die Regeln des Kontokorrentsvertrags 
beruft, auch alle Folgerungen, die ſich daraus ergeben, in 
den Kauf nehmen muß. Indeſſen gilt die Regel, daß der vor⸗ 
getragene Saldo nicht ſelbſtändig eingeklagt werden kann, 
der Natur der Sache nach, nur ſo lange, als das Konto⸗ 
korrentverhältnis beſteht. Wird es beendet, ohne daß es zur 
Anerkennung eines neuen Saldos kommt, ſo muß wieder auf 
die einzelnen Poſten zurückgegangen werden, zu denen auch 
der vorgetragene Saldo gehört. Der Gläubiger kann und 
muß von ihm ausgehen und dartun, welche weitere Aktiv⸗ 
poſten hinzugekommen ſind, die Gegenpartei muß die von ihr 
behaupteten Paſſivpoſten beweiſen. Da Bekl. nicht behauptet, 
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daß der Saldo vom 30. März 1931 ſich ſpäter gemindert 
Habe, fo kann Kl. ihn zugrunde legen. 

Das Saldoanerkenntnis im Kontokorrentverkehr ſtellt 
zwar im allgemeinen ein auf Grund einer Abrechnung er⸗ 
teiltes Schuldanerkenntnis i. S. von $ 782 BGB. dar. Es 
ſetzt daher jedenfalls voraus, daß eine Vertragspartei eine 
ſolche Abrechnung vorgenommen und ein Ergebnis erzielt 
hat. Nicht unbedingt erforderlich iſt es aber, daß der andere 
Teil bei der Abrechnung mitwirkt oder auch nur davon 
Kenntnis nimmt. Es unterliegt keinem Bedenken, daß ein 
Bankkunde auf Überſendung von Kontoauszügen ausdrück⸗ 
lich oder ſtillſchweigend verzichtet und doch den von der Bank 
errechneten Saldo wirkſam anerkennt. Ob ein Kunde, wenn 
er irrtümlich angenommen hat, daß er die Abrechnung, auf 
welche ſich ſein Anerkenntnis bezieht, ſchon geprüft habe, 
während er tatſächlich die betreffende Abrechnung nicht erhal⸗ 
ten hatte, geltend machen könnte, daß er ſich über den In⸗ 
halt ſeiner Erklärung geirrt habe, kann dahinſtehen. Denn 
die Berufung auf ſolchen Irrtum iſt jedenfalls dann aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Kunde anderweit von der ungefähren 
Höhe ſeiner Schuld und den Poſten, aus denen ſie ſich zu⸗ 
ſammenſetzt, Kenntnis gehabt hat. Das BG. hat nun die 
Überzeugung gewonnen, daß Bekl. von dem Konto U nach 
Beſtand und im weſentlichen nach ſeinem Umfange Kenntnis 
gehabt und ſich inſoweit nicht in einem Irrtum befunden 
habe. Geſtützt iſt dieſe Überzeugung im weſentlichen auf die 
Erwägung, daß Bekl. als in Termingeſchäften erſahrener 
und vorſichtiger Geſchäftsmann unmöglich Anerkenntniſſe über 
fo hohe Summen unterſchrieben hätte, wenn er nicht über⸗ 
zeugt geweſen wäre, daß er der Bank wenigſtens annähernd 
ſoviel ſchulde. Demgegenüber, fo meint der Ber R., käme 
den Umſtänden, welche der Bekl. für ſeine Unkenntnis vom 
Konto U angeführt habe, kein entſcheidendes Gewicht zu. 

Der Berg. hat danach mit zutreffender Begr. die An- 
fechtbarkeit der vom Bekl. abgegebenen Anerkenntniſſe ver⸗ 
neint. Die Erwägungen, mit denen er die Zurückforderung 
(Kondiktion) der Anerkenntniſſe aus dem Geſichtspunkt der 
ungerechtfertigten Bereicherung als nicht gegeben bezeichnet, 
bieten zu rechtlichem Bedenken keinen Anlaß. 

(U. v. 23. März 1935; I 215/34. — Düſſeldorf.) [K.] 
* 


4. 5839 BGB. Der Bekl. war als Notar per- 
ſönlich dafür verantwortlich, daß die von ihm 
dem Kl. erteilte Ausfertigung des Vertrages 
v. 18. März 1924 und die beglaubigten Abſchrif— 
ten mit der Urſchrift übereinſtimmten (vgl. Art. 45 
Prec.) Wenn er ſich bei der Nachprüfung der 
von ihm zu beſcheinigenden Richtigkeit eines Ge⸗ 
hilfen bediente, fo tat er es auf eigene Gefahr 
und Verantwortung (vgl. Entſch. III 419/13 v. 19. Dez. 
1913: JW. 1914, 35414 u. Urt. v. 27. Mai 1930, III 307%/%29, 
abgedr. JW. 1930, 33073; Warn Ripr. 1930 Nr. 157; Gruch. 
71, 625). Der Notar kann ſich alſo nicht darauf 
berufen, daß fein Bürovorſteher, der die Urkun⸗ 
den vorbereitet haben ſoll, erfahren und zuver- 
läſſig geweſen ſei. 

(U. v. 8. März 1935; III 265/34. — Königsberg.) [v. B.] 


* 


5. 8839 BGB.; 8 1419 Abſ. 1 RVOO.; RHaftpfl. 
v. 22. Mai 1910. 

J. Wird eine Invalidenrente von der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt unrichtig feſtgeſetzt, ſo kann 
der Anſpruch auf höhere Invalidenrente nur 
mit Hilfe der in der RVO. vorgeſehenen Rechts- 
mittel durchgefochten werden. Iſt die Invaliden⸗ 
rente von der Behörde jedoch zu niedrig feft- 
geſetzt, weil die von dem Antragſteller einge⸗ 
reichten Quittungskarten bei der Behörde ver- 
lorengegangen find, fo iſt für den jo begründe⸗ 
ten Schadenserſatzanſpruch nach 8 839 BGB. der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. 

II. Der in $1 RHaftpfl G. von 1910 ausge- 


ſprochene Grundſatz der Verantwortlichkeit des 
Neiches für ſchuldhafte Amtspflichtverletzungen 
von Reichsbeamten gilt auch für die reichsrecht-⸗ 
lichen öffentlichen Körperſchaften und Anſtalten 
in bezug auf die Amtsvergehen ihrer Beamten. 
Wird gem. 8 1419 A bſ. 1 RVO. durch die oberſte 
Verwaltungsbehörde für die Geſchäfte der 
Quittungsausgabenſtelle die Ortspolizeibe⸗ 
hörde als zuſtändig beſtimmt, ſo wird durch 
dieſe die Invalidenverſicherung lediglich durch- 
führende Tätigkeit noch nicht ein unmittelbares 
Verhältnis zur Landesverſicherungsanſtalt ge⸗ 
ſchaffen, auf Grund deſſen die Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalt für ein Verſchulden der bei der 
Durchführung der Invalidenverſicherung fahr- 
läſſig handelnden Beamten einſtehen müßte. 

Im Jahre 1912 richtete der Kl. an die beklagte Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt den Antrag, ihm Invalidenrente zu bes 
willigen. Er reichte den Antrag bei dem Bürgermeiſteramt 
in H. ein, das ihn an das Verſicherungsamt (Landrat) in 
N. weitergab. Dieſes forderte zunächſt von der Bekl. die bei 
ihr aufbewahrten Quittungskarten des Kl. ein und ſandte 
dann den Antrag mit den Karten an die Quittungskarten⸗ 
Ausgabenſtelle in Rh. Dieſe Ausgabenſtelle wurde von Sch. 
verwaltet, der damit von dem Bürgermeiſter in H. beauf 
tragt worden war. Bei Sch. find die Karten verloren— 
gegangen. Bei der Berechnung der Rente blieben die ver⸗ 
lorengegangenen Quittungskarten des Kl. unberückſichtigt, 
ſoweit ihr Markeninhalt nicht mehr feſtgeſtellt werden konnte, 

Der Kl. behauptet, der Verluſt der Quittungskarten, 
der eine zu niedrige Feſtſetzung feiner Rente zur Folge ge⸗ 
habt habe, beruhe auf einem Verſchulden von Sch., der als 
Beamter der Bekl. anzuſehen ſei und für den dieſe daher ein⸗ 
zuſtehen habe. Er verlangt deshalb mit der Klage von der 
Bekl. Zahlung des Betrages, den er in der Zeit v. 1. April 
1926 bis zum 31. Juli 1933 an Rente zu wenig erhalten 
habe, ferner v. 1. Aug. 1933 ab Zahlung einer zuſätzlichen 
Rente von monatlich 12,60 RAM. 

I. Der Kl. ftüßt feine Klage darauf, daß ein Beamter 
der Bekl. in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen 
Gewalt fahrläſſig die ihm dem Kl. gegenüber obliegende 
Amtspflicht verletzt und damit dieſem Schaden zugefügt habe. 
Für einen ſo begründeten Schadenserſatzanſpruch iſt der 
Rechtsweg gegeben. Die verfahrensrechtlichen Vorſchriften der 
RVO. berühren ihn nicht. 

Unzutreffend iſt die Anſicht der Rev., der Kl. wolle 
nur einen an ſich im Verfahren nach der RVO. geltend zu 
machenden Anſpruch dadurch vor die ordentlichen Gerichte 
bringen, daß er ihn äußerlich in das Gewand eines bürger⸗ 
lich⸗rechtlichen Anſpruchs kleide. Der Kl. hat behauptet, der 
Verluſt ſeiner Quittungskarten, auf Grund deſſen ſeine 
Invalidenrente zu niedrig feſtgeſetzt ſei, ſei von Beamten 
der Bekl., insbeſ. von Sch., dem Verwalter der Qittungs⸗ 
karten⸗Ausgabeſtelle in Rh., ſchuldhaft herbeigeführt worden. 
Er hat die Tatſachen, in denen er die Fahrläſſigkeit der in 
Frage kommenden Beamten findet, mit hinreichender Be⸗ 
ſtimmtheit dargelegt. Daraus ergibt ſich, daß der Kl. keinen 
der in der RVO. geregelten Verſicherungsanſprüche, ſondern 
wirklich einen auf Beamtenverſchulden beruhenden Haftungs⸗ 
anſpruch verfolgt. Die RVO. iſt nur inſofern für den Klag⸗ 
anſpruch von Bedeutung, als der Kl. aus ihren Vorſchriften 
die ihm zugefügte Schädigung herleitet. Er behauptet, da 
ihm, wenn die Beamten der Bekl. pflichtgemäß gehandelt 
hätten, ein höherer Rentenanſpruch zuſtände, als ihm tat 
ſächlich zugebilligt worden iſt. Die von der Verſicherungs⸗ 
behörde getroffenen Entich. ſieht er alſo — darin mit der 
Bekl. durchaus übereinſtimmend — als richtig an und konnte 
fie deshalb auch nicht mit den in der RVO. vorgeſehenen 
Rechtsmitteln (Beſchw. nach $ 1422, Berufung nach § 1675) 
anfechten. Er gründet ſeine Klage nicht darauf, daß ihm 
ein Anſpruch auf höhere Invalidenrente entſtanden iſt, ſon⸗ 
dern daß er ihm entſtanden wäre, wenn nicht der — na 
ſeiner Behauptung durch ſchuldhafte Amtspflichtverletzung 
herbeigeführte — Verluſt ſeiner Quittungskarten eingetreten 
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wäre. Ein ſo begründeter Schadenserſatzanſpruch kann nur 
im ordentlichen Rechtswege verfolgt werden. 

II. Die Klage findet nicht, wie in den Vorinſtanzen 
angenommen, ihre Begründung in Art. 131 Wein Verf. 
Denn die Amtspflichtverletzung, die der Kl. Beamten der 
Bekl. vorwirft, fällt bereits in das Jahr 1912 (vgl. RG. 
112, 335 JW. 1926, 1442), liegt alſo vor dem Inkrafk⸗ 
treten der Weim Verf. Dagegen kann ſich der Kl. auf das 
RHaftG. v. 22. Mai 1910 berufen. Dieſes beſtimmt in $ 1 
zwar nur, daß das Reich die Verantwortlichkeit für ſchuld— 
hafte Amtspflichtverletzungen von Reichsbeamten zu tragen 
hat. Der darin ausgeſprochene Grundſatz gilt aber auch für 
die reichsrechtlichen öffentlichen Körperſchaften und Anſtalten. 
Das iſt in RG. 112 a. a. O. für die Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte näher dargelegt worden. Ebenſo wie 
dieſe muß auch die jetzt verklagte Landesverſicherungsanſtalt 
ſchon nach dem RHaftGG. für Amtsvergehen ihrer Beamten, 
einſtehen. 

Die Vorinſtanzen haben Sch., den Verwalter der Quit⸗ 
tungskarten⸗Ausgabeſtelle in Rh., als Beamten der Bekl. 
angeſehen. Hiergegen wendet ſich jedoch die Rev. mit Recht. 
Sch. ſtand als Verwalter der genannten Stelle nicht im 
Dienſt der Bekl. Angeſtellt worden iſt er nicht von ihr, ſon⸗ 
dern von dem Bürgermeiſter in H. Die Vorinſtanzen meinen 
aber, Sch. ſei von ihm für den Dienſt der Bekl. angeſtellt 
worden, da er ausſchließlich deren Geſchäfte zu beſorgen ge⸗ 
habt habe. Letzteres trifft indeſſen nicht zu, ſo daß auf die 
Frage, ob dieſer Umſtand für die Haftung der Bekl. über⸗ 
haupt von Belang iſt, nicht eingegangen zu werden braucht. 

Die Darlegungen des LG., denen das OLG. beigetreten 
iſt, laſſen erkennen, daß beide Gerichte von der Auffaſſung 
ausgegangen ſind, die Geſchäfte der Invalidenverſicherung 
lägen ausſchließlich den Verſicherungsanſtalten — für die 
Rheinprovinz alſo der Bekl. — ob; alle ſonſt daran be⸗ 
teiligten Dienſtſtellen ſeien deren Organe. Damit ſind die 
Vorinſtanzen aber den Vorſchriften der RVO. nicht gerecht 
geworden. Allerdings ſind nach ihr die Verſicherungsanſtalten 
Träger der Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung (88 3, 
1326 ff.). Keineswegs folgt daraus aber, daß ſie allein die 
Geſchäfte der Invalidenverſicherung zu beſorgen haben. 
Daran ſind vielmehr in weitem Umfang auch andere Be⸗ 
hörden beteiligt, fo z. B. die Verſicherungsämter (vgl. 
§8 1240 ff., 1617 ff. RVO.), und zwar ſelbſtändig ohne 
Eingliederung in die Verſicherungsanſtalten oder auch nur 
Abhängigkeit von ihnen. Es muß deshalb für jedes einzelne 
Geſchäft der Invalidenverſicherung an der Hand der RVO. 
geprüft werden, wem es obliegt, ob der Verſicherungsanſtalt 
oder welcher Dienſtſtelle ſonſt. 

Die Geſchäfte der Quittungskarten-Ausgabeſtelle hat die 
RVO. nicht den Verſicherungsanſtalten auferlegt. Vielmehr 
beſtimmt nach $ 1419 Abi. 1 RVO. die oberſte Verwaltungs⸗ 
behörde die Stellen, welche die Karten ausſtellen und um⸗ 
tauschen (Ausgabeſtellen). Für Preußen iſt in dieſer Hinſicht 
maßgebend die vom Miniſter für Handel und Gewerbe er- 
laſſene Anweiſung für die Quittungskarten-Ausgabe vom 
20. Nov. 1911 ( MBl. 429). Nach Teil I Nr. 1 Abſ. 1 dal. 
ſind Ausgabeſtellen die Ortspolizeibehörden, die Kranken⸗ 
kaſſen und die örtlichen Hebeſtellen der Verſicherungsanſtal⸗ 
ten. Die Ortspolizeibehörden können nach Abſ. 2 unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen ihre Obliegenheiten als Ausgabeſtelle 
den Gemeinden übertragen. Für eine ſolche übertragung auf 
die Gemeinde NH. fehlt es im vorliegenden Falle bisher an 
einem Anhalt. Auch als örtliche Hebeſtelle der Verſicherungs⸗ 
anſtalt kommt die von Sch. verwaltete Ausgabeſtelle, ſoweit 
erſichtlich, nicht in Betracht. Es muß deshalb, vorbehaltlich 
demnächſtiger abweichender Feſtſtellungen, angenommen wer⸗ 
den, daß der Bürgermeiſter in H. als Verwalter der Orts⸗ 
polizei (8 28 KreisO. für die Rheinprovinz v. 30. Mai 1887 
[GS. 209]) die Ausgabeſtelle in Rh. eingerichtet und Sch. 
mit ihrer Verwaltung beauftragt hat. Sch. hatte alſo Ge⸗ 
ſchäfte wahrzunehmen, die nach der miniſteriellen Anordnung 

20. Nov. 1911 ortspolizeiliche waren. Er diente damit 
zwar der Durchführung der Invalidenverſicherung, nicht aber 
dem Träger dieſer Verſicherung, der verklagten Landesver- 


ſicherungsanſtalt. Dieſe hat mit den Ausgabeſtellen, ſoweit 
nicht ihre örtlichen Hebeſtellen als ſolche tätig ſind, unmittel⸗ 
bar nichts zu tun. Die Beamten, insbet. der ortspolizeilichen 
Ausgabeſtellen, ſtehen nicht in ihrem Dienſt. 

Das BG. hat die Bekl. nur deshalb verurteilt, weil 
ſie für das Verſchulden Sch. zu haften habe. Da dieſe An⸗ 
nahme nach dem Geſagten unzutreffend iſt, muß das ange⸗ 
fochtene Urteil aufgehoben werden. Es wird nunmehr insbeſ. 
noch zu prüfen ſein, ob das der Bekl. ſelbſt zur Laſt gelegte 
Verſchulden den Klaganſpruch rechtfertigt. Dabei kann als 
Haftungsgrund nicht bloß ſchuldhafte Amtspflichtverletzung 
von Beamten der Bekl., ſondern auch das Beſtehen eines 
öffentlich-rechtlichen Verwahrungsverhältniſſes (vgl. RG. 
115, 421 — JW. 1927, 1369; RGuürt. v. 13. Juli 1934, 
V 78/34, abgedr.: IW. 1934, 28422) in Betracht kommen. 
Bei der Haftung der Bekl. aus dem RHaftG. v. 22. Mai 
1910 iſt auch 8 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. zu beachten. 

(U. v. 26. Febr. 1935; III 200/34. — Düſſeldorf.) (v. B.] 
* 


** 6. § 843 BGB.; § 11 KraftfG. Ein Vermö⸗ 
gensſchaden liegt i. S. dieſer Paragraphen ſchon 
dann vor, wenn eine Vermehrung der Bedürf⸗ 
niſſe eingetreten tft, die eine ſachgemäße Be⸗ 
friedigung verlangt, nicht erſt dann, wenn die 
vermehrten Bedürfniſſe befriedigt worden ſind. 
Es kann alſo nachträglich Zahlung der Beträge 
verlangt werden, die zu ſolcher Befriedigung 
erforderlich geweſen wären. f) 

Im Jan. 1930 wurde die Kl. durch den Kraftwagen des 
Bekl. verletzt. Ihr Ehemann klagte, teils aus eigenem, teils 
aus abgetretenem Recht, u. a. auf Zahlung einer angemeſſe⸗ 
nen Rente. Mit dem Rentenanſpruch wurde er durch Urt. 
des LG. v. 1. Sept. 1931 abgewieſen. Er legte Berufung ein 
und ſtarb am 22. Okt. 1931. Die Kl. und ihre drei Kinder 
ſind geſetzliche Erben. Auf Grund der Erbauseinanderſetzung 
v. 7. Juni 1934 wurde dem Zweitkl., einem Sohn, der ge⸗ 
ſamte Nachlaß übertragen, der Zweitkl. iſt auch als Eigen⸗ 
tümer des väterlichen Hofes eingetragen. Der Rechtsſtreit 
wurde von der Kl., ſpäter von ſämtlichen Erben aufgenommen. 
Anträge ſtellten aber nur die Kl. und der Zweitkl., indem ſie 
eine Rente für die Kl. begehrten, und zwar der Zweitkl. auf 
Grund der ſeinem Vater erteilten Abtretung für die Zeit von 
der Klagerhebung bis zum Tode ſeines Vaters, die Kl. aus 
eigenem Recht für die Zeit vom Tode ihres Ehemannes ab. 
Das OLG. wies die Berufung zurück. RG. hob auf und ver⸗ 
wies zurück. 

Das BG. hält ohne Rechtsirrtum für die Zeit bis zum 
Tode des Ehemanns der Kl. den Zweitkl. als Erden ſeines 
Vaters und als Alleininhaber des Nachlaſſes zur Klage für 
befugt, weil inſoweit die Kl. ihre Anſprüche an ihren Ehe⸗ 
mann abgetreten habe, für die ſpätere Zeit ſie ſelbſt aus 
eigenem Recht. Über die Unfallfolgen ſtellt das BG. nichts 
Beſtimmtes feſt. Für die Revnſt. iſt daher zu unterſtellen, 
daß die Kl. bis zum Unfall eine geſunde, rüſtige und in der 
Arbeit tüchtige Landwirtsfrau war, durch den Unfall aber zu 
einer kränkelnde, pflegebedürftigen und zum großen Teil 
arbeitsunfähigen Frau geworden iſt. Ahnliches ſcheint auch 
das BG. angenommen oder doch unterſtellt zu haben. Dennoch 
hat es ihr eine Rente abgeſprochen. An der Begründung iſt 
allgemein zu beanſtanden, daß das BG. an die Darlegungs⸗ 
pflicht der Kl. zu hohe Anforderungen, geſtellt und dadurch 
8 287 3. verletzt hat. Dieſe Vorſchrift tft gerade dazu ge⸗ 
geben, um dem Geſchädigten den Nachweis ſeines Schadens zu 
erleichtern, indem ſie an die Stelle der ſonſt erforderlichen 
Einzelbegründung das freie Ermeſſen des Gerichts ſetzt 
(Stein⸗Jonas 8 287 ZPO. Anm. III I; RGS. 79, 61 = 
JW. 1912, 637). Wendungen wie „die Verhältniſſe find un⸗ 
überſehbar“, der Schaden iſt „rentenmäßig nicht zu erfaſſen“ 
find mit 8 287 ZPO. nur ganz ausnahmsweiſe vereinbar, das 
Gericht muß nötigenfalls zu einer Schätzung greifen, ſofern 
es dafür nicht an allen Unterlagen fehlt. 

Für die Zeit bis zum Tode des Ehemanns der Kl. trifft 
es zwar zu, daß ihr Ausfall an Arbeitskraft und die Ein⸗ 
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ſtellung von Erſatzkräften einen Schaden für den Ehemann, 
nicht für fie ſelbſt bedeutete und ihr nach § 11 KraftfG. kei⸗ 
nen Anſpruch gab, es ſei denn, daß dadurch die Unterhalts- 
leiſtungen ihres Ehemannes vermindert worden wären, was 
bisher nicht erſichtlich gemacht worden iſt. Anders ſteht es 
aber mit der Vermehrung ihrer Bedürfniſſe, etwa durch 
Bedarf an Zuſatznahrungsmitteln und Pflege anderer Art. 
Entweder wurden dieſe vermehrten Bedürfniſſe durch Unter⸗ 
haltsleiſtungen des Ehemanns befriedigt; dann fiel damit 
nach § 843 Abf. 4 BGB. und § 13 KraftfG. der abgetretene 
Rentenanſpruch der Kl. nicht weg. Oder ſie konnten, weil 
der Bekl. keine Rente zahlte, nicht befriedigt werden; dann 
iſt nicht einzuſehen, warum er die geſchuldeten Renteubeträge 
auch nicht nachträglich ſollte zu zahlen haben. Ein Ver— 
mögensſchaden liegt i. S. des $ 843 BGB. und des S 11 
KraftfG. ſchon dann vor, wenn eine Vermehrung der Be⸗ 
dürfniſſe eingetreten iſt, die eine ſachgemäße Befriedigung 
verlangt, nicht erſt dann, wenn die vermehrten Bedürfniſſe 
befriedigt worden find (vgl. RZ. 95, 86 = JW. 1919, 508). 
Eine andere Geſetzesauslegung würde den zahlungsſäumigen 
Schädiger in nicht zu rechtfertigender Weiſe begünſtigen. 
Selbſt unterbliebene Unterhaltsleiſtungen können nach § 1613 
BGB. nachgefordert werden, gleichviel, wie ſich der Berech⸗ 
tigte hindurchgeholfen hat. Die Einſchränkung, daß Unter⸗ 
haltsleiſtungen erſt vom Eintritt des Verzuges oder der 
Rechtshängigkeit nachgefordert werden können, fällt für Scha⸗ 
denserſatzverpflichtungen wie die vorliegende weg; übrigens 
beſchränken ſich die Klageanträge auf die Zeit ſeit der Rechts⸗ 
hängigkeit. 

Inſoweit die Kl. für die Zeit nach dem Tode ihres Ehe⸗ 
manns eine Rente wegen Vermehrung ihrer Bedürfniſſe be⸗ 
anſprucht, leidet die Abweiſung an denſelben Begründungs⸗ 
mängeln wie für die vorangegangene Zeit. 

(U. v. 23. Mai 1935; VI 16/35. — Celle.) [H.] 


Anmerkung: Gegenüber den Urteilen des LG. und des OL G., 
die beide die Klage auf Zahlung einer angemeſſenen Rente wegen 
der durch den erlittenen Unfall herbeigeführten Vermehrung der 
Bedürfniſſe der Kl. abgewieſen hatten, ſtellt das RG. mit erfreu⸗ 
licher Klarheit die Grundſätze heraus, die in ſolchen Fällen von 
den Gerichten ſowohl bzgl. des ſachlichen, wie des förmlichen 
Rechts angewandt werden muſſen. Dieſe Grundſätze entſprechen 
durchaus den Erfahrungen und Bedürfniſſen des Lebens und wer⸗ 
den hoffentlich dazu beitragen, die leider immer noch häufig zu 
beobachtende ungebührlich lange Dauer von Rechtsſtreitigkeiten zu 
beſeitigen, die Schadenserſatzanſprüche aus Anlaß eines Unfalles 
betreffen. Der hier in Betracht kommende Rechtsſtreit wurde ſchon 
1930 anhängig gemacht, und wenn auch durch den Tod des Ehe 
manns der Kl. Ende 1931 eine längere Unterbrechung eingetreten 
iſt, ſo hätte das Verfahren doch zweifellos längſt beendigt ſein kön 
nen, wenn das LG. und das OLG. die in Fällen ähnlicher Art 
durchaus feſtſtehende Rſpr. des RG. beachtet hätten. Der Tatbeſtand 
iſt, ſoweit das Urteil des RG. es erkennen läßt, durchaus einfach 
und der gewöhnlich übliche: eine geſunde, rüſtige und in der 
Arbeit tüchtige Landwirtsfrau wird durch einen Zuſammenſtoß 
mit dem Kraftwagen des Bekl. zu einer kränkelnden, pflegebedürf⸗ 
tigen und zunt großen Teil arbeitsunfähigen Frau. Ein derartiger 
Zuſtand kann natürlich nicht als zeitweilig und vorübergehend an⸗ 
geſehen werden, und was die zur Heilung eines ſolchen Leidens 
erforderlichen Aufwendungen angeht, jo iſt ſchon in der von dent 
RG. angezogenen Entſch. NER. 95, 86 = JW. 1909, 508 aus⸗ 
geführt worden, daß „nach der Natur des Leidens und dem vor⸗ 
ausſichtlichen Verlauf der Dinge die Koſten der aufzuwendenden 
Heilmittel ſich gleichbleiben“. Die dauernde Notwendigkeit, ent- 
ſprechende Heilmittel, Zuſatznahrungsmittel oder eine Pflege an⸗ 
derer Art zu gebrauchen, rechtfertigt daher auch den Anſpruch auf 
Erſtattung dieſer Koſten in Form einer im voraus zahlbaren 
Reute an Stelle der nachträglichen Entrichtung einzelner Be 
träge auf Grund einer genauen „rechnungsmäßigen“ Darlegung 
der Aufwendungen. Letztere iſt häufig gar nicht möglich, und der 
Erſatz der Koſten der notwendigen Heilmittel ſchon vor der An 
wendung durch eine Rente iſt auch ſchon deshalb notwendig, weil 
andernfalls vermögensloſe Verletzte überhaupt nicht in der Lage 
wären, ſich die erforderlichen Heilmittel zu verſchaffen. 

Es iſt alſo nur folgerichtig, wenn für die Entſch., ob ein 
Vermögensſchaden i. S. des $ 843 BGB. und des § 11 Straftf®, 
vorliegt, die bloße Tatſache des Eintritts vermehrter Bedürf⸗ 
niſſe infolge des Unfalles maßgebend iſt. Wollte man die erfolgte 
Befriedigung dieſer Bedürfniſſe zur Vorausſetzung machen, ſo 


würde das für vermögensloſe Geſchädigte das unmögliche Ergebnis 
zeitigen, daß ſie, wie ſchon oben erwähnt, keine Heilmittel an⸗ 
wenden konnten, weil ſie keine Vorauszahlungen erhalten hätten, 
während andererſeits dann auch keine nachträgliche Zahlung der 
erforderlichen Heilkoſten verlangt werden dürfte, weil ja überhaupt 
keine Befriedigung der vermehrten Bedürfniſſe erfolgt wäre! Es 
würde alſo nicht nur Sinn und Zweck der Heilkoſtenerſtattung völ⸗ 
lig verdreht werden, ſondern es liefe eine derartige Beurteilung 
Faden auf eine Begünſtigung des zahlungsſäumigen Schädigers 
hinaus. 

Das LG. und OLG. hätten demnach — nötigenfalls unter 
Anwendung des richterlichen Fragerechts und durch perſönliche 
Vernehmung der Kl. — von der weitgehenden Befugnis des 8 287 
3PO. Gebrauch machen müſſen, um durch eine nach freier Über⸗ 
zeugung unter Würdigung aller Uniſtände erfolgende Entſch. den 
Betrag der von der Kl. begehrten „angemeſſenen Rente“ feſtzu⸗ 
ſetzen, nötigenfalls im Wege der Schätzung. Daß gegen mißbräuch⸗ 
liche Benutzung der Rente, d. h. wenn der Kranke die Rente nicht 
beſtimmungsgemäß zur Linderung feines Leidens, ſondern zu an⸗ 
deren, der Heilung nicht dienlichen Zwecken verwendet, der Schutz 
des § 323 ZPO. gegeben iſt, kann keinem Zweifel unterliegen 
(vgl. RG.⸗Urteil v. 3. Jan. 1914: JW. 1914, 409 10). 

Der Eutſch. des RG. iſt demnach in vollem Umfange zu— 
zuſtimmen. 

RA. Dr. Th. Abitz⸗Schultze, München. 
* 


**7, 88892, 1115, 1138, 1180 BGB. Es ift in der 
Rſpr. des RG. anerkannt, daß der Zweiterwerber 
einer Hypothek, der fein Recht nicht unmittel- 
bar vom Eigentümer des Grundſtücks, ſondern 
vom erſten Hypothekengläubiger ableitet, auch 
dann den Schutz des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuches in Anſehung der Rechtsbeſtändig⸗ 
keit der hypothekariſch geſicherten Forderung 
und des dinglichen Hypothekenrechts genießt, 
wenn der zweite Erwerb dem erſten ohne 
Zwiſchenzeit folgt. Anwendbarkeit dieſes Rechts⸗ 
ſatzes bei einem Forderungswechſel nach $ 1180 
BGB., wenn ſich die Angabe des erſten Gläu⸗ 
bigers der neu in die Hypothek eintretenden 
Darlehns forderung nicht ausdrücklich aus dem 
Umwandelungsvermerk, aber für jedermann 
ohne weiteres aus einer früheren Eintragungs⸗ 
bewilligung und dem Zuſammenhang dieſer mit 
dem Umwandelungsvermerk ergibt. 

Der Kl. iſt ſeit dem Jahre 1913 Eigentümer eines Grund- 
ſtücks in W. Auf ſeine Bewilligung v. 26. März wurde am 
31. März 1932 in Abt. III Nr. 8 des Grundbuchs eine Höchſt⸗ 
betragshypothek von 10000 RA für den Kaufmann D. zur 
Sicherung aller feiner Ansprüche gegen den Kaufmann K. 
eingetragen. In einer notariellen Verhandlung v. 16. April 
1932, an der D., der Kl. und der bekl. Georg G. ſich ber 
teiligten, erklärten zunächſt D. und der KL, daß fie die Höchſt⸗ 
betragshypothek in eine briefloſe feſte Hypothek von 10000 AM 
für eine v. 16. April 1932 ab mit 8% verzinsliche Darlehns⸗ 
forderung des D. gegen den Kl. umwandelten und die Ein⸗ 
tragung dieſer Umwandlung bewilligten und beantragten! 
alsdann erklärte D., er trete die umgewandelte Hypothek nebſt 
der ihr zugrunde liegenden Forderung an den Bekl. ab und 
bewillige die Umſchreibung auf den neuen Gläubiger; der Bekl. 
erklärte, er nehme die Abtretung an und beantrage die Um⸗ 
ſchreibung. Die Urkunde wurde dem GBA. am 18. April 1932 
eingereicht. Am 30. Mai 1932 wurde bei der Poſt Abt. III 
Nr. 8 in den Spalten 5—7 eingetragen: 10000 An Siche- 
rungshypothek umgewandelt in eine Darlehnshypothek mit 
8% Zinfen v. 16. April 1932 ... Unter Bezugnahme auf die 
Bewilligung v. 16. April 1932 eingetragen ohne Brief und 
abgetreten an den Kaufmann Georg G. in D. am 30. Mat 
1932. Der Kl. hat auf die hypothekariſch geſicherte Darlehns 
forderung uur 150 , ausgezahlt erhalten. Er nimmt die 
Hypothek als Eigentümergrundſchuld für ſich in Anſpruch und 
verlangt die Verurteilung des Bekl. zur Löſchungsbewilligung. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Es ſtellt den Hypo⸗ 
thekenerwerb des Bekl. unter den Schutz der 88 892, 1138 
BGB. Das OLG. hat dagegen dem Bekl. dieſen Schutz verſagt. 

Die Rev. iſt zuläſſig. Die Ausführungen des Kl., mit 
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denen er das Fehlen der Reviſionsſumme (8546 Abf. 1 3 PO.) 
darzulegen verſucht, gehen fehl. Nach 88 4 Abi. 1, 546 Abſ. 2 
3PO. iſt der Zeitpunkt der Einlegung der Rev. entſcheidend 
für den Wert des Beſchwerdegegenſtandes. Die Rev. iſt am 
12. Okt. 1934 eingelegt. Damals war der Zuſchlag in der 
Zwangsverſteigerung noch nicht erteilt. Im Streit befangen 
war alſo noch die Hypothek als ſolche, nicht der etwa auf ſie 
entfallende Verſteigerungserlös. Gemäß 88 6 Satz 1, 546 
Abſ. 2 ZPO. iſt daher der Teilbetrag der Hypothekenforderung, 
zu deſſen Löſchung der Bekl. vom BG. verurteilt iſt, für 
die Berechnung der Reviſionsſumme beſtimmend. Das ſind 
9850 AM. Das Grundſtück hat einen höheren Wert, kommt 
alſo nach 8 6 Satz 2 3 PO. für die Wertberechnung nicht 
maßgeblich in Betracht. 

Die Rev. iſt auch ſachlich begründet. Das BG. geht zu⸗ 
treffend davon aus, daß der Kl. die ſtreitige Poſt in Höhe 
des nicht forderungsbekleideten Teils als Eigentümergrund⸗ 
ſchuld (88 1163 Abſ. 1 Satz 1, 1177 Abi. 1 Satz 1 BGB.) 
für ſich in Anſpruch nehmen und folglich gem. § 894 BGB. 
— auch im Wege des Löſchungsbegehrens (vgl. RGRkomm., 
8. Aufl., Bd. 3 S. 162 unten); — die Grundbuchberichtigung 
verlangen kann, ſofern nicht der Bekl. die hypothekariſch ge⸗ 
ſicherte Forderung mit der Hypothek unter dem Schutz der 
88 892, 1138 BGB. erworben hat. Einen ſolchen Erwerb des 
Bekl. hält aber das BG. bei dem gegebenen Sachverhalt für 
rechtlich unmöglich. Zur Begründung dieſer Anſicht führt 
es aus: 

An den Bekl. abgetreten ſei die erſt künftig mit der Ein⸗ 
tragung der Umwandlung entſtehende Darlehnshypothek. Zur 
Zeit des Erwerbs des Bekl., der ſich am 30. Mai 1932 durch 
die Umſchreibung vollendet habe, ſei nun aber eine unrichtige 
Eintragung im Grundbuch nicht vorhanden geweſen. Bei der 
Eintragung v. 30. Mai 1932 handle es ſich nicht um zwei 
zeitlich kurz aufeinanderfolgende Buchungen — nämlich 4. die 
Eintragung der Umwandlung der Sicherungshypothek in die 
Darlehnshypothek, 2. die Umſchreibung der Darlehnshypothek 
von D. auf den Bekl. — ſondern um eine einzige Ein⸗ 
tragung, die beide Rechtsänderungen gleichzeitig um⸗ 
faßt habe. Beide Rechtsänderungen wären alſo auch dann, 
wenn die Darlehusforderung des D. gegen den Kl. in Höhe 
von 10000 AM wirklich beſtanden hätte, in demſelben Augen⸗ 
blick eingetreten, d. h. die Umwandlung der Sicherungshypo⸗ 
thek in die Verkehrshypothek wäre ſofort in der Perſon des 
Bekl. vor ſich gegangen. D. wäre niemals, auch nicht für 
einen Augenblick, Gläubiger der Verkehrshypothek geweſen. 
Auf nichts anderes weiſe die Grundbuchlage hin. Die Ein⸗ 
tragung v. 30. Mai 1932 weiſe alſo den D. nicht als Gläu⸗ 
biger der Darlehus hypothek aus. Deshalb könne ſich der Bekl. 
auch nicht auf die in RZ. 140, 35 f. SW. 1933, 2586 
entwickelten Rechtsgrundſätze ſtützen. 

Die Rev. rügt die Verletzung des $ 1186 BGB. Sie 
hält die Auffaſſung des BG., daß D. überhaupt nicht als 
Gläubiger der Verkehrshypothek eingetragen worden ſei, für 
rechtsirrig und bemerkt: D. ſei zunächſt als Gläubiger der 
Sicherungshypothek eingetragen geweſen. Als dann am 30. Mai 
1932 die Umwandlung der Sicherungshypothek in eine Dar⸗ 
lehnshypothek eingetragen worden ſei, ſei damit D. grundbuch⸗ 
mäßig als erſter Gläubiger der Darlehnshypothek ausgewieſen 
worden. Einer weiteren Eintragung habe es zur Begründung 
ſeiner Gläubigerſtellung nicht bedurft. Hilfsweiſe ſei aber auch 
noch darauf hinzuweiſen, daß nach der Darſtellung des Bekl. 
vor der Umwandlung der Sicherungshypothek in eine Dar⸗ 
lehnshypothek D. gegen K. aus dem damals geſicherten For⸗ 
derungskreiſe Auſprüche von insgeſamt 7 8000 Al gehabt 
habe und dieſe Anſprüche als von der Abtretung am 16. April 
1932 mitumfaßt anzuſehen ſeien. 

Die Hilfserwägung der Rev. geht fehl. Seit der Um⸗ 
wandlung der Hypothek aus einer Höchſtbetragshypothek in 
eine Verkehrshypothek dient die Poſt nur noch der Sicherung 
einer Darlehnsforderung gegen den Kl., nicht mehr zur Deckung 
irgendwelcher Anſprüche gegen K. Auch die Abtretungsurkunde 
v. 16. April 1932 läßt eindeutig erkennen, daß nur der an⸗ 
gebliche Darlehnsanſpruch des D. gegen den Kl., nicht wirk⸗ 


liche oder vermeintliche Anſprüche des D. gegen K. an den 
Bekl. abgetreten und unter den Hypothekenſchutz geſtellt 
werden ſollten. Das urſprüngliche ſchuldrechtliche Verhältnis 
zwiſchen D. und K. iſt alſo für den vorliegenden Rechtsſtreit 
ohne Bedeutung. Seine Entſch. hängt lediglich davon ab, ob 
der Bekl. die Hypothek, die in Höhe von 9850 AR tatſächlich 
nicht forderungsbekleidet iſt, dennoch kraft eines gutgläubigen 
Erwerbs am 30. Mai 1932 gem. 88 892, 1138 SGB. be⸗ 
halten darf. Inſoweit ift nun aber die Anſicht des B., das 
ohne Prüfung der Kenntnis oder Unkenntnis des Bekl. vom 
Nichtbeſtehen der abgetretenen Darlehnsforderung des D. gegen 
den Kl. die Klage hat durchdringen laſſen, nicht zu billigen. 

Was die an der Urkunde v. 16. April 1932 beteiligten 
Perſonen erreichen wollten, war — rechtlich betrachtet — 
dreierlei: 

1. ein Forderungserſatz gem. § 1180 Abſ. 1 BGB. ohne 
Gläubiger, aber mit Schuldnerwechſel, 

2. eine Umwandlung der Sicherungshypothek in eine ge⸗— 
wöhnliche Hypothek gem. 8 1186 BGB., 

3. eine Abtretung der gewöhnlichen Hypothek für die 
neueingetretene Forderung vom alten an einen neuen Gläu⸗ 
biger gem. den 88 1154 Abſ. 3, 873 BGB. 

Alle drei Rechtsvorgänge ſind rechtsgeſchäftlich in eine 
Urkunde, grundbuchmäßig in einen Eintragungsvermerk zu⸗ 
ſammengefaßt worden. Daraus darf aber nicht gefolgert wer⸗ 
den, daß der Bekl. als Abtretungsempfänger den Schutz der 
88 892, 1138 BGB. entbehren müßte. Es iſt nicht richtig, 
wenn das BG. meint, D. ſei im Grundbuch als Gläubiger 
der Darlehnsforderung, die erſatzweiſe in die Hypotheken⸗ 
deckung eintrat, überhaupt nicht in die Erſcheinung getreten, 
der Bekl. ſei mithin als Erſtgläubiger der umgewandelten 
Darlehnshypothek zu betrachten. Dem widerſpricht nicht nur 
die Urkunde v. 16. April, ſondern auch der Eintragungs⸗ 
vermert v. 30. Mai 1932. Beide laſſen keinen Zweifel darüber 
aufkommen, daß der Bekl. nicht Erſtgläubiger, ſondern Ab⸗ 
tretungsempfänger der Darlehnshypothek war. Abtretender 
konnte aber auch nach der Grundbuchlage niemand anders 
fein als D., der Gläubiger des alten, durch die Hüchſtbetrags⸗ 
hypothek geſicherten Forderungskreiſes und der als vorhauden 
unterſtellten neuen, erſatzweiſe eintretenden Darlehnsforderung. 
Wenn alſo auch anzuerkennen iſt, daß bei der Eintragung 
des Forderungswechſels nach $ 1180 BGB. der Gläubiger 
der neuen Forderung gem. $ 1115 BGB. im Grundbuch an⸗ 
gegeben werden muß (vgl. RGRKomm., 8. Aufl., Bd. 3, 
§ 1180 Anm. 3; Planck⸗Strecker, 4. Aufl., Bd. III 2, 
5 1180 Anm. 4b 6 zu 8 1180), fo kann doch bei dem hier 
gegebenen Sachverhalt die Angabe des D. als des erſten 
Gläubigers der neu in die Hypothek eintretenden Darlehns⸗ 
forderung nicht ſchon deshalb vermißt werden, weil im erſten 
Satze des Eintragungsvermerks v. 30. Mat 1932 der Name 
des D. nicht ausdrücklich auftaucht. Seine Erſtgläubigerſchaft 
an dieſer Darlehnsforderung ergibt ſich vielmehr für jeder⸗ 
mann ohne weiteres aus dem Zuſammenhang der Eintragung 
v. 31. März 1932 mit dem Eingang der Eintragung v. 30. Mai 
1932. Dann hat aber der Bekl. die Darlehnshypothek nicht 
als Erſatzberechtigter, ſondern als Zweitgläubiger unter dem 
Schutz der 8$ 892, 1138 BGB. erworben. Daß ſein Erwerb 
zeitlich mit dem Erſterwerb des D. am 30. Mai 1932 zu⸗ 
ſammenftel und räumlich im Grundbuch durch denſelben Ein⸗ 
tragungsvermerk zum Ausdruck gebracht wurde, ſteht der An⸗ 
wendung jener Schutzvorſchriften zu ſeinen Gunſten nicht ent⸗ 
gegen. Denn in der Rſpr. des NG. iſt nunmehr anerkannt, 
daß der Zweiterwerber einer Hypothek, der ſein Recht nicht 
Unmittelbar vom Eigentümer des Grundſtücks, ſondern vom 
erſten Hypothekengläubiger ableitet, auch dann den Schutz des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs in Anſehung der Rechts⸗ 
beſtändigkeit der hypothekariſch geſicherten Forderung und des 
dinglichen Hypothekenrechts genießt, wenn der zweite Erwerb 
dem erſten ohne Zwiſchenzeit folgt (RG. 140, 39 JW. 
1933, 2586; R.: WarnRſpr. 1935 Nr. 58; vgl. auch 
Planck⸗Strecker, 5. Aufl., Bd. III 2, §S 892 Anm. II 1b 
Abſ. 2). 

Hiernach kommt es für den Ausgang des Rechtsſtreits 
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entſcheidend darauf an, ob der Kl. den Beweis erbringen kann, 
daß dem Bekl. am 30. Mai 1932 das Nichtbeſtehen der ihm 
abgetretenen, hypothekariſch geſicherten Darlehnsforderung des 
D. gegen den Kl. bekannt war. 

(U. v. 12. April 1934; V 463/34. — Naumburg.) 
= g. 147, 298. 


[v. B.] 
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8. 8494 Miet Sch. Bei Beſtimmung des Un⸗ 
termietzinſes wird zwar im Regelfall der Haupt⸗ 
mietzins einen brauchbaren Ausgangspunkt bil⸗ 
den. Bleibt aber der Hauptmietzins hinter dem 
angemeſſenen Raumentgelt zurück, ſo iſt er für 
die Bemeſſung des Untermietzinſes nicht maß— 
gebend. f) 

Das BG. iſt zu der Auffaſſung gelangt, daß der ver- 
einbarte Untermietzins nicht unangemeſſen iſt. Da es bei der 
Anwendung des § 492 MietSchG. nicht auf das Vorliegen 
eines übermäßigen Gewinns ankomme, ſondern nur in Frage 
ſtehe, ob die vereinbarte Vergütung unangemeſſen jet, komme 
dem objektiven Nutzungswert die ausſchlaggebende Bedeutung 
zu, während die Geſtehungskoſten nur eine untergeordnete 
Rolle ſpielen dürften. Nach der Rſpr. könnten die Geſtehungs⸗ 
koſten nur zugunſten des Vermieters Bedeutung gewinnen, 
wenn ſie ergäben, daß der objektiv als angemeſſen ermittelte 
Mietzins ihm keinen Verdienſt laſſe oder nicht einmal ſeine 
Koſten decke. Auch für die Untermiete müßten dieſelben 
Grundſätze gelten. Wie der Eigentümer, der ſein Haus billig 
erworben habe, nicht gegen §S 49a MietSchG. verſtoße, wenn 
er den objektiv angemeſſenen Mietzins fordert, ſo könne auch 
der Untervermieter ohne Rückſicht auf die Höhe ſeines eigenen 
Mietziuſes den angemeſſenen Untermietzins fordern. Die Ver⸗ 
teilung des Hauptmietzinſes auf die untervermieteten Räume 
ſei nur einer der Wege, auf denen die Angemeſſenheit des 
Untermietzinſes nachgeprüft werden könne. Sei der Haupt⸗ 
mietzins aus beſonderen Gründen außergewöhnlich hoch oder 
niedrig, ſo könne er zur Nachprüfung des Untermietzinſes 
nicht verwendet werden. Dann aber ſei es nicht nötig, zu⸗ 
nächſt den angemeſſenen Zins für ſämtliche Räume zu er⸗ 
mitteln und ihn dann verhältnismäßig auf die in Untermiete 
gegebenen Räume zu verteilen, ſondern der Untermietzins 
könne ſogleich aus Vergleichsbeiſpielen abgeleitet werden. Im 
vorl. Falle ſei der Hauptmietzins beſonders niedrig, offenbar 
weil die Bekl. durch den Vertragsſchluß auf 12 Jahre ein be⸗ 
ſonderes Wagnis übernommen habe. Als Vergleichsbeiſpiele, 
aus denen die angemeſſene Vergütung für die Unterntiete ent⸗ 
nommen werden könne, ſeien in erſter Reihe Untermietver⸗ 
hältniſſe geeignet. Doch könnten hier auch Hauptmietverhält⸗ 
niſſe beachtet werden, da die untervermieteten Räume nicht 
unſelbſtändige Teile einer Raumeinheit ſeien und da der 
Untervermieter ſich in einer jo ſicheren wirtſchaftlichen Stel⸗ 
lung befinde, daß der Abſchluß des Untermietvertrages kein 
beſonderes Wagnis bedeute. Die Bekl. ſei eine der kapital⸗ 
kräftigſten Firmen in Deutſchland. 

Die Rev. meint demgegenüber, das BG. weiche bewußt 
von der Rſpr. der StrSen. des RG. ab, wenn es nicht vom 
Hauptmietzins ausgehe. Die Hauptmiete dürfe nur dann außer 
acht bleiben, wenn der Hauptmieter aus beſonderen Gründen, 
insbeſ. wegen perſönlicher Beziehungen zum Hauptvermieter, 
ungewöhnlich wenig zahle. Davon ſei hier nicht die Rede. 
Die Bekl. habe zu einer Zeit regſter Nachfrage in der T.ftrafe 
einen Eckladen gemietet, der ſo groß geweſen ſei, daß ſie einen 
abtreunbaren Teil, nach den Angaben der Parteien ¼ bis 2/,, 
an die Kl. habe abgeben können. Dafür habe ſie ſich rund 
die Hälfte des von ihr zu zahlenden Mietzinſes ausbedungen, 
und dieſer Anteil habe ſich nach der Ermäßigung der Haupt⸗ 
miete im Dez. 1931 zunächſt noch weiter geſteigert. 

Dieſer Angriff der Rev. iſt nicht begründet. Nach der 
ſtändigen Rſpr. des RG. iſt die Angemeſſenheit der Raum⸗ 
vergütung grundſätzlich nach dem objektiven Nutzungswert der 
Räume zu beurteilen. Die Geſtehungskoſten können daneben 
auch die vom BG. angegebene Bedeutung haben, weil ſie zu 
den geſamten Umſtänden gehören, die nach 8 49a MietSh®. 
ins Auge zu fafſen find (RGZ. 136, 165 = JW. 1932, 


2987). Bei der Untervermietung liegt es nicht anders. Auch 
hier iſt im Geſetz kein Anhalt zu finden, der dem objektiven 
Nutzungswert ſeine überwiegende Bedeutung für die Entſch. 
nehmen konnte. Allerdings wird der Hauptmietzins regel⸗ 
mäßig einen brauchbaren Ausgangspunkt für die Ermittlung 
der angemeſſenen Vergütung für die in Untermiete gegebenen 
Räume bieten, denn wenn man von ihm ausgeht, iſt es nicht 
wohl denkbar, daß der als angemeſſen gefundene Untermiet⸗ 
zins dem Untervermieter zur Deckung ſeiner Koſten und zu 
einem angemeſſenen Gewinn nicht ausreicht, daß alſo die Ge 
ſtehungskoſten zur Nachprüfung und Verbeſſerung des Er⸗ 
gebniſſes herangezogen werden müſſen. Außerdem kann, ſofern 
der Einzelfall nicht beſondere Abweichungen bietet, davon aus⸗ 
gegangen werden, daß der Hauptmietzins das Entgelt für 
die Geſamtheit der Räume darſtellt, das ihrem objektiven 
Nutzungswert entſpricht. In den Regelfällen wird alſo die 
Prüfung, die von dem Hauptmietzins ausgeht, damit ohne 
weiteres den objektiven Nutzungswert zur Grundlage der 
Entſch. machen. 

Steht aber feſt, daß der Hauptmietzins nach dem ob⸗ 
jektiven Nutzungswert der Räume hinter dem angemeſſenen 
Raumentgelt zurückbleibt, dann kann er auch für die Höhe des 
zuläſſigen Untermietzinſes nicht maßgebend ſein, denn es 
würde jeder Grund dafür fehlen, daß der Hauptmieter einen 
Vorteil, der ihm aus einem günſtigen Mietvertrage erwachſen 
iſt, bei der Untervermietung aufgeben und dem Untermieter 
zugute kommen laſſen müßte. Auch der Hinweis der Rev. auf 
die neuere Rechtsentwicklung könnte ein ſolches Ergebnis nicht 
rechtfertigen. In ſolchen Fällen kann der Hauptmieter viel⸗ 
mehr ohne Rückſicht auf ſeine eigene Mietzinsverpflichtung 
vom Untermieter ein nach dem objektiven Nutzungswert an⸗ 
gemeſſenes Entgelt fordern. Anders iſt auch die Rſpr. der 
StrSen. nicht zu verſtehen. Jusbeſ. RGSt. 62, 333 = JW. 
1929, 2873 führt aus, daß beſondere Umſtände die Zugrunde⸗ 
legung einer von der tatſächlich gezahlten abweichenden Haupt⸗ 
miete rechtfertigen können, und zwar einer höheren, wenn die 
Hauptmiete nicht wegen geſetzlicher Bindung oder aus ſozialen 
Gründen, ſondern infolge irgendwelcher perſönlichen Beziehun⸗ 
gen des Hauptvermieters zum Hauptmieter hinter dem für ge⸗ 
wöhnliche Verhältniſſe angemeſſenen Betrag zurückbleibt. Die 
Erwähnung der perſönlichen Beziehungen kann hier nur die 
Bedeutung eines Beiſpiels haben, denn es wäre nicht ver⸗ 
ſtändlich, weshalb es für die Höhe der Untermiete einen Unter⸗ 
ſchied machen könnte, ob die Hauptmiete beſonders niedrig iſt, 
weil der Hauptvermieter mit dem Hauptmieter verwandt oder 
befreundet iſt, oder ob dieſe Folge auf irgendeinem anderen 
Grunde eines beſonders günſtigen Abſchluſſes beruht. Es kann 
deshalb allein maßgebend ſein, daß die Hauptmiete hinter 
dem angemejjenen Betrage zurückbleibt, und daß dieſes Er⸗ 
gebnis eine Folge freier Vereinbarung, nicht aber geſetzlicher 
Bindung oder ſozialer Gründe iſt. So liegt es hier. 

Das BG. hat alſo mit Recht nicht auf die Höhe der 
Hauptmiete das entſcheidende Gewicht gelegt, ſondern den ob- 
jektiven Nutzungswert der Untermieträume zum Ausgangs⸗ 
punkt der Mietbemeſſung genommen. Dieſen Nutzungswert 
hat es ermittelt, indem es aus Vergleichsbeiſpielen die Frie⸗ 
densmiete errechnet und als angemeſſenen Untermietzins 
einen etwa dem Hundertſatz der geſetzlichen Miete entſprechen⸗ 
den Betrag gebilligt hat. Auch dieſes Verfahren läßt keinen 
Rechtsfehler erſehen. Es iſt ferner nicht zu beanſtanden, wenn 
das BG. das Reklameintereſſe der Kl. bei der Bemeſſung des 
Mietzinſes bewertet hat, denn auch ſolche Umſtände gehören 
zu den geſamten Verhältniſſen, deren Beachtung § 49a Miet⸗ 
Sch. fordert. 

(U. v. 2. Mai 1935; IV 5/35. — Berlin.) [K.] 


Anmerkung: Die vorl. Entſch., welche den Mietwucher 
bei Untermietperhältniſſen behandelt, paßt ſich der 
allgemeinen, Entwicklung der Rſpr. auf dem Gebiete des Miet⸗ 
wucherrechts an. Allgemein iſt das NG. dazu übergegangen, die 
Geſtehungskoſtentheorie fallen zu laſſen und die Nutzungswert⸗ 
theorie anzuwenden. Die bisherige Rſpr. des R., ſoweit ſie 
Untermietverhäftniffe betrifft, hat noch die Geſtehungskoſtentheorie 
zur Grundlage (vgl. RG.: JW. 1929, 1019; RG.: JW. 1929, 
2873; RG.: HöchſtRgtſpr. 1929, 484; RG.: JW. 1930, 3224). 
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Sie geht davon aus, daß die Hauptmiete, die der Untervermieter 
zahlt, auch für die Angemeſſenheit der Untermiete maßgebend ſei, 
jie müſſe nach dem Verhältnis der Fläche und des Nutzungswerts 
auf die Untermieträume verteilt werden und ergäbe dann den 
angemeſſenen Untermietzins; etwa darüber hinausgehende Be⸗ 
träge müßten durch beſondere Leiſtungen begründet werden. Die 
vorl. Entſch. geht nun im Anſchluß an die allgemeine Rſpr. des 
RG. im Mietwucherrecht einen anderen Weg. Sie erklärt, daß 
die Verteilung des Hauptmietzinſes auf die Untermieträume nur 
einer der Wege zur Ermittelung des angemeſſenen Untermietzin⸗ 
ſes ſei, daß es aber noch andere Wege gebe. Sie ſtellt, wie für alle 
Raumnutzungsverhältniſſe, auch für die Untermiete den objek⸗ 
tiven Nutzungswert als maßgeblichen Faktor für die Er⸗ 
mittelung des angemeſſenen Untermietzinſes hin. Damit hat es 
die Geſtehungskoſtentheorie auch für die Untermietverhältniſſe 
aufgegeben. Für den Untervermieter iſt der Hauptmietzins der 
Hauptteil ſeiner Geſtehungskoſten. Mit der Ablehnung der bis⸗ 
herigen Grundſätze, die den Hauptmietzins als entſcheidenden Fak⸗ 
tor bezeichnen, iſt mithin die Geſtehungskoſtentheorie abgelehnt. 

Die Unrichtigkeit der Geſtehungskoſtentheorie erweiſt ſich ge⸗ 
rade im vorl. Fall mit aller Deutlichkeit. Hier liegt die Beſon⸗ 
derheit vor, daß der Untervermieter einen beſonders günſtigen 
Mietzins mit ſeinem Vermieter vereinbart hat. Würde man die 
Geſtehungskoſtentheorie zugrunde legen, ſo müßte der tatſachlich 
gezahlte Hauptmietzins auf die untervermieteten Räume verteilt 
werden; damit würde der Vorteil eines beſonders günſtigen Miet⸗ 
abſchluſſes der Untervermieterin aus der Hand genommen werden. 
Dieſe Folgerung hat ſchon die bisherige Rſpr. ungern gezogen. Sie 
hat in beſonders gelagerten Fällen, z. B. wo perſonliche Ver⸗ 
hältniſſe auf die beſonders geringe Höhe des Mietzinſes von 
Einfluß waren, die Geſtehungskoſtentheorie aufgegeben und dies 
damit begründet, daß beſonders niedrige oder beſonders hohe Ge⸗ 
ſtehungskoſten nicht zu berückſichtigen ſeien. In ſolchen Fällen 
wurden normale Geſtehungskoſten fingiert. Bei dieſer Rſpr. kam 
man alſo dazu, die Geſtehungskoſtenthebrie donn nicht anzuwenden, 
wenn beſondere Verhältniſſe vorliegen. Damit war natürlich die 
Bedeutung dieſer Theorie erſchüttert, denn wenn ſie gerade in den 
Fällen, wo ſie ihre Eignung erweiſen ſoll, nicht zur Anwendung 
gebracht wird, hat fie überhaupt keine Daſeins berechtigung. Die 
Rutzungswerttheorie vermeidet dieſen Fehler. Sie findet, wie das 
NG. in obiger Entſch. ausdrücklich feſtſtellt, bei allen Arten von 
Raumnutzungsverträgen Anwendung, alſo auch bei der Unter⸗ 
miete. Es gibt keinen Unterſchied in der Behandlung der ein⸗ 
zelnen Arten von Raumnutzungsverträgen, daher iſt auch bei 
der Untermiete ſtets von dem objektiven Nut⸗ 
zungswert auszugehen. Dieſer iſt für die untervermie⸗ 
teten Räume ſelbſtändig zu ermitteln. Wenn auch in der Regel 
die Verteilung des Hauptmietzinſes auf die untervermieteten 
Räume ein gangbarer Weg hierzu iſt, ſo bleibt dieſes doch keines⸗ 
wegs der einzige Weg, vielmehr muß in den Fällen, wo er nicht 
zum Ziele führt, die Angemeſſenheit des Untermietzinſes auf an⸗ 
derem Wege pern werden. Ein ſolcher Fall iſt ſtets dann 
gegeben, wenn der Hauptmietzins von dem objektiven Nutzungs⸗ 
wert, ſei es nach oben oder nach unten, abweicht. Die Gründe für 
dieſe Abweichung ſind gleichgültig. Die Angemeſſenheit der Unter⸗ 
miete wird dann insbeſ. durch Heranziehung von Vergleichsbei— 
ſpielen zu ermitteln ſein. 

Die Nutzungswerttheorie führt demnach unmittelbar zu dem 
Ergebnis, daß die Vorteile eines beſonders günſtigen Mietabſchluſ⸗ 
ſes unbedingt dem Untervermieter verbleiben müſſen. Das RG. 
lehnt es mit Recht ab, dieſen Vorteil — lediglich einer Theorie zu⸗ 
liebe — dem Untermieter zukommen zu laſſen. Die Nutzungswert⸗ 
theorie ermöglicht es der Rſpr., ohne Zuhilfenahme von Fiktionen 
dies Ergebnis zu rechtfertigen. Damit allein ſchon iſt die Richtig⸗ 
keit dieſer Theorie erwieſen. 

RA. u. Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 
E 


9. 851 Gen G. 

J. Auch ablehnende Beſchlüſſe können Gegen⸗ 
ſtand einer Anfechtungsklage aus 8 51 Gen. 

En; 

II. Die Klage aus 8 51 Gen G. ift unabhängig 
von den Vorausſetzungen des 8256 3 PO. Der 
Nachweis eines beſonderen Rechtſchutzintereſſes 
iſt alſo nicht erforderlich. 

III. Anfechtungsgründe, die erſt nach Ablauf 
der Monatsfriſt des 8 51 Gen G. nachgeſchoben 
werden, ſind rechtlich ſchlechthin unbeachtlich. 

I. Die GenVerſ. der bekl. e Gmb. v. 1. Nov. 1933 hat 
es nicht abgelehnt, über den Antrag T. Beſchluß zu faſſen, 
ſondern über denſelben abgeſtimmt mit dem Erfolg, daß 


dieſer Antrag nach dem protokollierten und verkündeten Ab⸗ 
ſtimmungsergebnis abgelehnt worden iſt. Die Anfechtungs⸗ 
klage richtet ſich gegen einen „ablehnenden“ Beſchluß. Die 


Frage, ob ſolche Beſchlüſſe Gegenſtand einer Anfechtungs⸗ 


klage ſein können, iſt vom RG. insbeſ. für die Anfechtungs⸗ 
klage des § 271 HGB. wiederholt ſchon bejaht worden 
(RGZ. 142, 123 JW. 1934, 90; 146, 71). Hier handelt es 
ſich nun allerdings nicht um eine aktienrechtliche Anfechtungs⸗ 
klage, ſondern um die Anfechtungsklage aus 8 51 Gen G. 
Für ſie gilt aber inſoweit dasſelbe, wie für die Klage aus 
§ 271 HGB. 

II. Anlangend ſodann das von dem Vorderrichter ver- 
mißte Rechtsſchutzintereſſe, fo hat ſchon der 1. ZivSen. des 
RG. in dem allerdings wiederum zu einer aktienrechtlichen 
Anfechtungsklage ergangenen Urt. RG. 77, 255/57 = JW. 
1912, 82 ausgeführt, daß von dem anfechtenden Aktionär 
der Nachweis eines beſonderen perſönlichen Intereſſes an der 
Beſeitigung des beanſtandeten Beſchluſſes nicht zu erfordern 
fei. In dem Urt. des erk. Sen. v. 13. Nov. 1934, RG. 45, 
336, iſt ferner dargelegt, daß die Klage aus § 271 HGB. 
unabhängig von den Vorausſetzungen des § 256 ZPO. iſt 
und ihr der Gedanke zugrunde liegt, daß jeder Aktionär ein 
Recht darauf hat, daß von der Hauptverſammlung nur ſolche 
Beſchlüſſe gefaßt werden, die mit dem Geſetz und der Satzung 
im Einklang ſtehen; geſetz- und ſatzungswidrige Beſchlüſſe 
müßten, ſoweit ſie auf dem Verſtoß beruhen, nicht hin⸗ 
genommen werden; der Geſetzgeber erblicke das Rechtsſchutz⸗ 
intereſſe allein ſchon in der Tatſache der Mitgliedſchaft bei 
der AG. und des Anteilsbeſitzes; des Nachweiſes eines 
weitergehenden Intereſſes bedürfe es nicht. Dieſelben Rechts⸗ 
grundſätze gelten entſprechend auch für die gleichartige Klage 
aus 8 51 Gen®. Dem Vorderrichter kann deshalb inſoweit 
nicht beigetreten werden, als er im Gegenſatz hierzu noch 
von dem Kl. den Nachweis eines Rechtsſchutzintereſſes er⸗ 
fordert. Allerdings hat der erk. Sen. in dem Urt. vom 
22. Jan. 1935, II 198/34, die Möglichkeit anerkannt, daß 
der aktieurechtlichen Anfechtungsklage der Einwand entgegen⸗ 
geſetzt werden köune, der Kl. verletze durch ihre Erhebung 
gröblich feine geſellſchafterliche Treupflicht und die Klag⸗ 
erhebung bedeute daher eine unzuläſſige Rechtsausübung. 
Für einen ſolchen Einwand böte aber die Sachlage des vor— 
liegenden Falles keinen Anhalt. 


III. Der Antrag T. iſt abgelehnt worden. Aus dieſer 
Ablehnung der beantragten Erledigung der fraglichen Re⸗ 
greßanſprüche und der Klage in Bauſch und Bogen durch 
die Gen Verf. kann hier keineswegs umgekehrt zugleich poſitiv 
eine ebenſolche allgemeine Billigung der Erhebung und 
Weiterverfolgung derartiger Anſprüche durch die Gen Verſ. 
gefolgert werden. Der Kk. ſelbſt hat in der Klageſchrift auch 
keine dahingehende Behauptung aufgeſtellt und etwa als 
Anfechtungsgrund geltend gemacht, daß in dem Ablehnungs⸗ 
beſchluß zugleich der entgegengeſetzte poſitive Beſchluß ſtecke. 
Nur die in der Klageſchrift vorgebrachten Anfechtungsgründe 
wären hier aber noch innerhalb der Monatsfriſt des 8 51 
Gen., deren Einhaltung in jeder Lage des Verfahrens von 
Amts wegen zu prüfen ift (ſ. a. RG. 91, 316 JW. 1918, 
175; ZW. 1928, 156914; 1929, 13676; RG. 125, 143, 
156 = JW. 1931, 797), in den Prozeß eingeführt. An⸗ 
fechtungsgründe, die — ſei es überhaupt, ſei es auch nur 
ihrem weſentlichen tatſächlichen Kern nach — erſt nach Ab⸗ 
lauf dieſer Friſt nachgeſchoben werden wollen, ſind rechtlich 
ſchlechthin unbeachtlich. 

(U. v. 26. Febr. 1935; II 253/34. — Berlin.) [v. B.] 


* 


10. 88 7, 9 ®b; 6. Auf Grund der unlösbaren 
Verbundenheit des Warenzeichens mit einem be⸗ 
ſtimmten Geſchäftsbetriebe darf nur derjenige 
die Rechte aus der Eintragung geltend machen, 
der damit den Schutz des hinter dem Zeichen 
ſtehenden Unternehmens erſtrebt. 7) 

(U. v. 26. März 1935; II 277/84.) 

Abgedr. JW. 1935, 22749. 
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Anmerkung: Für das organiſche Rechtsdenken iſt die enge 
Verbundenheit von Warenzeichen und Geſchäftsbetrieb eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit. Zu dem Warenzeichen muß genau jo wie zu dem 
Namen und der Firma ein lebendiger Träger gehören. Das 
gehört zu ſeiner Natur als Kennzeichnungsmittel, das der Unter⸗ 
ſcheidung der Herkunft von Waren aus einem beſtimmten Geſchäfts⸗ 
betriebe dienen ſoll. Der Familienname iſt gebunden an die Vor⸗ 
ausſetzungen der Abſtammung, die Firma — der Name des ge⸗ 
werblichen Unternehmens — iſt in ſeiner Entſtehung und ſeinem 
Schickſal verwachſen mit dem Betrieb. So kann auch für das Wa⸗ 
renzeichen grundſätzlich nichts anderes gelten. Die vereinten Be⸗ 
mühungen von beſtimmter Seite (Jſay, Magnus, Waſſer⸗ 
mann, Reimer, Manaſſe u.a.), die natürlichen Bindungen 
aufzuheben und die „Unabhängigkeit des Warenzeichens“ zu pro⸗ 
klamieren, können als endgültig geſcheitert angeſehen werden. 

Daran zu erinnern, gibt der vorſtehend abgedruckte Teil des 
RGurt. Veranlaſſung. Will man in Zweifelsfällen zu einer rich⸗ 
tigen Entſch. gelangen, fo kann man es nur auf Grund einer leben⸗ 
digen Vorſtellung der natürlichen Entwicklungen und Wandlungen 
eines geſchäftlichen Betriebes, für deſſen Waren das Warenzeichen 
Erkennungsmerkmal ſein ſoll. So darf aus obigem Urteil nicht 
abgeleitet werden, daß ein für einen in der Entſtehung begriffenen 
Betrieb angemeldetes und eingetragenes Warenzeichen nicht mehr 
rechtsgültig übertragen werden kann. Der Fall iſt häufig, daß 
vor Gründung einer Geſellſchaft des Handelsrechts zunächſt auf den 
Namen eines der Mitgründer das oder die Zeichen angemeldet 
werden. Erſt ſpäter, wenn die Aktcß. oder GmbH. rechtsgültig be⸗ 
ſteht und der Geſchäftsbetrieb tatſächlich aufgenommen wird, er⸗ 
folgt die Umſchreibung des Zeichens. Hier iſt es unſchädlich, daß 
der erſte Zeicheninhaber nicht Inhaber des Geſchäftsbetriebes war, 
denn es liegt ein organiſch ſich entwickelnder Gründungsvorgang 
vor. Ganz anders der vom RG. behandelte Fall: Nachtraglich ver⸗ 
ſucht ein wegen Verletzung in Anſpruch genommener Benutzer des 
Warenzeichens „Aeskulap“ ſich ein Scheinrecht zu verſchaffen, in⸗ 
dem er von einem Dritten ein Warenzeichen mit dem Worte „Aes⸗ 
kulap“ auf ſich mitſamt „Geſchäftsbetrieb“ übertragen läßt. Die 
tatſächliche Prüfung ergab aber, daß dieſer Geſchäftsbetrieb ein 
Nichts war. Daß ſolche Manöver nicht durchgelaſſen werden, iſt 


nur zu begrüßen. 
RA. Uteſcher, Hamburg. 
* 


** 11. Reichsdeputationshauptſchluß vom 
25. Febr. 1803; Pr VO. über Kompetenzkonflikt 
v. 1. Aug. 1879; SI 793 ff. BG B. e 

I. Inhalt und Pflichten des Staats aus der 
Inkorporation einer Kirche in ein Stift und der 
Säkulariſation dieſes Stifts. 

II. Die Bindung an eine vom Kompetenz⸗ 
gerichtshof erlaſſene Entſch. beſchränkt ſich auf 
die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs. Ein⸗ 
wendungen des Gegners gegen die Anſprüche, 
für die der Rechtsweg offenſteht, unterliegen 
unbeſchränkt der Prüfung des ordentlichen Be- 
richts. 

III. Das Recht der Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber iſt fo ſtark mit ſachenrechtlichen 
Einflüſſen durchſetzt, daß der für das Recht der 
Schuldverhältniſſe gültige Satz von dem Unter⸗ 
gang der Forderung durch Zuſammentreffen von 
Gläubiger⸗ und Schuldnerſchaft auf das Recht 
aus dem Inhaberpapier nicht anzuwenden iſt. 

Um das Jahr 946 wurde von dem Grafen H. in G. ein 
Kanoniſſenſtift gegründet und dabei dieſem Stift eine damals 
bereits vorhandene Kirche, die der Seelſorge der inneren 
Stadt diente, und ihr Amtsvermögen übereignet. Das Stift 
übernahm fortan die Pfarrſeelſorge in der Gemeinde. Es 
waren ein Pfarrer und drei Kanoniker mit der Seelſorge be⸗ 
faßt, letztere aushilfsweiſe. Ende des 18. Jahrhunderts trat 
zu dieſen vier Geiſtlichen noch ein Kommendatar. Die Mittel, 
die der Unterhaltung der die Pfarrſeelſorge verrichtenden 
Geiſtlichen dienten, waren infolge der Einwirkung von Krieg 
und Reformation unzureichend geworden. Zur Abſtellung der 
Mängel kam es unter Erzbiſchof Ernſt i. J. 1587 zur Erneſti⸗ 
niſchen Union, durch welche die Erträgniſſe einiger weiterer 
Vermögensſtücke den alten Amtseinkünften dieſer Geiſtlichen 
hinzugefügt wurden. 

So blieb der Zuſtand, bis i. J. 1803 der Reichsdepu⸗ 


tationshauptſchluß (NDHSH.) erging. Durch ihn wurde das 
Stift mit dem Herzogtum Weſtfalen dem Großherzog von 
Heſſen⸗Darmſtadt zugeteilt. Im Jahre 1815 kam es dann an 
Preußen. Schon 1807 hatte der heſſiſche Großherzog ein 
neues Statut erlaſſen. Am 28. Okt. 1819 regelte Preußen 
die Verhältniſſe durch eine Kabinettsorder. Im Jahre 1834 
erging eine weitere, G.er Verhältniſſe betreffende Kabinetts⸗ 
order. 

Mit der Klage verlangt die Kl. die Ergänzung der Be 
ſoldung ihres zweiten Geiſtlichen. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. Das BG. hat dagegen der Klage teilweiſe ſtatt⸗ 
gegeben. Auf die Rev. beider Parteien wurde die Sache an 
das BG. zurückverwieſen. 

J. Das BG. nimmt an, daß das Rechtsverhältnis ſich ſo, 
wie aus einer Inkorporation geſtaltet gehabt habe und ſieht 
in den Maßnahmen der heſſ. und preuß. Regierung eine Sä- 
kulariſation. A 

Aus den heſſ. und preuß. Maßnahmen ergäbe ſich nicht 
die Abſicht, dem neuen Stift eigene Rechtsperſönlichkeit zu 
geben und damit allgemeingültiges objektives Recht zu ſchaf⸗ 
fen, vielmehr nur, Anordnungen über die nunmehrige Ver⸗ 
waltung des in den Machtbereich des Staats gezogenen Ver⸗ 
mögens zu treffen. Dieſen Ausführungen des BG. kann 
lediglich beigepflichtet werden. 

Der Verkl. iſt daher der Staat. 

Als Folge der Übernahme des ſtiftiſchen Vermögens auf 
den Staat ergibt ſich die Verhaftung des Staats, gemäß der 
Verpflichtung des Stifts für die Seelſorgebedürfniſſe der Kl. 
aufzukommen. Im Gebiet des gemeinen Rechts, aber auch im 
Bereich des erſt durch das Publikationspatent v. 21. Juni 
1825 (GS. 153) in G. eingeführten PrAL R. iſt eine Ver⸗ 
pflichtung des Staats in der Nipr. der ordentlichen Gerichte 
immer auerkanut worden, auf Grund der Vermögensüber⸗ 
nahme für die alten Pflichten des Stifts auf Deckung der 
Seelſorgebedürfniſſe einzuſtehen (vgl. RZ. 101, 10 [17]: 
JW. 1888, 350 17). 

Wenn auch der RD Sch. ſelbſt nicht als Quelle ſub⸗ 
jektiver Berechtigung der Kl. anzuſehen iſt (vgl. RG. 101, 
12), ſo bilden für den Inhalt der rechtlichen Verpflichtungen 
des Staats doch auch die Beſtimmungen des RD Sch. mit 
eine Grundlage (vgl. RG. v. 26. Jan. 1907, II 363/06). 
In erſter Reihe aber bleibt für die Anſprüche der Kl. der 
Ane der Inkorporationsverpflichtung des Stifts maß⸗ 
gebend. 

Da die Verleihungsurkunde nicht erhalten iſt, müſſen zur 
Feſtſtellung des Inhalts der Verpflichtung neben Schlüſſen 
aus der allgemeinen Rechtsentwicklung des Inkorporations⸗ 
rechts die ſonſtigen geſchichtlichen Nachrichten und der Beſitz— 
ſtand herangezogen werden. 

Wie weit die Verpflichtung erfüllt worden iſt, hängt von 
ihrem Inhalt ab. (Wird weiter ausgeführt [vgl. RZ. 147, 
236 ff.] und dann fortgefahren:) Der Tatrichter muß erneut 
die Geſamtheit der Entwicklung feſtſtellen und prüfen, welche 
Schlüſſe aus der Erneſtiniſchen Union, der ſpäteren Zuwen⸗ 
dung fremden Vermögens und dem Beſitzſtand auf den Um⸗ 
fang der zur Zeit der Säkulariſation beſtehenden Verpflich⸗ 
tung ſich ergeben, und ob dieſe Verpflichtung durch Hingabe 
der dem erſten Kanoniker gewidmeten Vermögensteile bereits 
voll erfüllt iſt. 

Wäre eine ſolche volle Erfüllung nicht feſtzuſtellen, ſo 
wäre von dem Umfang der Seelſorgebedürfniſſe auszugehen, 
alſo anſcheinend von der Notwendigkeit, zwei Geiſtliche zu 
unterhalten. Es hätte aber der Vermögensſchwund und die 
Entwertung in jedem Falle zu Laſten der Kl. gehen müſſen 
(vgl. NG. IV 474/28 v. 4. Nov. 1929, IV 282/29 v. 30. Juni 
1930). Der Ertrag des i. J. 1828 der Kl. überlaſſenen Ver⸗ 
mögens in dem Zuſtande, in dem es ſich jetzt befindet, kann 
nicht maßgebend ſein für die Entſch. der Frage, welchen Teil 
vom Stamm ſeiner Verpflichtung der Fiskus durch die Über⸗ 
laſſung von Vermögensſtücken i. J. 1828 endgültig erfüllt hat. 

Die Pflicht des Stifts aus der Inkorporation zur Be⸗ 
ſtreitung der kirchlichen Bedürfniſſe der Kl. beſtand dem 
Grunde ihrer Entſtehung nach nicht nur hilfsweiſe (vgl. Hin⸗ 
ſchius § 109 II S. 446). Da das ganze Kirchenvermögen 
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übernommen wurde, war mit anderen Mitteln zunächſt gar 
nicht zu rechnen. 

Aus der Natur des Auſpruchs aus der Inkorporation 
läßt ſich nicht folgern, daß die Verpflichtung des Stifts und 
des Staats hinter anderen Einnahmequellen zurückzutreten 
hat. Ein Recht, fein Vermögen von der Pflicht zur Be⸗ 
ſtreitung der geiſtlichen Gehälter dadurch zu entlaſten, daß 
es Steuern erhob, kam dem Stift nach der allgemeinen 
lirchenſteuerrechtlichen Entwicklung nicht zu (vgl. Gieſe, 
Deutſches Kirchenſteuerrecht bei Stutz, Kirchenrechtliche Ab⸗ 
handlungen Heft 69/71 S. 13; Hinſchius a. a. O. 8 103 
II S. 390 Abſ. 5). Aus dem neuzeitlichen Kirchenſteuerrecht 
ergeben ſich auch keine Gründe, die aus der Steuerzahlung 
eine Einwirkung auf die alte Verpflichtung des Bekl. er⸗ 
gäben (vgl. RG 3. 147, 239). 

Die Erörterungen des BG. über das Verhältnis, in wel 
chem die Auſprüche der Kl. zu den Bedürfniſſen ſtehen, die 
für die Aufrechterhaltung des Stifts erforderlich ſind, können 
nicht gebilligt werden. Die Kl. verlangt den Vorrang für ihre 
Anſprüche. Das BG. billigt dieſen Vorrang der Kl. zu. Zur 
Eutſch. dieſer Rangfrage muß auf die Rechtslage zurückge⸗ 
gangen werden, die bei dem alten Stift beſtand (vgl. Res. 
147, 240 ff.). 

Aus den Beſtimmungen des RD Sch. iſt nichts dafür zu 
entnehmen, daß irgendeine Anderung in dem Nangverhältnis 
der Bedürfniſſe für Seelſorger und Stift eingetreten wäre. 
Es kann die Meinung des BG. nicht als richtig anerkannt 
werden, daß bei Nichtzureichen der Mittel zur Deckung der 
Bedürfniſſe des Stifts und der Geiſtlichkeit die letzteren vor 
den erſteren den Vorrang zu beanſpruchen hätten. Der Bekl. 
darf vielmehr die Einkünfte aus dem alten Stiftsvermögen, 
die er bisher für das Stift in ſeiner neuen Form beſtimmt 
hatte, ſoweit ſie dem Umfange nach den Aufwendungen für 
die Unterhaltung des ehemaligen Kanoniſſenſtifts entſprachen, 
auch weiterhin für das jetzige Stift verwenden, ſelbſt wenn 
die neuen Bedürfniſſe der Kl. nicht gedeckt werden. 

II. Das BG. erkennt das Recht der Bekl. an, die Un⸗ 
zulänglichkeit der Erträge des überkommenen Vermögens 
vorzuſchützen und nachzuweiſen. Die Berechtigung zu dieſem 
Einwand ergibt ſich aus der ausdrücklichen Beſtimmung der 
Kabinettsorder v. 25. Sept. 1834. Dieſe Berechtigung iſt in 
RG. 111, 222 = ZW. 1925, 2436 (mit Berichtigung R353. 
116, 412) auf Grund der Kabinettsorder v. 25. Sept. 1834 
auch für die Klagegründe aus der Geſamtnachfolge anerkannt 
worden. Die Geſetzesnatur der Kabinettsorder v. 25. Sept. 
1834 iſt vom RG.: RG. 111, 211 begründet worden. Das 
NS. hat dieſe geſetzliche Beſtimmung in Anwendung zu brin- 
gen, ſoweit es nicht durch das Urt. des Kompetenzgerichtshofs 
daran gehindert iſt. Die Behinderung beſchränkt ſich, unter 
Ausſchluß jeden Eingriffs in die Sache ſelbſt, auf die Frage 
der Zuläſſigkeit des Rechtswegs, alſo auf die Frage, ob der 
Klageanſpruch, ſoweit er auf die Kabinettsorder geſtützt iſt, 
vom ordentlichen Gericht geprüft werden darf. Nur in dieſer 
Beſchränkung iſt das ordentliche Gericht gebunden (val. 
Gaupp⸗Stein⸗Jonas 3PO., vor $ , II E S. 14 vor 
Note 128). Die Einwendungen des Gegners gegen die An⸗ 
ſprüche, für die der Rechtsweg offenſteht, unterliegen unbe⸗ 
ſchränkt der Prüfung des ordeutlichen Gerichts. 

III. Da das Vermögen des Stifts vom ſonſtigen Staats⸗ 
vermögen getrennt gehalten worden iſt, beſtehen Schwierigkeiten 
hinſichtlich der Feſtſtellung aller dieſer Vermögeusteile nicht. 

Dieſe Abſonderung des Stiftsvermögens hat dadurch 
keine Einbuße erlitten, daß Teile des Stiftsvermögens im 
Laufe der Zeit in preuß. Staatsſchuldpapieren angelegt wor⸗ 
den find, alſo Juhaberwertpapiere angeſchafft worden find. 
Die Folgerung des BG., daß durch die Vereinigung von 


Schuldner (Staat) und Gläubiger (statio kisci Stiftsfonds 


G.: Staat) die Staatsſchuld erloſchen, daher das Stiftsver⸗ 
mögen für Staatszwecke verwendet und nunmehr inſoweit im 
allgemeinen Staatsvermögen untergegangen ſei, iſt unrichtig. 
Eine Tilgung der Schuld war nicht beabſichtigt, ſondern eine 
Anlage des Stiftsvermögens. Dadurch unterſcheidet ſich der 
vorl. Fall von dem in JW. 1928, 3233 behandelten Urt. 
v. 2. Okt. 1928, II 517/28. Dort waren verjilberte Teile 


des ſakulariſierten Vermögens zur Tilgung von Schulden 
des Staats verwendet und damit dieſe Vermögensſtücke aller⸗ 
dings in das allgemeine Staatsvermögen übernommen wor⸗ 
den, was hier nicht der Fall iſt. Der Rechtsſatz, daß durch 
Vereinigung von Gläubiger und Schuldner eine Forderung 
erliſcht, gilt nur im Bereich des Rechts der Schuldverhältniſſe 
als ſelbſtverſtändlich. Im Gebiet des Sachenrechts iſt der 
Vereinigung nicht bie gleiche Wirkung beigelegt (vgl. RöR⸗ 
Komm., Anm. 2 vor § 241 BGB.). Das Recht der Schuld⸗ 
verſchreibung auf den Inhaber iſt ſo ſtark mit ſachenrechtlichen 
Einflüſſen durchſetzt (§§8 793, 935, 1207, 1293 BGB., 5 821, 
23 3 PO. dazu R. 58, 10), daß der für das Recht der 
Schuldverhältniſſe gültige Satz von dem Untergang der For⸗ 
derung durch Zuſammentreffen von Glaubiger- und Schuld⸗ 
nerſchaft auf das Recht aus dem Inhaberpapier nicht anzu⸗ 
wenden iſt (ogl. RG. 18, 6 [9] und die dort angeführten 
Schriftſteller). Durch den Erwerb der Schuldverſchreibungen 
für den Stiftsfonds iſt an der Rechtslage und der Abſonderung 
vom allgemeinen Staatsvermögen alſo nichts geändert. Im 
übrigen wäre bei Untergang eines Schuldverhältniſſes durch 
Vereinigung von Schuldner und Gläubiger auch für den Un⸗ 
zulänglichkeitseinwand aus der Säkulariſationsverpflichtung 
der in § 1991 Abſ. 2 BGB. ausgeſprochene Rechtsgedanke 
anzuwenden geweſen, der zu dem gleichen Ergebnis führt. 
Denn wenn das Recht einem Schuldner eine beſondere Rechts⸗ 
ſtellung dahin gewähren will, daß er nur mit den Erträgen 
einer beſtimmten Vermögensmaſſe hafte, und er zu dieſem 
Zweck dieſe Vermögensmaſſe geſondert zu halten veranlaßt iſt, 
dann will das Recht dem Schuldner auch die Möglichkeit dazu 
bieten und nicht durch Rechtsfolgen, die in anderen Verhält- 
niſſen angemeſſen ſind, den von ihm erſtrebten Erfolg ſelbſt 
verhindern. 

Der Inflationsverluſt an den Inhaberpapieren iſt bei 
Feſtſtellung des Beſtandes des eingezogenen Stiftsvermögens 
und der Höhe der verbleibenden Einkünfte zu Laſten der Kl. 
zu berückſichtigen. 

Haben Renten und Zehnten zum Stiftsvermögen gehört, 
die der Ablöſungsgeſetzgebung unterlagen, jo können nur die 
Ablöſungskapitalien dem Stiftsvermögen als Erſatzſtücke zu⸗ 
geſchrieben werden; ihre Anlage war Sache des Staats und 
ihn trifft kein Vorwurf, wenn er Rentenbriefe dafür erhalten 
und behalten hat und dieſe einer Entwertung nicht entgangen 
ſind. Nur ihr Aufwertungsbetrag kann jetzt als Stiftsver⸗ 
mögen betrachtet werden (vgl. RZ. 147, 246). 

Wie im übrigen die Berechnung aufzuſtellen iſt, iſt in 
RG. 143, 143 näher dargelegt. 

Schließlich beſteht Streit, ob der Bekl. ſich die Zuſchüſſe, 
die auf Grund des PfarrerBeſoldch. der Kl. zugefloſſen find, 
auf die Forderung ans der Inkorporationsverpflichtung an⸗ 
rechnen kann. Die BrßfarrerBejold®. haben zwar nicht, wie 
etwa das württemb. (VO. v. 24. Dez. 1923 § 2 RBl. 1924, 
183), eine ausdrückliche Anordnung dieſes Inhalts in ſich 
aufgenommen. Es iſt aber durch die Kabinettsorder vom 
25. Sept. 1834 angeordnet worden, daß im Falle der ſtaat⸗ 
lichen Gewährung einer anderweiten Dotation oder Aushilfe 
für den gottesdienſtlichen Bedarf der diesfällige Betrag von 
dem rechtlichen Auſpruch abgerechnet werden muß und daher 
hat auch das RG. immer die Anrechuungsfähigkeit anerkannt 
(vgl: RG. IV 722/26 v. 23. Juni 1927 [Archiv kath. Kirchen⸗ 
recht Bd. 107 S. 731]; IV 282/29 v. 30. Juni 1930). 

(U. v. 1. April 1935; IV 179/34. — Hamm.) v. B.] 
NGZ. 147, 233.5 
* 

12. 88 256, 704 ZPO. Zweifel bei der Aus⸗ 
legung eines Urteils hinſichtlich der Zwangs⸗ 
vollſtreckung find zunachſt im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren zu klären. Jedoch kann bei erheblichen 
Zweifeln auch eine Feſtſtellungsklage mit dem 
Ziele der Auslegung des Urteils erhoben 
werden. ) 

Zweifel, die ſich bei der Auslegung eines Urt. im Hin⸗ 
blick auf die Zwangsvollſtreckung ergeben, müſſen zunächſt 
im Vollſtreckungsverfahren gelöſt werden, wie dies im vor⸗ 
liegenden Falle, wo es ſich um die Rechnungslegung der Kl. 
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handelt, auf den Straffeſtſetzungsantrag der Bekl. hin vom 
LG. als Prozeßgericht gem. § 888 ZPO. und ſodann vom 
BG. als BeſchwG. im Beſchlußverfahren verſucht worden ift. 
Das Vollſtreckungsverfahren ſchließt es feinem Weſen nach 
aber nicht aus, daß der Schuldner den bei erheblichen 
Zweifeln zweckmäßigeren Weg einer Feſtſtellungsklage ein⸗ 
ſchlägt, die nichts weiter zum Ziele hat als die Auslegung 
des vollſtreckbaren Urt. im ordentlichen Prozeß. Man kann 
dies Feſtſtellung des Urteilsinhalts nennen, wie es der erk. 
Sen. in feinem Urt. v. 16. April 1913 (RGZ. 82, 162 
164) getan hat, und ſich doch darüber klar fein, daß es ſich 
letzten Endes um die Feſtſtellung des ſtreitigen Rechtsverhält⸗ 
niſſes zwiſchen den Parteien handelt (Stein-Jonas, 
II 3a zu $ 704 3PO .). Aber doch eben nur um die Feſt⸗ 
ſtellung innerhalb der Grenzen des auszulegenden Urt. Soll 
ein über dieſes hinausgehender Sachverhalt der Entſch. des 
Gerichts unterbreitet werden, ſo kann das nur durch eine 
ganz neue Klage geſchehen, die z. B. der Gläubiger, wenn 
Patentverletzung in Frage ſteht, auf eine beftimnite, vorher 
noch nicht angegriffene Konſtruktion des Schuldners ſtützen 
kann (RG. a. a. O.). Bei Feſtſtellung des Inhalts eines 
im Patentverletzungsprozeß ergangenen Urt. geht es aber 
gerade um die Frage, ob eine in dieſer Hinſicht ſtreitig ge— 
wordene Konſtruktion oder, wie im vorliegenden Falle, ein 
ſtreitig gewordenes Verfahren ohne weiteres unter jenes Urt. 
fällt oder ob, weil dies nicht der Fall iſt, um einen neuen 
Tatbeſtaud der Patentverletzung erneut zwiſchen den Parteien 
geſtritten werden muß. Dies letzte behauptet die Kl. im 
gegenwärtigen Rechtsſtreit; fie wünſcht die negative Feft- 
ſtellung, daß ſich das im Vorprozeß ergangene Urt. nicht 
auf ein Verfahren erſtrecke, nach dem bei ſonſt gleichen Merk⸗ 
malen ſtatt Spiritusharzfarbe Zaponlack angewendet wird. 

Ein rechtliches Intereſſe an dieſer Feſtſtellung iſt der 
Kl., von der ihrer Anſicht nach in zu weitem Umfange Ned) 
nungslegung verlangt wird, nicht abzuſprechen. Es handelt 
ſich hier um einen nicht einfach liegenden Fall der Urteils⸗ 
auslegung, wie ſich daraus ergibt, daß im Straffeſtſetzungs⸗ 
verfahren ein Sachverſtändiger hat vernommen werden müſſen. 
Da kann es dem Schuldner trotz anhängigen Vollſtreckungs⸗ 
verfahrens nicht verſagt werden, daß er ſein Recht auf Ein⸗ 
haltung der Urteilsgrenzen im Prozeßwege verfolgt, der 
ie mündliche Verhandlung ermöglicht und die RevJuſt. 
eröffnet. 

Der Rev. muß zugegeben werden, daß das BG. in 
ſeiner Auslegung des vollſtreckbaren Urt. deſſen Grenzen 
überſchritten hat, auch wenn dabei berückſichtigt wird, daß für 
die Tragweite der Rechtskraft eines Urt. deſſen Sinn ent⸗ 
ſcheidend fein muß (RGZ. 144, 224 = JW. 1934, 2048 13 
und das Urt. des erk. Sen. v. 2. Febr. 1935, I 120/34: 
JW. 1935, 157417), 

(U. v. 2. März 1935; 1 226/34. — Berlin.) [K.] 


Anmerkung: Daß Zweifel über die Auslegung und Trag⸗ 


weite eines Urteils u. U. im Wege einer beſonderen Feſtſtellungs⸗ 


klage geklärt werden können, iſt heute wohl allgemeine Meinung 
(vgl. Stein- Jonas, 15. Aufl., vor § 704 Bent. II 3 a; 
Baumbach, § 767 Bem. 2; Seuffert⸗Walsmann, 
§ 256 Bem. 2 c). Dabei liegt es in der Natur der Sache, daß 
ſolche Zweifel ſeltener bei Leiſtungsurteilen als bei Unterlaſſungs⸗ 
urteilen und hier wieder ganz beſonders bei Patentverletzungen 
vorkommen. Die bisher beſonders bekannt gewordenen RG.- 
Entſch. auf dieſem Gebiet betrefſen denn auch fämtlich ſolche Un⸗ 
terlaſſungsurteile in Patentſachen, ſo vor allem RG. 82, 161 und 
das in der hier vorl. Eutſch, erwähnte Urteil des 1. Senats vom 
2. Febr. 1935, 1120/34, abgedr.: JW. 1935, 1575 mit Anm. 
von Kallfelz. 

Streitig iſt nun einmal die Frage, ob der Gegenſtand dieſer 
Feſtſtellungsklage die Feſtſtellung des materiellen Rechtsverhält⸗ 
niſſes oder nur des Inhalts des erſten Urteils ſei. Das RG. 
meint, daß es ſich letzten Endes um die Feſtſtellung des ſtreitigen 
Rechtsverhältniſſes zwiſchen den Parteien handle, aber doch eben 
nur um die Feſtſtellung innerhalb der Grenzen des auszulegen⸗ 
den Urteils. Sehr deutlich iſt die Formulierung gerade nicht. Das 
NG. gibt aber ſelbſt an ſpäterer Stelle den entſcheidenden Ge⸗ 
ſichtspunkt an, indem es ſagt, es ſtehe bei dieſer Feſtſtellungsklage 
nicht in Rede, ob die Verwendung von Zaponlack ſtatt Spiritus⸗ 
farbe gegen das Patent der Bekl. verſtoße, ſondern nur, ob 


dieſe Verwendung ohne weiteres unter das im Urteil ausgeſpro⸗ 
chene Verbot falle. Alſo doch eben nicht Feſtſtellung des materiel⸗ 
len Rechtsverhältniſſes, das ja ausdrücklich dahingeſtellt bleibt 
und erſt im Wege eines neuen Patentprozeſſes geklärt werden 
ſoll, ſondern Feſtſtellung des Urteilsinhaltes! 

Aus der bisherigen Rſpr. iſt nicht mit Sicherheit zu ent⸗ 
nehmen, wann denn eine ſolche Feſtſtellungsklage neben dem Ver⸗ 
fahren der §§ 887 ff. zuläſſig fein ſoll. Das Rg. begründet im 
vorl. Fall die Zuläſſigkeit damit, daß der Schuldner bei er⸗ 
heblichen Zweifeln den zweckmäßigeren Weg einer Feſtſtel⸗ 
lungsklage müſſe beſchreiten können, und an anderer Stelle des 
Urteils wird darauf hingewieſen, daß es ſich um einen nicht 
einfach liegenden Fall der Urteilsauslegung handle, wie ſich 
aus der Notwendigkeit, einen Sachverſtändigen zu vernehmen, er⸗ 
gebe. In der Entſch. JW. 1935, 1575 wird die Zuläſſigkeit der 
Feſtſtellungsklage außerdem noch damit begründet, daß die Klage 
ungefähr gleichzeitig mit dem Antrag auf Zurückweiſung des An⸗ 
trages auf Straffeſtſetzung erhoben worden ſei. Nun iſt zwar 
Kallfelz zuzugeben, daß das zuletzt erwähnte Moment für die 
Frage nach der Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage ſicherlich nicht 
von Bedeutung ſein kann. Wenn er aber weiter meint, auch das 
vom RG. aufgeſtellte Erfordernis, daß der Urteilsinhalt zu er’ 
heblichen Zweifeln Anlaß geben müſſe, laſſe ſich rechtsſyſte⸗ 
matiſch nicht begründen, ſo kann ich ihm darin nicht zuſtimmen. 
Denn das für die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage nach 8 256 
notwendige Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung iſt eben nicht 
vorhanden, wenn ſich die Zweifel an der Tragweite des Urteils 
ohne weiteres im Vollſtreckungsverfahren löſen laſſen. Freilich 
wird damit die Beantwortung der Frage nach der Zuläſſigkeit der 
Feſtſtellungsklage ganz in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt. Das 
iſt aber auch in anderen 81 50 des § 256 ZPO. nicht anders. 
Das RG. will eben offenbar mit der Hervorhebung der Erheb⸗ 
lichkeit der Zweifel und der Schwierigkeit des Falles nichts an⸗ 
deres ſagen, als daß das Feſtſtellungsintereſſe i. S. des 8 256 
gegeben ſein müſſe. Das iſt „rechtsſyſtematiſch“ durchaus richtig. 
Im übrigen handelt es ſich hier auch um eine weſentlich praktiſche 
Frage, wie der Hinweis des RG. darauf zeigt, daß nur die Zu⸗ 
laſſung der Feſtſtellungsklage dem Schuldner die Rev. eröffne. 

Endlich ſei noch bemerkt, daß das Urteil in einem ſolchen 
Feſtſtellungsprozeſſe die Rechtskraft einer etwa inzwiſchen er⸗ 
folgten Straffeſtſetzung unberührt läßt und nur für die Zukunft 
eine neue Beſtrafung unmöglich macht. Der Tenor lautete übri⸗ 
gens in dieſem Falle: „Es wird feſtgeſtellt, daß das zwiſchen 
den Parteien ergangene Urteil des LG. I in Berlin v. 1. Febr. 
1929 nicht die Verwendung von Zaponlack deckt.“ 

RA. Dr. Bartels, Bochum. 


* 


*13. 8 28 alte VerglO. Die Erfüllung eines 
Geſellſchafts vertrages kann mit Ermächti⸗ 
gung des Gerichtes von einem Geſellſchafter ab⸗ 
gelehnt werder, wenn der Vertrag zur Zeit die 
Eröffnung des Vergleichs verfahrens von dem 
Schuldner oder dem andern Teil noch nicht oder 
noch nicht vollſtändig erfüllt war. f) 

Die Parteien ſind Brüder. Durch Geſellſchaftsvertrag 
v. 12. Dez. 1922 mit Nachtragsvertrag v. 25. März 1926 
gründeten ſie gemeinſchaftlich mit ihrem Vater M. T. unter 
der Firma M. T. eine OHG. Der Vater brachte ſein Geſchäft 
in die Firma ein, während die Söhne keine Einlage zu 
machen, ſondern nur ihre ganze Arbeitskraft dem Geſchäft 
zu widmen hatten. Der Vater beſtimmte in ſeinem Teſtament, 
daß die beiden Parteien ſeine Erben ſein und daß ſie na 
feinem Tode das Geſchäft als Kommöeſ. weiterführen ſoll⸗ 
ten. Der Bekl. ſollte perſönlich haftender Geſellſchafter, der 
Kl. Kommanditiſt ſein. Innerhalb der erſten 15 Jahre nach 
dem Tode des Vaters ſollte das Geſellſchaftsverhältnis un⸗ 
kündbar fein. Seit dem Tode des Vaters, Ende 1926, be⸗ 
trieben die Parteien das Geſchäft als KommGeſ., nachdem 
ſie eine entſprechende Anmeldung zum Handelsregiſter erklärt 
hatten. Auf Antrag des Bekl. wurde i. J. 1932 ſowohl über 
das Vermögen der KommGeſ. wie über das ſonſtige Ver⸗ 
mögen des Bekl. das gerichtliche Vergleichsverfahren zur Ab⸗ 
wendung des Konkurſes eröffnet. Die KommGeſ. machte 
ihren Gläubigern einen Vergleichsvorſchlag. Auf Antrag des 
Bekl. ermächtigte ihn das Vergleichsgericht gem. § 28 VerglO., 
die weitere Erfüllung des Geſellſchaftsvertrages abzulehnen, 
Der Bekl. erklärte die Ablehnung. Mit der Klage beantragt 
der Kl. feſtzuſtellen, daß das Kommanditverhältnis noch bei 
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ſtehe und der Bekl. nicht befugt ſei, die Erfüllung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages zu verweigern. 

In der Schlußverhandlung beantragte er, fürſorglich den 
Bekl. zu verurteilen, beim AG. F. als zuſtändigem Regiſter⸗ 
W mit dem Kl. gemeinſchaftlich zur Eintragung in das 
Handelsregiſter anzumelden, daß die frühere KommGeſ. in 
Firma M. T. unter dem 10. Mai 1932 aufgelöſt worden iſt 
und daß die Liquidatoren der Geſellſchaft der Kaufmann K. T. 
und der Kaufmann P. T. in B. ſind. 

Der Bekl. iſt in allen Inſtanzen nach dem Hilfsantrag 
verurteilt worden. 

Zur Eutſch, ſteht die Frage, ob die Erfüllung eines Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages von einem Geſellſchafter mit Ermächtigung 
des Gerichts abgelehnt werden kann, wenn der Vertrag zur 
Zeit der Eröffnung des Vergleichsverfahrens von dem Schuld⸗ 
ner oder dem anderen Teil noch nicht oder noch nicht voll⸗ 
ſtändig erfüllt ift (§ 28 alte VerglO. v. 5. Juli 1927). Un⸗ 
beſtreitbar iſt, daß der Geſellſchaftsvertrag nach dem Sprach- 
gebrauch des bürgerlichen Rechtes zu den gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen gehört (RGZ. 78, 303 JW. 1912, 533). Es liegt 
auch nichts dafür vor, daß unter einem gegenſeitigen Vertrag 
i. S. der 88 4, 28 alte VerglO. etwas anderes zu verſtehen 
iſt, als nach dem Sprachgebrauch des allgemeinen bürgerlichen 
Rechtes. Danach handelt es ſich bei gegenſeitigen Verträgen 
um ſolche, aus denen jeder Teil dem anderen eine Leiſtung 
ſchuldet, und bei denen jede Leiſtung deshalb geſchuldet wird, 
weil die andere geſchuldet wird. Gerade auf dieſem weſentlichen 
Inhalt des gegenſeitigen Vertrages beruhen auch die Beſtim⸗ 
mungen der §§ 4, 28 alte VerglO. Wegen dieſes Inhalts 
ſollen die Gläubiger aus ſolchen Verträgen am Vergleichs⸗ 
verfahren nicht beteiligt ſein, wenn ihre Anſprüche zur Zeit 
der Eröffnung des Vergleichsverfahrens von dem Schuldner 
und von dem anderen Teile noch nicht oder noch nicht voll- 
ſtändig erfüllt find (8 4). Andererſeits ſoll gerade wegen der 
weitreichenden Bedeutung ſolcher nicht vollſtändig erfüllter 
Verträge ſowohl für den Vergleichsſchuldner wie den anderen 
Teil eine Löſungsmöglichkeit geſchaffen werden (§ 28). Nach 
feiner allgemeinen Faſſung gilt $ 28 alte Vergld. für alle 
gegenſeitigen Verträge. Eine Ausnahme macht das Geſetz 
nur für die in § 29 genannten Miet⸗, Pacht- und Dienſt⸗ 
verträge. Die dort gegebene beſondere Regelung ergibt ſich 
aus der Beſonderheit dieſer Verträge. Die Umſtände, die all⸗ 
gemein für die Möglichkeit der Ablehnung der weiteren Er⸗ 
füllung ſprechen, können auch bei Verpflichtungen aus Geſell⸗ 
ſchaftsverträgen vorhanden ſein. Denn das Weiterbeſtehen 
von Verpflichtungen zur Erfüllung von Verbindlichkeiten aus 
Geſellſchaftsverträgen kann das Zuſtandekommen oder die 
Ausführbarkeit eines Vergleiches gefährden; ebenſo kann es 
im Intereſſe des anderen Teiles liegen, von der weiteren 
Erfüllungspflicht befreit zu werden, wenn der eine Teil ge⸗ 
nötigt iſt, zwecks Abwendung des Konkurſes mit ſeinen Gläu⸗ 
bigern einen Vergleich abzuſchließen. Dem BG. iſt auch darin 
beizutreten, daß der Geſellſchaftsvertrag, ſolange die Geſell⸗ 
ſchaft beſteht, noch nicht beiderſeits erfüllt iſt. Auch wenn 
die Einlagen geleiſtet ſind und inſofern eine weitere Ver⸗ 
pflichtung nicht beſteht, können noch Verpflichtungen vor⸗ 
handen ſein, wie die zur Dienſtleiſtung. Auch beſteht dauernd 
die gegenſeitige geſellſchaftliche Treupflicht. 

Die gegen die Anwendbarkeit des § 28 alte Vergl. auf 
Geſellſchaftsverträge erhobenen Bedenken können zu einer 
anderen Auffaſſung nicht führen. Selbſtverſtändlich kann die 
Geſellſchaft, die ſelbſt Subjekt des Verfahrens iſt, in ihrem 
eigenen Vergleichsverfahren nicht die Erfüllung des Ver⸗ 
trages ablehnen, auf dem ſie beruht. Wohl aber kann es einer 
der Geſellſchafter tun, wenn über ſein ſonſtiges Vermögen 
ein beſonderes Vergleichsverfahren eröffnet iſt. In dieſem 

Verfahren kann er ein Intereſſe daran haben, von Verpflich⸗ 
tungen aus einer geſellſchaftlichen Bindung befreit zu werden, 
um in ſeinem eigenen Vergleichsverfahren einen Vergleich zu 
ermöglichen. Auch die Wirkungen, die die Ablehnung der 
Vertragserfüllung auf den Beſtand der Geſellſchaft hat, er⸗ 
2 nicht die rechtliche Unmöglichkeit der Anwendung des 
828 alte VerglO. auf Geſellſchaftsverträge überhaupt. Zwar 
iſt anzunehmen, daß die Ablehnung der Erfüllung des Ge— 


ſellſchaftsvertrages durch einen Geſellſchafter zugleich die friſt⸗ 
loſe Kündigung der Geſellſchaft und damit deren Liquidation 
und weiter auch die Auflöſung des von ihr betriebenen Unter⸗ 
nehmens zur Folge hat. Der Auffaſſung von Düringer⸗ 
Hachenburg⸗Flechtheim, HGB. Bd. II S. 751, daß 
die Geſellſchaft trotzdem fortbeſtehen bleibe, kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Der die Erfüllung Ablehnende wäre dann 
ein Geſellſchafter ohne Rechte und Pflichten. Ein Geſellſchafter 
kann nicht einerſeits die Erfüllung ablehnen, andererſeits an 
den Vorteilen der fortgeführten Geſellſchaft teilnehmen. Auch 
die Vorſchrift des §S 133 HGB., nach der die Auflöſung der 
Geſellſchaft nur durch gerichtliches Urteil ausgeſprochen wer⸗ 
den kaun, ſteht nicht entgegen. Wie ſchon $ 131 HGB. zeigt, 
gibt es noch andere Auflöſungsmöglichkeiten, wie diejenige, 
durch richterliches Geſtaltungsurteil. Wenn die alte VerglO. 
entſprechend den ſeit Erlaſſung des HGB. geänderten Ver⸗ 
hältniſſen die Ablehnung der Erfüllung gegenfeitiger Ver- 
träge allgemein in vereinfachter Form zuläßt, ſo iſt damit 
das Recht der Handelsgeſellſchaften ergänzt oder geändert 
worden. Aus dem Bedürfnis der ſofortigen Auflöſung der 
Geſellſchaft ergibt ſich auch, daß der Geſetzgeber der VerglO. 
auch ihre rechtliche Zuläſſigkeit ausſprechen wollte. Auch die 
Gefahr eines Mißbrauches des § 28 alte VerglO. ſpricht nicht 
gegen die Zuläſſigkeit der Ablehnung der weiteren Erfüllung 
eines Geſellſchaftsvertrages. Der Mißbrauch könnte darin be⸗ 
ſtehen, daß ein Geſellſchafter das Ablehnungsrecht ausübt, 
nicht um in feinem neben dem geſellſchaftlichen Vergleichs 
verfahren herlaufenden beſonderen Vergleichsverfahren einen 
Vergleich herbeizuführen, ſondern um den anderen Gefell- 
ſchafter aus dem geſellſchaftlichen Unternehmen herauszudrän⸗ 
gen und das Geſchäft der Geſellſchaft allein fortzuführen. 
Dieſes Ziel könnte er aber nicht erreichen, wenn die Ableh- 
nung der Erfüllung des Geſellſchaftsvertrages die Folge hat, 
daß die Geſellſchaft aufgelöſt wird und in Liquidation tritt. 
Denn die Auflöſung würde dem Ablehnenden nicht das Recht 
geben, das Geſchäft zu übernehmen. Der Gefahr eines Miß⸗ 
brauchs iſt ferner dadurch vorgebeugt, daß zur Ablehnung der 
Vertragserfüllung die Ermächtigung des Vergleichsgerichts 
erforderlich iſt, das vor der Entſch. den Vertragsgegner, alſo 
den anderen Geſellſchafter, zu hören hat, und daß die Er⸗ 
mächtigung nur erteilt werden ſoll, wenn die Erfüllung oder 
die weitere Erfüllung des Vertrages das Zuſtandekommen oder 
die Ausführbarkeit des Vergleichs gefährden würde und die 
Ablehnung der Erfüllung dem anderen Teile keinen unver⸗ 
hältnismäßigen Schaden bringt. Zwar unterliegt es nicht 
der Nachprüfung des Prozeßgerichts, ob der Vergleichsrichter 
von dem ihm obliegenden Ermeſſen einen ſachgemäßen Ge⸗ 
brauch gemacht hat. Der Prozeßrichter hat vielmehr nur zu 
prüfen, ob die Vorausſetzungen zur Ablehnung im übrigen 
vorhanden ſind, d. h. ob ein gegenſeitiger, beiderſeits noch 
nicht oder nicht vollſtändig erfüllter Vertrag vorliegt. Immer⸗ 
hin bietet die unter Verantwortlichkeit des Vergleichsrichters 
zu treffende Entſch., ob die Ermächtigung zu erteilen iſt, doch 
einen ausreichenden Schutz gegen einen Mißbrauch des Ab⸗ 
lehnungsrechts. . 

Da hiernach der Bekl. in geſetzlich zuläſſiger Weiſe die 
weitere Erfüllung des Geſellſchaftsvertrages abgelehnt hat, 
war die Rev. zurückzuweiſen. 

(U. v. 5. April 1935; II 327/34. — Dresden.) [K.] 
<= RGz. 147, 340.) 


Anmerkung: Gläubiger aus einem gegenſeitigen Vertrag, der 
bei der Eröffnung des Vergleichsverfahrens beiderſeits noch nicht 
voll erfüllt iſt, ſind am Vergleichsverfahren nicht beteiligt. Beiſpiel: 
Der Vergleichsſchuldner hat eine Werkzeugmaſchine beſtellt, die bei 
Verfahrenseröffnung noch nicht geliefert iſt; der Werklieferungs⸗ 
vertrag wird an ſich durch das Vergleichsverfahren nicht berührt, 
der Vergleichsſchuldner kann aber unter gewiſſen Vorausſetzungen 
mit Ermächtigung des Vergleichsgerichts die Erfüllung oder die 
weitere Erfüllung des Vertrags ablehnen. Dies wird er z. B. tun, 
wenn er infolge Verkleinerung des Betriebes für die Maſchine keine 
Verwendung mehr hat. 

An dieſe Rechtsſätze der SS 4, 28 der alten VerglO. (die den 
88 36, 50 der neuen VerglO. entſprechen) knüpfen ſich zahlreiche 
Streitfragen. Unter anderem iſt ſeit langem und bis in die letzte 
Zeit hinein ſtreitig, ob der Geſellſchaftsvertrag als ein gegenfeitiger 
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Vertrag i. S. jener Vorſchr. anzuſehen ift. Die Frage wird u. a. 
bejaht von Kieſo w (ber bei der obigen Entſch. den Vorſitz geführt 
hat) in feinem Komm $ 28 Anm. 3 und von den dort Angeführten; 
auch ich habe mich in meinem Erläuterungsbuch zur neuen VerglO. 
auf S. 222 im gleichen Sinne ausgeſprochen. Sie wird dagegen 
verneint u. a. von Bley, § 41 1 d. 

Das Hauptbedenken wird daraus hergeleitet, daß nach 88 132, 
133, 161 HB. eine OHG. oder Kommdef. regelmäßig nur durch 
eine langfriſtige Kündigung oder durch ein rechtsgeſtaltendes ge— 
richtliches Urteil aufgelöſt werden könne. Dem iſt aber entgegen⸗ 
zuhalten, daß z. B. nach $ 131 Nr. 3 HGB. die Geſellſchaft auch 
durch die Eröffnung des Konkurſes aufgelöſt wird; weshalb ſoll der 
Geſetzgeber nicht ausſprechen können, daß ein Geſellſchafter, über 
deſſen Vermögen das Vergleichsverfahren eröffnet iſt, die Geſell⸗ 
ſchaft friſtlos kündigen und hierdurch gem. $ 121 Nr. 6 HGB. auf⸗ 
löſen kann? Sowohl die alte wie die neue VerglO. haben dem Ber- 
gleichsſchulduer (abgeſehen von beſtimmten hier nicht in Frage 
kommenden Ausnahmen) ein Losſagungsrecht für alle gegenſeitigen 
Verträge gegeben. Es entjpricht daher nur dem Geſetz, wenn das 
NG. feſtſtellt, daß das Losſagungsrecht ſich auch auf den Gefell- 
ſchaftsvertrag bezieht. 

Min R. Dr. Vogels, Berlin. 


| Reichsgericht: Strafſachen | 


14. Art. 5 Abſ. 3 GewohnhBerbrb.; Art. 14 
Ausf G. z. Gewohnh Verbr. v. 24. No v. 1933 (RGBl. J, 
1000); 842k Ab ſ. 1 Nr. 1 StGB. Vorausſetzungen 
für die Anordnung der Entmannung und der 
Sicherungsverwahrung. 

1. Das Gericht iſt befugt, diejenige der bei⸗ 
den Sicherungsmaßnahmen, die nach dem Ergeb=- 
nis der Hauptverhandlung geboten iſt, anzuord⸗ 
nen ohne Rückſicht darauf, ob die St A. die eine 
oder die andere anzuordnen beantragt hatte. 


2. Es iſt auch zuläſſig, beide Maßnahmen 
nebeneinander nachträglich anzuordnen, ſofern 
nur eine Maßnahme rechtzeitig und orduungs⸗ 
mäßig beantragt worden war, und die ſachlichen. 
Vorausſetzungen für beide Maßnahmen vor- 
liegen. f) 

(1. Sen. v. 25. Juni 1935; 1 D 427/35.) 


Anmerkung: Der 1. Sen. ſchließt ſich mit vorſtehender Eutſch. 
dem Urteil des 2. Str Sen. v. 21. Juni 1934: JW. 1934, 2150 2 an, 
wonach das Gericht, wenn ein Antrag auf nachträgliche Anord⸗ 
nung der Entmannung oder ein Antrag auf nachträgliche An⸗ 
ordnung der Sicherungsverwahrung geſtellt iſt, nicht durch die 
Richtung des Antrages gebunden iſt. Der Rechtsſatz zu Ziff. 2 ent⸗ 
hält eine Fortentwicklung des bereits dem Urteil des 2. Sen. zu⸗ 
grunde liegenden Gedankens. 

RA. Rudolf Henſen, Berlin. 


* 


*+15. 842b StGB. Die mit Strafe bedrohte 
Handlung, die das Gericht zur Anordnung der 
Unterbringung veranlaßt, muß die Gefahr des 
Täters für die öffentliche Sicherheit in irgend⸗ 
einer Weiſe aufzeigen. Es kann eine Handlung 
ausreichen, die erſt im Zuſammenhang mit dem 
ſonſtigen Verhalten des Täters die von ihm aus⸗ 
gehende Gefahr erkennen läßt. f.) 

A. 8 42 b StGB. beſtimmt nicht, daß die mit Strafe 
bedrohte Handlung, die das Gericht zur Anordnung der 
Unterbringung des Täters in einer Heil- oder Pflegeanſtalt 
verpflichtet, derart fein müßte, daß fie „ſelbſt für die AL 
gemeinheit gefährlich erſchiene oder wenigſtens den gemein⸗ 
gefährlichen Charakter des Rechtsbrechers erkennen ließe“. 
Weder der Sinn noch der Wortlaut der Belt. laſſen ein 
ſolches Erfordernis erkennen. Allerdings muß ein Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der Handlung und der von dem Unzurechnungs⸗ 
fähigen oder beſchränkt Zurechnungsfähigen ausgehenden Ge⸗ 
fahr beſtehen. Andernfalls wäre es nicht verſtändlich, daß 
das Geſetz. die Anordnung der Unterbringung in einer Heil⸗ 
oder Pflegeanſtalt von der Begehung einer mit Strafe be⸗ 
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drohten Handlung abhängig macht. Soll aber das Geſeß 
feinen vorbeugenden Zweck erfüllen, jo dürfen an einen ſolchen 
Zuſammenhang nicht allzu ſtrenge Anforderungen geſtellt 
werden. Es muß, da einſchränkende geſetzliche Beſt. fehlen, 
genügen, daß die mit Strafe bedrohte Handlung die Gefahr 
des Täters für die öffentliche Sicherheit auf irgendeine 
Weiſe aufzeigt. Dafür kann auch eine Handlung ausreichen, 
die erſt im Zuſammenhalte mit dem ſonſtigen Verhalten des 
Täters die von ihm ausgehende Gefahr erkennen läßt. Dieſe 
Handlung kann auch anderer Art ſein als die von dem 
Täter feiner Veranlagung oder ſeiner Geiftes- oder Willens“ 
verfaſſung nach hauptſächlich zu erwartenden. Nur muß die 
das Verfahren veranlaſſende Handlung auf dieſelbe Quelle 
zurückzuführen ſein wie jene und als Ausfluß der aus dieſer 
Quelle herrührenden Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
erſcheinen. 

Vorliegend ſieht das LG. die von X. ausgehende Gefahr 
vor allem in ſeiner Neigung zu Gewalttätigkeiten. Es legt 
dar, daß die infolge dieſer Neigung von ihm bereits ver⸗ 
übten Gewalttätigkeiten und der falſche Eid, den X. geleiſtet 
hat, dieſelbe Urſache haben, nämlich ſeine krankhafte Geiſtes⸗ 
verfaſſung. Wenn dann das LG. fortfährt, daß X. infolge 
dieſer Geiſtesverfaſſung dazu gelangt ſei, einen falſchen Eid 
zu leiſten und ſomit die allgemeine Sicherheit zu verletzen, 
und daß zu beſorgen ſei, er werde, wenn er nicht anderweit 
untergebracht werde, ſeine rechtswidrigen Handlungen, durch 
die die öffentliche Sicherheit verletzt werde, fortſetzen, ſo kann 
dies nichts anderes bedeuten, als daß K. dahin gelangt jet, 
nun auch noch andere Straftaten als Gewalttätigkeiten zu be⸗ 
gehen, und daß die Gefahr der Wiederholung auch für ſolche 
Straftaten beſtehe. Mit dieſen Ausführungen hat das LG. 
den nach dem Obigen zu fordernden Zuſammenhang zwiſchen 
der mit Strafe bedrohten Handlung (hier einem Meineid) 
und der von X. allgemein ausgehenden Gefahr hinreichend 
dargetan. 

B. Das LG. hat auch im übrigen die Vorausſetzungen 
des § 42h StGB. rechtlich einwandfrei dargetan. 

Das LG. ſtellt feſt, daß zu befürchten iſt, X. werde, 
wenn er nicht in einer Heil- oder Pflegeanſtalt untergebracht 
werde, feine rechtswidrigen Handlungen fortſetzen. Damit läßt 
das LG. erkennen, daß die von X. ausgehende Gefahr auch 
noch für die Zukunft beſteht. Iſt dies der Fall, dann erfor 
dert die öffentliche Sicherheit ſeine Unterbringung, gleichviel, 
wann er die feſtgeſtellten Gewalttätigkeiten verübt hat (vgl. 
RGSt. 68, 351 = JW. 1935, 282 15). 

Der Tatrichter braucht in feinem Urteil nicht alle Um—⸗ 
ſtände anzugeben, die in der Hauptverhandlung erörtert wor⸗ 
den ſind. Er braucht auch nicht zu jedem einzelnen Ergebnis 
der Beweisaufnahme Stellung zu nehmen. Daraus, daß das 
LG. Bekundungen von Zeugen nicht erwähnt, kann daher 
nicht geſchloſſen werden, daß es den $ 261 StPO. verletzt und 
ſeine Überzeugung nicht aus dem Inbegriff der Verhandlung 
geſchöpft hätte. 

Es iſt nicht erſichtlich, daß das LG. verkannt hätte, daß 
ein Unzurechuungsfähiger auch noch auf andere Weiſe als 
durch Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt ſicher⸗ 
geſtellt werden kann. Die naheliegende und hier allein in Be⸗ 
tracht kommende Möglichkeit, daß der Unzurechnungsfähige 
unter häusliche Aufſicht geſtellt werde, iſt nach der offen⸗ 
baren Meinung des LG. ausgeſchloſſen. Denn es führt im 
Urteil auch Fälle an, in denen X. gewalttätig gegen feine Ehe 
frau vorgegangen iſt und ſeine Wut an ihm gehörigen 
Sachen und Tieren ausgelaſſen hat. Damit, daß das LG. 
dieſe Fälle zum Nachweis der von X. ausgehenden Gefahr 
aufzählt, verneint es ſtillſchweigend die Möglichkeit, daß häus“ 
liche Aufſicht zur Beſeitigung dieſer Gefahr ausreichte. 

(5. Sen. v. 17. Juni 1935; 5 D 339/35.) 


Aumerkung: Wenn das RG. eine Gefährdung der Allgemein? 
heit oder Gemeingefährlichkeit bei Anwendung des 8 42 b StGB. 
nicht für erforderlich erachtet, jo befindet es ſich in Ubereinſtim⸗ 
mung mit der bisherigen Rſpr. Das KG. führt in der in JW. 1934, 
1592 11 abgedruckten Eutſch. in Übereinſtimmung mit der amtlichen 


Begr. zum Gewohnh Verbr. v. 24. Nov. 1933 (RGBl. I, 995) 
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abgedruckt in RAnz. Nr. 277, aus, die öffentliche Sicherheit erfor- 
dere dann die Anordnung der Unterbringung, wenn von dem Täter, 
abgeſehen von deu mit Rückſicht auf ihre Geringfügigkeit ausdrück⸗ 
lich ausgeſchiedenen Übertretungen, weitere Angriffe auf ſtrafrecht 
lich geſchützte Güter irgendwelcher Art zu beſorgen ſind, und dieſe 
Gefahr auf andere Weiſe nicht gebannt werden kann. Dabei ſei es 
gleichgültig, ob ſich die Angriffe gegen einzelne Perſonen, eine Per— 
ſonenmehrheit oder Rechtsgüter der Allgemeinheit richteten. 

Mit Recht lehnt das RG. es fernerhin ab, die von dem Täter 
ausgehende Gefahr auf den Hang zu beſtimmten Straftaten 
abzuſtellen. Iſt er beiſpielsweiſe mehrfach wegen Raubes beſtraft, 
fo braucht es ſich bei der neuen, den Anlaß zur Unterbringung ge 
mäß § 42 b gebenden Straftat keineswegs unbedingt wieder um 
Raub zu handeln, alſo um eine Straftat, die der beſonders hervor⸗ 
tretenden Veranlagung des Täters entſpricht und deshalb in beſon⸗ 
derem Maße und in beſtimmter Richtung ſein wahrſcheinliches 
künftiges Verhalten erkennen läßt. Es genügt auch eine nicht ein⸗ 
ſchlägige Straftat, ſofern ſie im Zuſammenhalt mit dem ſonſtigen 
Verhalten des Täters erkennen läßt, daß er kraft ſeiner krankhaften 
Veranlagung in irgendeiner Weiſe gegen rechtlich geſchützte Güter 
vorgehen wird. 

Das RG. trägt damit dem Zweck des Geſetzes, den Schutz der 
Volksgemeinſchaft gegen verbrecheriſche Schädlinge zu verbürgen, 


in wirkſamer Weiſe Rechnung. g 
StA R. Dr. Richter, Berlin. 


* 


** 16. 842b StGB. Bei vermindert Zured- 
nungsfähigen kann die Unterbringung nach 
§ 42b StGB. nur ausgeſprochen werden, wenn 
ſie zu Strafe verurteilt werden. Es iſt nicht 
ſtatthaft, das Verfahren auf Grund des Straf— 
freih G. einzuſtellen und ſelbſtändig die Unter- 
bringung des vermindert zurechnungsfähigen 
Angekl. in einer Heil- oder Pflegeanſtalt an⸗ 
zuordnen. 

Die Frage, wie weit eine Einſtellung des Verfahrens in- 
folge Niederſchlagung auch auf Nebenfolgen der Straftat wirkt, 
iſt im Straffreih®. v. 7. Aug. 1934 nicht ausdrücklich geregelt. 
In 8 7 iſt nur beſtimmt, daß ſich der Straferlaß auf Neben— 
ſtrafen und Sicherungsmaßnahmen erſtreckt, ſoweit ſie noch 
nicht vollſtreckt ſind. Beſſerungsmaßnahmen ſind nicht ge— 
nannt. Im Schrifttum iſt die Anſicht vertreten, daß ſie nicht 
unter die Amneſtie fallen (Schäfer: DJ. 1934, 1050 und 
JW. 1934, 2301). 

Dieſer Schluß kann jedoch, ſoweit es ſich um die Unter⸗ 
bringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt bei vermindert Zu- 
rechnungsfähigen handelt, nicht gezogen werden. Zwar unter⸗ 
ſcheidet der Wortlaut des § 42 b Abſ. 1 StGB. hinſichtlich 
der Vorausſetzungen der Unterbringung nicht zwiſchen Un⸗ 
zurechnungsfähigkeit und verminderter Zurechnungsfähigkeit. 
Aus § 42 b Abi. 2 ergibt ſich aber, daß das Geſetz bei den 
vermindert Zurechnungsfähigen nicht nur die Begehung einer 
mit Strafe bedrohten Handlung, ſondern ihre Beſtrafung 
vorausſetzt, denn es ſagt ausdrücklich: Bei vermindert Zu— 
rechnungsfähigen tritt die Unterbringung neben die Strafe. 
Damit wird zum Ausdruck gebracht, daß bei vermindert Zu— 
rechnungsfähigen die Unterbringung nach § 42 b nur aus⸗ 
geſprochen werden kann, wenn ſie zu Strafe verurteilt werden. 
Dafür ſpricht auch, daß in dem durch das Ausf. z. Gewohnh— 
VerbrG. v. 24. Nov. 1933 neu eingefügten $429a StPO. und 
— für die Unzurechnungsfähigen — nicht auch für die ver⸗ 
mindert Zurechnungsfähigen ein ſelbſtändiges Sicherungs- 
verfahren zugelaſſen worden iſt. 

(2. Sen. v. 27. Juni 1935; 2 D 453/35.) 

* 

17. $42b StGB. dient nicht dem Zwecke, 
geiſtig Geſtörte, die für Dritte läſtig geworden 
ſind, unterzubringen. Vielmehr kommt nur die 
Unterbringung verbrecheriſcher und infolge- 
deſſen gefährlicher Geiſtesgeſtörter in Frage. 

Damit die öffentliche Sicherheit Maßnahmen der Beſſe⸗ 
rung oder Sicherung, ſoweit ſie von dieſem Erfordernis ab⸗ 
hängen, nötig macht, muß nach der Rſpr. des RG. ein ſolches 
Maß von Gefahr von dem Verurteilten ausgehen, daß dadurch 
der Beſtand der Rechtsordnung unmittelbar bedroht und eine 


wirkſame Abhilfe für die Zukunft im Intereſſe ſeiner Auf⸗ 
rechterhaltung geboten und auf andere Weiſe, als durch die 
beantragte Sicherungsmaßnahme nicht zu erreichen iſt. Der 
Richter muß ſorgfältig prüfen, ob und warum zur Anwendung 
dieſes letzten Mittels zu ſchreiten iſt (RGSt. 68, 149 — JW. 
1934, 1662). Es iſt daher zum mindeſten notwendig, daß ſich 
aus der Handlung, die den Anlaß zum Antrage auf Unter⸗ 
bringung nach § 42 b StGB. gegeben hat, i. Verb. m. dem 
Geiſteszuſtand und dem Vorleben des Begehers, die nahe- 
liegende Gefahr der künftigen Begehung von Handlungen er⸗ 
gibt, die nicht nur im Fall ſeiner Zurechnungsfähigkeit ſtraf⸗ 
bar wären, ſondern die auch eine erhebliche Störung der 
Rechtsordnung herbeizuführen geeignet wären. 

Die Gründe, die bisher das LG. dafür angeführt hat, 
daß die öffentliche Sicherheit durch den Angekl. gefährdet ſei, 
geben zu Bedenken Anlaß. Nach dem Urt. hat der Angekl. 
innerhalb zehn Jahren zwölfmal in mündlichen Außerungen, 
ſchriftlichen Eingaben und Zeitungsanzeigen Beamte und Be⸗ 
hörden in beleidigender Weiſe angegriffen, i. J. 1923 auch 
einmal einen Beamten hinausgedrängt und dabei geſtoßen. 
Das LG. führt aus, er habe nicht nur die Ehre der Beamten 
und Behörden verletzt und ihre Arbeitskraft „gefährdet“, ſon— 
dern es beſtehe nach dem Gutachten der Sachverſtändigen auch 
die Gefahr, daß er vor Tätlichkeiten oder ſonſtigen Gewalt⸗ 
tätigkeiten gegenüber den von ihm beläſtigten Perſonen, wenn 
fie ſich gegen ſeine Angriffe wehren, nicht zurückſchrecken. 
werde, insbeſ. wenn das heute noch heilbare Wahnſyſtem des 
Angekl. „unkorrigierbar“ werde. Kennzeichnend dafür ſei, 
daß der Angekl. unter Mißachtung der Rechtsordnung die 
durch ſeine Entmündigung begründete Geſchäftsunfähigkeit 
übergehe und unter Verſchweigung der Entmündigung eigen⸗ 
mächtig Rechtsgeſchäfte vornehme, die zu ſchweren Schädigun⸗ 
gen ſeiner Geſchäftsgegner führen können. 

Dieſe allgemeinen Erwägungen, die zu der bisherigen 
Handlungsweiſe des Antragsgegners nicht in Beziehung geſetzt 
find, reichen zur Begründung einer Gefährdung der öffent⸗ 
lichen Sicherheit nicht aus. Eingaben an Behörden können 
wohl zu einer Gefahr für die Öffentlichkeit werden, wenn fie 
ſich gegen beſtimmte Perſonen richten und, ſolange der Gei⸗ 
ſteszuſtand des Urhebers nicht bekannt iſt, zu behördlichen 
Maßregeln Anlaß geben. Insbeſ. würde das von Gtraf- 
anzeigen gelten, aber auch von anderen Darlegungen, die nach 
ihrem Inhalt geeignet ſind, Eingriffe in fremde Rechtskreiſe 
zu veranlaſſen. Dagegen kann darin, daß Beamte oder Be⸗ 
hörden überhaupt zu einer Tätigkeit veranlaßt werden, daß 
ihre Arbeitskraft in Anſpruch genommen wird, eine Geführ- 
dung der öffentlichen Sicherheit regelmäßig nicht gefunden 
werden. Ob die Angriffe des Angekl. derart geweſen ſind, daß 
dadurch fremde Perſonen ernſthaft in ihrem Rechtskreis be- 
droht worden ſind, iſt nicht erörtert. Es ergibt ſich auch nicht 
ohne weiteres aus den geſchilderten Vorgängen. 

Die Neigung des Antragsgegners, Tätlichkeiten zu be⸗ 
gehen, iſt im Urt. nicht an Hand von Tatſachen, in denen 
ſich ſtrafhare Handlungen zeigen, erörtert, ſondern unter Ver⸗ 
weiſung auf das Sachverſtändigengutachten nur als künftig 
möglich bezeichnet. Gegenüber dem Umſtand, daß nach den 
bisherigen Feſtſtellungen der Antragsgegner nur in einem 
weit zurückliegenden Falle (i. J. 1923) wirklich tätlich ge⸗ 
worden iſt, kann die bloße Möglichkeit, daß er vor Tätlich⸗ 
keiten nicht zurückſchrecken werde, wenn die von ihm beläſtigten 
Perſonen ſich gegen ſeine Angriffe wehren, ebenſowenig aus⸗ 
reichen, wie die im Urt. angeführte drohende Außerung in der 
Hauptverhandlung. Für die Gefahr etwaiger Tätlichkeiten 
kann jedenfalls nicht „kennzeichnend“ fein, daß der Antrags⸗ 
gegner trotz Entmündigung Rechtsgeſchäfte vorgenommen hat, 
über deren Art und Juhalt und über deren nachteilige Folgen 
für dritte Perſonen das Urt. ebenfalls nichts ſagt. Gewiß 
kann auch durch die Vornahme von Rechtsgeſchäften durch 
einen Geiftesgeftörten, wenn er nicht als ſolcher bekannt oder 
ſein Zuſtand nicht für Dritte erkennbar iſt, eine erhebliche Ge⸗ 
fahr für die Rechtsordnung eutſtehen. Es kann insbeſ. unter 
Umſtänden darin, daß der Antragsgegner unter Mißachtung 
der durch ſeine Entmündigung geſchaffenen Rechtslage und 
unter Täuſchung ſeines Vertragsgegners über ſeine Geſchäfts⸗ 
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unfähigkeit im Rechtsverkehr tätig wird, objektiv der Tat⸗ 
beſtand des Betruges gegeben ſein. Als Vorausſetzung für die 
Unterbringung auf Grund des $ 42 b StGB. iſt aber erforder⸗ 
lich, daß ſowohl an ſich ſtrafbare Handlungen hervorgetreten 
find als auch, daß die Gefahr für die Offentlichkeit nicht 
anders als durch dieſe Unterbringung abgewendet werden kann. 

Zuſammenfaſſend iſt zu ſagen, daß $ 42 b StGB. i. Verb. 
m. Art. 5 Abſ. 3 der Übergangsvorſchriften nicht beabjichtigt, 
geiſtig Geſtörte, die für ihre Umgebung oder für Dritte laſtig 
geworden ſind, unterzubringen, ſondern daß ſie die Unter⸗ 
bringung „verbrecheriſcher“ und infolgedeſſen „gefährlicher“ 
Geiſtesgeſtörter bezweckt. 

Die Vorausſetzungen des § 42 find daher nur erfüllt, 
wenn fi aus den au ſich ſtrafbaren Handlungen des An⸗ 
tragsgegners als Folge ſeines Geiſteszuſtandes ergibt, daß die 
öffentliche Sicherheit nicht anders als durch die Unterbringung 
vor ernſtlichen Störungen geſchützt werden kann. 

(2. Sen. v. 28. Jan. 1935; 2 D 10/35.) 
* 


18. 8 42b StGB.; 84294 StPO. Bei der An⸗ 
wendung des $42b StGB. auf einen Zurech⸗ 
nungsunfähigen (8429 a StPO.) iſt grundſätzlich 
auch die innere Tatſeite nachzuprüfen. f) 

Die Strͤ. legt ihrer Beurteilung des Angekl. fünf 
Einzelvorgänge aus der Zeit von elma Mitte Inni bis 
Mitte Juli 1934 zugrunde. Bei dem erſten handelt es ſich 
nach ihrer Annahme um den Tatbeſtand des $ 308, bei den 
drei folgenden um den des § 183 und beim letzten um den der 
ss 176 Nr. 3, 43 StGB. 

Hier erhebt ſich zunächſt die Frage, inwieweit der 
innere Tatbeſtand zu berückſichtigen iſt, wenn über die Unter⸗ 
bringung eines Zurechnungsunfähigen gemäß dem 8 42 b 
StGB. (§ 429 a SPD.) zu entſcheiden iſt. Die Streak. hat 
in allen fünf Fällen lediglich die äußeren Tatbeſtaudsmerk⸗ 
male erörtert; auf die innere Tatſeite iſt ſie nicht eingegangen. 
Sie ſagt zwar zum erſten Fall, der Angekl. habe die Waldung 
„vorſätzlich“ angezündet. Damit kann aber auch hier die 
innere Tatſeite in Wirklichkeit nicht gemeint ſein. Das ergibt 
ſich ſchon daraus, daß die Willensrichtung des Angekl., ſein 
Vorſatz, überhaupt nicht geprüft worden iſt, obwohl es gerade 
bei einer Handlung, wie ſie im erſten Fall zu beurteilen war, 
von der Willensrichtung des Täters abhängt, ob das Ver- 
brechen des $ 308 StGB. vorliegt oder nur das Vergehen 
des § 309 i. Verb. m. § 308 oder gar nur die Übertretung 
des 8368 Nr. 6 StGB. Dazu kommt, daß die Str. au dieſer 
Stelle nur ſagt: in objektiver Hinſicht ſeien (damit) die Vor⸗ 
ausſetzungen der Brandſtiftung nach 8 308 erfüllt, denn der 
Angekl. habe vorſätzlich eine Waldung angezündet. Dieſer An⸗ 
ſchluß des Vorſatzes an die objektiven Vorausſetzungen unter 
Verwendung des Wörtchens „denn“ iſt bereits an ſich denk⸗ 
geſetzlich nicht einwandfrei und vorliegend nach dem Inhalt 
der angezogenen Urausführungen vollends unmöglich. 

Die Vorſchrift in §S 42 b StGB. lehnt ſich eng an den 
856 Entw. 1927 an. Dort war als erſte Vorausſetzung für 
die Anordnung der Unterbringung durch den Strafrichter 
vorgeſehen, daß der Täter „als nicht zurechnungsfähig“ frei⸗ 
geſprochen werde. Die amtliche Begründung des Entw. ſagt 
dazu: „Als nicht zurechnungsfahig wird jemand nur dann 
freigeſprochen, wenn die Zurechnungsunfähigkeit der einzige 
Grund iſt, aus dem ihm die Tat nicht zugerechnet wird. Der 
Zurechnungsunfähige muß alſo nicht bloß erwieſenermaßen 
die Tat begangen haben, es darf ihm auch kein Umſtaud zu⸗ 
ſtatten kommen, der die Rechtswidrigkeit der Tat ausſchließt 
oder der unabhängig von der Geiſtesſtörung ... den Vorſatz 
ausſchließen würde“. Die Vorſchrift im § 42 b StGB. ſieht 
zwar verfahrensrechtlich nicht mehr die förmliche Frei⸗ 
ſprechung als Vorausſetzung der Anordnung vor, dieſe kann 
vielmehr gemäß § 429 4 StPO. in Anwendung des $ 42 b 
auch in einem nur auf die Anordnung der Unterbringung ge⸗ 
richteten beſonderen Verfahren (Sicherungsverfahren) aus⸗ 
geſprochen werden. Sachlich ſtimmt dagegen der § 42 b mit 
dem 856 Entw. 1927 im weſentlichen überein. Auch die 
amtliche Begründung (vgl. Erläuterungsbuch z. Gewohnh⸗ 


Verbr. von Schäfer-Wagner⸗Schafheutle S. 118ff.) 
betont im weſentlichen die gleichen Erwägungen, wenn es in 
ihr heißt: „Die Anordnung ... durch den Strafrichter ſetzt 
bei einem Zurechnungsunfaähigen voraus, daß dieſer eine mit 
Strafe bedrohte Handlung begangen hat, d. i. eine Handlung, 
die ſtrafbar wäre, wenn nicht infolge der Zurechnungs⸗ 
unfähigkeit dem Täter die Schuld im ſtrafrechtlichen Sinne 
fehlen würde.“ Bei der Anwendung des 8 42 b StGB. auf 
einen Zurechnungsunfähigen (§8429 a EtPD.) iſt daher grund⸗ 
ſaͤtzlich auch die ſog. innere Tatſeite nachzuprüfen. Das gilt 
insbeſondere dann, wenn es von der Willensrichtung des 
Täters abhängt, ob eine beſtimmte Handlung ſtrafrechtlich 
lediglich eine Übertretung oder darüber hinaus ein Vergehen 
oder ein Verbrechen darſtellt; denn eine Übertretung kann 
gemäß § 42 b Abſ. 1 Satz 2 niemals die Anordnung der 
Unterbringung begründen. Die hier vertretene Auffaſſung 
kommt übrigens bereits im Urt. 4 D 1334/34 — JW. 1935, 
53237 zum Ausdruck, das einen dem erſten Fall ähnlichen 
Tatbeſtand betrifft: DRZ. 1935, Rechtſpr. Nr. 40. 

Es mag freilich Fälle geben, in denen die geiſtige Be⸗ 
ſchaffenheit des Täters es ausſchließt oder zum mindeſten 
äußerſt erſchwert, die innere Tatſeite einer Prüfung zu 
unterziehen. Wie es in ſolchen Fällen im Hinblick auf 8 42 b 
SGB. (5 429 a EBD.) zu halten wäre, braucht hier nicht 
erörtert zu werden. Denn nach den Feſtſtellungen über den 
Geiſteszuſtand des Angekl. kann nicht die Rede davon ſein, 
daß eine Nachprüfung des inneren Tatbeſtandes beim Angell. 
ausgeſchloſſen wäre, und es beſteht auch kein Grund zu der 
Annahme, daß die erneute Verhandlung inſoweit ein un? 
günſtigeres Ergebnis haben werde. Aus dem Umſtand allein 
aber, daß es Fälle geben mag, in denen jene Nachprüfung 
unmöglich iſt, kann jedenfalls grundſätzlich nichts gegen die 
Auffaſſung abgeleitet werden, daß die Nachprüfung in der 
Regel erforderlich iſt, wenn und ſoweit ſie möglich iſt. Dabei 
iſt insbeſondere noch darauf hinzuweiſen, daß ihr Ergebnis 
im einzelnen Fall von Bedeutung auch für die Frage der Ge⸗ 
fährlichkeit des Täters ſein kann, mithin auch für die Frage, 
ob die Unterbringung als letztes Mittel zur Sicherung der 
Offeutlichkeit erforderlich iſt. 

(1. Sen. v. 12. März 1935; 1 D 90/5.) 


Anmerkung: Der Entſch. ift zuzuſtimmen. Sie wiederholt in 
klarer Formulierung den ſchon in der Eulſch. v. 23. Nov. 1934 
(JW. 1935, 532) ausgeſprochenen Grundſatz, daß im Falle des 8 42 b 
SGB. die Ermittelung des äußeren Hergangs der Straftat nicht aus⸗ 
reicht, vielmehr auch „die Vorſtellungen und Regungen des Täters, 
aus denen die Handlung hervorgegangen iſt“, der Erörterung bedür⸗ 
fen. Sorgfältige Erhebungen ſeien erforderlich, die ſich „ſowohl auf 
den äußeren Hergang der Handlung, als auch auf die zugrunde 
liegenden inneren Bewegungen zu erſtrecken hätten“. 

Die Notwendigkeit einer Feſtſtellung des inneren Tatbeſtandes 
ergibt ſich ſchon aus der Faſſung des 8 42 b Steez B., der Übertreiun 
gen von den Sicherungs- und Beſſerungsmaßnahmen ausſchließt. Ob 
beiſpielsweiſe eine nach 88 43, 308 Sich B. ſtrafbare Handlung oder 
lediglich eine Übertretung des § 368 Ziff. 6 StGB. vorliegt, läßt ſich, 
wie das RG. in der erwähnten Entſch. v. 23. Nov. 1934 ausführt, nur 
bei eingehender Erörterung des inneren Tatbeſtandes feſtſtellen. Wenn 
das Geſetz im § 42 b von „mit Strafe bedrohten“ Handlungen ſpricht, 
ſo will es ferner damit ausdrücken, daß nicht nur der objektive Tat⸗ 
beſtand einer Straftat verwirklicht ſein, ſondern auch ein ſtaatlicher 
Strafanſpruch — vom Maugel der Zurechnungsfähigkeit abgeſehen — 
entſtanden fein muß (Lobe, Nachtr. zu Bd. 1 zu $ 42 b). Die Ent⸗ 
ſtehung eines ſolchen Strafanſpruchs iſt aber — von Ausnahmen ab⸗ 
geſehen — ohne Berückſichtigung und Wertung der inneren Momente 
im Seelenleben des Täters nicht denkbar. Gegen wen danach ein 
ſtaatlicher Strafanſpruch überhaupt nicht entſtanden wäre, gegen den 
ſollen auch nach dem Willen des Geſeßzgebers die Sicherungs⸗ und 
Beſſerungsmaßnahmenen des $ 42 b StéßB. nicht zur Anwendung 
kommen. Liegen bei dem Täter die Vorausſezungen der Notwehr, 
des Notſtandes, des Irrtums gem. 8 59 StGB. vor, hat er alſo nicht 
rechts⸗ oder pflichtwidrig gehandelt, ſo iſt für die Anwendung des 
8 42 b kein Raum. So können dieſe Maßnahmen beiſpielsweiſe gegen 
einen Täter nicht getroffen werden, der eine fremde bewegliche Sache 
einem andern in Zueignungsabſicht weguimmt, welche er irrtümlich 
für feine eigene Sache hält, es ſei denn, daß der Irrtum ſelber au 
krankhafter Veranlagung beruht Lobe a. a. O.). 

StA. Dr. Richter, Berlin. 
* 
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19. $134a StGB. Offentlichkeit einer Auße⸗ 
rung, die in einer Gaſtwirtſchaft getan wird, 
in der nur wenig Perſonen anweſend find und in 
dem ein Kenfter nach der Straße offenſteht. 

Das Merkmal der Offentlichkeit iſt nicht nachgewieſen. 
Die Strͤ. legt das entſcheidende Gewicht darauf, daß der 
Angekl. die beſchimpfenden Äußerungen in einer Wirtsſtube, 
mindeſtens zum Teil auch zu einer Zeit von ſich gegeben hat, 
als noch nicht Polizeiſtunde geboten war. Es wird ausgeführt, 
die Gaſträume ſeien ſo jedermann zugänglich geweſen, die 
Außerungen hätten deshalb von einer unbeſtimmten Menge 
von Perſonen und von beliebigen Perſonen wahrgenommen 
werden können. Dieſe Auffaſſung läuft darauf hinaus, daß 
jede an einem öffentlichen Ort vorgenommene Handlung 
öffentlich geſchehen ſei. Das iſt rechtsirrig und ſteht im Wi⸗ 
derſpruch mit der Rſpr. Der Umſtand allein, daß Menſchen 
aller Art die bloße Möglichkeit und die Befugnis haben, eine 
Wirtsſtube zu betreten, macht das, was in ihr vorgeht, noch 
keinem einzigen von ihnen wahrnehmbar. Die Wahrnehme 
barkeit muß Wirklichkeit ſein; ſie iſt nur dann vorhanden, 
wenn Menſchen ſich fo nahe befinden, daß ſie das, was ge- 
ſchieht, mit ihren Sinnen wirklich wahrnehmen oder doch 
wahrnehmen könnten, wenn ſie darauf achteten (RGSt. 38, 
207; 42, 112; 57, 343; 65, 112; Entſch. 2 D 414/31 und 
2 D 842/34). 

Für den vorl. Fall kommt es daher vor allem darauf 
an, ob ſich zur Zeit, als der Angekl. die Beſchimpfungen 
ausgeſprochen hat, eine Anzahl unter ſich oder mit dem 
Angekl. nichtverbundener Menſchen in der Wirtsſtube be⸗ 
funden hat. Das iſt bisher nicht feſtgeſtellt. Man erfährt nur 
von zwei Perſonen, dem Handelsmann H. und einer Frau 
namens B., die nur und unnbtigerweiſe als „Zeugin“ be- 
zeichnet wird (vgl. DRZ. 1931, 153), von der man aber an⸗ 
nehmen muß, daß ſie irgendwie zu den Wirtsleuten gehörte. 
8 ſcheidet als Geſprächsgegner, die B. als zur Wirtſchaft ge— 
örig, aus. 

Im Urteil wird dann noch zur Begr. der Offentlichkeit 
angeführt, daß die lauten Außerungen des Angekl. durch 
das offenſtehende Fenſter von der Straße aus gehört werden 
konnten. Hier beſteht aber dasſelbe Bedenken. Daß um jene 
Zeit die Straße vor der Wirtſchaft noch begangen war, iſt 
nicht feſtgeſtellt. Selbſtverſtändlich iſt es nicht, daß um Mit⸗ 
ternacht in dem kleinen Städtchen dort noch Leute unterwegs 
waren. Zwar wird berichtet, daß ein gewiſſer S., der wieder⸗ 
um nur als „Zeuge“ bezeichnet wird, um 9½3 Uhr nachts 
einen großen Teil der Beſchimpfungen von der Straße aus 
mitangehört habe. Dieſer iſt aber „hinzugerufen“ worden, 
vielleicht als Polizeibeamter, um Zeuge des Benehmens des 
Aungekl. zu fein und feine Perſönlichkeit feſtzuſtellen. Wie 
dem auch ſei, feine Anweſenheit auf der Straße und ſein Zu- 
hören allein reicht auch nicht aus, das Merkmal der Öffent- 
lichkeit zu begründen. 

(2. Sen. v. 24. Jan. 1935; 2 D 1397/34.) 
* 


20. SS 153 ff. St B. Ein Schuldner braucht 
in dem nach § 807 ZPO. aufzuſtellenden Ver- 
mögens verzeichnis keine wirtſchaftlich wert⸗ 
loſen Gegenſtände anzugeben (RGSt. 60, 37). 

(1. Sen. v. 4. Juni 1935; 1 D 1163/34.) 
x 


21. 88 153, 154, 156 StG B. Bei 58 153, 154 
StGB. kommt es für die Frage, ob ein Falſch⸗ 
eid vorliegt, lediglich auf den Inhalt der Eides⸗ 
norm an. Deren Wortlaut iſt aber ebenſo wie bei 
olchen von eidesſtattlichen Verſicherungen der 
Auslegung fähig. . 
Es iſt allerdings richtig, daß es für die Frage, ob der 
in einem bürgerlichen Rechtsſtreit von einer Partei geleiſtete 
zugeſchobene oder richterliche Eid ein Meineid geweſen iſt, 
lediglich auf den Inhalt der Eidesnorm ankommt. Allein 
dieſer Grundſatz will nur beſagen, daß die Partei, die den 
richterlichen oder zugeſchobenen Eid ſchwören ſoll, nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, ihrerſeits auf Bedenken gegen die Faſſung der 


Eidesnorm hinzuweiſen und dazu mitzuwirken, daß die 
letztere die nach der Verfahrenslage, insbeſ. nach dem Stande 
der Parteibehauptungen für die Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreits weſentliche Tatſache umfaßt und ſie zutreffend und er⸗ 
ſchöpfend wiedergibt. Der Grund hierfür liegt in der Partei⸗ 
ſtellung des Schwurpflichtigen, der ſich darauf beſchränken 
darf, ſeine eigenen Intereſſen wahrzunehmen, dem aber nicht 
zuzumuten iſt, von ſich aus ſeinen Gegner bei deſſen gegen ihn 
ſelbſt gerichteten Vorgehen zu unterſtützen oder von ſich aus 
dem Richter zu der Feſtſtellung der für den Gegner günſtigen 
Tatſachen zu verhelfen. Er darf ſich vielmehr bei der Faſ⸗ 
ſung, die der zugeſchobene Eid durch den Gegner, der Er⸗ 
füllungs⸗ oder Reinigungseid durch den Richter erfährt, zu⸗ 
frieden geben und begeht durch die Leiſtung dieſes Eides, 
ſoweit die in ihn aufgenommenen Tatſachen der Wahrheit 
entſprechen, auch daun keinen Meineid, wenn er erkennt, daß 
die Eidesnorm aus Irrtum oder Ungeſchick des Gegners oder 
des Richters die Tatſache, auf die es dieſen ankam, die ſie 
daher in der Eidesnorm zum Ausdruck bringen wollten, über⸗ 
haupt nicht oder nicht richtig oder doch nicht eindeutig wie⸗ 
dergibt. Wenn ſich hiernach zwar die Wahrheit oder Unwahr⸗ 
heit des geleiſteten Eides nur nach dem Wortlaut der Eides⸗ 
norm beſtimmt, ſo ſchließt das doch keineswegs aus, daß 
dieſer Wortlaut der Auslegung fähig und unter Umſtänden 
auch bedürftig iſt. In dieſer Beziehung unterliegt vielmehr 
die Eidesnorm der allgemeinen Regel, die es verbietet, bei 
der Beurteilung von Erklärungen gleichviel welcher Art an 
dem Buchſtaben zu haften, anſtatt ihren wahren Sinn zu 
erforſchen, zum wenigſten ſoweit der letztere ſowohl objektiv 
aus ihnen herausgeleſen werden kann als auch für die Be⸗ 
teiligten ſelbſt unzweifelhaft darin ausgeſprochen lag (RGSt. 
59, 344; 63, 50). Dieſer Grundſatz gilt nach feiner all- 
gemeinen Natur genau ſo für den Inhalt einer abgegebenen 
Verſicherung an Eidesſtatt, die ſich übrigens inſofern von 
einem zugeſchobenen oder richterlichen Eide weſentlich unter⸗ 
ſcheidet, als ihre Faſſung anders wie die des zugeſchobenen 
oder richterlichen Eides gerade von dem Willen desjenigen 
abhängig iſt, der den Eid leiſtet. 
(2. Sen. v. 11. März 1935; 2 D 910/34.) 
* 


22. Die durch 8 161 StGB. zwingend vor- 
geſchriebene Aberkennung der Eidesfähigkeit 
ſtellt ſich lediglich als eine polizeiliche Vor⸗ 
beugungs= oder Sicherungsmaßregel dar. f) 

Maßgebend für die Aufnahme der erwähnten Beſtim⸗ 
mung in den § 161 StGB. war die Erwägung des Geſetz⸗ 
gebers, daß Zeugen oder Sachverſtändige, die ihre Eides⸗ 
pflicht wiſſentlich verletzt haben, im Hinblick auf die da⸗ 
durch gezeigte Unzuverläſſigkeit und Vertrauensunwürdigkeit 
zur Sicherung öffentlicher Belange, nämlich zur Vermeidung 
einer künftigen Schädigung der Rechtspflege durch ſolche 
Perſonen, zur Leiſtung eines Zeugen- oder Sachverſtändigen⸗ 
eides niemals mehr fähig ſein ſollen. 

Der jetzt erk. Sen. ſchließt ſich dieſer Rechtsauffaſſung 
an und ihre Anwendung auf den vorliegenden Fall ergibt, 
daß die Aberkennung der Eidesfähigkeit für das Verbrechen 
des § 159 Stéh B. deshalb ausſcheidet, weil hier der Täter 
nicht ſeine Eidespflicht verletzt hat, mithin auch gegen ihn die 
polizeiliche Sicherungsmaßregel der Aberkennung der Eides— 
fähigkeit vom Geſetzgeber nicht als erforderlich angeſehen wird. 


(5. Sen. v. 20. Juni 1935; 5 D 362/35.) 


Anmerkung: I. Das RG. hat die Anwendbarkeit des § 161 
StGB. auf die „Verleitung zum Meineid“ (§ 159 Steh.) mit 
der Begr. abgelehnt, die Aberkennung der Eidesfähigkeit ſei „ledig⸗ 
lich eine polizeiliche Vorbeugungs⸗ und Sicherungsmaßregel“. 

Das Ergebnis der Entſch folgt aus dem Geſetz ſelbſt ſo ein⸗ 
deutig, daß eine Unterſuchung des Weſens der Aberkennung der 
Eidesfahigkeit m. E. nicht erforderlich war. 

Die auch den § 159 StGB. betreffende Vorſchr. des § 161 
Abſ. 2 StGB. wäre ebenſo überflüſſig wie ſinnwidrig, wenn & 161 
Abf. 1 StB. bereits auf § 159 StGB. Anwendung finden 
könnte, da in den Fällen des § 161 Abi. 1 StGB. eine Aberken⸗ 
nung der bürgerlichen Ehrenrechte kraft zwingenden 
Rechts erfolgen muß. Daher kann es für die Entſch. des vorl. 
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Falles dahingeſtellt bleiben, ob die Aberkennung der Eidesfahigkeit 
eine Nebenſtrafe oder eine „polizeiliche Vorbeugungs⸗ oder Siche⸗ 
rungsmaßregel“ darſtellt. 

II. Wenn man aber eine Eutſch. der Frage aus dem Weſen 
der „Aberkennung der Eidesfähigkeit“ treffen zu müſſen glaubt, 
fo müßte m. E. gerade die vom RG. vertretene Anficht dazu füh⸗ 
ren, daß die Anwendbarkeit des § 161 Abſ. 1 StGB. auf $ 159 
SGB. bejaht wird. Wenn die Aberkennung der Eidesfähigkeit 
weiter nichts als „lediglich eine polizeiliche Vorbeugungs⸗ und 
Sicherungsmaßregel“ darſtellen ſollte, ſo iſt „zur Vermeidung 
einer künftigen Schädigung der Rechtspflege“ derjenige, der einen 
anderen zum Meineid i. S. von § 159 StGB. verleitet, nicht beſſer 
und wertvoller als derjenige, der einen anderen zum Meineid 
anſtiftet (ſ. u. IV 2). 

Ob auf die Tat nachher $ 159 StGB. oder $$ 153, 48 St⸗ 
GB. zutrifft, hängt nicht von dem Täter ab 

Die Gefahren für die Rechtspflege ſind nicht geringer als 
bei dem Anſtifter zum Meineid. 

III. Endlich kann m. E. auch die Anſicht des RG., daß die 
durch S 161 StGB. zwingend vorgeſchriebene Aberkennung 
der Eidesfahigkeit ſich „lediglich als eine polizeiliche Vorbeugungs⸗ 
oder Sittlichkeitsmaßregel“ darſtelle, keine Zuſtimmung finden. 

Das RG. iſt zunächſt in zahlreichen früheren Entſch. in ſtän⸗ 
diger Rſpr. davon ausgegangen, daß die Aberkennung der Eides⸗ 
fähigkeit eine „Nebenſtrafe“ ſei, ohne jedoch dieſe Anſicht näher 
zu begründen. Vgl. RG. (Fer Sen.) v. 10. Aug. 1881: RGSt. 4, 
377 ff. (379); RG. (J) v. 22. Juni 1882: RGSSt. 6, 416 ff. (420); 
RG. (III) v. 12. Nov. 1885: RGSSt. 13, 76 ff. (79); RG. (D vom 
6. Febr. 1888: RGRſpr. 10, 100 ff. (101). 

Erſtmals im 60. Bande der Entſcheidungsſammlungen hat 
das NG. Veranlaſſung genommen, auf das Weſen der Aberken⸗ 
nung der Eidesfähigkeit näher einzugehen. Auf dieſe Entſch. des 
RG. (I) v. 18. Juni 1926: RGSt. 60, 285 ff. nimmt die obige 
Entſch. des RG. (V) v. 20. Juni 1935 Bezug. 

Dort wird zur Begr. der reichsgerichtlichen Anſicht folgendes 
vorgetragen: 

1. Für die Aberkennung der Eidesfähigfeit als polizeiliche 
Maßnahmen ſpreche, daß ſie zeitlich nicht begrenzt werden dürfe. 
Es iſt nicht einzuſehen, weshalb für eine „Nebenſtrafe“ nicht das⸗ 
ſelbe gelten könne. 

2. Die eidliche Erſtattung einer Zeugenausſage beruhe nicht 
auf einem ſtaatsbürgerlichen Recht, ſondern auf der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Pflicht des Schwurpflichtigen. Auch dieſer Geſichtspunkt ver⸗ 
mag nicht zu überzeugen, zumal er in der liberaliſtiſchen Weltan⸗ 
ſchauung wurzelt. 

Der Satz, daß die dauernde Befreiung von der Pflicht, als 
Zeuge oder Sachverſtändiger vor Gericht aufzutreten, mit dem 
Weſen der „Strafe“ nicht vereinbar ſei, iſt unrichtig. Nach un⸗ 
ſerer Auffaſſung ſind die Pflichten keine Laſten, vor denen ſich 
zu drücken man beſtrebt ſein ſoll. Pflichterfüllung und Ehrgedanke 
gehören zuſammen. Wer für nicht wert erachtet wird, einen 
Pflichtenkreis zu übernehmen, iſt inſoweit nicht im Beſitz der 
Ehre! Unſere Zeit knüpft hier unter Überwindung liberaliſtiſch⸗ 
materialiſtiſcher Auffaſſungen wieder an das alte deutſche Ge 
dankengut an. Die Ehrenminderung aber hat Strafcharakter. 

3. Der Geſetzgeber habe erwogen, daß diejenigen, die „wegen 
Unzuverläſſigkeit und Vertrauensunwürdigkeit“ zur Sicherung 
öffentlicher Belange nicht geeignet ſeien, „zur Vermeidung einer 
künftigen Schädigung der Rechtspflege“ nicht mehr fähig fein fol 
len, einen Eid zu leiſten. 

Darin liegt nicht nur eine polizeiliche Vorbeugungs- oder 
Sicherungsmaßnahme. Vielmehr iſt damit mit aller Deutlichkeit 
auch ein ſittliches Unwerturteil gefällt (Vertraueus un wür 
digkeit). Daraus muß man m. E. die Folgerung ziehen: Die 
Aberkennung der Eidesfähigkeit des § 161 Abſ. 1 StGB. erhält 
durch das darin liegende ſittliche Unwerturteil den Charakter 
einer Nebenſtrafe. Dem ſteht nicht entgegen, daß hier auch Siche⸗ 
rungs⸗ und Vorbeugungsgedanken eine erhebliche Rolle ſpielen. 
Letzten Endes ſoll doch überhaupt jede Strafe die Volksgemein⸗ 
ſchaft „ſichern“ und weiteren Handlungen „vorbeugen“ 

Die Anſicht des RGG., daß die Aberkennung der Eidesfähig⸗ 
keit keine Nebenſtrafe iſt, kann daher nicht gebilligt werden. 

IV. Die Anwendbarkeit des § 161 Abſ. 1 StGB. iſt in fol⸗ 
genden Fällen zweifelhaft und umſtritten: 

1. Verſuch des Meineids: Hier lehnt das RG. (vgl. RG. 
III] v. 12. Nov. 1885: RGSSt. 13, 80) ab und führt zur Begrün⸗ 
dung dieſer Meinung aus: es folge aus der Entwicklungsgeſchichte, 
daß nicht beabſichtigt geweſen ſei, an den allgemeinen Beſt. (Ver⸗ 
ſuch, Beihilfe) Anderungen eintreten zu laſſen (vgl. den Ent- 
wurf I SS 134— 137). Meines Erachtens iſt nicht verſtändlich, in⸗ 
wiefern §88 43 f. StGB. der Anwendbarkeit des § 161 StGB. 
insbeſ. der Aberkennung der Eidesfähigkeit entgegenſtehen ſollte. 

Die — bei der normativiſtiſchen Auffaſſung des StGB. von 


1871 fo ſehr beliebte — Wortauslegung des RG. ($ 161 StGB. 
gelte „offensichtlich“ nur für das vollendete Delikt) geht m. E. 
fehl. Den „Verbalinterpreten“ ſei geſagt, daß der Geſetzgeber von 
1871 bei der damals üblichen Minderbewertung der verſuchten 
gegenüber der vollendeten Handlung ſicher vom „vollendeten“ 
Meineid in § 161 StGB. geſprochen hätte, wenn die Beſt. für 
den Verſuch (Tatſtufe!) nicht gelten ſollte. Die Faſſung „Ver⸗ 
urteilung wegen Meineids“ in § 161 StGB. ſoll nicht die Tat⸗ 
ſtufe andeuten, ſondern iſt nur in Gegenſatz zu den Fällen 
der 8$ 157, 158 geſtellt, jo daß aus dieſem Grunde keine Schlüſſe 
i. S. der reichsgerichtlichen Rſpr. gezogen werden können. 

Im nationalſozialiſtiſchen Willensſtrafrecht iſt für eine un⸗ 
terſchiedliche Behandlung von Verſuch und Vollendung einer ſtraf⸗ 
baren Handlung vollends kein Raum mehr. 

Für die Entſch. der hier erörterten Frage kann es im übrigen 
dahingeſtellt bleiben, ob die Aberkennung der Eidesfähigkeit eine 
„Nebenſtrafe“ oder eine „polizeiliche Vorbeugungs⸗ oder Siche⸗ 
rungsmaßregel“ iſt. 

2. Anſtiftung und Beihilfe zum Meineid: Hier gilt im weſent⸗ 
lichen dasſelbe. Bezüglich der Anſtiftung vgl. die zutreffende Entſch. 
des RG. (RG. [Fer Sen.] v. 10. Aug. 1881 in RGSt. 4, 379). 

3. Verleitung zum Meineid: S. o. zu I-II. 

4. Tateinheit von Meineid mit anderen ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen (3. B. § 239 KO.): 

Da bei Tateinheit das ſog. „Abſorptionsprinzip“ herrſcht, 
iſt z. B. bei Tateinheit von Meineid mit Konkursverbrechen eine 
Anwendung des § 161 StGB. nicht möglich, quod poena major 
absorbet minorem. 

Dasſelbe gilt m. E. auch dann, wenn man in der Aberken⸗ 
nung der Eidesfähigkeit nur eine „polizeiliche Vorbeugungs⸗ oder 
Sicherungsmaßregel“ erblickt, da das härtere Geſetz das mildere 
mit allen ſeinen Folgen ausſchließt. 

V. Aus dieſen Darlegungen zu IV. dürfte m. E. hervorgehen, 
daß die Streitfrage, ob die Aberkennung der Eidesfähigkeik eine 
„Nebenſtrafe“ iſt oder nur eine „polizeiliche Sicherungs- oder Vor⸗ 
beugungsmaßregel darſtellt, praktiſch überhaupt ohne Be⸗ 


deutung iſt. 
. StA. Ad ami, Berlin. 
* 

23. 8 174 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. Das Obhuts⸗ 
verhältnis beſteht zwiſchen jedem beamteten 
Lehrer und jedem Schüler, der in die Schule auf— 
genommen worden iſt, an der der beamtete 
Lehrer tätig iſt. Dabei iſt es ohne Bedeutung, 
ob dieſer Lehrer demjenigen Schüler, gegen den 
ſich die unzüchtige Handlung richtet, Unterricht 
zu erteilen hat oder erteilt. Es iſt auch unerheb⸗ 
lich, ob die Tat, insbeſondere nach Ort und 
Stunde, mit der Ausübung der Obhut in un⸗ 
mittelbarer Beziehung ſteht oder nicht (RGUrt. 
1 D 676/29 v. 22. Juli 1929: JW. 1930, 1215; RGSt. 
12, 251 19, 255) 

(1. Sen. v. 4. Juni 1935; 1 D 421,36.) 
* 

24. Offentlichkeit i. S. des 8 183 StGB. Es 
genügt nicht die abſtrakte Möglichkeit der Wahr⸗ 
nehmbarkeit durch einen unbeſtimmten Per⸗ 
ſonenkreis, alſo die Möglichkeit, daß der Tat? 
ort jederzeit einer unbegrenzten Mehrheit von 
Perſonen zugänglich iſt. Vielmehr kommt es 
entfcheidend darauf an, ob in Wirklichkeit Per- 
ſonen, die von der Tat nicht mit umfaßt werden, 
zugegen ſind und ſie bemerken oder doch be⸗ 
merken können (RSt. 65, 112; RGurt. v. 11. Dez. 
1934, 4 D 1416/34: JW. 1935, 526). 

(5. Sen. v. 17. Juni 1935; 5 D 427/35.) 
x 


25. 8186 StGB.; § 91 Abſ. 1 Mil StGB. Die 
Behauptung eines Reichswehrangehörigen, er 
werde nach ſeiner Eutlaſſung gegen feinen Chef 
„aònspacken“, ſtellt ſebſt dann keine Tatſachen⸗ 
behauptung dar, wenn der Tatrichter der Auße⸗ 
rung die. Auslegung gegeben hat, daß frühere 
Unregelmäßigkeiten im Dienſte ausgepackt wer? 
den ſollten. 

Der Angekl. hat erklärt, er werde nach ſeiner Entlaſſung 
etwas unternehmen, und dann mit Bezug auf ſeinen Eskadron⸗ 
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chef, den Rittmeiſter C., und den Stabszahlmeiſter ge⸗ 
äußert: „Wenn ich erſt ausſcheide, werde ich auspacken; mir 
tun die Herren leid, aber ich kann nicht anders.“ Das OͥKrG. 
hat hierin die Behauptung erblickt, die „Vorgeſetzten“ (ſoll 
heißen: „der Vorgeſetzte, Rittmeiſter C., und der im Dienſt⸗ 
rang höhere Stabszahlmeiſter“) hätten in der Vergangen- 
heit Unregelmäßigkeiten im Dienſt begangen, und den Angekl. 
in Übereinſtimmung mit dem Krb. auf Grund des 8 91 
Abſ. 1 Mil StGB. i. Verb. m. § 186 StGB. verurteilt, da 
die Behauptung nicht erweislich wahr ſei. 

Mit Recht macht die Rev. hiergegen geltend, daß der 
Angekl. keine Tatſache behauptet hat, wie ſie in den 8 91 
Milt B., § 186 StGB. verlangt wird. Denn die Er⸗ 
klärung des Angekl., er werde nach ſeiner Entlaſſung gegen 
ſeinen Eskadronchef und den Stabszahlmeiſter „auspacken“, 
iſt, auch wenn man ihr die Deutung gibt, der Angekl. 
wolle „Unregelmäßigkeiten im Dienſt“ auspacken, die der 
Eskadronchef und der Stabszahlmeiſter in der Vergangenheit 
begangen hätten, viel zu allgemein gehalten, um als Be⸗ 
hauptung einer Tatſache i. S. der angeführten geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften gelten zu können. Dazu fehlt es an der Feſtſtellung, 
ob und auf welchen konkreten, den Beweis der Wahrheit zulaſſen⸗ 
den Vorgang fie ſich bezieht. In dem Urt. iſt zwar davon die 
Rede, der Angekl. ſei als Rechnungsführer der Eskadron 
diſziplinariſch beſtraft und abgelöſt worden, weil er gegen die 
in Rechnungsangelegenheiten gegebenen Dienſtbefehle ver⸗ 
ſtoßen habe, zwiſchen ihm und dem Eskadronchef hätte eine 
Differenz hinſichtlich der Verwaltung eines Fonds be— 
ſtanden, die Verbuchung eines Betrages von 150 RM habe 
nicht aufgeklärt werden können; nach Angabe des Angekl. in 
der BerInſt. ſoll dieſer Betrag, ohne daß es der Eskadron⸗ 
chef erfahren hatte, dem Obermuſikmeiſter S. gegeben worden 
ſein. In keinem dieſer Fälle aber iſt erſichtlich, ob ſich die 
dienſtlichen Unregelmäßigkeiten, die der Angekl. ſeinem Eska⸗ 
dronchef und dem Stabszahlmeiſter ſoll vorgeworfen haben, 
auf ſie beziehen und worin ſie beſtehen; z. B., ob er nur hat 
behaupten wollen, er ſei ungerecht behandelt worden, man 
habe ihm zu Unrecht Unterſchlagung oder falſche Buchführung 
vorgeworfen, ſeine Beſtrafung und Ablöſung als Rechnungs- 
führer ſeien ungerecht, oder aber der Fonds ſei ohne Be- 
fugnis eingerichtet oder bei feiner Führung ſeien Unregel— 
mäßigkeiten vorgekommen, oder endlich, der Eskadronchef 
und der Stabszahlmeiſter hätten ſich auf irgendeinem anderen 
dienſtlichen Gebiet vergangen; auch die Annahme eines ſolchen 
Vorwurfs iſt nach den ganz allgemeinen Ausführungen des 
Or. nicht ausgeſchloſſen. Nur, wenn ſich feſtſtellen ließe, 
was eigentlich der Angekl. mit ſeiner Außerung hat ſagen 
wollen, auf welche konkreten Handlungen des Eskadronchefs 
und des Stabszahlmeiſters ſie abzielte, wäre zu beurteilen, 
ob die Behauptung als üble Nachrede i. S. des § 91 Mil⸗ 
StGB., 8 186 StGB. anzuſehen iſt, und zwar mußte der 
Angekl., wenn das Vorliegen dieſer Geſetzesvorſchriften be⸗ 
jaht werden ſollte, in äußerlich erkennbarer Weiſe 
zum Ausdruck gebracht haben, welche konkrete Tatſache er im 
Auge hatte (vgl. R Milch. 17, 65; NGSt. 31, 281; 35, 
e l 

Da eine ſolche Feſtſtellung nicht getroffen und nach dem 
Sachverhalt nicht zu treffen iſt, iſt eine Verurteilung nicht 
möglich. Eine ſolche nach § 185 StGB. ſcheidet aus, weil 
kein Strafantrag geſtellt worden iſt (8194 StG B.). 

(4. Sen. v. 11. Jan. 1935; 4 D 1518/34.) 


* 


26. § 258 StGB. ſetzt voraus, daß ſich jemand 
„ſeines Vorteils wegen“ einer Begünſtigung 
ſchuldig macht, d. h. daß dieſer Vorteil der Be- 
weggrund oder einer der Beweggründe für die 
begünſtigende Beihilfehandlung geweſen ſein 
muß. Der Vorteil kann auch in dem Genuß von 
Lebensmitteln, z. B. in dem Mitgenuß geſtoh⸗ 
lenen Weines beſtehen. 

(5. Sen. v. 27. Juni 1935; 5 D 369/35.) 


* 
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§ 267 StGB. In dem Vorlegen von 
Photokopien fälſchlich angefertigter Urkunden 
liegt ein Gebrauchmachen der Urkunde ſelbſt, 
da die Urſchrift der Urkunde auf dieſe Weife 
dem zu Täuſchenden ſinnlich wahrnehmbar ge- 
macht wir d. 

Der Angekl. fertigte drei Urkunden fälſchlich an, ließ 
von ihnen Lichtbilder herſtellen und reichte dieſe dem Ge- 
richt ein. 

Durch die fälſchliche Anfertigung der Urſchriften der 
drei Empfangsbeſcheinigungen, die als beweiserhebliche Privat⸗ 
urfunden i. S. des § 267 StGB. anzuſehen find, hat der 
BeſchwFF. den erſten Teil dieſes Tatbeſtands — in der Form 
des § 269 StGB. — verwirklicht; es fragt ſich, ob er von 
dieſen Urkunden auch „Gebrauch gemacht“ hat. 

Hätten die Lichtbilder nur die Bedeutung von „Ab⸗ 
ſchriften“, ſo könnte in ihrer Vorlegung kein „Gebrauch— 
machen“ nach § 267 StGB. gefunden werden. Denn das 
Vorlegen der Abſchrift einer beweiserheblichen Privaturkunde 
iſt regelmäßig nicht als ein Gebrauchmachen von der — 
falſchen — Urkunde ſelbſt anzuſehen; dies trifft vielmehr nur 
unter beſonderen Umſtänden zu. Die Abſchrift kann 3. B. 
kraft geſetzlicher Vorſchrift an die Stelle der Urſchrift treten. 
Die Bedeutung einer ſolchen kann die Abſchrift auch dann 
haben, wenn fie als die von dem angeblichen Ausſteller her- 
rührende Urſchrift ausgegeben oder unter Umſtänden ver⸗ 
wendet wird, die den Anſchein erwecken können und ſollen, 
als ſei ſie von dem Ausſteller oder doch wenigſtens mit 
ſeiner Zuſtimmung dazu hergeſtellt, im Rechtsleben als Erſatz 
der Urſchrift zu dienen (vgl. hierzu RGSt. 59, 13 [16] und 
die dort angeführten Urt., auch RGeEntſch. 2 D 265/24 vom 
15. Mai 1924 IW. 1924, 18786; 2 D 1256/29 vom 
1. Dez. 1930 = JW. 1931, 224818 u. a. m.). Ein folder 
Ausnahmefall liegt hier nicht vor. Der BeſchwF. hat bei der 
Vorlegung der Lichtbilder nicht den Anſchein zu erwecken 
verſucht, als ſollten ſie nach dem Willen der angeb⸗ 
lichen Ausſteller an die Stelle der Urſchriften treten; 
aus ſeinen Erklärungen und den geſamten Umſtänden ging 
vielmehr eindeutig hervor, daß die angeblichen Ausſteller 
mit der Anfertigung der Lichtbilder und ihrer Verwendung 
als „Urſchriften“ nicht einverſtanden waren. 

Hiernach kann der Anſicht der Str., in dem Vorlegen 
der Lichtbilder als ſolcher liege ein Gebrauchmachen von 
fälſchlich angefertigten Urkunden, nicht beigetreten werden. 

Nach der Rſpr. des RG. gehört zum „Gebrauchmachen“, 
daß die falſche Urkunde ſelbſt dem zu Täuſchenden zu— 
gänglich gemacht, d. h. daß ihm ihre ſinnliche Wahrnehmung 
ermöglicht wird. In welcher Weiſe ein Gegenſtand ſinnlich 
wahrnehmbar gemacht werden kann, hängt von den Hilfs⸗ 
mitteln ab, die nach dem jeweiligen Stande der Wiſſenſchaft 
und Technik zur Verfügung ſtehen. Dabei iſt gleichgültig, 
durch welches Sinnesorgan dem zu Täuſchenden die Wahr⸗ 
nehmung der falſchen Urkunde vermittelt wird. Daß ſie ihm 
„zu Geſicht“ kommt, iſt nicht erforderlich; dies iſt auch der 
Entf. RGSt. 8, 92 nicht zu entnehmen. Der „Beſichti⸗ 
gung“ ſteht es vielmehr gleich, wenn durch das Gehör oder 
den Tatſinn von dem Inhalt der Urkunde Kenntnis ge⸗ 
nommen wird (RGSt. 14, 242). Wie das RG. ſchon in 
RGSt. 15, 110 entſchieden hat, kann das Gebrauchmachen 
unter Umſtänden auch darin beſtehen, daß der Täter dem zu 
Täuſchenden in deſſen Gegenwart die Urkundenurſchrift vor⸗ 
lieſt, ohne daß der Täter ſie aus der Hand zu geben und der 
andere Teil von ihr Einſicht zu nehmen braucht (vgl. auch 
RGSt. 16, 228). Denkbar wäre es auch, daß die Urkunde 
aus beſonderen Gründen dem zu Täuſchenden unter Verwen⸗ 
dung beſonderer Einrichtungen als nn vergrößertes — Spiegel⸗ 
bild zu Geſicht gebracht würde. Die Urkunde könnte auch — 
beim Fehlen behördlicher Aufſicht und überwachung — einem 
zu täuſchenden größeren Perſonenkreis auf dem Wege des 
Tonfilms gleichzeitig zu Gehör und zu Geſicht gebracht wer 
den (Sammlung von Beiträgen zu einem Schwindelunter⸗ 
nehmen). Es kann auch auf die ſich in einem vervollkommneten 
Fernſehverfahren bietenden Möglichkeiten hingewieſen werden. 
In allen dieſen Fällen würde die falſche Urkunde ſelbſt — 
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wie es nach der reichsgerichtlichen Rſpr erforderlich ift (RGSt. 
29, 357; 46, 224) — der ſinnlichen Wahrnehmung des zu 
Täuſchenden zugänglich gemacht. 

Nicht weſentlich anders liegt die Sache, wenn — wie 
hier — der Täter dem andern Teil die Urſchrift der 
falſchen Urkunde mittels eines Lichtbildes vor 
Augen führt, das dem jetzigen hohen Stande der Technik 
entſprechend nicht nur den wörtlichen Inhalt, ſondern auch das 
geſamte Bild der Urkunde mit allen ihren Einzelheiten und 
Beſonderheiten erſichtlich macht. Solchenfalls hat das Licht⸗ 
bild nicht die Bedeutung einer Abſchrift oder eines Doppel⸗ 
ſtücks der Urſchrift; ſeine Anfertigung und Übermittlung iſt 
vielmehr nur der Weg, auf dem der Täter die Urſchrift 
ſelbſt für den zu Täuſchenden ſinnlich wahrnehmbar macht. 

Der Angekl. hat demnach von den zum Beweiſe von 
Rechten oder Rechtsverhältniſſen erheblichen Privaturkunden 
„zum Zwecke einer Täuſchung“ Gebrauch gemacht. 

(3. Sen. v. 17. Juni 1935; 3 D 420/35.) 


Anmerkung: Die Entſch. des RG. verdient Zuſtimmung. Sie 
nimmt zu zwei grundlegenden Fragen Stellung. 1. Die Abſchrift 
einer Urkunde iſt grundſätzlich nicht ſelbſt Urkunde. 2. Wer die 
Urſchrift einer falſchen Urkunde mittels Lichtbildes vor Augen 
führt, macht von der Urſchrift ſelbſt Gebrauch. 

Nach ſtändiger Rſpr. des RG. wie nach überwiegender Rechts⸗ 
lehre iſt in der Abſchrift einer Urkunde grundſätzlich keine Urkunde 
zu ſehen. Dies folgt daraus, daß die Abſchrift nur die Reproduktion 
einer Erklärung darſtellt. Die von Zeiler: 3StW. 34, 860 für 
die Klatſchkopie und die Durchſchrift vertretene entgegengeſetzte 
Auffaſſung hal ſich nicht durchzuſetzen vermocht. Eine Aus⸗ 
nahme von dem Grundſatz iſt nur für ſolche Fälle anzuerkennen, 
wo die Abſchrift als Original oder zweites Original gelten ſoll. 
Dieſen Charakter kann die Abſchrift entweder nach geſetzlicher 
Vorſchrift oder nach dem Willen des Ausſtellers 
erhalten. So bemerkt Frank, Das StGB. für das Deutſche Reich, 
8 267 III 2 b richtig: „Geht der Wille des Ausſtellers dahin, daß 
Reproduktionen ſeiner Erklärung im Rechtsverkehr als Original 
gelten ſollen, ſo verſchwindet der Gegenſatz zwiſchen Original und 
Abſchrift“. Im vorl. Falle ſollten nach den getroffenen Feſtſtellun⸗ 
gen die angeblichen Ausſteller mit der Anfertigung der Lichtbilder 
und ihrer Verwendung als Urſchriften nicht einverſtanden ge⸗ 
weſen ſein. Somit liegt der erwähnte Ausnahmefall nicht vor. 

Ob ein Gebrauchmachen von einer Urkunde durch Vorlegung 
eines Lichtbildes des Originals erfolgen kann, hat in letzter Zeit 
bereits das OLG. Dresden beſchäftigt (vgl. OLG. Dresden vom 
16. Mai 1934, 2 OSt 30/34: DJ. 1934, 1352). Zunächſt hat das 
Gericht hier feſtgeſtellt, daß die Vergrößerung vom Angekl. aus⸗ 
geſprochenermaßen als Reproduktion einer angeblichen Quittungs⸗ 
erklärung vorgelegt worden iſt. Sodann heißt es in dem Erkennt⸗ 
nis weiter: „Die Annahme einer Urkundenfälſchung kann auch 
nicht damit begründet werden, daß man etwa in der Vorlegung der 
Vergrößerung ein Gebrauchmachen von der zugrunde liegenden an⸗ 
geblichen Quittungserklärung ſehen will. Nach der herrſchenden 
Meinung muß von der Urkunde ſelbſt Gebrauch gemacht, ſie dem 
zu Täuſchenden zugänglich gemacht werden. Eine Täuſchung, los⸗ 
gelöſt vom Gebrauchmachen der unechten Urkunde, iſt für den Tat⸗ 
beſtand der Urkundenfälſchung nach § 267 StGB. ohne rechtliche 
Bedeutung.“ Dieſe Ausführungen müſſen als rechtsirrig bezeich- 
net werden. 

Für Falle der vorl. Art ſind zwei Anſichten denkbar: 

1. Das Lichtbild ſelbſt iſt nach dem Willen des Täters die 
einzige Urkunde. Fertigt er erſt das falſche Original an, ſo iſt dies 
nur eine Vorbereitungshandlung, ein techniſches Mittel bei der 
Herſtellung des Lichtbildes. 

2. Mit der Photokopie macht man unter Berückſichtigung der 
Lebensauffaſſung Gebrauch von der zugrunde liegenden Erklärung. 

Die letzte, jetzt auch vom RG. vertretene Anſicht entſpricht 
allein geſundem Rechtsempfinden. Zutreffend iſt, daß die falſche 
Urkunde ſelbſt vom Täter einem anderen borſätzlich zur 
Kenntnis gebracht werden muß. Dafür reicht aber jede Ver⸗ 
anſtaltung aus, durch die dem zu Täuſchenden die Urkunde tat⸗ 
ſächlich zur ſinnlichen Wahrnehmung gebracht werden ſoll. Das 
RO. hat in dieſer Hinſicht eine Reihe anſchaulicher Beiſpiele an- 
geführt, die überzeugend wirken. Nach meinem Dafürhalten muß 
unter Würdigung des hohen Standes der Phototechnik das Licht⸗ 
bild als das Schulbeiſpiel hingeſtellt werden, durch das man 
die Urkunde ſelbſt zur Kenntnis bringt. Die Photokopie gibt das 
abgenommene Bild in allen Einzelheiten untrügeriſch wieder. Die 
entgegengeſetzte Auffaſſung erſcheint als Nachwehen der entthron⸗ 
ten Begriffsjurisprudenz, die immer noch nicht das Leben, ſondern 
einen Begriffskult in den Mittelpunkt ihrer Betrachtung ſtellt. Die 
vom RG. vertretene Meinung erſcheint auch nicht etwa als Er⸗ 


gebnis der Ausfüllung einer Geſetzeslücke; es handelt ſich allein 
155 eine dem geſunden Volksempfinden entſprechende Geſetzesaus⸗ 
egung. 

Ahnliche Erwägungen liegen unſerer Rſpr. bei der Frage der 
Depeſchenfälſchung zugrunde Man hat ſich über die Ber 
denken, die gegen die Annahme einer Urkundenfälſchung bei erſter 
Betrachtung ſprechen konnten, hinweggeſetzt mit dem Hinweis, daß 
das Ankunftstelegramm im Rechtsverkehr dem Aufgabetelegramm 


gleichgeachtet werde. 
RA. Dr. Wilhelm Weimar, Köln. 
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28. 88303, 308 StGB. Tateinheit hinſichtlich 
der Brandſtiftung und Sachbeſchädigung — 
nicht Geſetzeskonkurrenz — liegt vor, wenn je⸗ 
mand eine fremde Baubude anzündet und da⸗ 
durch zugleich das darin befindliche Arbeits⸗ 
gerät zerſtört. 

Die Verurteilung der Angekl. wegen gemeinſchaftlichen 
Verbrechens gegen 8308 StGB. iſt nicht zu beanſtanden. 
Auch die Einwendungen der Rev. gegen die Annahme tat⸗ 
einheitlicher Sachbeſchädigung ſind nicht begründet. 

Nach der Sachdarſtellung find mit der Hütte auch in ihr 
aufbewahrte Arbeitsgeräte verbrannt. Nur hierin hat das 
LG. das Vergehen gegen § 303 StGB. gefunden. 

Es bleibt nur noch zu erörtern, ob nach Lage des Falles 
Tateinheit dieſes Vergehens mit dem Verbrechen nach $ 308 
StGB. angenommen werden konnte. Das iſt aber zu bejahen. 

An ſich ſind die Erforderniſſe rechtlichen Zuſammen⸗ 
treffens erfüllt, da die beiden Strafgeſetze durch dieſe ein und 
dieſelbe Handlung, gleich wie die Brandlegung hier im 
einzelnen vorgenommen worden ſein mag, verletzt worden 
ſind. Es kann ſich nur fragen, ob etwa Geſetzeskonkurrenz 
der Annahme der Tateinheit entgegenſtehe. Denn es iſt richti 
und wird auch überwiegend im Schrifttum angenommen, daß 
zwiſchen der ſog. unmittelbaren Brandſtiftung nach § 308 
StGB. — wie hier — und Sachbeſchädigung nach 8303 
StGB., ſoweit es ſich um den in der erſteren Geſetzesſtelle 
unter Strafe geſtellten Gegenſtand der Inbrand⸗ 
ſetzung handelt, Geſetzeskonkurrenz beſteht. Dort umfaßt der 
Rechtsgüterſchutz, der mit dem Verbot der Brandſtiftung an⸗ 
geſtrebt wird, den mit dem Verbot der Sachbeſchädigung er- 
ſtrebten Schutz mit. Dieſer Geſichtspunkt greift aber nicht 
durch, wenn das unter Strafe geſtellte Objekt der Brand⸗ 
ſtiftung, wie hier die Hütte, andere Gegenſtände, vorliegend 
das Arbeitsgerät, umſchließt. Es läßt ſich in ſolchen Fällen 
Geſetzeskonkurrenz aber auch nicht mit der Erwägung be⸗ 
gründen, daß nach der rechtlichen Geſtaltung der ſog. un⸗ 
mittelbaren Brandſtiftung im 8308 StGB. die Sachbeſchädi⸗ 
gung der in den Räumlichkeiten befindlichen Gegenſtände mit 
der Brandſtiftung zu einer Einheit verſchmelze und in ihr 
aufgehe, wie es z. B. für das Verhältnis des einfachen Haus⸗ 
friedensbruches zum ſchweren Diebſtahl mittels Einſteigens 
vom NG. angenommen worden iſt (RGSt. 40, 430). Denn 
die Sachbeſchädigung der in einem Gebäude, einer Hütte 
untergebrachten Gegenſtände gehört weder zu den geſetzlichen 
Merkmalen der Brandſtiftung an dem Gebäude oder der Hütte, 
noch bildet ſie das dem regelmäßigen Hergange entſprechende 
Mittel für die Vornahme dieſes Verbrechens. Wie die Entſch.: 
Goltd Arch. 48, 352 mit Recht betont, wird die Inbrandſetzung 
eines Gebäudes zwar häufig unter Benutzung der in ihm 
befindlichen Sachen erfolgen, aber notwendig und unerläßlich 
iſt dies keineswegs, ſo daß dieſe Art der Brandlegung nicht 
als dem regelmäßigen Verlauf der Dinge entſprechend be⸗ 
zeichnet werden kann. Zu dem Begr ff der Hütte gehören auch 
nicht die in ihr bewahrten Gegenſtände, wie es bei dem 
Magazin von dem RG. für die in ihm gelagerten Vorräte 
angenommen worden in (RGSSt. 13, 407). Da auch ſonſt 
kein Grund aufzufinden iſt, der die Annahme von Geſetzes⸗ 
konkurrenz für dieſe Fälle zu rechtfertigen vermöchte, ſo iſt 
nichts dagegen einzuwenden, daß die Stra. von dem Ver⸗ 
hältnis der Tateinheit zwiſchen dem die Hütte betreffenden 
Verbrechen nach § 308 StGB. und dem ſich auf das Arbeits⸗ 
gerät beziehenden Vergehen der Sachbeſchädigung aus⸗ 
gegangen iſt. 

(5. Sen. v. 10. Jan. 1935; 5 D 478/34.) 
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**29. § 330 a StGB. ſetzt eine Schuld nur hin⸗ 
ſichtlich der Verſetzung in den Rauſchzuſtand 
voraus. Daher bedarf es nicht des Nachweiſes, 
daß der Täter damit gerechnet hat oder bei An⸗ 
wendung der pflichtmäßigen Sorgfalt damit 
hätte rechnen müſſen, daß er in ſeinem Rauſch⸗ 
zuſtande eine mit Strafe bedrohte Handlung be⸗ 
gehen werde. f) 

Nach dem Ergebnis der Feſtſtellungen hat das LG. den 
Angekl. zu Recht wegen vorſätzlicher Zuwiderhandlung gegen 
den §330 a StGB. verurteilt. Die ſtrafbare Handlung in den 
Fällen des § 330 a StGB. beſteht darin, daß ſich der Täter 
durch den Genuß geiſtiger Getränke oder durch andere be⸗ 
rauſchende Mittel in einen die Zurechnungsfähigkeit i. S. des 
§ 51 Abſ. 1 StGB. ausſchließenden Rauſch verſetzt; lediglich 
dieſer Teil des äußeren Tatbeſtandes muß von der Schuld 
(Vorſatz oder Fahrläſſigkeit) des Täters umfaßt ſein. 

Eine Beſtrafung aus 8 330 a StGB. kann nur erfolgen, 
wenn der Täter in dieſem Rauſchzuſtande eine mit Strafe 
bedrohte Handlung begeht. Auf dieſes Erfordernis braucht ſich 
die Schuld — Vorſatz oder Fahrläſſigkeit — des Täters nicht 
zu beziehen; es bedeutet vielmehr nur eine Bedingung für 
die Strafbarkeit der Herbeiführung des Rauſchzuſtandes. Zur 
Beſtrafung bedarf es daher nicht des Nachweiſes, daß der 
Täter damit gerechnet hat oder bei Anwendung der pflicht⸗ 
gemäßen Sorgfalt damit hätte rechnen müſſen, daß er in 
ſeinem Rauſchzuſtande eine mit Strafe bedrohte Handlung 
begehen werde. 

Da mithin die Feſtſtellung des inneren Tatbeſtandes der 
„mit Strafe bedrohten Handlung“ i. S. des $ 330 a StGB. 
nicht erforderlich iſt, vom angefochtenen Urt. auch nicht er⸗ 
folgt iſt, ſo durfte der Urteilsſatz nicht dahin lauten, daß der 
Angekl. „wegen im Rauſchzuſtande begangener vorſätz⸗ 
licher Notzucht“ verurteilt werde. Feſtgeſtellt iſt nach der 
inneren und äußeren Tatſeite lediglich die Zuwiderhandlung 
gegen den $ 330 a StGB., nicht dagegen eine vorſätzliche 
Notzucht; inſoweit find — wie es der $ 330 a StGB. er⸗ 
fordert — lediglich die äußeren Tatumſtände angenommen 
und dargetan worden. Da die Strafzumeſſungsgründe mit 
Sicherheit erkennen laſſen, daß das Strafmaß durch die recht⸗ 
lich unzutreffende Faſſung des Urteilsſatzes nicht zuungunſten 
des Angekl. beeinflußt worden iſt, konnte der Urteilsſatz von 
hier aus klargeſtellt werden, ohne daß es einer Zurückver⸗ 
weiſung der Sache bedurft hätte. 

(3. Sen. v. 29. April 1935; 3 D 106/35.) 
<= NGSt. 69, 187.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt beizupflichten. 

a Das RG. nimmt mit Recht an, daß bei der Volltrunkenheit 
in § 330 a StGB. neben der ſchuldhaften Verſetzung in einen 
Rauſchzuſtand nur das äußere Vorliegen „einer mit Strafe be- 
drohten Handlung“ erforderlich ſei. Darin wird zutreffend eine 
Strafbarkeitsbedingung gefunden. 

Die Begr. für dieſe Annahme bleibt das RG. allerdings 
chuldig. Die Richtigkeit ſeiner Auffaſſung ergibt ſich aus Faſ⸗ 
ung und Zweckgedanken der Beſt. 

Das Merkmal „der mit Strafe bedrohten Handlung“ iſt 
ſchon rein äußerlich in einen Bedingungsſatz eingekleidet. Aus 
dem Vorhandenſein derartiger Bedingungsſätze hat man ſchon bei 
mehreren alten Beſt. des StGB. (z. B. SS 102, 139 StGB.) auf 
das Vorliegen einer Strafbarkeitsbedingung geſchloſſen. Dieſe 
Folgerung laßt ſich bei der neuen Beſt. des § 330 a StGB. noch 
mit beſſerer Begr. ziehen. Die Vorſchr. ift in entſprechender Faſ⸗ 
ſung bereits in den Entwürfen von 1925 (§ 335) und 1927 (§ 367) 
vorhanden. Die Entwürfe bedienen ſich im Gegenſatz zum alten 
SGB. einer einheitlichen, bewußt gewählten Ausdrucksweiſe. Be⸗ 
zeichnend in dieſer Hinſicht für die Einftellung der Entwürfe iſt 
die Faſſung für die dem § 113 StGB. entſprechenden Tatbeſtände. 
Die hier beſtehende Streitfrage, ob das Merkmal der Rechtmäßig⸗ 
keit als Tatbeſtandsmerkmal oder Strafbarkeitsbedingung zu be⸗ 
werten ſei, haben die Entwürfe im Anſchluß an die Rſpr. des 
RG. im letzteren Sinne entſchieden. Bei der Faſſung der Ent- 
wurfstatbeſtände wird dies durch die Einkleidung des Merkmals 
in einen Bedingungsſatz zum Ausdruck gebracht (Entw. 1925 
$ 141 Abſ. 3; Entw. 1927 § 149 Abſ. 3). Bringen aber danach die 
Entwürfe das Vorliegen einer Strafbarkeitsbedingung in dieſer 

eiſe zum Ausdruck, jo wird man auch bei § 330 2 StGB. als 


einer den Entwürfen entnommenen Vorſchr. aus der Wahl eines 
Bedingungsſatzes ſchließen müſſen, daß das Merkmal „der mit 
sel bedrohten Handlung“ eine Strafbarkeitsbedingung dar⸗ 
telle. 

Entſcheidend iſt aber letzten Endes nicht dieſe auf den Wort⸗ 
laut abgeſtellte Erwägung, ſondern Sinn und Zweck der Vorſchr. 

Der Zweckgedanke kommt klar in der Entſtehungsgeſchichte 
zum Ausdruck, die auf den engen Zuſammenhang der Vorſchr. 
mit den Tatbeſtänden der ſog. actio libera in causa hinweiſt. 

Die innere Begr. der Vorſchr. liegt in $ 51 StGB., mit 
dem ſie im engſten Zuſammenhang ſteht. Nach § 51 Abſ. 1 St- 
GB. kann trotz Vorliegens des äußeren Tatbeſtandes einer ſtraf⸗ 
baren Handlung mangels einer Schuld keine Beſtrafung erfolgen. 
Strafloſigkeit müßte auch dann angenommen werden, wenn ſich 
der Täter ſelbſt ſchuldhaft in den Zuſtand der Unzurechnungs— 
fähigkeit verſetzt hat. 

Dieſe Fälle ließen unter dem Geſichtspunkt der actio libera 
in causa allerdings teilweiſe zu einer Beſtrafung des Täters ge⸗ 
langen. Die nacherörterten Beiſpiele zeigen, daß infolge der den 
Tatbeſtänden der actio libera in causa eigenen Begrenzung nicht 
alle Fälle zu erfaſſen waren. In den bekannten Tatbeſtänden, 
daß ſich jemand Mut antrinkt, um in dieſem Zuſtand einen an⸗ 
deren zu mißhandeln oder daß eine Mutter, die ſich ſtändig im 
Schlafe wälzt, leichtfertig ihr Kind zu ſich ins Bett nimmt, liegt, 
wenn es zur Mißhandlung bzw. Tötung kommt, vorſätzliche Kör⸗ 
perverletzung bzw. fahrläſſige Tötung vor. Entſcheidend und bei⸗ 
den Fällen gemeinſam iſt, daß in noch zurechnungsfähigem Zu⸗ 
ſtande ſchuldhaft (vorſätzlich bzw. fahrläſſig) eine Bedingung für 
den Erfolg (Mißhandlung bzw. Tötung) geſetzt wird. Urſache iſt 
in beiden Fällen ſchon die Verſetzung in den Zuſtand der Bewußt⸗ 
loſigkeit (Rauſch bzw. Schlaf), die ſich im unzurechnungsfähigen 
Zuſtande fortſetzt, wobei gewiſſermaßen der Täter ſich ſelbſt als 
Werkzeug benutzt. 

In anderen Fällen läßt ſich aber die Verſetzung in den Zu⸗ 
ſtand der Unzurechnungsfähigkeit nicht ſchon als ſchuldhaft geſetzte 
Bedingung für einen ſpäter in dieſem Zuſtand herbeigeführten 
Erfolg anſehen. Dann müßte der Täter trotz Setzung eines 
äußeren Straftatbeſtandes ſtraflos bleiben (§ 51 Abſ. 1 StGB.) 
(Beiſpiel: der vom RG. hier entſchiedene Fall, in dem jemand nach 
erheblichem Alkoholgenuß in einen Rauſchzuſtand geriet, in dem 
er eine Notzuchtshandlung vornahm). Ein Fall der actio libera in 
causa liegt nicht vor, weil die Verſetzung in den Rauſchzuſtand 
hier noch nicht als Urſache für die Notzuchtshandlung angeſehen 
werden kann. Die damit zwar e Bedingung für dieſen 
ſpäteren Erfolg iſt nämlich nicht ſchuldhaft geſetzt. Denn der 
Täter ſah den Erfolg nicht voraus, weder im Sinne eines un⸗ 
bedingten noch eines bedingten Vorſatzes. Dennoch erſcheint er nach 
geſunder Volksanſchauung ebenfalls ſtrafwürdig. 

Die Notwendigkeit einer geſetzlichen Regelung iſt ſchon früher 
erkannt worden. Während der Entwurf von 1919 ſich noch mit 
anderen Maßnahmen (Wirtshausverbot § 91, Verwahrung 8 88, 
Trinkerheilanſtalt $ 92) begnügte, haben die Entwürfe neben 
Sicherungs- und Beſſerungsmaßregeln eine dem § 330 a StGB. 
entſprechende Strafbeſtimmung eingeführt. Sie wurde auch in der 
Denkſchrift des PrJuſt Min. gefordert (Denkſchrift S. 136) und 
mit § 330 a StGB. gegeben. Die Belt. dient damit gleichzeitig 
einem doppelten Zweck, einmal die Allgemeinheit vor ſolchen 
Schädlingen zu bewahren, zum anderen auch der wirkſamen Be⸗ 
kampfung des Mißbrauchs von Rauſchgiften (Schneider⸗ 
Neuenburg: JW. 1934, 458; Schäfer⸗ Richter ⸗ 
Schafheutle, § 330 a Anm. 1; dieſelben bei Pfundtner⸗ 
Neubert, S 330 a Anm. 1). 

Nach dieſem aus der Entſtehungsgeſchichte klar erkennbaren 
Sinn und Zweck der Vorſchr. muß aber das Merkmal der mit 
Strafe bedrohten Handlung als bloße Strafbarkeitsbedingung an⸗ 
geſehen werden. Wollte man es von der Schuld des Täters um⸗ 
faßt wiſſen, dann würde dadurch nichts anderes geſchaffen worden 
ſein, als eine — überflüſſige — geſetzliche Regelung der bereits 
immer für ſtrafwürdig erachteten Fälle der actio libera in causa. 
Der Zuſanimenhang zwiſchen der Vorſchr. des § 330 4 StGB. 
und § 51 StGB. zeigt aber gerade, daß nicht die Fälle der 
actio libera in causa durch $ 330 4 StGB. geregelt werden ſol⸗ 
len, ſondern die anderen, bei denen die Verſetzung in den Rauſch⸗ 
zuſtand nicht ſchon als Urſache für die ſpätere Handlung gewertet 
werden kann. Dieſem Zweckgedanken der Vorſchr. entſpricht es 
dann aber allein, bei dem Merkmal der „mit Strafe bedrohten 
Handlung“ von dem Exfordernis einer Schuld abzuſehen. Die 
Schuld braucht ſich vielmehr nur auf die Verſetzung in den 
Rauſchzuſtand ) zu erſtrecken (jo auch ohne Begr. Schäfer⸗ 


2) Die Fälle einer ſchuldhaften Verſetzung in einen anderen 
Zuſtand der Unzurechnungsfähigkeit, der nicht als Rauſchzuſtand 
gewertet werden kann, ſind durch § 330 a StGB. nicht erfaßt. 
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Richter⸗Schafheutle, § 330 a Anm. 3; 
Pfundtner⸗ Neubert, § 330 a Anm. 3). 

Die Beſt. des § 330 a StGB. kommt danach alſo immer 
dann zur Anwendung, wenn die „mit Strafe bedrohte Handlung“ 
um deswillen nicht ſtrafbar iſt, weil die Vorausſetzungen des 
§ 51 Abſ. 1 StGB. vorliegen. Damit erweiſt ſich aber m. E. die 
Formulierung des RG., daß die Feſtſtellung des inneren Tat⸗ 
deſtandes „der mit Strafe bedrohten Handlung“ i. S. des § 330 4 
StGB. nicht erforderlich ſei, als zu weitgehend. Der Begriff der 
„mit Strafe bedrohten Handlung“ läßt ſich nicht poſitiv um⸗ 
ſchreiben als die bloße Setzung des äußeren Tatbeſtandes; er kann 
nur negativ dahin verſtanden werden, daß die mit Strafe be⸗ 
drohte Handlung ihrem völligen äußeren Tatbeſtand nach vor⸗ 
liegen muß und eine Beſtrafung des Täters nur auf Grund des 
§ 51 Abſ. 1 StGB. ausgeſchloſſen iſt. Wer z. B. die Rechtswidrig⸗ 
keit nicht zum äußeren Tatbeſtand rechnet ?), muß beim Vorhanden⸗ 
ſein eines Rechtfertigungsgrundes trotz Vorliegens des äußeren Tat⸗ 
beſtandes einer „mit Strafe bedrohten Handlung“ eine Strafbar⸗ 
keit aus $ 330 a StGB. verneinen. Denn auch der Volltrunkene 
kann, z. B. wenn er angegriffen wird, noch in Notwehr handeln 
(vgl. Schäfer⸗Richter⸗Schafheutle, $ 330 a Anm. 3; 
§ 42 b Anm. 2; dieſelben ebenda bei Pfundtner⸗Neu⸗ 
bert; Lobe zu § 42 b Anm. 1; Metzger, Deutſches Straf- 
recht, 1934, S. 147). 

Alle Gründe, die bei einem nicht in Volltrunkenheit Han⸗ 
delnden zur Verneinung der Strafbarkeit führen, müſſen auch bei 
dem Volltrunkenen berückſichtigt werden. In den allerdings wohl 
ſeltenen Fällen, daß ein Volltrunkener z. B. auf Grund unwider⸗ 
ſtehlicher Gewalt handelt oder ſich in einem beachtlichen Irrtum 
befindet, ohne daß dieſe Gründe in ſeiner Volltrunkenheit liegen, 
kann deshalb ouch trotz Vorliegens des äußeren Tatbeſtandes 
einer „mit Strafe bedrohten Handlung“ und ſchuldhaft herbei⸗ 
geführtem Rauſchzuſtand eine Beſtrafung nach § 330 a StGB. 
nicht erfolgen. Eine S des Volltrunkenen iſt durch 
§ 330 a StGB. nicht beabſichtigt. Die negative Abgrenzung des 
Merkmals der „mit Strafe bedrohten Handlung“ erſcheint daher 
empfehlenswerter. 

Die Auffaſſung des RG., daß lediglich eine Feſtſtellung des 
äußeren und nicht auch des inneren Tatbeſtandes erforderlich ſei, 
kann demnach m. E. nur mit dieſer Einſchränkung als zutreffend 
anerkannt werden. Für die vorl. Entſch. war die weitergehende 
Faſſung allerdings ohne Bedeutung. 

Die Klarſtellung des Urteilsſpruchs, wie ſie das RG. vor⸗ 
genommen hat, iſt nicht zu beanſtanden. Intereſſant iſt die hier⸗ 
bei gewählte Faſſung: „Die Rev. wird ... verworfen. Doch iſt 
der Angekl. wegen vorſätzlicher Zuwiderhandlung gegen den 
§ 330 a StGB. verurteilt.“ Eine derartige Berichtigung, die in 
rechtsähnlicher Anwendung des § 354 StPO. vorgenommen wor⸗ 
den iſt, entſpricht ſtändiger Übung (RGSt. 4, 182; 13, 267; 28, 
82; 28, 250; 47, 373/374; 51, 375; 54, 205; 161, 391/392; RG.: 
JW. 1927, 1316 und Dohna in der Anm.; Kroſchel 1933, 
S. 13/14). Sie iſt aus prozeßokonomiſchen Gründen auch bei 
Strafurteilen zugelaſſen worden, falls es ſich nur um eine beſſere 
Wortfaſſung oder bloße Berichtigung handelt, ohne daß ein Ein⸗ 
griff in die tatſächliche oder rechtliche Würdigung des Vorder⸗ 
richters vorgenommen wird. Im letzteren Falle hätte das Urteil 
der Aufhebung verfallen müſſen. Da aber die Beurteilung des 
Vorderrichters durch die unzutreffende Faſſung des Urteilsſatzes 
nach den Feſtſtellungen des RG. nicht zuungunſten des Angekl. 
beeinflußt worden iſt, ſo konnte das RG. die Berichtigung ſelbſt 


vornehmen. 
RA. Dr. Oskar Nebel, Köln. 
* 

30. 5 146 Gen G.; § 312 HGB. Nicht jede un⸗ 
entgeltliche Zuwendung, die der Vorſtand einer 
Genoſſenſchaft oder einer AktG. macht oder auch 
ſich ſelbſt gewähren läßt, iſt als Untreue nach 
dem 8 146 Gen G. (oder nach dem 8 312 HGB.) zu 
beſtrafen. Die Pflichtwidrigkeit der Handlung 
gehört zum äußeren Tatbeſtande der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen (und der aktien rechtlichen Untreue). 
Der gewiſſenhafte ehrbare Geſchäftsmann darf 
auch die nur moraliſchen Verpflichtungen nicht 
gering achten. f) 

1. Die Str. ſtellt feſt, der Angekl. habe vor dem Über⸗ 
tritt aus feiner glänzenden Stellung bei der D. U. L. AktG. in 
die neue Tätigkeit urſprünglich Forderungen geſtellt, die bei 
der damaligen wirtſchaftlichen Notlage des Klier Genoſſen⸗ 


2) So auch z. B. das RG. in den Fällen, wo die Rechts⸗ 
widrigkeit nicht ausdrücklich als Tatbeſtandsmerkmal genannt iſt. 


dieſelben bei 


ſchaftsverbandes und der angeſchloſſenen Hauptgenoſſenſchaft 
nicht erfüllt werden konnten; in einer Aufſichtsratsſitzung der 
Hauptgenoſſenſchaft, zu der man den Angekl. eingeladen hatte, 
habe jedoch der als Vorſtandsmitglied der Hauptgenoſſenſchaft 
anweſende damalige Präſident G. den Angekl. gebeten, „trotz⸗ 
dem zu kommen“, und habe ihm dabei eine Entſchädigung zu 
geeigneter Zeit verſprochen, wenn die Verhältniſſe bei der 
Hauptgenoſſenſchaft und dem Verbande ſich gebeſſert haben 
ſollten; das Aufſichtsratsmitglied W. habe dieſes Verſprechen 
unterſtützt; ein Beſchluß ſei darüber nicht gefaßt worden. — 
Im Anſchluß hieran bemerkt das Urteil des LG.: „Es ſollte 
keine rechtliche, ſondern beſtenfalls eine moraliſche Verpflich⸗ 
tung daraus hergeleitet werden können.“ 

Mit Recht wird dieſer Satz der Urteilsbegründung von 
der Rev. an erſter Stelle bemängelt. Nach dem Zuſammen⸗ 
hange der Urteilsbegründung will die Strͤ. in dem ange⸗ 
führten Satze nicht etwa feſtſtellen, G. ſelbſt oder ein anderer 
der Anweſenden habe damals ausgeſprochen, daß man keine 
rechtliche, ſondern beſtenfalls eine moraliſche Verpflichtung zu 
übernehmen wünſche, ſondern die Strft. will hier ihre eigene 
rechtliche Beurteilung des vorher feſtgeſtellten tatſächlichen 
Vorgangs zum Ausdruck bringen. Dieſe Beurteilung iſt nicht 
einwandfrei. 

Die Str. hätte prüfen müſſen, ob der Angekl. den 
Vorgang in der Aufſichtsratsſitzung als ein rechtsverbind⸗ 
liches Verſprechen des Aufſichtsrats aufzufaſſen hatte. Wenn 
nun der Angekl. zu Verhandlungen über ſeine Anſtellung in 
eine Sitzung des Aufſichtsrats geladen wurde, wenn dann 
vor verſammeltem Auffichtsrat ohne Widerſpruch von irgend⸗ 
einer Seite ein Vorſtandsmitglied und ein Aufſichtsratsmit⸗ 
glied Verſprechungen machten, um ihn zur Aufgabe einer 
ungewöhnlich günſtigen, auf mehrere Jahre vertraglich ge— 
ſicherten Lebensſtellung mit einem Jahreseinkommen von etwa 
60000 RM zu veranlaſſen, und wenn der Wortführer dieſer 
Verſprechungen auch noch ein Mann in der Stellung des 
Präſidenten der Landwirtſchaftskammer und des Landbundes 
ſowie ein Führer im Genoſſenſchaftsweſen des Landes war, 
dann durfte und mußte der Angekl. nach allgemeinen Aus⸗ 
legungsgrundſätzen die ihm gegebenen Erklärungen als eine 
Außerung des Aufſichtsrats auffaſſen, die ihm eine ſichere 
Grundlage für feine Entſch. über die Aufgabe und die An- 
nahme einer Lebensſtellung gewähren ſollte, demnach mehr 
bedeutete als nur wohlmeinende Redensarten. Ob der Angell. 
eine ſpätere Entſchädigung rechtsverbindlich zugeſichert er⸗ 
halten habe, iſt nach dieſen von der Str. dargelegten Vor⸗ 
gängen nur deshalb noch nicht völlig zweifelsfrei, weil nähere 
Feſtſtellungen fehlen, wie es ſchließlich zu den endgültigen 
Vereinbarungen mit dem Angekl. über ſeine Anſtellungsver⸗ 
hältniſſe gekommen iſt, insbeſ. was bei dem Abſchluſſe der 
ſpäter anſcheinend zuſtande gekommenen ſchriftlichen Verträge 
aus der Zuſage einer ſpäteren Entſchädigung geworden iſt. 

Hiernach laſſen die bisherigen Feſtſtellungen des LG. die 
Möglichkeit beſtehen, daß der Angekl. bei den ihm zur Laſt 
gelegten Zuwendungen aus dem Vermögen der Hauptgenoſ⸗ 
ſenſchaft neben den ihm ſchon aus anderen Gründen zuſtehen⸗ 
den Beträgen nicht mehr erhalten habe, als was ihm rechts“ 
verbindlich als Entſchädigung zugeſichert worden war. In 
dieſem Falle hätte niemand zum Nachteile der Hauptgenoſſen⸗ 
ſchaft gehandelt, da nur eine Schuld der Hauptgenoſſenſchaft 
getilgt worden wäre. Die Verurteilung wegen Untreue nach 
dem 8 146 Gen®. wäre dann ſchon aus dieſem Grunde nicht 
gerechtfertigt. 

2. Die Strͤ. ſelbſt hält es für möglich, und nach den 
feſtgeſtellten Vorgängen iſt es ſogar ganz gewiß, daß der 
Angekl. wenigſtens eine „moraliſche Verpflichtung“ aus 
dem von G. gegebenen Verſprechen herleiten konnte. Das 
LG. hätte es daher nicht unterlaſſen dürfen, zu erwägen, 
welche Bedeutung eine ſolche moraliſche Verpflichtung für die 
Eutſch. habe. 

Unterſtellt man — trotz der ſtarken dagegen ſprechenden 
Bedenken — die Anſicht als richtig, daß nur eine moraliſche, 
keine rechtliche Verpflichtung beſtauden habe, jo würden ſich 
die Zuwendungen an den Angekl. rechtlich als unentgeltliche 
Zuwendungen darſtellen. Aber nicht jede unentgeltliche Zu⸗ 
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wendung, die der Vorſtand einer Genoſſenſchaft oder einer 
AktG. macht oder auch ſich ſelbſt gewähren läßt, iſt als Un⸗ 
treue nach dem § 146 Genc. (oder nach dem § 312 HGB.) 
zu beſtrafen. 

Grundſätzlich freilich „handelt abſichtlich zum Nachteile“ 
i. S. der genannten Vorſchriften nach ſtändiger Rſpr. jede der 
im Geſetze bezeichneten Perſonen, die vorſätzlich, d. h. be⸗ 
wußt, das Vermögen der Genoſſenſchaft oder der AktG. 
ſchmälert; und dabei genügt auch ſchon der nur bedingte 
Vorſatz. Die Rſpr. der StrSen. des RG. hat die notwendige 
Einſchränkung dieſes Grundſatzes in der Regel durch eine 
ſcharfe Abgrenzung des inneren Tatbeſtandes gewinnen wollen. 
Daher iſt namentlich bei der Beurteilung der im geſchäftlichen 
Leben häufigen gewagten Geſchäfte eines Genoſſenſchafts- oder 
Geſellſchaftsvorſtandes wiederkehrend betont worden, Untreue 
liege nur vor, wenn der Täter die Schädlichkeit feiner Hand— 
lung für das ihm anvertraute Vermögen nicht nur als mög— 
lich erkenne, ſondern auch innerlich nicht ablehne, vielmehr 
innerlich billige (z. B. RGGSt. 53, 194; 61, 211, 214; 66, 
261; vgl. ferner RGSt. 68, 374 JW. 1935, 289 17; 69, 
17 JW. 1935, 5293). 

Bei unentgeltlichen Zuwendungen kann man aber auf 
dieſem Wege nicht mit ausreichender Sicherheit zur angemeſ— 
ſenen Begrenzung des Untreuetatbeſtandes gelangen. Denn 
daß durch eine unentgeltliche Zuwendung das betroffene Ver- 
mögen geſchmälert wird, iſt von vornherein ſo zweifelsfrei, 
daß der Zuwendende nicht umhin kann, dieſe Schmälerung 
bei ſeiner Tat nicht nur in ſein Bewußtſein, ſondern auch in 
ſeinen Willen aufzunehmen; dennoch kann der Vorſtand einer 
Genoſſenſchaft beiſpielsweiſe nicht für jede innerhalb mäßiger 
Grenzen liegende gemeinnützige Stiftung aus dem Genofien- 
ſchaftsvermögen wegen Untreue beſtraft werden. Es zeigt ſich 
alſo, daß auch ſchon der äußere Tatbeſtand der genoſſenſchaft— 
lichen (und der aktienrechtlichen) Untreue hier einer einjchrän- 
kenden Abgrenzung bedarf. 

Das neuere rechtswiſſenſchaftliche Schrifttum hat dieſe 
Abgrenzung mehr und mehr mit Recht darin gefunden, daß 
die Pflichtwidrigkeit der Handlung als ein unentbehr⸗ 
liches Merkmal des äußeren Tatbeſtandes der Untreue nach 
dem § 146 Gen®. und dem § 312 HGB. anzuſehen ſei (vgl. 
3. B. Schwinge⸗Siebert, Das neue Untreueſtrafrecht 
S. 38, 42, 44 ff.; Dorothea Prieß, Aktienrechtliche Un- 
treue S. 29 ff.). Auch in dem Urteile des 6. ZivSen. des RG. 
(RG3Z. 118, 316) ift ſchon ausgeſprochen, begrifflich könne 
eine abſichtliche Verfuͤgung eines Bevollmächtigten zum Nach⸗ 
teile des Auftraggebers i. S. des 8 266 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. 
a. F. nur vorliegen, wenn die Verfügung den Pflichten des 
Bevollmächtigten zuwiderlaufe. In. grundſätzlicher Überein- 
ſtimmung hiermit ſah auch ſchon die amtliche Begründung zu 
dem § 348 des Entw. eines StB. von 1927 (S. 179 der 
RT ruckſ. Nr. 3390) das Weſen der Untreue im Gebrauche 
einer Befugnis des Täters, die eine Verletzung ſeiner Pflich⸗ 
ten enthält. Ebenſo iſt in der Rſpr. der StrSen. des RG. 
chon wiederholt geſagt worden, die Untreue eines Bevoll⸗ 
mächtigten, der nach ſeinem Ermeſſen zu handeln habe, be⸗ 
ginne dort, wo er die Grenze des pflichtmäßigen Er⸗ 
meſſens bewußt überſchreite (RGUrt. v. 9. Febr. 1934, 4 D 
319/33 und v. 8. Mai 1934, 1 D 1170/33, abgedr.: JW 
1934, 277315). 

Nach der neuen Faſſung des $ 266 StGB. gehört zum 
Treubruchtatbeſtande ohne jeden Zweifel die Verletzung einer 
Pflicht, und auch für den an erſter Stelle ſtehenden Miß— 
brauchtatbeſtand iſt die Pflichtwidrigkeit das unentbehrliche 
Merkmal des Miß brauchs im Unterſchiede gegen den ein⸗ 
wandfreien Gebrauch. Bei der Weſensübereinſtimmung der 
Untreue nach $ 146 Gen., § 312 HGB. und § 226 StGB. 
— auch in der neuen Faſſung — können dieſe geſetzlichen 
Vorſchriften zur gegenſeitigen Erläuterung herangezogen wer⸗ 
den. Daher ergibt ſich für die Auslegung des § 146 GenG. 
(und des § 312 HGB.) nunmehr ſchon aus dem neuen 8 266 
StGB., daß eine Pflichtwidrigkeit der Handlung zum äußeren 
Tatbeſtande der genoſſenſchaftlichen (und der aktienrechtlichen) 
Untreue gehört. Daraus folgt dann, daß das Bewußtſein des 
Täters von der Pflichtwidrigkeit ſeiner Handlung ein unent⸗ 


behrliches Merkmal des inneren Tatbeſtandes iſt, wobei freilich 
auch hier der nur bedingte Vorſatz genügt (auch hierzu vgl. 
ſchon RGZ. 118, 315, 316). 

Einwandfreies und pflichtwidriges Handeln in der ge- 
ſchäftlichen Tätigkeit der Genoſſenſchafts- und Geſellſchafts⸗ 
vorſtände und -Auffichtsräte laſſen ſich oft nur daran unter⸗ 
ſcheiden, ob die Grenzen der ordnungsmäßigen Geſchäftsfüh⸗ 
rung eines gewiſſenhaften und ehrbaren Geſchäftsmannes ein⸗ 
gehalten oder überſchritten worden find (vgl. RGSt. 66, 255, 
262; RGuUrt. v. 18. Febr. 1935, 3 D 1244/34). Hieraus er⸗ 
gibt ſich nun auch die große Bedeutung einer moraliſchen 
Bindung, wie ſie — mindeſtens — infolge des von G. 
gegebenen Verſprechens vorhanden war. Denn der gewiſſen⸗ 
hafte ehrbare Geſchäftsmann darf auch die nur moraliſchen 
Verpflichtungen nicht gering achten. Das muß um ſo mehr 
anerkannt werden, je nachdrücklicher die neueſte Rechtsauf⸗ 
faſſung das Ziel ſetzt, die Anwendung des Rechts nach Mög— 
lichkeit mit den Sittengeſetzen in übereinſtimmung zu halten. 

3. Die Prüfung des Sachverhalts in dieſen Richtungen 
ergibt ſchon jetzt, daß unter den vom LG. tatſächlich feſt⸗ 
geſtellten Umſtänden in der Annahme der Zuwendungen der 
Hauptgenoſſenſchaft keine Pflichtwidrigkeit des Angekl. ge⸗ 
funden werden kann. 

Der Augekl. hatte die Geſchäfte vor dieſer Zuwendung 
etwa vier Jahre lang geführt. Demnach bedeutete ſie eine 
nachträgliche Gehaltserhöhung von wenig mehr als jährlich 
8000 AM. Dem ſtehen die großen Opfer gegenüber, die der 
Angekl. durch die Aufgabe feiner Stellung bei der D. U. L. 
AktG. gebracht hatte, — Opfer, für die ihm auf Grund der 
G.ſchen Zuſage eine Entſchädigung mindeſtens moraliſch, 
wahrſcheinlich ſogar rechtlich, geſchuldet wurde. Ferner ſtehen 
die großen Verluſte gegenüber, die der Angekl. erlitten hatte, 
weil der Einſatz ſeiner ganzen Kraft für das Genoſſenſchafts⸗ 
weſen es ihm unmöglich gemacht hatte, ſich um feine per- 
ſönlichen Verhältniſſe, insbeſ. ſeine Gutswirtſchaft, aus⸗ 
reichend zu kümmern. Schließlich muß allgemein zugegeben 
werden, daß ungewöhnliche Leiſtungen, wie ſie der Angekl. 
mit unbeſtreitbaren allergrößten Erfolgen vollbracht hatte, 
auch entſprechend hohe Gegenleiſtungen verdienen. Bei dieſer 
Sachlage hielten ſich die Beträge, die der Angekl. ſich ge- 
währen ließ, in mäßigen Grenzen, und ſie waren auch nach 
dem Grade der zu Ende des Jahres 1929 beſtehenden Zah— 
lungsfähigkeit der Hauptgenoſſenſchaft durchaus vertretbar. 

Es fehlt alſo ſchon der äußere Tatbeſtand einer Untreue 
($ 146 Gen.) des Angekl. Daher iſt der Angekl. in An⸗ 
wendung des § 354 Abſ. 1 SPD. freizuſprechen, ohne daß 
noch auf die Ausführungen des angefochtenen Urteils über 
den beim Angekl. vorhandenen inneren Tatbeſtand einzur 
gehen wäre. 

(1. Sen. v. 10. Mai 1935; 1 D 757/34.) 


Anmerkung: Das vorl. Urteil des erſten Senats bedeutet in 
der Klarlegung des Inhalts der Untreuetatbeſtände einen weſent⸗ 
lichen Schritt vorwärts. Hier wird zum erſten Male in einer 
Entſch. der Strafſenate grundſätzlich ausgeſprochen, daß im Mittel- 
punkt des Tatbeſtandes aller Untreuevorſchriften (nicht nur des 
§ 266 StGB.!) der Gedanke der Pflichtwidrigkeit der Handlung 
ſteht. Zugleich wird zutreffend betont, daß die ſtrafrechtliche Ver⸗ 
antwortung an dem Punkte einſetzt, wo der Bereich ordnungs⸗ 
mäßiger Geſchäftsführung eines „gewiſſenhaften und ehrbaren Ges 
ſchäftsmannes“ verlaſſen wird. h 

Wertvoll ift daran zunächſt die Feſtſtellung, daß dieſes Merk⸗ 
mal der Pflichtwidrigkeit der Handlung zum äußeren Tatbeſtand 
der Untreuebeſtimmungen gehört und nicht, wie man bisher viel⸗ 
fach annahm, zur Schuld. Denn in der Tat liegt es jo: Was der 
Auftraggeber im Rahmen des ordnungsmäßigen Geſchäftsbetriebs 
tut, wird — als nicht ſozialſchädlich, ſondern ſozial unerläßlich und 
wirtſchaftlich fördernd — ſchon vom Tatbeſtand der Strafoor- 
ſchriften nicht erfaßt. Noch bedeutſamer iſt die wirtſchaftlich hoͤchſt 
bemerkenswerte Anwendung dieſer grundſätzlichen Erkenntnis ouf 
den vorl. Fall. 

Es handelte ſich um folgendes: Der Angekl. tritt 1929 aus 
einer glänzend bezahlten Stellung bei einer Landwirtſchafts⸗Geſell⸗ 
ſchaft in die Dienſte eines Genoſſenſchaftsverbandes über. Wegen 
wirtſchaftlicher Notlage muß ihm der Verband erhebliche Abſtriche 
in ſeinen urſprünglichen Gehaltsforderungen zumuten. Als ſich der 
Angekl. ſchließlich mit einem Gehalt einverſtanden erklärt, das 
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weſentlich unter feinen bisherigen Einkommen liegt, wird ihm in 
einer Aufſichtsratsſitzung eine Entſchädigung verſprochen, ſobald 
die Verhältniſſe bei dem Verband ſich gebeſſert haben ſollten. Der⸗ 
artige Entſchädigungen werden ihm ſpäter auch ausgezahlt. Jetzt 
wird dem Augekl. nun vorgeworfen, ſich durch Annahme ſolcher 
nachträglichen Zuwendungen der genoſſenſchaftlichen Untreue ſchul⸗ 
dig gemacht zu haben. 

Im Mittelpunkt des Urteils ſteht die Frage, welche Bedeu⸗ 
tung es hat, wenn für den Verband aus der in der Aufſichtsrats⸗ 
ſitzung gegebenen Zusicherung gegenüber dem Angekl. nur eine 
moraliſche Verpflichtung entſtanden war, die Entſchädigungen ſich 
alſo als unentgeltliche Zuwendungen darſtellten. Das führt den 
Senat allgemein auf die Frage der ſtrafrechtlichen Veranl⸗ 
wortlichkeit der Geſellſchaftsorgane für die Bewilligung und An⸗ 
nahme von unentgeltlichen Zuwendungen, eine 
Frage, die er konkret unter Zuhilfenahme eben des Merkmals der 
ordnungsmäßigen Geſchäftsfuͤhrung löſt. Wenn das Urteil hierbei 
ausführt, der gewiſſenhafte, ehrbare Geſchäftsmann dürfe auch die 
nur moraliſchen Verpflichtungen nicht gering achten, und zwar um 
ſo mehr, „je nachdrücklicher die neueſte Rechtsauffaſſung das Ziel 
ſetzt, die Anwendung des Rechts nach Möglichkeit mit den Sitten⸗ 
geſetzen in Übereinſtimmung zu halten“, ſo kann man ihm darin 
nur beiſtimmen. Uneingeſchränkte Zuſtimmung verdient auch der 
programmatiſche Ausspruch, daß ungewöhnliche Leiſtungen (wie ſie 
der Angekl. nach der Feſtſtellung des Urteils während ſeiner Amts⸗ 
tätigkeit erbracht hatte) auch entſprechend hohe Gegenleiſtung be⸗ 
anſpruchen dürfen. Im Dritten Reich gilt das Leiſtungsprinzip. 
Wer außergewöhnliches leiſtet, dem wird niemand außergewohn⸗ 
liche Anerkennung ſtreitig machen. Das neue Untreueſtrafrecht will 
ungeſunde Erſcheinungen im Wirtſchaftsleben bekämpfen. Was 
einem Vorſtandsmitglied als Entſchädigung für anderweit erlittene 
Ausfälle, die in Zuſammenhang mit der Übernahme des Vorſtands⸗ 
amtes ſtehen, ſowie als Leiſtungsprämie zugewandt wird, erfüllt 
nur dann den Tatbeſtand ſtrafbarer Untreue, wenn die Tatſache 
einer ſolchen Zuwendung und ihre Höhe aus dem Rahmen des 
Verkehrsüblichen herausfallen — genauer deſſen, was der 
geſunde Verkehr unter Berückſichtigung jeweiliger Verhältniſſe for⸗ 
dert (darüber Shwinge-Stebert, S. 46 f.). 

Von alledem kann im gegebenen keine Rede ſein, deshalb hat 
der Senat mit Recht Untreue verneint. Ob in der unmittelbaren 
Gegenwart bei Zuwendungen von gleicher Art und Höhe ebenſo 
zu entſcheiden wäre, iſt allerdings zweifelhaft. Heute iſt bei der 
ſtrafrechtlichen Beurteilung ſolcher Sonderbezüge zweifellos ein 
ſtrengerer Maßſtab anzulegen als für die Zeit vor 1933. Die 
Mi nach der Pflichtwidrigkeit der benachteiligenden Handlung 
iſt eben abhängig von den zeitlichen Umſtänden, unter denen ſie 
begangen wurde, wozu auch die wirtſchaftspolitiſchen Anſchauungen 
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31. 8396 RAbg O. Steuerhinterziehung. Für 
Hauszinsſteuerhinterziehungen, ſoweit ſie durch 
Erſchleichung von Hauszinsſteuerſtundungen 
begangen werden, gelten die ſachlichen Vorſchrif⸗ 
ten des Steuerſtrafrechtes (SS 391ff., ins beſ. § 396) 
der RAbgOO. weder unmittelbar noch ſinngemäß. 
Das Gericht hat aber zu prüfen, ob ein Tat⸗ 
beſtand des allgemeinen Strafrechts — 8263 
StGB. in Tateinheit mit 8 266 n. F. StG B. — 
verwirklicht iſt. f) 

a) Für die preuß. Hauszinsſteuer gilt zunächſt — vor⸗ 
behaltlich der Ausführungen unter b — folgendes: Die 
preußiſche Hauszinsſteuer iſt eine preußiſche Landesſteuer, 
und zwar eine Realſteuer. Sie wird von den in Preußen. 
gelegenen bebauten Grundſtücken ... in einem Vielfachen der 
preuß. Grundvermögensſteuer erhoben (88 1, 2 Hauszins⸗ 
StVO. v. 2. Juli 1926 in der Neufaſſung v. 9. März 1932. 
Die Steuereinziehung geſchieht durch gemeindliche Hebeſtellen 
(Steuerkaſſen). Nach SE Abſ. 1 Hauszins StVO. finden die 
dort genannten Paragraphen des PrrVermStG. v. 14. Febr. 
1923 (auch in den ſpäteren Faſſungen) ſinngemäße Anwen⸗ 
dung. Nach Abſ. 2 ebenda find die Steuerausſchüſſe und die 
Berufungsausſchüſſe für die Steuer vom Grundvermögen 
auch im Veranlagungsverfahren und im Rechtsmittelverfahren 
für die Hauszinsſteuer zuſtändig. Nach Abſ. 3 ebenda bedarf 
es eines beſonderen Veranlagungsbeſchluſſes für die Haus⸗ 
zinsſteuer nicht. Nach Abſ. 4 dürfen Rechtsmittel gegen die 
Veranlagung zur Hauszinsſteuer nicht damit begründet wer⸗ 


den, daß die zugrunde gelegte vorläufige Steuer vom Grund⸗ 
vermögen .. . unrichtig Set. 

b) 18 RAbgd. ſchreibt vor: Außer der Verwaltung der 
Reichsſteuern liegen die folgenden Verwaltungsgeſchäfte den 
Find. und Lind, ob: 1. die Feſtſtellung und Zerlegung der 
Beſteuerungsgrundlagen bei der Grundſteuer ...; eingeſchloſ⸗ 
ſen ſind die Vorbereitung, die Nachprüfung, die Steuerauf⸗ 
ſicht, das Rechtsmittelverfahren und das Strafverfahren. 
2. Sonſtige (nicht unter 1 fallende) Verwaltungsgeſchäfte auf 
dem Gebiete der Realſteuern ..., ſoweit der RFM. auf 
Antrag der Landesregierung die Verwaltungsgeſchäfte den 
Find. und LFin dl. überträgt. 

Zu b 1: Der Halbſatz „eingeſchloſſen ſind uſw.“ kann in 
dieſem Zuſammenhang nur bedeuten: Soweit die Verwal⸗ 
tungsgeſchäfte den Fina. und LFinA. übertragen ſind, alſo 
nur hinſichtlich der Feſtſtellung und Zerlegung der Be⸗ 
ſteuerungsgrundlagen bei der Grundſteuer, obliegt den Fin A. 
und Lind. auch die Vorbereitung, die Nachprüfung, die 
Steueraufſicht und die Vertretung im Rechtsmittelverfahren 
und im Strafverfahren. 

Zu b 2: Eine ſolche Übertragung der Verwaltungsge⸗ 
ſchäfte der Hauszinsſteuer hat in Preußen nicht ſtattgefunden. 

Die RAbgO. gilt zunächſt nur für die Reichsſteuern (83 
Abſ. 1 RAbgdS.). Ihr Geltungsbereich iſt jedoch erweitert. 
So beſtimmt § 4 Abſ. 1 RAbgdO.: Für die Realſteuern gelten, 
ſoweit dieſe Steuern von Fin A. und LFinA. verwaltet werden, 
die Vorſchriften der RAbgDO. Daraus ergibt ſich: Auf Grund 
des § 4 Abſ. 1 i. Verb. m. § 18 Nr. 1 und 2 RAbgdOt gelten 
die Vorſchriften der RAbgO., alſo insbeſ. auch deren ſachliche 
Vorſchriften über das materielle Strafrecht, bei der Grund⸗ 
ſteuer — und damit mittelbar auch bei der Hauszinsſteuer — 
nur inſoweit, als es ſich um die Feſtſtellung und Zerlegung 
der Beſteuerungsgrundlagen handelt. Im vorl. Falle handelt 
es ſich aber nicht um die Feſtſtellung und Zerlegung der Ber 
ſteuerungsgrundlagen der Grundſteuer, ſondern um die ler⸗ 
ſchlichene) Bewilligung von Hauszinsſteuerſtundungen. Dieſe 
iſt (ebenſo wie die Feſtſetzung der Höhe der Hauszinsſteuer) 
Sache der Landesbehörden. Inſoweit iſt daher das Steuer⸗ 
ſtrafrecht der RAbgᷣO. nicht anwendbar (ſ. Becker, Ergän⸗ 
zung zur 7. Aufl. der RAbgO. S. 23 u. 24). 

Allerdings wird der Geltungsbereich der RAID. durch 
8 8 Abſ. 2 daſ. noch weiter ausgedehnt. Die Vorſchriften der 
RAbgd. über das gerichtliche Verfahren in Steuerſtraf⸗ 
ſachen (88 461—467, 469, 470, 472 — 476) gelten nämlich, 
ſoweit fie nicht nach 8 3—5 unmittelbare Anwendung finden, 
ſinngemäß für alle öffentlich-rechtlichen Abgaben, daher auch 
für die Hauszinsſteuer. Eine Erweiterung der Geltung der 
Vorſchriften des materiellen Steuerſtrafrechtes 
(SS 391 ff., insbeſ. des $ 396 RAbgd.) auf alle öffentlich 
rechtlichen Abgaben durch ſinngemaße Anwendung it damit 
abgelehnt. 

c) Nach 8 19 Abſ. 2 Fin AusglGö. v. 27. April 1926 
ſind die Lander berechtigt, für Landesabgaben die Vorſchriften 
der RAbgoO. über das Strafrecht ... für anwendbar zu er 
klären. Die preuß. Geſetzgebung enthält aber, wie auch durch 
eine amtliche Auskunft des preuß. Finanzminiſters beſtätigt 
worden iſt, keine Beſtimmung, in der die Vorſchriften der 
RAbgdO. über das Strafrecht für die Grundvermögenſteuer 
und die Hauszinsſteuer für anwendbar erklärt worden wären. 

Für Hauszinsſteuerhinterziehungen, ſoweit ſie durch Er⸗ 
ſchleichung von Hauszinsſteuerſtundungen begangen werden, 
gelten ſonach die ſachlichen Vorſchriften des Steuerſtrafrechtes 
(Ss 391ff., insbeſ. § 396) der RAbgO. weder unmittelbar 
noch ſinngemäß. Der Verurteilten des Angekl. aus 8 390 
RAbgdO. fehlt daher die geſetzliche Grundlage. 7 

Das LG., an welches inſoweit die Sache zurückzuverwel 
ſen iſt, wird, gegebenenfalls unter Ergänzung der tatſächlichen 
Feſtſtellungen, zu prüfen haben, ob ſich der Angekl. gegen die 
Vorſchriften des allgemeinen Strafrechts, insbeſ. etwa gegen 
8 263 und in Tateinheit hiermit gegen § 266 n. F. St. 
vergangen hat (vgl. NOSt. 60, 97; 63, 139, 142 und zur 
Tateinheit 38, 366, 367). Das LG. hat rateinheitliches Zu⸗ 
ſammentreffen des § 396 RAID. mit 8 266 n. F. SIÖB 
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verneint, weil dem Angekl. keine Befugnis eingeräumt geweſen 
ſei, über fremdes Vermögen zu verfügen, es hat aber rechts⸗ 
irrig unterlaſſen, zu prüfen, ob der Angekl. nicht die ihm 
kraft Rechtsgeſchafts, nämlich des Anſtellungsvertrags, oder 
eines Treuverhältniſſes obliegende Pflicht, fremde Vermögens⸗ 
intereſſen wahrzunehmen, verletzt und dadurch ſeiner Dienſt⸗ 
geberin Nachteil zugefügt hat. Vorſorglich ſei bemerkt, daß die 
gutgläubigen Antragſteller, deren Stundungsgeſuche der An⸗ 
gekl. ohne Prüfung befürwortend vorgelegt hat, durch die vom 
Angekl. erſchlichene Stundung jedenfalls in jenen Fällen kei⸗ 
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil erlangt haben, in denen 
das betreffende Geſuch an ſich begründet war und die Stun⸗ 
dung auch bei ordnungsmäßiger Behandlung bewilligt wor⸗ 
den wäre. Inſoweit entfällt auch ein Nachteil der Dienſt⸗ 
geberin. 
(5. Sen. v. 27. Mai 1935; 5 D 162/35.) 


Anmerkung: 1. Das Urteil wirft ein außerordentlich inter⸗ 
eſſantes und zur Zeit noch betrübliches Schlaglicht auf die Mannig⸗ 
taltigkeit des Landesſteuerſtrafrechts. Es dürfte eine vordringliche Auf⸗ 
gabe der Steuerſtrafrechtsreform ſein, die ſteuerlichen Straftatbeſtände 
einheitlich reichsrechtlich zuſammenzufaſſen. Es beſtehen keinerlei Be⸗ 
denken dagegen, daß auch das materielle Steuerſtrafrecht der Landes⸗ 
ſteuergeſetze ſich in den im allgemeinen anerkannten Normen des 
Reichsſteuerſtrafrechts bewegt. Es würde vollkommen den ſtaatlichen 
Intereſſen der einzelnen Länder Genüge getan werden, wenn die 
RAbgO. durch geſetzgeberiſchen Akt auch hinſichtlich des materiellen 
Sleuerſtrafrechts auf die Landes- und Gemeindeſteuern allgemein aus⸗ 
gedehnt werden würde, zumal bisher die Landesſteuergeſetze bei der 
Schaffung materieller Steuerſtrafbeſtimmungen ſehr zurückhaltend ge- 
weſen find. Soweit wir das Schrifttum überblicken können, haben 
wir auch eine ſyſtematiſche Bearbeitung des Landesſteuerſtrafrechts nicht 
ermitteln können. Wie kompliziert von dem erk. Sen. des RG. das 
preuß. materielle Steuerſtrafrecht betrachtet wird, ergibt die Tatſache, 
daß das RG. durch eine amtliche Auskunft des PrFFin Min. erſt eine 
Beſtätigung darüber eingeholt hat, daß keine Beſtimmungen vor⸗ 
handen find, durch die etwa die Vorſchriften der RAbgO. auf das 
Steuerſtrafrecht für die in der Entſch. intereſſierenden Steuerarten 
der Grundvermögenſteuer und Hauszinsſteuer für anwendbar erklärt 
worden ſind. 

2. Allerdings haben wir in 8 18 RAbgO. bereits einen großen 
Schritt zur Vereinfachung des Verwaltungsſteuerrechts einſchließlich 
des Steuerſtraſverfahrensrechts zu erblicken. Jedoch lehrt die vorl. 
Entſch., daß gerade die weſentlichſten Beſtimmungen, nämlich die mate⸗ 
riellen Strafrechtsnormen der RAbgO., nicht auf die Landesſteuer⸗ 
geſetze anzuwenden find. Eine rechtsähnliche Anwendung der Steuer- 
ſtrafrechtsnormen der RAbgO. auf Verſtöße gegen Landesſteuergeſetze 
lehnt das NG. mit Recht ab. Es iſt der Auffaſſung, daß eine ſinn⸗ 
gemäße Anwendung der Straſrechtsbeſtimmungen der RAbgO. nicht 
möglich iſt. Dieſer Auslegung muß auch nach der Einführung des 
StAnp®. beigetreten werden. Gemäß § 1 StAnpG. find die Steuer- 
geſetze nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung auszulegen, d. h. 
lediglich die Auslegung, die Interpretation, erfolgt nach national⸗ 
ſozialiſtiſchen Grundſätzen. Die Auslegung darf aber niemals zu einer 
Erweiterung der Steuergeſetze führen. 8 18 RAbgdO. läßt deutlich er⸗ 
Rennen, daß die Anwendung der Vorſchriften der RAbgO. auf Landes- 
ſteuern in ganz beſtimmter Form beſchränkt worden iſt. Hieraus iſt 
unzweifelhaft zu folgern, daß die nicht erwähnten Gebiete der RAbgoO. 
nicht auf die Landesſteuern zu übertragen ſind. 

3. Im vorl. Falle hatte ein Stpfl. ſich Steuervorteile bezüglich 
der Grundvermögenſteuer und Hauszinsſteuer dadurch zu verſchaffen 
gewußt, daß ein in Steuerſachen beſchäftigter ſtädtiſcher Angeſtellter 
Stundungsanträgen des Stpfl. ohne weiteres mit Wiſſen des Steuer⸗ 
ſchuldners nachkam, ohne dieſe Geſuche pflichtgemäß auf ihre ſachliche 
Begründetheit hin zu prüfen. 

Hätte es ſich um Reichsſteuern gehandelt, ſo wäre ohne weiteres 
hinſichtlich beider Beteiligter der Tatbeſtand der Steuerhinterziehung 
(8 396 RAbgd.) erfüllt geweſen. Es genügt ja z. B. für die Strafbar⸗ 
keit auch die Stellung bewußt unrichtiger Stundungsanträge (KG., 
Urt. v. 11. April 1934, II S 68/34: JW. 1934, 1512 — RStBL. 1934, 
695). Bei dem Zuſammenwirken beider Beteiligter und bei dem Er⸗ 
ſolge hinſichtlich der ſpäter ausgeſprochenen Stundung iſt eine Ver⸗ 
kürzung der Steuern eingetreten. 

4. Da die Beſtimmungen des Reichsſteuerſtrafrechts für die Be⸗ 
urteilung der Handlungen der beiden Angehkl. entfallen, kann deren 
Tätigkeit nur nach dem allgemeinen Strafrecht beurteilt werden. Es 
iſt bei dieſer Gelegenheit wichtig, darauf hinzuweiſen, daß der Tat⸗ 
beſtand der Reichsſteuerhinterziehung nichts anderes darſtellt als einen 
Unterfall des Betruges (RG., Urt. v. 15. Febr. 1926, II 603/25: 
RGSt. 60, 99). Jede Steuertäuſchungshandlung führt alſo auf dem 


Gebiete des Landesſtrafrechts zu einer Beſtrafung wegen Betruges 
und, ſoweit dieſe Täuſchung nicht geglückt iſt, zur Beſtrafung wegen 
verſuchten Betruges. 

Ein an der Erſchleichung von Steuervorteilen beteiligter An⸗ 
geſtellter einer behördlichen Steuerabteilung, die Landesſteuerſachen 
bearbeitet, kann nur dann gem. 8 266 RStGB. beſtraft werden, wenn 
ein Nachteil der Dienſtgeberin eingetreten iſt. Es muß daher im 
einzelnen Falle durch den Strafrichter feſtgeſtellt werden, ob und 
inwieweit den Steuerſtundungsanträgen ſtattzugeben geweſen wäre. 

Dieſes leider ſo zu gewinnende ſtrafrechtliche Ergebnis befriedigt 
nicht, weil es nicht zu verſtehen iſt, warum ein Steuerſachbearbeiter 
in Landesſteuerſachen unter Umſtänden ſtrafrechtlich nicht zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werden kann, obwohl er ſeine Pflichten nicht 
erfüllt hat, während hingegen ein in entſprechender Stellung tätig 
werdender Angeſtellter in Reichsſteuerſachen wegen verſuchter Steuer⸗ 
hinterziehung bzw. Beihilfe hierzu zu belangen iſt. Nach den Grund⸗ 
ſatzen des ſog. dolus eventualis beſtraft das RG. im vorl. Falle 
ohne weiteres, weil der Reichsſteuerbeamte nach Lage der Dinge damit 
rechnen mußte, daß bei Nichtnachprüfung der Stundungsgeſuche unter 
Umſtänden Stundungsbitten ausgeſprochen werden, die ſachlich nicht 
gerechtfertigt find (vgl. RG., Urt. v. 26. Juni 1934, D 79/34: 
JW. 1934, 2341 14). 

5. Mit Recht hebt das RG. hervor, daß hinſichtlich der Tätig⸗ 
keit von Angeſtellten nachzuprüfen iſt, ob und inwieweit ſie kraft 
Rechtsgeſchäftes, nämlich des Anſtellungsvertrages oder eines Treu⸗ 
verhältniſſes, verpflichtet ſind, fremde Vermögensintereſſen wahr⸗ 
zunehmen. 

Eine ſolche Verpflichtung iſt hinſichtlich der Steuerangeſtellten 
von Landesſteuerbehörden unſeres Ermeſſens ohne weiteres zu bejahen. 
Der Sinn der Beſchäftigung eines ſolchen Angeſtellten beſteht darin, 
daß dieſer ſeinerſeits dafür Sorge zu tragen hat, daß die ihm ob⸗ 
liegenden Arbeiten ſachgemäß erfüllt werden. Dies bedeutet, übertragen 
auf die Verpflichtung zur Bearbeitung von Steuerſtundungsanträgen, 
die Rechtspflicht des Angeſtellten, die Stundungsanträge unter Be⸗ 
rückſichtigung der geſetzlichen Beſtimmungen und Verwaltungsanwei⸗ 
ſungen ſorgfältig zu beachten, ebenſo wie umgekehrt den Stpfl. es 
durch die Rſpr. zur Pflicht gemacht worden iſt, bei der Bearbeitung 
ihrer Steuerangelegenheiten jede Sorgfalt, die nach Lage des Falles 
von ihnen verlangt werden kann, aufzuwenden (vgl. RGSt. 57, 329 
und RG., Urt. v. 6. Dez. 1934, III D 1241/34 mit meiner Be⸗ 
ſprechung in JW. 1935, 426 10). 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


* 

** 32. 822 Ziff. 4 StPO. In dem Verfahren 
betr. die nachträgliche Anordnung der Siche- 
rungsverwahrung darf als Richter nicht tätig 
ſein, wer bei dem früheren Urteil, von dem bei 
dem Verfahren nach Art. 5 Abſ. 2 Gewohnh Verbr⸗ 
Gef. auszugehen iſt, als Beamter der Staats- 
anwaltſchaft mitgewirkt hatte. f) 

Das Urteil, auf Grund deſſen der Angekl. nach dem 
1. Jan. 1934 eine Strafe verbüßt und von dem bei dem 
Verfahren nach Art. 5 Abſ. 2 GewohnhVerbrG. auszugehen 
war, iſt am 19. Juni 1933 ergangen. Bei ſeiner Erlaſſung 
hat der damalige Staatsanwalt Dr. X. als Vertreter der 
Staatsanwaltſchaft mitgewirkt. Bei der Erlaſſung des jetzt 
nach Axt. 5 Abſ. 2 ergangenen Urteils war Dr. X., der in⸗ 
zwiſchen Landgerichtsrat geworden iſt, Beiſitzer. Das war nach 
8 22 Nr. 4 StPO. unzuläſſig. 

Allerdings iſt das am 19. Juni 1933 ergangene Urteil 
rechtskräftig geworden und damit jenes Verfahren beendet 
worden. Aber die durch das Gewohnh Verbr. geſchaffene 
Möglichkeit, nachträglich die Sicherungsverwahrung anzuord⸗ 
nen, hat die Rechtskraft jenes Urteils rückwirkend inſoweit 
aufgehoben, als es nunmehr zuläſſig war, nachträglich die 
Sicherungsmaßnahme zu verhängen. Das Verfahren aber, in 
dem dieſe Maßnahme zu verhängen war, iſt gegenüber dem 
urſprünglichen auf Beſtrafung gerichtet geweſenen ein Er⸗ 
gänzungsverfahren (RGSt. 68, 175 = SW. 1934, 2056 17) 
und muß daher auch bezüglich der Frage der Ausſchließung 
eines Richters als ein Teil des geſamten Verfahrens an⸗ 
geſehen werden. Demnach war Dr. X. von der Mitwirkung 
als Richter ausgeſchloſſen, nicht anders als wenn die Ver⸗ 
handlung vom 19. Juni 1933 nicht zum Ziel geführt hätte, 
das Verfahren hätte ausgeſetzt werden müſſen und Dr. X. 
bis zur neuen Verhandlung zum Richter ernannt geweſen 
wäre. 

(1. Sen. v. 18. Juni 1935; 1 D 410/35.) 
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Anmerkung: Der Entich. iſt im Ergebnis beizupflichten. Nach 
§ 22 Nr. 4 StPO. iſt ein Richter von der Ausübung des Richter⸗ 
amtes kraft Geſetzes ausgeſchloſſen, wenn er „in der Sache“ als 
Beamter der StA. tätig geweſen iſt. Die Motive zu § 22 
(Hahn, Mat. Bd. 1 S. 90) bemerken, daß unter dem Ausdruck 
„in der Sache“ nur die anhängige Unterſuchung ver⸗ 
ſtanden ſei, nicht auch jede andere Rechtsſache, in welcher es ſich 
um denſelben Gegenſtand handle. 

Nach Stenglein, SPD. Anm. 10 zu § 22 iſt „Sache, 
die im Gange befindliche Prozedur bis zu deren rechtskräftiger Er⸗ 
ledigung“. Gerland, Der deutſche Strafprozeß, ſagt auf S. 55: 
unter der Sache iſt nur die anhängige Strafſache zu verſtehen. 
Wollte man in Übereinſtimmung hiermit den Ton auf das Wort 
„anhängig“ legen, ſo beſtünde hier ein anhängiges Verfahren 
nicht mehr, da es durch das rechtskräftige Urt. v. 19. Juni 1933 
abgeſchloſſen worden iſt, es würde alſo Dr. X. als Richter in 
dem Nachtragsverfahren nicht ausgeſchloſſen ſein, obwohl er in 
dem früheren Verfahren als StA. tätig geworden iſt. Das RG. 
ſchließt ſich offenbar der Anſchauung an, daß ein Verfahren an⸗ 
hängig ſein müſſe; denn es ſtützt ſich in ſeiner Begr. darauf, daß 
das Verfahren auf nachträgliche Sicherungsverwahrung nach Art. 5 
Nr. 2 GewohnhVerbrG. gegenüber dem urſprünglichen auf Beſtra⸗ 
fung gerichteten Verfahren ein Ergänzungsverfahren ſei (vgl. JW. 
1934, 2056 17) und einen Teil des Geſamtverfahrens bilde, da die 
Rechtskraft des Urteils rückwirkend inſoweit aufgehoben ſei, als 
nun nachträglich die Sicherungsmaßnahme verhängt werden könne. 
Es war jedoch m. E. nicht erforderlich, zur Begr. der Entſch. den 
Geſichtspunkt heranzuziehen, daß das frühere Urteil durch das nach⸗ 
trägliche Sicherungsverfahren teilweiſe ſeiner Rechtskraft entkleidet, 
inſoweit alſo das frühere rechtskräftig geſchloſſene Verfahren wie⸗ 
der anhängig wird. Denn die Worte des § 22 Nr. 4 StPO. „in 
der Sache“ ſetzen trotz der entgegenſtehenden Behauptung der Mo⸗ 
tive nicht voraus, daß die Sache noch anhängig ſei. In ſtändiger 
Rſpr. hat das RG. angenommen, daß auch das Wiederaufnahme⸗ 
verfahren mit dem vorausgehenden, mit der erſten Hauptverhand⸗ 
lung abſchließenden Verfahren eine Sache bildet. Wohl mag die 
Behandlung gewiſſer prozeſſualer Fragen dazu Anlaß geben, beide 
Stadien des Verfahrens als in ſich abgeſchloſſene und einander 
ſelbſtändig gegenüberſtehende Hauptverfahren anzuſehen; allein die 
Einheitlichkeit der Strafſache wird dadurch nicht berührt; es wird 
ja „das Verfahren“ wieder aufgenommen. Hiernach hinkt der im 
Schlußſatz des Urteils angeführte Vergleich mit einer Ausſetzung 
der Verhandlung; er bezieht ſich auf eine noch nicht rechtskräftig er⸗ 
ledigte Sache, während hier das Urt. v. 19. Juni 1933 die Sache 
erledigt hatte; es hätte nur eines Hinweiſes auf die Behandlung 
Der A des § 22 Nr. 4 StPO. im Wiederaufnahmeverfahren 

edurft. 


Da die Rechtskraft der Entſch. der Annahme „der Sache“ 
nicht entgegenſteht, liegt dieſelbe Sache auch vor, wenn durch Ge⸗ 
währung der Wiedereinſetzung (88 235, 329, 391, 412 StPO.) ein 
rechtskräftiges Urteil beſeitigt wird. 

Die StPO. regelt das Verfahren nur in Sachen der 
ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit. Soweit für 
Sondergerichte die Beſt. der StPO. für entſprechend an⸗ 
wendbar erklärt find, wie in $ 6 VO. über die Bildung von Son⸗ 
dergerichten v. 21. März 1933 und 6. Mai 1933, Art. III § 5 
des Hoch- und Landesverrats. v. 24. April 1934, gilt $ 22 StPO. 
auch für dieſe Verfahren. Dagegen iſt nicht geſetzlich geregelt die 
Frage, ob $ 22 auch anwendbar iſt in den Fällen, wo zunächſt ein 
ordentliches Gericht, dann ein Sondergericht oder umgekehrt 
in derſelben Sache tätig geworden iſt, z. B. bei der Wiederauf⸗ 
nahme eines durch Urteil des RG. in 1. Inſtanz geſchloſſenen Ver⸗ 
fahrens vor dem Volksgerichtshof (Art. XII Abſ. 3 Hochverrats®.), 
ferner eines durch ſondergerichtliches Urteil geſchloſſenen Verfah⸗ 
rens vor der Strͤ. (S 15 der angeführten Sondergerichts O.), 
ebenſo wenn eine der militäriſchen Gerichtsbarkeit unterſtellte Per⸗ 
fon dem bürgerlichen Gericht zur Aburteilung überlaſſen wird (SS 4, 
7 Mil StG O.). Man wird die Anwendung des $ 22 auch für ſolche 
Fälle bejahen müſſen, weil der Grundgedanke dieſer Beſt. — Schutz 
der Unparteilichkeit des Richters — auch hier zutrifft. Für die 
Militärſtrafſachen liegt dieſer Schluß um ſo näher, als die Aus⸗ 
ſchließungsgründe für Militärrichter in $ 44 Mil StG O. nahezu 
wörtlich mit jenen des § 22 StPO. übereinſtimmen. 

Die „gleiche Sache“ liegt nicht vor, wenn ein ſtrafgerichtlich 
abgeurteilter Beamter noch vor das Diſziplinargericht ge 
ſtellt wird. § 22 StPO. bezieht ſich nur auf Strafſachen im engeren 
Sinn; dazu gehören die Diſziplinarſtrafſachen nicht. Unter Um⸗ 
ſtänden könnte aber eine Ablehnung wegen Beſorgnis der Be⸗ 
fangenheit in Frage kommen. 

ObsGR. Hümmer, München. 
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33. 88 54, 241 A bſ. 2, 245, 256 StPO. Verwei⸗ 
gert ein Polizeibeamter als Zeuge die Beant⸗ 
wortung der Frage des Verteidigers, welche 
Vertrauensperſon ihm Mitteilungen gemacht 
habe, und liegt die Genehmigung der zuſtändi⸗ 
gen Behörde zur Ausſageerſtattung nicht vor, 
jo kommt der Ausſage nicht die Bedeutung eines 
vorgeladenen Zeugen i. S. von 8 245 St PO. zu. — 
Werden bei einer kriminalbiologiſchen Sammel- 
ſtelle Nachrichten über einen Angekl. zu einer 
kriminalbiologiſchen Beurteilung zuſammen⸗ 
geſtellt, ſo kann dieſe Beurteilung verleſen 
werden. 


Die Rev. macht geltend, der Verteidiger habe an den 
Zeugen, Wachtmeiſter D., die Frage geſtellt, von wem er 
über die angeblichen Verfehlungen des Angekl. Kenntnis er⸗ 
halten habe. Der Zeuge habe hierauf bemerkt, daß er der 
betreffenden Perſon zugeſagt habe, ihren Namen nicht zu 
nennen, er verweigere deshalb zu dieſer Frage feine Ausſage. 
Nachdem der Vorſitzende der Strͤ. es abgelehnt habe, die 
genannte Frage zuzulaſſen, habe das Gericht ſie durch Be⸗ 
ſchluß als unerheblich abgelehnt. Darin liege eine unzuläſſige 
Beſchränkung der Verteidigung. In der Sitzungsniederſchrift 
wird dieſer Vorfall wie folgt wiedergegeben: 


„Der Verteidiger beantragte, den Zeugen darüber zu 
vernehmen, wer die Vertrauensperſon iſt, die ihm von den 
Vorfällen Mitteilung gemacht hat. 

Der StA. widerſetzte ſich dieſer Frageſtellung. 

Nach geheimer Beratung des Gerichts verkündete der 
Vorſitzende nachſtehenden Beſchluß: 

Die Frage des Verteidigers an den Zeugen D., wer 
die Anzeige bei ihm erſtattet hat, wird als unerheblich 
nicht zugelaſſen.“ 


Aus dem Wortlaut des Beſchluſſes iſt zu folgern, daß 
der Verteidiger nicht nur beantragt hat, die Vernehmung des 
Zeugen auf die genannte Frage zu erſtrecken, ſondern daß 
er dieſe Frage ſelbſt unmittelbar geſtellt hat. Nach § 241 
Abſ. 2 StPO. kann eine Frage zurückgewieſen werden, wenn 
ſie als ungeeignet oder als nicht zur Sache gehörig anzuſehen 
iſt. Daraus ergibt ſich, daß eine Ablehnung „als unerheblich“ 
an ſich gegen das Geſetz verſtößt. Im vorliegenden Fall liegt 
die Sache jedoch anders. Wie die Rev. ſelbſt ausführt, hat 
der Zeuge ſeine Ausſage über die vom Verteidiger geſtellte 
Frage verweigert. Es muß angenommen werden, daß er die 
Ausſage deshalb verweigert hat, weil es den ihm von ſeiner 
vorgeſetzten Dienſtbehörde erteilten Anweiſungen entſprach, 
Perſonen, die vertrauliche Mitteilungen machen, nicht ohne 
beſonderen Grund preiszugeben. Unter ſolchen Umſtänden 
durfte nicht von dem Zeugen die Beantwortung der an ihn 
gerichteten Frage verlangt werden, wenn nicht feſtſtand, daß 
ihm die Genehmigung zur Ausſage über den in Frage ſtehen⸗ 
den Punkt erteilt worden war. Es hätte alſo zunächſt die 
Entſcheidung der zuſtändigen Behörde darüber eingeholt wer⸗ 
den müſſen, ob dem Zeugen die Genehmigung zur Beant⸗ 
wortung der geſtellten Frage erteilt werde (§ 54 StPO.). 
Deshalb kann das Zeugnis des Wachtmeiſters, ſoweit es die 
beſondere Frage des Verteidigers betraf, nicht als das Zeug⸗ 
nis eines vorgeladenen Zeugen i. S. des 8 245 StPO. gelten. 
Der Zeuge war bzgl. der hier geſtellten Frage des Ver⸗ 
teidigers als Zeuge nicht verwendbar (Loewe⸗Roſenberg 
zu § 245 StPO. 2c). Scheidet aber § 245 StPO. aus, jo 
konnte das Gericht die zur Herbeiſchaffung der Ausſage⸗ 
genehmigung notwendigen Schritte ablehnen, wenn die vom 
Verteidiger verlangte weitere Beweisaufnahme einen für das 
Urt. unerheblichen Punkt betraf (RGSt. 29, 368). Das aber 
iſt im Urt., ohne daß ein Rechtsirrtum erkennbar wäre, ange⸗ 
nommen worden. Der Zeuge hat nur die Mitteilung der 
Vertrauensperſon zum Anlaß genommen, von ſich aus Er⸗ 
hebungen zu veranſtalten; was die Vertrauensperſon dem 
Wachtmeiſter geſagt hat, iſt gegen den Angekl. nicht verwertet. 
Unter ſolchen Umſtänden iſt es völlig unerheblich, von wem 
der Wachtmeiſter die Nachricht erhalten hat. Die Ablehnung 
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95 Frage des Verteidigers verſtößt ſomit nicht gegen das 
eſetz. 

Eine unzuläſſige Beſchränkung der Verteidigung ſoll auch 
darin liegen, daß trotz Widerſpruchs des Verteidigers ein Gut⸗ 
achten der kriminalbiologiſchen Sammelſtelle über den Angekl. 
auf ergangenen Beſchluß hin verleſen worden iſt. Hierin wird 
ein Verſtoß gegen $ 256 StPO. gefunden, weil das Gut⸗ 
achten als Leumundszeugnis i. S. dieſer Geſetzesbeſtimmung 
anzuſprechen ſei. Dieſe Rüge geht fehl. Das „Gutachten“ hat, 
wie ſich aus ſeinem Inhalt ergibt, alle der Sammelſtelle über 
die Perſon des Angekl. zugeleiteten Nachrichten zu einer 
„kriminalbiologiſchen Beurteilung“ verarbeitet. Eine ſolche Be⸗ 
urteilung, die von in der Kriminalbiologie erfahrenen Per⸗ 
ſonen erarbeitet wird, enthält kein Leumundszeugnis, ſondern 
ein ſachverſtändiges Gutachten. Die Verleſung einer ein Gut⸗ 
achten enthaltenden Erklärung verſtößt aber nicht gegen 
§ 256 SPD. 

(1. Sen. v. 25. Jan. 1935; 1 D 1419/34.) 

* 

34. 8 61 Ziff. 2 StPO.; 8s 153, 263 StG B.; 
SS 445, 448, 452 A bſ. 1 3 PO. Der Umſtand, daß die 
auf einem falſchen Eide beruhende richterliche 
Entſch. ſich im Einzelfalle auch zum Nachteil 
eines am Verfahren Beteiligten oder eines 
Dritten auswirkt, macht für ſich allein den ſo 
Betroffenen noch nicht zum Verletzten i. S. von 
§ 61 Ziff. 2 StPO. Anders iſt die Beurteilung, 
wenn der Falſcheid zugleich den Tatbeſtand des 
Betrugsverſuchs erfüllt. Der Richter begeht 
keine Pflichtverletzung, wenn er auf die ver- 
antwortliche Vernehmung einer Partei aus- 
ſchlaggebendes Gewicht legt. 

Als Verletzter i. S. des § 61 Ziff. 2 StPO. kann nur 
der erachtet werden, in deſſen Rechte die ſtrafbare Handlung 
unmittelbar eingreift, nicht aber ſchon der, den uur die 
ſchädlichen Folgen der Straftat treffen. Ein unmittelbarer 
Eingriff in die Rechte eines Dritten liegt ſtets dann, aber 
auch nur dann vor, wenn die Handlung gegen ein Rechts- 
gut dieſes Dritten gerichtet iſt. Im Strafverfahren kann 
daher als „verletzter“ Zeuge nur der gelten, zu deſſen unmittel⸗ 
barem Schutze die Strafvorſchrift dient, deren übertretung dem 
Angekl. zur Laſt gelegt iſt (vgl. RGSt. 69, 107 JW. 1935, 
141412; 69, 127 JW. 1935, 178722). In Rſpr. u. Schrift⸗ 
tum iſt anerkannt, daß das Rechtsgut, zu deſſen Schutz die 
Strafvorſchriften des Abſchn. 9 des Teil 2 des StGB. auf- 
geſtellt ſind, die ſtaatliche Rechtspflege iſt, daß die dort unter 
Strafe geſtellten Verbrechen und Vergehen „ſich gegen den 
Staat richten und insbeſ. die Rechtspflege gefährden“ (RGSt. 
47, 156). Daß ein falſcher Eid die Behörde, vor der er ge- 
leiſtet wird, zu einer ſachlich unrichtigen Entſch. führt oder 
auch nur dazu geeignet iſt, liegt — abgeſehen von dem Son- 
derfall des $ 154 Abſ. 2 StGB. — außerhalb des geſetzlichen 
Tatbeſtandes. Daher vermag der Umſtand, daß die auf einem 
falſchen Eide beruhende richterliche Entſch. im Einzelfalle ſich 
auch zum Nachteil eines am Verfahren Beteiligten oder eines 
Dritten auswirkt, für ſich allein den ſo Betroffenen noch nicht 
zum Verletzten zu machen. 

Indeſſen ergibt ſich die bezeichnete Eigenſchaft hier in 
der Perſon der Zeugin W. aus ſonſtigen Umſtänden tatſäch⸗ 
licher Art. Der Angell. iſt nach der Annahme des Schw. 
ſchon bei der Erlangung des Geldes darauf ausgegangen, ſich 
in den Beſitz der 250 AM durch die falſche Vorſpiegelung zu 
ſetzen, daß er es nur als „Darlehen“, alſo unter dem Ver⸗ 
ſprechen baldiger Rückerſtattung haben wolle. Wenn er dann 
im Rechtsſtreit den Empfang des Geldes abſchwor, ſo wollte 
er dadurch den vernehmenden Richter täuſchen und zu einer 
das Vermögen der Kl. beſchädigenden Verfügung, nämlich zur 
Erlaſſung eines klageabweiſenden Urteils beſtimmen, und dies 
in der Abſicht, ſeiner Verpflichtung zur Erſtattung des Geldes 
ür immer enthoben zu ſein. Dieſes Verhalten erfüllt den 
Tatbeſtand eines verſuchten Betruges, der mit dem angenom⸗ 
menen Meineide in Tateinheit nach $ 73 StGB. ſteht. Ob 
ein ſog. Prozeßbetrug auch durch eine falſche Parteibe⸗ 


hauptung verübt werden kann, und ob dieſe Frage wenig⸗ 
ſtens im Bereiche des neuen 8 138 ZPO. zu bejahen iſt (vgl. 
hierüber RGSt. 69, 44 — ZW. 1935, 956 42), bedarf hier 
keiner Entſch. Denn es handelte ſich hier nicht um eine bloße 
Parteibehauptung, die zur Begründung oder zur Entkräftung 
der Klage vorgebracht war, ſondern um eine verantwortliche 
Vernehmung der Partei, wie ſie durch die neuen Vorſchriften 
des zehnten Titels des erſten Abſchn. des zweiten Buches der 
ZPO. als förmliches Beweismittel eingeführt worden iſt 
(vgl. 88 445, 448, 452 Abſ. 1). Der Richter hat dieſe Aus⸗ 
ſage der Partei nach der ausdrücklichen Vorſchrift des § 453 
Abſ. 1 ZPO. „nach § 286 frei zu würdigen“. Er begeht 
alſo nicht nur keine Pflichtwidrigkeit, wenn er auf eine ſolche 
bei der Parteivernehmung gemachte Ausſage ſeine Entſch. 
ſtützt, ſondern er iſt ſogar geſetzlich verpflichtet, dieſe Aus⸗ 
ſage ebenſo wie ein anderes Beweismittel zu werten, und 
muß notfalls eine ſolche Parteiausſage den Ausſchlag bei 
feiner Entſch. geben laſſen. 

Das Verhalten des Angekl. würde, wenn es auf die 
falſche Ausſage hin zu einem klageabweiſenden Urteil gekom⸗ 
men wäre, unmittelbar die Zeugin W. an ihrem Vermögen 
beſchädigt und ein zu ihrem Nachteil verübtes Vergehen des 
Betruges dargeſtellt haben. Mithin iſt die W. aus dieſem 
rechtlichen Grunde als Verletzte i. S. des § 61 Ziff. 2 StPO. 
anzuſehen und im Ergebnis mit Recht unvereidigt geblieben. 

(4. Sen. v. 7. Mai 1935; 4 D 323/35.) 


= Rt. 69, 191.) 
* 

35. § 207 StPO. Iſt der Eröffnungsbeſchluß 
unklar oder lücken haft, fo iſt er aus der An⸗ 
klage zu ergänzen. Dabei iſt nicht nur darauf 
Bedacht zu nehmen, daß der Angekl. genügend 
unterrichtet wird, vielmehr muß auch das Ge— 
richt in feiner Geſamtheit den Umfang der er- 
hobenen Beſchuldigung genau erkennen. 

Der Eröffnungsbeſchluß weiſt die von der Rev. ge- 
rügten Mängel auf. Danach iſt der Angekl. hinreichend ver- 
dächtig, ſich in ſechs ſelbſtändigen Fällen der Untreue i. S. 
des § 266 Nr. 2 und Abſ. 2 SGB. a. F. ſchuldig gemacht 
zu haben. Über die Handlungen ſelbſt enthält der Er⸗ 
öffnungsbeſchluß nur die Augabe des Ortes (in W. und 
an anderen Orten) und der ungefähren Zeit (in den Jahren 
1927 bis 1933). Dagegen fehlt jede Angabe der ſechs 
einzelnen konkreten Vorgänge, in deren jedem das LG. eine 
ſtrafbare Untreue ſieht. Daß ein ſolcher Eröffnungsbeſchluß 
den Erforderniſſen des 8207 StPO. nicht entſpricht, iſt in 
der Rſpr. des RG. wiederholt ausgeſprochen worden (sgl. 
FW. 1933, 2149 s und RGSSt. 68, 105 JW. 1934, 1366). 
Durch einen derartigen Mangel kann ein Angekl. infofern 
benachteiligt werden, als er die Vorbereitung und die Durch⸗ 
führung feiner Verteidigung vor und in der Hauptverhand- 
lung nicht entſprechend einrichten kann, und inſofern, als 
die mitwirkenden Richter, die den Akteninhalt nicht kennen, 
nicht oder nur unklar erkennen können, was dem Angekl. 
eigentlich zur Laſt gelegt wird. f 

Der Eröffnungsbeſchluß darf aber nicht für ſich allein 
betrachtet werden. Da er die Anklageſchrift erledigt, muß 
dieſe zu ſeiner Erläuterung herangezogen werden. Die An⸗ 
klageſchrift ſchildert im vorliegenden Fall den dem Angekl. 
zur Laſt gelegten Sachverhalt ſehr eingehend. Sie iſt ihm 
zugeſtellt worden, war ihm alſo bekannt. Da der Eröffnungs⸗ 
beſchluß dem Sachverhalt der Anklageſchrift nichts hinzufügt 
und nichts von ihm abſtreicht, muß angenommen werden, 
daß die ganze dort mitgeteilte Tatſachenreihe Gegenſtand des 
Hauptverfahrens werden ſollte. Auch der Angekl. konnte 
keiner anderen Auffaſſung ſein. Die einzige Anderung, die 
der Eröffnungsbeſchluß gegenüber der Anklageſchrift enthält, 
iſt die Angabe, daß der Angekl. ſechs ſelbſtändiger Hand⸗ 
lungen der Untreue hinreichend verdächtig ſei, während die 
Anklageſchrift nur von mehreren ſelbſtändigen Handlungen 
ſpricht. Inſoweit konnte bei dem Angekl. eine Unklarheit be⸗ 
ſtehen. Sie hatte ſpäteſtens nach der Verleſung des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes in der Hauptverhandlung durch den Vor⸗ 
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ſitzenden beſeitigt werden miüffen. Außerdem hätte daſelbſt der 
Vorſitzende, um den mitwirkenden Richtern ein Bild von dem 
Gegenſtand der Anklage zu geben, durch mündliche Mit⸗ 
teilung des Sachverhalts den Eröffnungsbeſchluß ergänzen 
müſſen. Ob dies geſchehen ift, läßt die Sitzungsniederſchrift 
nicht erkennen. 

Die Frage kann aber dahingeſtellt bleiben, da die Ver⸗ 
urteilung des Angekl. auf den feſtgeſtellten und als möglich 
zu unterſtellenden Mängeln nicht beruhen kann. Der Angekl. 
iſt nur in zwei Fällen verurteilt worden. Dieſe Fälle ſind in 
der Anklageſchrift ausführlich beſchrieben. Es iſt demnach 
ausgeſchloſſen, daß ſich der Angekl., der ſchon vor der Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens zwei rechtskundige Verteidiger 
zur Seite hatte, nicht auf ſeine Verteidigung in dieſen zwei 
Fällen hätte vorbereiten können oder daß er in der Haupt⸗ 
verhandlung nicht gewußt hätte, was ihm in Anſehung dieſer 
zwei Fälle zum Vorwurf gemacht werde. Die Reviſionsbegrün⸗ 
dung ſagt ſelbſt, daß ſich die Verteidigung auf die Tatſachen 
beſchränkt habe, die in der Anklageſchrift genannt waren. 

Es bleibt nur noch zu prüfen übrig, ob die mitwirken⸗ 
den Richter, die keine Aktenkenntnis hatten, auf Grund der 
Hauptverhandlung in der Lage geweſen ſind, ſich ein Bild 
von dem Gegenſtand der Anklage zu machen. Die Frage kann 
inſoweit ohne weiteres bejaht werden, als ſie die der Ver⸗ 
urteilung zugrunde liegenden Fälle betrifft. Die tatſächlichen 
Feſtſtellungen im Zuſammenhang mit den Angaben der 
Sitzungsniederſchrift über die Beweisaufnahme ergeben, daß 
gerade die Behandlung dieſer Fälle in der Hauptverhandlung 
einen breiten Raum einnahm. Der Umfang der Beſchuldigung 
mußte daher allen Prozeßbeteiligten, wenn nicht ſchon am 
Anfang, ſo doch im Laufe der Hauptverhandlung klar ge— 
worden ſein. 


(5. Sen. v. 4. Febr. 1935; 5 D 500/84.) 
* 


36. 58 230 Abſ. 2, 231 Abſ. 2, 338 Ziff. 5, 8 
StPO. Ein Mitangekl. gehört nicht zu den Per⸗ 
ſonen, deren Abweſenheit in der Hauptverhand⸗ 
lung von einem anderen Angekl. als Reviſions⸗ 
grund nach § 338 Ziff. 5 StPO. geltend gemacht 
werden kann. Hat ſich ein Angekl. freiwillig 
aus der Verhandlung entfernt, und verhandelt 
das Gericht trotzdem weiter, ſo tritt hierin die 
Ermeſſensentſcheidung des Gerichts genügend 
hervor, daß es von einer Vorführung oder Ver- 
haftung dieſes Angekl. abſehen wolle. 

Die Rev. hat geltend gemacht, daß an verſchiedenen 
Sitzungstagen die Mitangekl. nicht anweſend waren oder ſich 
vorzeitig aus dem Sitzungsſaal entfernt haben, ohne daß 
das Gericht die Prozeßbeteiligten darüber befragt habe, vb 
ſie mit einer Verhandlung in Abweſenheit dieſer Angekl. ein⸗ 
verſtanden ſeien, und ohne daß ein Beſchluß darüber gefaßt 
worden ſei, daß die Verhandlung in Abweſenheit dieſer 
Angekl. fortgeſetzt werden ſolle. 

Die Rüge iſt nicht begründet. Ein Mitangekl. gehört 
nicht zu den Perſonen, deren Abweſenheit in der Hauptver⸗ 
handlung von einem anderen Angekl. als zwingender Re⸗ 
viſionsgrund nach § 338 Ziff. 5 StPO. geltend gemacht wer⸗ 
den kann (RGSt. 38, 272; 52, 189). Betrifft die Auklage 
gemeinſchaftlich verübte Straftaten, ſo kann allerdings eine 
Beſchwerung eines Mitangekl. vorliegen, wenn gegen ihn 
wegen ſolcher Straftaten, die er gemeinſchaftlich mit einem 
Mitangekl. verübt haben ſoll, in einer einen Verfahrens⸗ 
verſtoß begründenden Weiſe in Abweſenheit dieſes Mitangekl. 
verhandelt wird. Hierin kann auch ein den BeſchwF. be⸗ 
ſchwerender Verfahrensverſtoß gegeben ſein (RGSt. 62, 260). 
Der Angekl. M. war nach dem Eröffnungsbeſchluß keiner ge⸗ 
meinſchaftlich mit den Angekl. O., K. und W. begangener 
Straftaten beſchuldigt. Das Ausbleiben dieſer Mitangekl. 
konnte ſomit den Angekl. nicht beſchweren. Anders iſt die 
Sachlage, ſoweit die zeitweiſe Abweſenheit der Angekl. A. gerügt 
iſt, da der Angekl. F. des gemeinſchaftlich fortgeſetzten Be⸗ 
trugs mit dieſer Angekl. beſchuldigt war. Ein verfahrens⸗ 


rechtlicher Verſtoß lag jedoch inſoweit nicht vor. Hat ſich 
ein Angekl. freiwillig entfernt, jo ſteht es gem. 8 231 Abſ. 2 
SIPO. im freien Ermeſſen des Gerichts, ob es weiter⸗ 
verhandeln oder die Vorführung oder Verhaftung dieſes 
Angekl. beſchließen will (S 230 Abſ. 2 StPD.). Dieſes Er⸗ 
meſſen hat das Gericht dadurch, daß es von ſolchen Maß⸗ 
nahmen abſah und die Verhandlung in Abweſenheit dieſer 
Angekl. fortſetzte, tatſächlich genügend erkennbar in der Weiſe 
walten laſſen und zum Ausdruck gebracht, daß ihre An⸗ 
weſenheit nicht für erforderlich erachtet wurde. Die Verkün⸗ 
dung eines dieſe Entſchließung formell nach außen kund⸗ 
gebenden Beſchluſſes war nicht erforderlich, weil die Ent⸗ 
ſcheidung in Abweſenheit des betreffenden Mitangekl. ſtatt⸗ 
fand (835 Abſ. 1 StPO.; RGSSt. 9, 341). Eine Befragung 
der anweſenden Mitangekl. war nicht erforderlich. Dieſen 
ſtand es frei, wenn ſie ihrerſeits die Anweſenheit der ab⸗ 
weſenden Mitangekl. zu ihrer eigenen Verteidigung erforder⸗ 
lich hielten, entſprechende Anträge, ſei es auf Ausſetzung 
oder auf Unterbrechung der Hauptverhandlung und Herbei⸗ 
holung der Mitangekl. zu ſtellen. Wird ein Angekl. durch die 
Ablehnung ſolcher Anträge in einem für die Verteidigung 
weſentlichen Punkt beſchränkt, dann kann die Rev. auf Ver⸗ 
letzung des 8338 Ziff. 8 ZPO. geſtützt werden. Ein ſolcher 
Antrag iſt aber von dem Angekl. F. in der Hauptverhand⸗ 
lung nicht geſtellt worden. 


(2. Sen. v. 11. Febr. 1935; 2 D 1495/34.) 


* 


37. 8250 StPO. Auf die Beachtung der im 
öffentlichen Intereſſe gegebenen Vorſchriften 
über die Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des 
Verfahrens kann von den Prozeßbeteiligten 
wirkſam nicht verzichtet werden (RGSt. 9, 50, 
RGUrt. v. 27. April 1923, IV 844/22, und v. 19. Nov. 
1934, 5 D 152/34). 


(5. Sen. v. 3. Juni 1935; 5 D 330/35.) 
* 


38. Nach 8 261 StPO. hat das Gericht über 
das Ergebnis der Beweisaufnahme nach ſeiner 
freien, aus dem Inbegriff der Hauptverhand⸗ 
lung geſchöpften Überzeugung zu entſcheiden. 
Ausſagen eines Sachverſtändigen, die dieſer in 
einer anderen Hauptverhandlung gemacht hat, 
können daher nicht verwertet werden (J W. 1922, 
13940. 

(4. Sen. v. 4. Juni 1935; 4 D 445/35.) 
* 


39. 8267 StPO. Wenn die Ausnahmevor⸗ 
ſchrift des 8267 A bſ. 4 StPO. nicht eingreift, 
müſſen die Urteilsgründe bei einer Verurtei⸗ 
lung dem im Abſ. 1 Satz 1 8 267 StPO. auf⸗ 
geſtellten Erfordernis eutſprechen, daß ſie die 
für erwieſen erachteten Tatſachen angeben, in 
welchen die geſetzlichen Merkmale der ſtrafbaren 
Handlung gefunden werden. Ein Verſtoß hier- 
gegen ſtellt auch einen ſachlich- rechtlichen 
Mangel dar. 

(5. Sen. v. 16. Mai 1935; 5 D 173/35.) 


* 


40. 8358 StPO. Nach der ſtändigen Rſpr. des 
RG. iſt nicht nur der Tatrichter im neuen Urteil, 
fondern, wenn das neue Urteil der Vorinſtanz 
wiederum mit der Rev. angegriffen wird, a uch 
das Rev. ſelbſt an die rechtliche Beurteilung, 
die der Aufhebung des früheren Urt. zugrunde 
liegt, gebunden (RRſpr. 4, 300; R G.: LZ. 13, 
541). 

(2. Sen. v. 20. Juni 1935; 2 D 1173/34.) 
%* 
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41. 8 358 Abſ. 2 StPO. Die Anordnung der 
Sicherungsverwahrung in dem neuen Urteil ver⸗ 
ſtößt nicht gegen den Grundſatz der reformatio 
in pejus, wenn das frühere Urteil zu einer Zeit 
erlaſſen war, zu der das Gewohnh Verbr. noch 
nicht beſtand, die Verhängung der Sicherungs- 
maßregel daher nicht möglich war. Das Rev. 
hat auch ohne Vorliegen einer entſprechenden 
Rüge zu prüfen, ob 8358 Abſ. 2 StPO. verletzt 
worden iſt. 

Das LG. hat gegen den Angekl. zugleich die Sicherungs⸗ 
berwahrung angeordnet. Auch ohne Rüge hätte geprüft wer⸗ 
den müſſen, ob hierdurch § 358 Abſ. 2 StPO. verletzt wor⸗ 
den iſt (Urt. 1 D 1039/34). 

In dem früheren, vom RG. aufgehobenen Urteil war 
dieſe Maßregel nicht über den Angekl. verhängt worden. Das 
wäre auch nicht möglich geweſen, weil damals das Gewohnh— 
VerbrG. noch nicht erlaſſen war. Die Frage, ob ein rek. in 
pejus vorliegt, iſt auch jetzt von Bedeutung, weil es davon 
abhängt, ob die Anordnung auf die neue Verhandlung von 
neuem getroffen werden kann. Die Zuläſſigkeit iſt indeſſen zu 
bejahen. Zwar iſt in einer Anordnung der Sicherungsver⸗ 
wahrung gegenüber einem früheren Urteil, das ſie nicht aus⸗ 
geſprochen hat, regelmäßig eine Benachteiligung i. S. des 
8358 Abf. 2 StPO. zu ſehen. Das ergibt ſich aus der neuen 
Faſſung dieſer Beſt., die den Zuſatz erhalten hat: „Die An⸗ 
ordnung der Unterbringung in einer Heil- und Pflegeanſtalt, 
einer Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt wird 
dadurch nicht ausgeſchloſſen.“ Im vorl. Falle würde die Be⸗ 
nachteiligung auch nicht ausgeglichen worden ſein dadurch, 
daß die im früheren Urteil feſtgeſetzte Zuchthausſtrafe um ein 
Jahr höher bemeſſen war als jetzt. Denn die Sicherungsver⸗ 
wahrung, die zudem auf unbeſtimmte Zeit anzuordnen iſt, 
unterſcheidet ſich in ihrem Weſen von der Strafhaft und 
kann mit dieſer überhaupt nicht in Vergleich geſetzt werden. 
Die Beſchränkung des § 358 Abſ. 2 StPO. greift indeſſen 
aus dem Grunde nicht Platz, weil das frühere Urteil zu einer 
Zeit ergangen iſt, als das Gewohnh Verbr. noch nicht be⸗ 
ſtanden hat und die Verhängung der Sicherungsmaßregel des⸗ 
halb nicht möglich war. Vgl. Urt. 4 D 644/34, worin mit 
näherer Begr. ausgeführt iſt: „Wenn gegenüber Urteilen, die 
vor dem 1. Jan. 1934 erlaſſen worden ſind, durch die Über⸗ 
gangsvorſchr. des Art. 5 GewohnhVerbrcß., ſoweit es ſich um 
die Anordnung der Sicherungsverwahrung handelt, ſogar der 
Grundſatz der vollſtändigen Rechtskraft durchbrochen wird, ſo 
muß ihnen gegenüber inſoweit erſt recht das nur eine be⸗ 
ſchränkte Rechtskraft ſchaffende Verbot der ref. in pejus zu⸗ 
rücktreten.“ Dieſer Auffaſſung, die auch den Urt. 1D 1139/34 
und 1 D 1148/34 zugrunde liegt, ſchließt ſich auch der erk. 
Sen. an. 

(2. Sen. v. 7. Jan. 1935; 2 D 1406/34.) 


* 

42. 8316 Mil StG O. Wenn Gegenſtand der Ab- 
urteilung durch das Oberkriegsgericht ein 
Vergehen nach 8138 Mil StGB., 8 242 StGB. und 
ein Verbrechen nach 8 140 Mil StGB. waren, 
dann iſt die Rev. des Angekl. auch dann zuläſſig, 
wenn wegen des Verbrechens Freiſprechung er- 
ſolgt war und die Rev. fi nur gegen die Ver⸗ 
Urteilung wegen des Vergehens richtet. f) 


Gegen den Angekl. war die Anklage verfügt worden 
wegen eines Vergehens des militäriſchen Diebſtahls nach 8 138 
Mil Stcß B. und § 242 StGB. und wegen eines Verbrechens 
der paſſiven Beſtechung nach § 140 MilStch B. Kriegsgericht 
und Oberkriegsgericht verurteilten wegen militäriſchen Dieb⸗ 
kahls und ſprachen den Angekl. von dem Verbrechen der 
daſſiven Beſtechung frei. Der Freiſpruch iſt von dem Ge- 
richtsherrn mit der Rev. nicht angefochten worden, während 
zer Angekl. gegen die Verurteilung wegen militäriſchen Dieb⸗ 
ſtahls Rev. eingelegt hat. Es tritt nun die Frage auf, ob die 
Rev. nach 8 316 MilStGO. zuläſſig iſt, obwohl mit ihr nur 
noch die Verurteilung wegen militäriſchen Diebſtahls angefoch⸗ 
ten wird, während das Urt. hinſichtlich des Verbrechens der 


paſſiven Beſtechung Rechtskraft erlangt hat. Der Sen. hat 
dieſe Frage bejaht. Nach § 316 MilStchO. iſt die Rev. zu⸗ 
läſſig gegen die Urt. der Oberkriegsgerichte, wenn Gegenſtand 
der Anklageverfügung oder der Aburteilung waren Verbrechen, 
die nicht nur wegen Rückfalls oder wegen der erhöhten Straf⸗ 
drohung nach § 53 Mil StB. Verbrechen find, es ſei denn, 
daß das BG. in dieſen Fällen mit der Schuldfrage nicht be⸗ 
faßt worden iſt. Im vorl. Fall war ſowohl wegen eines Ver⸗ 
brechens Anklage erhoben worden, als auch hat ſich das 
Oberkriegsgericht auf die Berufung des Gerichtsherrn gegen 
den Freiſpruch des Kriegsgerichts wegen paſſiver Beſtechung 
mit der Schuldfrage zu dieſem Verbrechen befaßt. Die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 316 Mil Std. find ſonach gegeben. Daran 
kann auch der Umſtand nichts ändern, daß wegen des Ver⸗ 
brechens der paſſiven Beſtechung Freiſprechung erfolgt iſt 
und ſich die Rev. nun lediglich gegen die Verurteilung wegen 
eines Vergehens des militäriſchen Diebſtahls richtet. Denn 
nach § 316 MilStchO. iſt die Rev. uneingeſchränkt zuläſſig 
gegen die Urt. der Oberkriegsgerichte, wenn Gegenſtand der 
Anklageverfügung oder der Aburteilung Verbrechen waren 
und wenn das Oberkriegsgericht mit der Schuldfrage befaßt 
worden iſt, gleichgültig, ob teilweiſe Freiſprechung erfolgt iſt 
oder nicht. Aus dieſer allgemeinen Faſſung des § 316 Mil⸗ 
StD. muß entnommen werden, daß der Geſetzgeber nicht 
dann die Rev. für unzuläſſig erklären wollte, wenn wegen 
Verbrechens Freiſprechung erfolgt iſt. Dies hätte beſonders 
zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Wenn auch, wie ſich 
aus der amtlichen Begründung zu $ 316 Milt. ergibt, 
der Geſetzgeber die Rev. in militärgerichtlichen Verfahren ein⸗ 
ſchränken wollte (. dazu amtl. Begr. zur MilStchO. i. d. 
Faſſ. der Bek. v. 4. Nov. 1933 [RG Bl. I, 921, 924 S. 280), 
jo ſpricht doch der Wortlaut des § 316 MISCO. für die 
Zuläſſigkeit der Rev. auch im vorl. Fall. Die Ausführung der 
amtlichen Begründung: „Wenn alſo Gegenſtand der Anklage⸗ 
verfügung oder der Aburteilung vor dem Oberkriegsgericht 
überhaupt reviſible Verbrechen oder Vergehen waren, ſo iſt 
die Rev. auch wegen der ſonſt mitabgeurteilten Straftaten zu⸗ 
läſſig“, ſteht dieſer Auffaſſung nicht entgegen. Es kann dieſem 
Satz, ohne entſprechenden Hinweis im Geſetz ſelbſt, nicht ohne 
weiteres entnommen werden, daß die Rev. gegen das mit⸗ 
abgeurteilte Vergehen, gegen das für ſich allein betrachtet die 
Rev. nicht zuläſſig wäre, nur i. Verb. m. der Rev. auch gegen 
das mitabgeurteilte Verbrechen zuläſſig iſt. Aus der allgemei⸗ 
nen Faſſung des 8 316 MilStGGO.: „Die Rev. iſt zuläſſig 
gegen die Urteile“ iſt vielmehr zu entnehmen, daß es dem 
BeſchwF. überlaſſen bleiben ſoll, in welchem Umfang er von 
dem Rechtsmittel Gebrauch machen will. Es könnte ja auch 
der Fall eintreten, daß der Beſchw§. wegen des Verbrechens 
mitverurteilt worden ift, dieſe Verurteilung aber nicht an⸗ 
greift, ſondern ſeine Rev. auf das ſonſt nicht reviſible Ver⸗ 
gehen beſchränkt. Auch in dieſem Fall müßte die Rev. als zu⸗ 
läſſig erachtet werden. 

Die Rev. iſt aber ſachlich⸗ rechtlich offenſichtlich unbe⸗ 
gründet. 

(Beſchl. v. 24. Mai 1935; 4 D 531/35.) 


Anmerkung: § 316 MiIStGO., der fein Vorbild in 8 397 
a. F. findet, beſchränkt die Rev. gegen Urteile auf die Strafſachen 
der ſchweren Kriminalität und ſtellt hierfür einzelne Voraus⸗ 
ſetzungen auf. Das RG. prüft durch Unterſuchung der Faſſung 
des F 316 und des Wortlauts der amtl. Begr., ob dieſe geſetzlichen 
Merkmale für die Zuläſſigkeit der Rev. im borl. Falle erfüllt ſind. 
Solche Wortauslegungen können nicht ſehr überzeugend wirken. 
Es wäre einleuchtender geweſen, wenn das RG. auf die der 
Vorſchr. zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsgedanken und auf 
die ſonſtige Abſtuſung der Strafſachen zurückgegriffen hätte. — 
Aus den in § 316 aufgezählten Merkmalen ergibt ſich, daß die 
Nachprüfung von ſeiten des RG. auf ſolche Urteile beſchränkt werden 
ſoll, in denen das OrGer. zur Schuldfrage in einer ſchwereren 
Strafſache Stellung genommen hat. Unſer Prozeßrecht ſtuft nun 
allgemein die Strafſachen nach der Schwere der Beſchuldigung 
und nicht nach der Schwere der wirklich begangenen Tat ab. Als 
Beispiel ſei die Gerichtszuſtändigkeit nach § 22 und § 238 Abſ. 4 
MISGO. erwähnt. Sie wird durch den Gegenſtand der Ab⸗ 
urteilung (§ 22) und dieſer wieder zunächſt durch die Anklagever⸗ 
fügung (§ 237) beſtimmt. Es iſt nur folgerichtig, daß auch für 
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die Zuläſſigkeit der Rev. der Gegenſtand der Aburteilung und 
nicht der Inhalt des Urteils vom Geſetzgeber als maßgebend be⸗ 
zeichnet worden iſt. Es leuchtet ferner ein, daß bei zuſammenhan⸗ 
genden Strafſachen die Zuſtändigkeit des Gerichts wie die An⸗ 
fechtbarkeit feiner Entſch. durch die ſchwerſte Beſchuldigung be⸗ 
ſtimmt werden. In dem vom RG. abgeurteilten Falle ware alſo 
die Zuläſſigteit der Rev. gar nicht zweifelhaft geworden, wenn 
wegen des geſamten Urteilsgegenſtandes eine Anfechtung erfolgt 
wäre. Anfechten konnte hier in dieſem Umfange nicht der Angell., 
weil bei ihm nur zum Teil eine Beſchwer vorlag; jedoch hatte 
der Gerichtsherr in vollem Umfange Rev. einlegen können. 

Das RG. unterſucht nun die m. E. unerhebliche Frage, ob 
bei einer zuſammengeſetzten Strafſache eine Freiſprechung zur 
Verbrechensanklage jede Rev. unzuläſſig macht. Das iſt offenbar 
nicht der Fall, denn gerade eine ſolche Freiſprechung kann für 
den Gerichtsherrn Gegenſtand der Beſchwer jein. Maßgebend für 
die Zuläſſigkeit der Rev. iſt nicht der Inhalt der vorinſtanz⸗ 
lichen Entſch. zur Verbrechensanklage, ſondern die Tatſache 
dieſer Entſch. überhaupt, eben der Gegenſtand der Ab⸗ 
urteilung. Die Frage müßte daher anders geſtellt werden, als 
das NG. es getan hat. Es iſt zu prüfen, ob die durch Erledigung 
des Verbrechensfalles eintretende beſchränkte Rechts 
kraft des oberkriegsgerichtlichen Urteils auch den Gegenſtand 
der Aburteilung einengt und ob aus dieſem Grunde eine Rev. 
wegen des rechtshängig bleibenden Vergehens ausgeſchloſſen iſt. 
Dieſe Frage iſt unbedenklich zu verneinen, wie eine Betrachtung 
des § 316 Mil tc O. ergibt. Jedes Strafverfahren bedarf einer 
gewiſſen Stetigkeit. Eine einmal begründete Zuſtändigkeit muß 
darum fortdauern auch wenn ihre Vorausſetzungen nachträglich 
in Fortfall kommen. Ehenſo iſt der § 316 Mil Sts O. aufgebaut. 
Nach dieſer Veſt. iſt der Gegenſtand des oberkriegsgerichtlichen 
Urteils maßgebend. Die infolge des Inhalts dieſes Urteils wegen 
Wegfalls der Beſchwer auf der einen Seite und wegen Nichtaus⸗ 
übung des Reviſionsrechts auf der anderen Seite fpäter ein- 
tretende beſchränkte Rechtskraft kann dieſe feite Rechtslage nicht 
mehr ändern. Das hat auch ſeinen guten Sinn; denn ſo beſteht 
von vornherein eindeutige Klarheit über die Zuläſſigkeit der Rev. 
Darum iſt der vorl. Entſch. des RG. im Ergebnis zuzuſtimmen: 
Die Rev. war zuläſſig, obſchon die Anfechtung nur noch wegen 
eines Vergehens als Gegenſtandes der Aburteilung erfolgt. 

Bedauerlich iſt allerdings, daß das Rg. nach geltendem Mili⸗ 
tärſtrafprozeßrecht noch gehindert iſt, bei einer nur vom Angell. 
eingelegten Rev. das angefochtene Urteil zum Nachteil des Angekl. 
zu ändern. Hier wird hoffentlich bald eine Novelle zur Mil StG O. 
die Neuerungen der Strafverfahrensnovelle v. 28. Juni 1935 


übernehmen. 5 
Prof. Dr. K. Siegert, Göttingen. 


| Erbhofgerichte | 


Bamberg . 
43. 88 1, 2 RErbhof®. 

1. Ein nach dem Inkrafttreten des RErbhof G. zum 
Zweck der Zwangsverſteigerung beſchlagnahmter erbhof⸗ 
freier Grund beſitz erlangt die Erbhofeigenſchaft nicht 
durch Veräußerung nach der Beſchlagnahme, auch wenn 
der Erwerber die perſönlichen Vorausſetzungen für einen 
Bauern erfüllt und fein bisheriger Beſitz zuſammen mit 
dem Neuerwerb eine Ackernahrung darſtellt. 

2. Die das Entſtehen der Erbhofeigenſchaft hindernde 
Wirkung tritt ein, wenn die Beſchlagnahme vor Übergang 
des Eigentums auf den Erwerber (Eintragung des Eigen⸗ 
tumswechſels im Grundbuch) wirkſam wird, auch wenn Ver⸗ 
äußerungsvertrag und Auflaſſung noch vor der Beſchlag— 
nahme liegen. f) 

Durch die Anordnung der Zwangsverſteigerung vom 9. Aug. 
1934 wurde das Anweſen Haus Nr. 48 in L., das damals noch kein 
Erbhof war, zugunſten der betreibenden Gläubigerin beſchlagnahmt. 
Dieſe Beſchlagnahme wurde mit der Zuſtellung des die Zwangs⸗ 
verſteigerung anordnenden Beſchluſſes an den Schuldner rechts⸗ 
wirkſam. Die Beſchlagnahme hat die Wirkung eines Veräußerungs⸗ 
verbots, welches jedoch nur zugunſten des betreibenden Gläubigers 
wirkt. 

Nun hat allerdings der Schuldner ſein Anweſen ſchon vor 
Anordnung der Zwangsverſteigerung an ſeinen Sohn übergeben, 
die Eintragung im Grundbuch iſt aber erſt nach Anordnung der 
Zwangsverſteigerung erfolgt. Für die Gläubiger hat daher die er⸗ 
folgte Veräußerung auf das Zwangsverſteigerungsverfahren keinen 
Einfluß und der Erwerber Gg. Friedrich A. kann der Durch⸗ 
führung der Zwangsverſteigerung nicht widerſprechen. Es iſt viel⸗ 


mehr den betreibenden Gläubigern gegenüber fo anzusehen, als ob 
die Veräußerung nicht erfolgt wäre. 

Durch die erſt am 6. Nov. 1934 erfolgte Eintragung im 
Grundbuch konnte daher Gg. Friedrich A. eine Anwartſchaft auf 
das Eigentum an dem Hofe erlangen, die erſt durch Aufhebung der 
Zwangsverſteigerung zum vollen Eigentum führen konnte. 

Da aber, wie das AnerbG. mit Recht ausführt, die Entſtehung 
eines Erbhofes das Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon 
vorausſetzt, konnte im Verhältnis zum Darlehnskaſſenverein L. kein 
Erbhof entſtehen. Den Ausführungen des BeſchwF. vermochte das 
Erbh®er. nicht zu folgen, es ſchließt ſich vielmehr den Entſch. des 
Erbhber. Celle an, abgedruckt in der ErbhRipr. S. 17 und 71. 

(Erbhcer. b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 5. Juni 1935, We 477/35.) 
S. 


Anmerkung: Vgl. zur angeſchnittenen Frage den Aufſatz 
Rötelmann': JW. 1935, 587, die Zuſammenſtellung der Rſpr. 
von Seybold: JW. 1935, 562 (unter Ziff. 4 zu § 1 Abſ. 1) und 
weiter Oeller: DNotz. 1935, 17 ſowie JW. 1935, 1637“ und 
Rötelmann: JW. 1935, 2066 58. 

* 
Gelle 

44. SIRExrbH0F®.; 82 der2. Durchf VO. Anteilsrechte, 
die gemäß § 2 der 2. Durchf VO. zum Erbhof gehören, bleiben 
für die Berechnung der Erbhofhöchſtgrenze außer Be⸗ 
tracht. ) 

Frau Marie Br. iſt Eigentümerin der Halbmeierſtelle Nr. 1 
in S. in Größe von 119,1008 ha. Zum Hof gehört außerdem 
1/4 Anteil an Art. 11 von S. 

Die Eigentümerin hat gegen die beabſichtigte Eintragung 
ührer Beſitzung als Erbhof Einſpruch eingelegt mit der Ausführung, 
für die Berechnung der Fläche ihres Hofes ſei der Anteil an Art. 11 
umzurechnen und dem Eigenland hinzuzure chnen, es er⸗ 
gäbe ſich dann eine Geſamtgröße von 134,8303 ha, womit die Erb⸗ 
hofhöchſtgrenze von 125 ha überſchritten werde. 

Gegen den ablehnenden Beſchluß des AnerbG. hat die Eigen⸗ 
tümerin ſofortige Beſchw. eingelegt. Ihrer Auffaſſung kann aber 
nicht beigetreten werden. 

Die Erbhofhöchſtgrenze in §S 3 RErbhofch. kann ſich nur auf 
das im Alleineigentum des Bauern ſtehende Grundeigen⸗ 
tum beziehen. Das ergibt ſich ſchon aus der Stellung der Beſt. im 
Geſetz und im Zuſammenhang mit den voraufgegangenen Belt. 
(insbeſ. § 1 des Geſetzes). Die Erbhofzugehörigkeit bloßer An’ 
teile und Anteilsrechte iſt erſt in $ 2 der 2. DurchfVO. zum Ge⸗ 
ſetze beſtimmt. Der Zweck der Einfügung dieſer Beſt. war der 
Schutz dieſer ſeit jeher zum Hofe gehörigen Anteile, insbe]. die 
Verhütung ihrer Veräußerung, nicht aber, dieſe Anteile irgendwie 
von Einfluß auf die zahlenmäßige Berechnung der Erbhofgrenzen 
werden zu laſſen. Wollte man die Anteile auch der Größe nach 
irgendwie berückſichtigen, ſo käme man oft zu dem vom Geſetzgeber 
nicht gewollten Ergebnis, daß die im § 2 aufgeführten Anteile an 
quantitativ häufig ſehr erheblichem, landwirtſchaftlich aber wenig 
nutzbarem Grundbeſitz (Wald und Sdlandgenoſſenſchaften, Teich 
und Seeanteile, Grenzraine, Waſſerläufe, Wege uſw.) dahin fuhr? 
ten, daß kleine und mittlere Bauern Grundbeſitzer von über 125 ha 
würden und ihre rein bäuerlichen Wirtſchaften außerhalb des 
Schutzes des Geſetzes blieben. Häufig geben die Anteile überhaupt 
keine unmittelbare landwirtſchaftliche Nutzung (Intereſſentenwege, 
Odland⸗Genoſſenſchaften uſw.). Der Grundbeſitz iſt bei den Real⸗ 
gemeinden auch vielfach zweckgebunden (Waldgenoſſenſchaften, 
Deichanlagen uſw.), ſo daß ſich ſo nur eine beſchränkte Nutzbar⸗ 
machung des Grundbeſitzes ergibt. Eine Umrechnung der einzel⸗ 
nen Anteile der Größe nach und ihre Anrechnung auf die Hofes’ 
größe iſt danach ſowohl nach dem Geſetzeswortlaut wie auch nach 
dem Zweck der Einführung der Höchſtgrenze (nämlich Ausſchei⸗ 
dung der Großgrundbeſitzer) nicht angängig. Nur der im Allein⸗ 
eigentum des Bauern befindliche Grundbeſitz kommt bei Berech⸗ 
nung der Erbhofgröße in Betracht. 

Demgemäß gehört zwar hier der Anteil an Art. 11 von S. 
als Anteil an einer offenbar ſchon lange beſtehenden Realgemeinde 
gem. $ 2 der 2. DurchfVO. zum Erbhof, eine Anrechnung auf die 
Größe des Hofes findet aber nicht ſtatt. 

(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 20. März 1935, 3 (5) EH 2173/34.) 
En. 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Der Anteil des 
Bauern an einer hannoverſchen Realgemeinde gehort zum Erbhof 
(S 96 BGB., § 7 RErbhof®., 8 2 der 3. DurchfVO.). Zu untere 
icheiden iſt die ſogenannte Markgemeinde, an der die Reihebeſitzer 
der Dorfſchaft beteiligt ſind (hierzu gehort meiſt der bei Grundung 
der Dorfſchaft unverteilt gebliebene Grundbeſitz, wie Forſt, Heide, 
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Weide, Sdland, Moor ufiv.) und die Intereſſenten⸗ oder Ausein⸗ 
anderſetzungsgemeinde (Realgemeinde der Teilungs- und Verkop⸗ 
pelungsintereſſenten), die hauptſächlich Zweckgrundſtücke umfaßt 
(Wege, Triften, Sand⸗, Ton⸗ und Mergelgruben uſw.). Je nach⸗ 
dem, ob man das Schwergewicht auf die Beteiligung des einzelnen 
Bauern an der Realgemeinde oder auf ſein Nutzungsrecht an dem 
Realgemeinde⸗Grundſtück legt, iſt der Anteil als Mitgliedſchafts⸗ 
recht (herrſchende Anſicht) oder als Nutzungsrecht an fremder Sache 
aufzufaſſen (vgl. über die Frage Linckelmann⸗Wiede⸗ 
mann, Das hannoverſche Privatrecht, S. 35 ff., Lange: JW. 
1933, 2376; Spohr, Die hannoverſche Realgemeinde; Lindel- 
mann, HannHöfecd., zu § 6). Die Realgemeindegrundſtücke wei⸗ 
ſen grundbuchlich als eingetragenen Eigentümer auf entweder bei- 
ſpielsweiſe „die Realgemeinde der acht Vollhöfner, vier Halbhöfner 
uſw. von ...“, oder „die Realgemeinde der Teilungs⸗ und Ver⸗ 
koppelungsintereſſenten von ...“ bisweilen aber auch die einzel⸗ 
nen berechtigten Hofeseigentümer als Miteigentümer unter An⸗ 
gabe ihres ihnen zuſtehenden ideellen Bruchteils. Der Anteil des 
Bauern an der Realgemeinde iſt bei der Mindeſtgröße des Erb⸗ 
hofs inſofern zu berückſichtigen, als die aus ihm fließenden Nutzun⸗ 
gen und Einnahmen einen Teil der Ackernahrung bilden. Dahin⸗ 
gegen iſt nach der zutreffenden Begr. des LErbhcger. Celle der 
Auteil bei Berechnung der Höchſtgrenze eines Erbhofes gem. § 3 
RErbhofch. im Intereſſe der Erhaltung des mittleren bäuerlichen 
Beſitzes nicht mitzurechnen. Zweifel konnten allerdings für den 
Fall beſtehen, wenn das im Eigentum mehrerer Perſonen ſtehende 
Grundſtück geteilt wird unter die Berechtigten ohne Umſchreibung 
im Grundbuch (Vermeſſungs⸗ und Umſchreibungskoſten ſollen ge- 
ſpart werden). Obwohl hier wirtſchaftlich das nur noch juriſtiſch 
beſtehende Miteigentum in Alleineigentum verwandelt iſt, wird 
man es dem Eigenbeſitz erſt zurechnen können, wenn auch 
grundbuchmäßig das Miteigentum in Alleineigentum überge⸗ 
gangen iſt. Bei Berechnung der Erbhofgröße kann nur das grund⸗ 
buchmäßig ausgewieſene Alleineigentum des Hofesbeſitzers in Frage 
kommen. 
RA. und Notar Dr. Brinkmann, Zeven i. H. 


* 
Nürnberg 

45. 1. Die Ehrbarkeit eines Bauern, der wegen Brand- 
ſtiftung beſtraft iſt, kann auch dann nicht bejaht werden, 
wenn ihm das Strafgericht mit Recht mildernde Umſtände 
zuerkannt hat. 

2. Die Brandſtiftung gehört zu den ſchlimmſten Ver- 
brechen und wird gerade von den Bauern als beſonders 
gefährlich und verabſcheuungswürdig angeſehen. 

Aus den Akten des LG. gegen D. Joſef und D. Katharina 
wegen Brandſtiftung u. a. wird feſtgeſtellt: Joſef D. hat in der 
Nacht v. 14./15. Dez. 1931 in der zu ſeinem Anweſen gehörigen 
Scheune Brand gelegt. Dem Brand ſind die Scheune und eine 
nahe dabeiliegende Schupfe mit eingebauten Schweineſtällen zum 
Opfer gefallen. Dem Vertreter der Feuerverſicherungsgeſellſchaft 
gegenüber haben er und ſeine Frau wahrheitswidrig eine Reihe 
von Gegenſtänden im Geſamtwert von über 1000 7% als mit- 
verbrannt oder als durch den Brand beſchädigt bezeichnet. Die 
Verſicherungsgeſellſchaft hat ſich täuſchen laſſen und hat unter 
Anerkennung auch der Entſchädigungspflicht für die überhaupt 
nicht verbrannten Sachen den Eheleuten D. eine Entſchädigung 
von 3281,80 7% geleiſtet. Die Eheleute haben auch verſucht, eine 
Entſchädigung für nicht verbrannte Gegenſtände zu erlangen, die 
aber unter eine Nachverſicherung fielen; die Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft hat eine Entſchädigungspflicht verneint und iſt inſoweit nicht 
geſchädigt worden. Die Eheleute haben weiter, um eine höhere 
Entſchädigungsſumme zu bekommen, der Verſicherungsgeſellſchaft 
vorzuſpiegeln verſucht, daß ſie die Prämie für die Nachverſiche⸗ 
rung vor dem Brand bezahlt haben; die Geſellſchaft hat ſich aber 
nicht täuſchen laſſen. Joſef D. und feine Frau wurde demgemäß 
wegen Brandſtiftung in Tateinheit mit Betrug und Betrugsver⸗ 
ſuch zu Gefängnisſtrafen von drei Jahren bzw. ſieben Monaten 
verurteilt. 

Die Urteilsgründe beſagen zu der Bemeſſung der gegen 
Joſef D. feſtgeſetzten Strafe: „Hinſichtlich der Verbrechen billigte 
das Gericht dem Angekl. mildernde Umſtände zu, weil er kriegs⸗ 
beſchädigt und nicht erheblich vorbeſtraft iſt, auch ſeeliſch etwas 
krankhaft veranlagt erſcheint. Dieſe Gründe wurden auch ſtrafmil⸗ 
dernd in ſämtlichen Straffällen berückſichtigt. Andererſeits hatte 
der Angekl. keine Veranlaſſung zur Begehung ſolcher Straftaten 
gehabt. Er bezieht eine monatliche Rente von 79 , die ihm 
mit den Einkünften aus ſeinem Anweſen bei entſprechendem wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhalten ein ausreichendes Auskommen ſicherte. Seine 
Handlungsweiſe muß daher als beſonders frivol bezeichnet werden. 
Auch die Tatſache, daß die Brandſtiftungen in erſchreckender Weiſe 
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zunehmen und das Volksvermögen ſchwer ſchädigen, muß in Be⸗ 
tracht gezogen werden. Im Intereſſe der Allgemeinheit muß daher 
gegen Brandſtifter mit empfindlichen Strafen vorgegangen 
werden.“ 

Daß Joſef D. in ſeiner Scheune den Brand gelegt hat, ſteht 
auch zur Überzeugung des Anerb®. feſt. Sonſt hätte er gewiß 
nicht bereits am fünften Tage nach der Fällung des Urteils auf 
das Rechtsmittel der Rev. verzichtet. Daß Joſef und Katharina D. 
die Verſicherungsgeſellſchaft betrogen und verſucht haben, ſie noch 
weiter zu betrügen, haben die Verurteilten ſelbſt zugegeben. Wenn 
man alle Milderungsgründe für die Handlungen des Joſef D. 
wie das LG. berückſichtigt, ſo bleibt doch beſtehen, daß Brand⸗ 
ſtiftung zu den ſchlimmſten Verbrechen gehört, das auch gerade 
von Bauern als beſonders gefährlich und verabſcheuungswürdig 
angeſehen wird. Wollte man einen Brandſtifter, weil ihm für 
feine Straftat bei der Erlaſſung des Strafurteils mit Recht mil- 
dernde Umſtände zugebilligt worden ſind, für bauernfähig er⸗ 
klären, jo müßte das auf den Ehrbegriff des Bauern verwüſtend 
wirken. 

(ErbhGer. b. OLG. Nürnberg, Beſchl. v. 18. Febr. 1935, We 78/35.) 
* 
Stuttgart 

46. 5 14 Abſ. 2 der 1. Durchf VO. z. RErbhofG.; 8 157 
Abſ. 1 S. 2 u. Abſ. 2 3 PO. Eine Beſchw. gegen die Zurück- 
weiſung der Eingabe einer Perſon, die das Verhandeln 
vor Gericht, ohne RA. zu fein, geſchäftsmäßig betreibt, iſt 
in keinem Fall gegeben; dies gilt auch dann, wenn mit 
der Beſchw. geltend gemacht werden ſoll, daß die in Frage 
ſtehenden Perſonen das Verhandeln vor Gericht nicht ge- 
ſchüftsmäßig betreiben. f) 

H. und S., welche in St. u. a. ein Immobiliengeſchäft be⸗ 
treiben und ſich mit Hypothekenaugelegenheiten und Finanzierun⸗ 
gen befaſſen, haben unter dem 26. Nov. 1934 namens des Fabri⸗ 
kanten Georg Gr. in V. unter Vorlage einer „Prozeßvollmacht“ 
bei dem Anerb d. beantragt, der Frau Marie K., Witwe in O., 
gegen welche dem Gr. eine hypothekariſch geſicherte Forderung zu⸗ 
ſteht, die „Bauernfähigkeit abzuerkennen“. Durch Beſchluß des Vor⸗ 
ſitzenden des Anerb®. ift „der Antrag der Firma H. und S.“ unter 
Zuſcheidung der Koſten an den Gläubiger Gr. zurückgewieſen wor⸗ 
den, da die genannte Firma aus der Vertretung anderer gegen⸗ 
über den Gerichten ein Geſchäft mache, ſomit zu den nach § 14 
Abſ. 2 der 1. DurchfVO. von der Vertretung in Erbhofſachen aus⸗ 
geſchloſſenen Perſonen gehöre. Gegen dieſen am 26. Febr. 1935 
„der Firma H. und S.“ zugeſtellten Beſchluß haben H. und S. 
Beſchw. erhoben und beſtritten, daß fie das Verhandeln vor Ger 
richt geſchäftsmäßig betreiben; ſie vertreten Hypothekengläubiger 
lediglich zum Zweck des Einzugs ihrer Hypothekenforderungen und 
treten in keiner Weiſe geſchäftsmäßig vor Gericht auf. 

Es iſt davon auszugehen, daß H. und S. namens des von 
ihnen vertretenen Gläubigers Gr. die Beſchw. eingelegt haben, 
nicht etwa in eigenem Namen. Die Beſchw. iſt unzuläſſig. Gemäß 
§ 14 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. find Perſonen, welche — ohne RA. 
zu ſein — das Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, 
vor den Anerbenbehörden als Beiſtände oder Prozeßbevollmächtigte 
ausgeſchloſſen. § 14 Abſ. 2 Satz 2 beſtimmt: „Werden von dieſen 
Perſonen ſchriftliche Eingaben eingereicht, ſo ſoll der Vorſitzende 
oder das Gericht ſie zurückweiſen ... Im übrigen finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 157 Abſ. 1 S. 2 und Abſ. 2 ZPO. entſprechende 
Anwendung.“ Nach der zuletzt genannten Beft. iſt eine Anordnung 
des Gerichts unanfechtbar, durch welche Parteien, Bevollmächtigten 
und Beiſtänden, welche nicht RA. ſind, der weitere Vortrag unter⸗ 
ſagt wird, weil ihnen die Fähigkeit zum geeigneten Vortrag man⸗ 
gelt. Das Erbhcger. Nürnberg hat in feiner in ErbhRſpr. zu 
§ 14 der 1. DurchfVO. veröffentlichten Eutſch. (vgl. auch JW. 
1935, 582) eine Beſchw. gegen eine Zurückweiſung gem. § 14 
Abſ. 2 der 1. DurchfVO. als unzuläſſig verworfen; es ſei davon 
auszugehen, daß die in § 157 Abſ. 2 S. 2 ZPO. ausgeſprochene 
Unanfechtbarkeit von beſtimmten Anordnungen des Gerichts nach 
§ 14 Abſ. 2 a. E. der 1. DurchfVO. vollinhaltlich ganz allgemein 
auf die dort behandelten Fälle, alſo auch auf die Zurückweiſung 
von Eingaben der geſchäftsmäßig das Verhandeln vor Gericht be⸗ 
treibenden Perſonen Anwendung zu finden habe. Dieſer Stellung⸗ 
nahme wird beigetreten. Danach iſt alſo eine Beſchw. gegen eine 
Zurückweiſung gem. & 14 Abſ. 2 der 1. Durchf VO. in keinem Fall 
gegeben, und zwar nach Anſicht des ErbhGer. auch dann nicht, 
wenn geltend gemacht wird, daß die in Frage ſtehenden Perſonen 
das Verhandeln vor Gericht gar nicht geſchäftsmäßig betreiben. Es 
bedarf daher keiner Unterſuchung, ob dieſe Vorausſetzung hier vor⸗ 
liegt oder nicht. 

(Erbhöher. b. Os. Stuttgart, Beſchl. v. 20. März 1935, We 143/35.) 
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Anmerkung: Die Entſch. des Exbhber. Stuttgart iſt zu⸗ 
treffend. Sie Hart zwei mit § 14 Abſ. 2 der 1. Durchf VO. zuſam⸗ 
menhängende Fragen. 

1. Die erſte Frage iſt, ob die Entſch, durch die das Gericht 
oder der Vorſitzende eine Eingabe von Perſonen, die das Ver⸗ 
handeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben (Winkeladvokaten, 
Prozeßagenten), zurückweiſt, mit der Beſchw. anfechtbar iſt. Das 
ErbhGer. hat dieſe Frage verneint. Die Unanfechtbarkeit der Entſch. 
iſt im § 14 Abſ. 2 ſelbſt nicht ausgeſprochen fie kann nur aus dem 
in Bezug genommenen § 157 Abſ. 2 ZPO. hergeleitet werden. 
Nun behandelt § 157 ZPO. (in der neuen Faſſung) aber nur die 
Unterſagung des mündlichen Vortrags von Parteien und ihrer 
Vertreter und erklärt Anordnungen des Gerichts, durch die eine 
ſolche Unterſagung ausgeſprochen wird, für unanfechtbar. Dagegen 
iſt im § 157 ZPO. von Zurückweiſung von Eingaben keine Rede. 
Es konnte deshalb zweifelhaft fein, ob die im $ 157 ZPO. nur 
für die Unterſagung des mündlichen Vortrages ausgeſprochene Un⸗ 


anfechtbarkeit ſich auch auf die Zurückweiſung von Eingaben er⸗ 


ſtreckte. Das ErbhGer. hat das im Anſchluß an das Erbhcher. 
Nürnberg (JW. 1934, 1734 = ExrbhRipr. 8 14 Nr. 1 mit Anm. 
von Siehr) und in Übereinſtimmung mit dem Schriſttum (oval. 
Wagemann⸗Hopp, 3. Aufl., S. 305) angenommen. Mit 
Recht. Denn § 157 ZPO. iſt nicht wörtlich, ſondern „entſprechend“ 
anzuwenden. Die entſprechende Anwendung muß aber dazu führen, 
alle im § 14 Abſ. 2 aufgeführten gerichtlichen Entſch. fur unan⸗ 
fechtbar zu erklären. 

2. Die zweite vom ExbhGer. entſchiedene Frage iſt die, ob 
die Zurückweiſung der Eingabe auch dann unanfechtbar iſt, wenn 
mit der Beſchw. geltend gemacht wird, daß die in Frage ſtehende 
Perſon das Verhandeln vor Gericht gar nicht geſchäftsmäßig be⸗ 
treibe. Das Erbhcher. hat mit Recht auch für dieſen Fall die 
Unanfechtbarkeit angenommen, wenn es auch keine Grunde dafür 
angeführt hat. 1 

Diefe Frage iſt ſchon früher auf Grund einer ähnlichen 
Rechtslage zur Entſch. der höheren Gerichte verſtellt worden. Nach 
§ 157 Abſ. 1 der alten Faſſung waren Perſonen, die das münd⸗ 
liche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig betrieben, nicht kraft 
Geſetzes ausgeſchloſſen, ſondern konnten vom Gericht zurückge⸗ 
wieſen werden. Auch dieſe Entſch. war unanfechtbar. Das OLG. 
Hamburg hat in OLG. 29, 69 im Gegenſatz zum KG. (OLG. 25, 
85) angenommen, daß dieſe Unanfechtbarkeit auch dann beſtehe, 
wenn geltend gemacht werde, die in Frage kommende Perſon be⸗ 
treibe das Verhandeln gar nicht geſchäftsmäßig. Es führt dazu fol⸗ 
gendes aus: „Der 8 157 Abf. 3, der eine Anfechtung der gemaß 
Abſ. 1 getroffenen Anordnung nicht geſtattet, unterſcheidet nicht, ob 
der Beſchluß mit der Begr. angefochten wird, daß der Zurück⸗ 
gewieſene das Verhandeln nicht geſchäftsmäßig betreibe, oder mit 
der Begr., daß das Gericht aus anderen, beſonders Zweckmaßig⸗ 
keitsgründen, eine Perſon, die unſtreitig das Verhandeln geſchäfts⸗ 
mäßig betreibt, nicht zugelaſſen habe. Hätte in dem erſten Falle 
die Beſchw. gegeben ſein ſollen, jo hätte das um fo mehr zum 
Ausdruck gebracht werden muſſen, als die höheren Gerichte in der 
Regel nicht in der Lage ſein werden, ohne weiteres nachzuprüfen, 
ob die Annahme des AG., daß der Zurückgewieſene das Verhan⸗ 
deln geſchäftsmäßig betreibe, richtig iſt. Sie müßten deshalb, ehe 
fie entſcheiden könnten, regelmäßig weitläufige Beweiserhebungen 
vornehmen. Das kann aber nicht die Meinung des Geſetzgebers ge⸗ 
weſen ſein, da damit unabſehbaren Prozeßverſchleppungen Raum 
gegeben ſein würde.“ 

Dieſe Gründe laſſen ſich auf den hier fraglichen Fall, in dem 
es ſich um die A von Eingaben handelt, übertragen. 
Man kann die Gründe für das Erbhofrecht ſogar noch verſtärken. 
Denn während es nach § 157 ZPO. (in der alten Faſſung) im 
Ermeſſen des Gerichts ſtand, ob es geſchäftsmäßige Vertreter 
zurückweiſen wollte („kann“ .. zurückweiſen), haben die Anerben⸗ 
behörden nach § 14 Abſ. 2 der 1. DurchfBO. die Pflicht, die 
von dieſen Perſonen eingereichten ſchriftlichen Eingaben zurüd- 
zuweiſen („ſoll“ ... zurückweiſen). Daß dieſe Pflicht nur in einer 
„Soll“⸗Vorſchrift enthalten iſt, ändert nichts an der unbedingten 
Verpflichtung des Gerichts, die Zurückweiſung auszuſprechen. Der 
Beſchw F. hat daher rechtlich gar nicht die Möglichkeit, feine Beſchw. 
damit zu begründen, daß das Gericht bei der Zurückweiſung der 
Eingabe von ſeinem Ermeſſen unrichtigen Gebrauch gemacht habe, 
da eine Zulaſſung der Eingabe überhaupt nicht in Frage 
kommt. Er kann feine Beſchw. vielmehr nur damit begründen, 
daß die Vorausſetzungen für eine Zurückweiſung, nämlich ein ge⸗ 
ſchäftsmäßiges Betreiben, nicht gegeben ſeien. Wenn man alſo 
überhaupt annimmt, daß die Entſch. über die Zurückweiſung von 
Eingaben unanfechtbar ſind, ſo muß ſich dieſe Unanfechtbarkeit ge⸗ 
rade auf den Fall, daß das Anerb®. angeblich zu Unrecht ein „ge⸗ 
ſchäftsmäßiges Betreiben“ angenommen hat, erſtrecken. 

OLGR. und EHER. Dr. Wohrmann, Celle. 
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Berlin 
47. 86 Liturh. Zur urheberrechtlichen Stellung 
des künſtleriſchen Oberleiters beim Film. f) 


Die Bekl. hat Anfang 1933 von den Schriftſtellern O. und 
St. die Urheberrechte an einem fertigen Drehbuch unter dem bar 
maligen Titel „k.“ erworben und danach einen Tonfilm „Y.“ 
hergeſtellt. 

Der Kl. hat unter der Behauptung, er ſei an der Ausarbei⸗ 
tung des Manuffripts beteiligt geweſen und habe die Bekl. vor 
Drehbeginn wiederholt vergeblich auf ſein Miturheberrecht hin⸗ 
gewieſen, eine Entſchädigung in Höhe von 4000 A, nämlich 
denjenigen Betrag verlangt, den ihm die urſprün liche Beſtellerin, 
die inzwiſchen in Konkurs gegangene P.⸗Film Gmbh. für ſeine 
Mitarbeit an dem Manuffript angeblich in Ausſicht geſtellt hatte. 

Die Bekl. beſtreitet den Anſpruch nach Grund und Höhe und 
iſt der Anſicht, daß der Kl. keine Urheberrechte an dem Film⸗ 
manuſkript erworben habe, denn er habe lediglich als künftiger Re⸗ 
giſſeur, wie dies zur Vorbereitung der eigentlichen Regietätigkeit 
üblich ſei, Anregungen für die Ausgeſtaltung des Drehbuchs ge⸗ 
geben, ſei aber an der Formgebung des Werkes nicht beteiligt 
geweſen. — 

Der Kl. beanſprucht ein Miturheberrecht an dem von der 
Bekl. zur Herſtellung ihres Tonfilms benutzten Manuſkript BEE 
Im Gegenſatz zum LG. iſt der Senat der Anſicht, daß er als 
Mitverfaſſer nicht angeſehen werden kann, weil es für die Tätig⸗ 
keit, die er bei der Abfaſſung des — ſchutzfähigen — Schriftwerks 
entwickelt hat, an den Vorausſetzungen der im § 6 LitUrhG. ge⸗ 
regelten Miturheberſchaft fehlt. Eine ſolche und als ihre Rechtsfolge 
eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen an dem fertigen Werk würde 
nur dann beſtehen, wenn der Kl. das Filmmanuſkript gemeinſam 
mit den als Autoren genannten Schriftſtellern O. und St ver⸗ 
faßt hätte. Die gemeinſame Verfaſſertätigkeit wäre in der Weiſe 
möglich geweſen, daß die Beteiligten in gegenſeitigem Einverſtänd⸗ 
nis an der Abfaſſung des Werkes als einer gemeinſamen Aufgabe 
gleichberechtigt zuſammenarbeiteten, wie dies unſtreitig im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen den angegebenen beiden Autoren der Fall ge⸗ 
weſen iſt. Die Mitwirkung des Kl. war aber eine andere als eine 
ſchriftſtelleriſche; ſie lag ihrer ganzen Art wie ihrem Zwecke nach 
nicht auf dem Gebiete des Schrifttums, ſondern diente zur Erfül- 
lung einer davon verſchiedenen, ihm allein übertragenen Leiſtung, 
die ſich aus feinem Dienſtvertrage mit der P. Film GmbH. ergab. 

Nach den Zeugenausſagen war dem Kl. die künſtleriſche Ober⸗ 
leitung für die Herſtellung des Films anvertraut worden. Die 
Tätigkeit, die er in dieſer Stellung zu entfalten hatte, ſetzte ſchon 
bei der Abfaſſung des Filmmanuſkripts ein. Was dabei zu ſeinem 
Aufgabenkreis gehörte, umſchreibt der Zeuge K. zutreffend dahin, 
daß er ihn und die anderen Mitverfaſſer vermöge ſeiner Erfahrun⸗ 
gen auf dem Gebiete des Tonfilms bei dem Entwurf des Ma⸗ 
nuſkripts zu unterſtützen, fie durch feine Ideen zu leiten und alle 
Einzelheiten mit ihnen zu beraten, überhaupt anregend und kritiſte⸗ 
rend auf ſie einzuwirken hatte. Auch der Zeuge St. beſtätigt, daß 
der Kl. die geſamte künſtleriſche Oberleitung für das Manu 
ſtript und die Regie gehabt habe. In dieſer Eigenſchaft, alſo 
nicht als gleichberechtigter Verf. des Schriftwerks, hat er an den 
Beſprechungen der Autoren teilgenommen, ſich ihre Einfälle und 
1 5 angehört, ſie gebilligt oder verworfen und ſeine eigenen 

edanken über den Gang der Filmhandlung, über die Anlage 
einzelner Szenen und die Ausgeſtaltung der Hauptrollen geäußert, 
auch ſeine Abänderungswünſche gegenüber dem urſprünglichen 
Entwurf durchgeſetzt. Es mag ferner ſein, daß er ſeinen Anregun 
gen bisweilen eine gewiſſe Form gegeben hat, bei der vorläufigen 
Niederſchrift zugegen geweſen iſt und durch Vorſchläge hin und 
wieder ſogar auf die Faſſung des Dialogs Einfluß genommen hal. 
Alles das lag aber im Rahmen feiner Tätigkeit als künſtlertſcher 
Oberleiter, der für die Geſtaltung des Tonfilms bis zu ſeiner end⸗ 
gültigen Fertigſtellung in vollem Umfange und auf allen in Der 
tracht kommenden Gebieten die Verantwortung trug. Durch jeint 
kritiſch beratende Beteiligung ſollte ſchon bei der Herſtellung de? 
Manuſfkripts den künſtleriſchen Geſetzen des Tonfilms Rechnung 
getragen und nach Möglichkeit den häufig weitreichenden Abände 
rungen vorgebeugt werden, die ſich ſonſt erſt bei der Zurichtung des 
Drehbuchs und bei der bildtechniſchen Aufnahme des Films als 
nötig erwieſen hätten. In weiterem Sinne mag er deshalb wil 
der Filmregiſſeur (vgl. RG. 107, 65 = JW. 1924, 1719) als 
„Mitarbeiter“ der Filmverfaſſer angeſehen werden. Urheberrechtlich 
genügt aber im vorl. Falle das nicht, was der Kl. bei ſeiner in 
der Hauptſache kritiſchen Beteiligung poſitiv an verwertbaren une 
von den Verf. verwerteten Gedanken erweislich beigeſteuert hab, 
um ihn als Mitverfaſſer der im fertigen Filmmanuſkript dar⸗ 


64. Jahrg. 1935 Heft 33] 
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geſtellten geiſtigen Schöpfungen erſcheinen zu laſſen. Denn int 
Gebiet des literariſchen Urheberrechts iſt das ausſchlaggebende 
Merkmal auch bet der Beteiligung mehrerer die ſelbſtändig ſchaf⸗ 
fende oder mitſchaffende Tätigkeit bei der Herſtellung des Schrift⸗ 
werks als eines ſolchen. Hier blieb aber die ſchriftſtelleriſche Form⸗ 
gebung und die literariſch⸗filmiſche Ausgeſtaltung auch bei den 
vom Kl. gegebenen Anregungen den Verf. überlaſſen, die ihm ihre 
Niederſchrift ſodann bei der nächſten Beſprechung zur Nachprüfung 
vom Standpunkt der künſtleriſchen Oberleitung aus vorlegten. 
Ein Miturheberrecht i. S. des § 6 Lit UrhG. iſt ihm deshalb 
zu verſagen. Damit entfällt der auf die Verletzung eines ſolchen 
geſtützte Entſchädigungs⸗ oder Bereicherungsanſpruch. 
(KG., Urt. v. 9. Mai 1935, 27 U 6556/34.) 
Ber. von RA. Dr. Hoffmann⸗Burges, Berlin. 


Anmerkung: Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. 

Beifallswürdig wird grundſätzlich das Beſtehen eines Mit⸗ 
urheberrechts von der Beteiligung an der ſchaffenden Tätigkeit, 
d. h. an der Formgebung abhängig gemacht. Beſchränkt ſich alſo 
dieſe Beteiligung auf Anregungen zum Schaffen oder auf eine 
Kritik des bereits Geſchaffenen, ſo fehlt es an dieſer formgeben⸗ 
den Tätigkeit. Der Anreger, Kritiker, iſt vielleicht Helfer beim 
Schaffen, aber nicht Mitſchaffender (ähnlich der Rechtsſtellung des 
Verlegers als Anregers vgl. RG.: Mu W. 27/28, 144 und RG. 
140, 108 = JW. 1933, 1307). 

Zu beachten iſt dabei aber, daß das KG. lediglich die Frage 
nach der Miturheberſchaft am Filmmanufkript zu entſcheiden hatte, 
ſo daß hieraus nichts darüber entnommen werden kann, ob etwa 
dem Filmregiſſeur, der hinſichtlich des Filmmanuſkriptes als An⸗ 
reger und Kritiker aufgetreten war, ein Miturheberrecht am Film⸗ 
kunſtwerk zuſteht (was grundſätzlich zu verneinen ift). 

RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


* 
Darmſtadt 

48. 8 114 3PO. Ein Ausländer ift nicht deshalb als 
„arm“ anzuſehen, weil ihm die Überweiſung der Prozeß- 
koſten vom Ausland nach dem Deutſchen Reich deviſen⸗ 
rechtliche Schwierigkeiten wegen der ausländiſchen Geſetz— 
gebung bereitet. 

Nachdem dem Berstl., einem Tſchechoſlowaken, der dort ſei— 
nen Wohnſitz hat, die nachgeſuchte Verlängerung der Prozeßkoſten— 
vorſchußfriſt (§ 519 Abſ. 6 ZPO.) abgelehnt worden war, ſtellte 
er Antrag auf Bewilligung des Armenrechts. Er führte aus, 
er beſitze in Deutſchland kein Vermögen. Nach den gerichtsbekann⸗ 
ten Deviſenbeſtimmungen in der Tſchechoſlowakei ſei es ihm des⸗ 
halb unmöglich, den Koſtenvorſchuß rechtzeitig zu zahlen. Er wäre 
deshalb durch höhere Gewalt in Beutſchland rechtlos geſtellt. Der 
Antrag wurde abgelehnt aus folgenden Gründen: Der Kl. hat 
feine Armut i. S. des § 114 ZPO. nicht nachgewieſen. Er will 
auch eine ſolche in dieſem Sinne offenbar gar nicht behaupten. Die 
angebliche Unmöglichkeit, trotz genügender Barmittel ſolche nicht 
über die Grenze nach Deutſchland in der einen oder anderen 
Form (in bar oder Deviſen) auszuführen, iſt den im Gegenſatz 
genau normierten Vorausſetzungen der Armenrechtsbewilligung 
(Unfähigkeit, ohne Beeinträchtigung für den für ihn und feine 
Familie notwendigen Unterhaltes die Koſten zu beſtreiten) nicht 
gleichzuachten. 

(OLG. Darnıftadt, 3. Ziv Sen., Beſchl. v. 9. Jan. 1935, 2 U 120/34.) 


x 
Naumburg 
49. 88 91, 515 3p. Zur Frage der Erſtattungs⸗ 
fähigkeit der Verhandlungsgebühr, wenn der BerBekl. 
nach Rücknahme der Berufung Verluſtigkeitsurteil nimmt, 
obwohl das durch Vereinbarung der Parteien ausgeſchlof— 
ſen worden war. 5) 
Der Bekl. war durch Urteil des LG. zur Zahlung von 
3200 , verurteilt worden. Die hiergegen eingelegte Ber. hat 
er durch Schriftſatz v. 12. Nov. 1934 fornigerecht zurückgenommen. 
Im Termin v. 13. Nov. 1934 hat RA. A. gegen den nicht ver⸗ 
tretenen Bekl. im Wege des Verſäumnisverfahrens Verluſtigkeits⸗ 
urteil gem. § 515 3 O. erwirkt. Im Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
des UrkB. iſt die dadurch entſtandene Verhandlungsgebühr (88 9, 
13 Ziff. 2, 16, 52 RAGCHD.) als erſtattungsfähig anerkannt 
worden. Die vom Bekl. hiergegen eingelegte Erinnerung machte 
Ra daß die Erwirkung des Verluſtigkeitsurteils zur zweckent⸗ 
prechenden Rechtsverfolgung nicht notwendig geweſen wäre, nach⸗ 
dem der Bekl. den Klageanſpruch in voller Höhe anerkannt gehabt 
und in Höhe von Hauptſumme, Zinſen und Koſten in die Auszah⸗ 
lung einer Hinterlegungsſumme gewilligt gehabt habe. Das LG. 


hat die Erinnerung zurückgewieſen. Gegen dieſen Beſchluß richtet 
ſich die zur Entſch. ſtehende ſofortige Beſchw., die geltend macht, 
den ganzen Umſtänden nach ſeien die Verhandlungen der Parteien 
vor der Berufungsrücknahme dahin zu verſtehen geweſen, daß der 
Kl. habe verpflichtet ſein ſollen, von der Erwirkung eines Ver⸗ 
luſtigkeitsurteils Abſtand zu nehmen. 

Die Beſchw. iſt aus folgenden Erwägungen zurückgewieſen 
worden: 


Zwar muß die Verhandlungsgebühr dem Kl. nicht ſchon des⸗ 
halb erſtattet werden, weil $ 515 Abſ. 3 ZPO. ausſpricht, der 
ſein Rechtsmittel zurücknehmende BerKl. trage die Koſten der 
Ber. und dies ſei auf Antrag des BerBekl. durch Urteil feſtzuſtel⸗ 
len. Dieſer Anſicht iſt das LG. Die Prüfung nach § 91 Abſ. 2 
ZPO. hat vielmehr auch im Falle eines Urteils nach § 515 Abi. 3 
ZBO. ſtattzufinden. 

Jedoch iſt das Vorbringen des Bekl., vor dem Termin vom 
13. Nov. 1934 habe er ſich mit dem Kl. geeinigt, daß dieſer kein 
Urteil nach $ 515 Abſ. 3 ZPO. erwirken ſolle, für das Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren unerheblich. Eine ſolche Vereinbarung würde die 
Erwirkung des Urteils nach $ 515 Abſ. 3 ZPO. durch den Kl. un⸗ 
zuläſſig gemacht haben. Der Bekl. hätte ſich daher mit dem in 
Frage kommenden Rechtsmittel des Einſpruchs gegen das trotz 
der behaupteten Vereinbarung erwirkte Urteil wenden müſſen. 

Das Urteil war auch nicht überflüſſig, wie der Bekl. meint. 
Es gewährt dem Kl. einen vollſtreckbaren Titel über die Koſten der 
Ber. Mögen dieſe ſelbſt vor Erlaß des Urteils gezahlt ſein, ſo iſt 
doch nicht ausgeſchloſſen, daß die Zahlung einmal aus Gründen 
angefochten wird, die einem vollſtreckbaren Titel gegenüber ver⸗ 
ſagen (RG.: JW. 1893, 19). Das Intereſſe, das ſich aus dieſer 
Rechtslage für den Kl. ergibt, reicht aus, um die Erwirkung des 
Urteils als zweckentſprechende Rechtsverfolgung erſcheinen zu laſſen. 

(OLG. Naumburg (Saale), 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 27. Febr. 1935, 
1 W 71/35.) 
Ber. von OLGR. Reitzenſtein, Naumburg (Saale). 


Anmerkung: Das Ergebnis des Beſchluſſes iſt zutreffend. 
Seine Begr. gibt zu folgender Bemerkung Anlaß: 


Ein Urteil ſtellt die Koſtenpflicht des Unterlegenen dem 
Grunde nach feſt. Das Verfahren zur Koſtenfeſtſetzung iſt alſo ein 
dem Urteil angehängtes Nach verfahren und daher lediglich ein 
Verfahren mit begrenzter Prüfung, nämlich um die Höhe der 
bereits in und durch das Verfahren bis zum Urteil beſtimmbar 
gewordenen Koſten zu beſtimmen. 

Infolge des Charakters unſerer gerichtlichen und anwalt⸗ 
lichen Gebühren (Pauſchgebühren mit tarifierten Wertklaſſen für 
ſchematiſierte Tätigkeitsgruppen) iſt im Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
der Gebührenbetrag nach Wertklaſſe wie nach Entſtandenſein der 
einzelnen Gebühr zu prüfen. Doch kann die Prüfung in letzterer 
Hinſicht nicht dazu führen, den Verfahrensablauf bis zum Urteil 
irgendwie zu korrigieren. Denn auch der Verfahrensablauf wird 
durch das Urteil mit ergriffen und mit gedeckt, damit auch das 
bereits eingetretene Entſtandenſein der einzelnen Gebühr eben durch 
die Feſtſtellung der Koſtenerſtattungspflicht des Unterlegenen dem 
Grunde nach im Urteil. Dies legt gegenüber dem umfaſſenderen 
Begriff der Koſten und deren Einſchränkungsmöglichkeit aus dem 
Geſichtspunkt der Nicht⸗Notwendigkeit im Koſtenfeſtſetzungsverfah⸗ 
ren ($ 91 Abſ. 1 ZPO.) § 91 Abſ. 2 ZPO. eingangs hinſichtlich der 
Anwaltsgebühren (und ⸗auslagen) der obſiegenden Partei aus⸗ 
drücklich feſt. Die Feſtſetzung der Gebühr für das vereinbarungs⸗ 
widrig erwirkte Verluſtigkeitsurteil wird alſo durch § 91 Abf. 2 
3PO. getragen. 

Richtig iſt, daß der Umstand, die Erwirkung des Verſäumnis⸗ 
urteils ſei vereinbarungswidrig geweſen, nur durch Einſpruch gegen 
das Urteil geltend gemacht werden kann. Die Möglichkeit, die 
Vereinbarung, die zu den materiellrechtlichen Verträgen mit pro⸗ 
zeßrechtlicher Wirkung gehört, gegenüber der Vollſtreckung der für 
die abredewidrige Erwirkung des Verſäumnisurteils feſtgeſetzten 
Gebühr durch Vollſtreckungsgegenklage zur Wirkung zu bringen, 
ift ſtreitig (vgl. einerſeits Stein⸗Jonas, 3PO., § 767 II 3, 
andererſeits Baumbach, $ 767 Anm. 5 b). 

Die Schlußerwägung im obigen Beſchluß geht m. E. fehl. 
Denn wenn zwiſchen den Parteien eine Vereinbarung zuſtande ge⸗ 
kommen iſt, die den BerBekl. zur Unterlaſſung der Erwirkung 
eines Urteils nach § 515 ZPO. verpflichtete, fo hatte er ſich damit 
auch des vom Beſchluß herangezogenen, entfernter liegenden Inter⸗ 
eſſes an der Erwirkung eines Urteils begeben. 


RA. Dr. P. Bach, Freiburg i. Br. 
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| Oberlandesgerichte: Strafſachen | 


Berlin 

50. 8 292 StGB.; 8 77 Abſ. 1 Ziff. d VWrlagd®. v. 
18. Jan. 1934. Zum Begriffe des Jagens. 8 77 Abſ. 1 
Ziff. d auf den unberechtigt Jagenden unanwendbar. Wirk- 
ſamkeit der Jagderlaubnis. 


Unter Jagen oder Jagdausübung iſt zwar ſchon das Aufſuchen, 
des Wildes, hier der Raubvögel, zu verſtehen. Dieſe Tätigkeit um); 
jedoch zum Zwecke des Erlegeus oder Fangens des Wildes ausgeübt 
fein (RGSt. 13, 85). Es genügt alſo nicht die Abſicht, „das Ranb⸗ 
zeug zu verſcheuchen“. Das AG. wird zu prüfen haben, ob der Angekl. 
nicht deshalb aus § 292 StGB. zu beſtrafen ſei, weil er eine wirk 
ſame Erlaubnis zur Jagd auf Raubvögel nicht hatte. Erſtens hatte er 
nur um die Erlaubnis nachgeſucht, Raubzeug zu verſcheuchen, und ein 
Abſchuß iſt darunter nicht ohne weiteres zu verſtehen. Zweitens hatte 
er jene Erlaubnis nur von einem der beiden Jagdpächter erhalten, 
und die Erlaubnis nur eines Pächters iſt unwirkſam. Irrte der 
Angekl. über feine Jagdberechtigung, jo kann es ein Tatſachenirrtum 
nur dann ſein, wenn er annahm, es ſei nur ein Pächter vorhanden. 
Wußte er aber, daß zwei Jagdpächter da waren, und glaubte er, des 
einen Erlaubnis genüge, jo handelte er in unbeachtlichem Strafrechts⸗ 
irrtum. Sollte das AG. feſtſtellen, daß der jagende Angekl. zwar zur 
Jagd nicht berechtigt war, ſich dazu aber infolge Tatſachenirrtums für 
berechtigt gehalten hat, fo kann er wegen Nichtbeiſichführens des Er- 
laubnisſcheines aus 8 77 Abſ. 1 Ziff. d PrJagdG. nicht beſtraft 
werden, weil dieſe Vorſchrift nur auf den tatſächlich zur Jagd Berech⸗ 
tigten anwendbar iſt (zu vgl. KG.: IFG. Erg. 8, 305 [für das 
19070. 10 und JW. 1930, 12315 [für § 75 PrJagddO. v. 15. Juli 


(KG., 1. StrSen., Urt. v. 19. März 1935, I Ss 57/35.) 
Ber. von FON. Körner, Berlin. 
* 


51. 88 1, 2, 7, 9, 11 Rabatt®. v. 25. Nov. 1933. Ein 
Vorzugs angebot, durch welches den Inhabern eines Gut— 
ſcheins für eine begrenzte Zeit 2 Doſen für 20 Pfg., welche 
vr 10 koſten, geboten werden, verſtößt gegen das 

abatt®. 


Der Angekl. iſt Werbeleiter bei der Firma... in Berlin. Diefe 
Firma ſtellt ein Reinigungsmittel her, das in Tauſenden von Haus 
haltungen Deutſchlands zum Küchengebrauch verwendet wird, und 
bringt es über Großhändler und Kleinhändler in die Hand der Ver- 
braucher. Um den Markt für dieſes Mittel zu erweitern, begann der 
Augekl. i. J. 1932 mit einer auf mehrere Jahre hinaus geplanten 
Werbeaktion. Es ſollte im Laufe der Zeit allen praktiſch erfaßbaren 
Haushaltungen Deutſchlands Gelegenheit geboten werden, das betr. 
Putzmittel einmalig beſonders billig zu erwerben. 

Um beſonders herborzukehren, daß es ſich nicht um einen Preis⸗ 
nachlaß, ſondern vielmehr um eine neue Preisgeſtaltung handele, 
wurde in dem Rundſchreiben an die Kleinhändler und die Großhänd⸗ 
ler zum Ausdruck gebracht, daß man den Haushaltungen eine „vor⸗ 
übergehende Preisherabſetzung“ biete. 

Im April wurde mit der Aktion des Jahres 1934 begonnen. 
Sie ſpielte ſich im einzelnen folgendermaßen ab: 

In verſchiedenen Städten, vor allem Süd- und Weſtdeutſchlands, 
befuchten rund 250 für dieſen Zweck angeſtellte Werbedamen ſyſte⸗ 
matiſch die einzelnen Haushaltungen. Sie übergaben oder hinterließen 
eine Reklameſchrift und einen Zettel, der auf der Vorderſeite den Auf⸗ 
druck enthielt: „Vorzugsangebot.“ „Gegen Abgabe dieſes Vorzugs⸗ 
angebotes erhalten Sie bei Ihrem Kaufmann während der Geltungs- 
dauer des Vorzugsangebots zwei normale Doſen für 20 Pf., die ſonſt 
40 Pf. koſten.“ Ferner war eine kurze Geltungsdauer angegeben. 
Auf der Rückſeite ſland folgendes: 

„Bemerkung für unſeren Geſchäftsfreund: 

Geben Sie bitte die vom Publikum eingenommenen Vorzugs⸗ 
angebote zur Verrechnung an Ihren Lieferanten oder an den Sie 
beſuchenden Vertreter. Verrechnung erfolgt auf Grund des Ihnen 
von unferem Vertreter ausgehändigten Zirkulars.“ 

Gleichzeitig ließ der Angekl. ein Rundſchreiben an die Groß⸗ 
abnehmer herausgehen. 

Ferner ließ er den in Betracht kommenden Kleinhändlern einen 
Proſpekt zugehen. 

In zahlreichen Fällen wurden die Vorzugsangebote von den 
Kleinhändlern, denen ſie vorgelegt wurden, eingelöſt und dann zur 
Verrechnung an die Großhändler und von dieſen an die Geſellſchaft 
weitergegeben. 

Der Angehl. hat vorſätzlich den Beſt. des Rabatte. v. 25. Nov. 
1933 zuwidergehandelt und war daher gem. 8§ 11 dieſes Geſetzes zu 
beſtrafen. § 1 dieſes Geſetzes beſtimmt: 


„Werden im geſchäftlichen Verkehr Waren des täglichen Be⸗ 
darfs im Einzelverkauf an den letzten Verbraucher veräußert .., 
jo dürfen zum Zwecke des Wettbewerbs Preisnachläſſe Rabatte) 
nur nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften angekündigt oder 
gewährt werden.“ 2 

Die „nachfolgenden Vorſchriften“ ſind in den 88 2—9 des Gef. 
enthalten. In § 1 Abſ. 2 wird ferner beſtimmt, was als Preisnach⸗ 
nachläſſe i. S. dieſes Geſetzes zu gelten hat, nämlich 5 

1. Nachläſſe von den Preiſen, die der Unternehmer ankündigl 

oder allgemein fordert, und 

2. Sonderpreiſe, die wegen der Zugehörigkeit zu beſtimmten 

Verbraucherkreiſen, Berufen, Vereinen oder Geſellſchaften einge⸗ 
räumt werden. 

Wie ſich aus den 88 2—9 ergibt, ſind Preisnachläſſe i. S. des 

Geſetzes, alſo im weiteren Sinne, nur in drei Formen zufäffig: 

1. als Barzahlungsnachläſſe; 

2. als Mengennachläſſe und 

3. als Sondernachläſſe oder Sonderpreiſe au beſtimmte Perſonen 

unter drei beſtimniten, hier nicht gegebenen Vorausſetzungen. 

Unter Anwendung des Geſetzes auf den Sachverhalt iſt feſtzu⸗ 
ftelfen, daß .. . als weitverbreitetes Reinigungsmittel eine Ware des 
täglichen Bedarfs iſt, daß die Aktion ſich auf den geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr zwiſchen Kaufleuten und Kunden bezieht und die Veräußerung 
dieſer Ware im Einzelverkauf an den letzten Verbraucher, nämlich die 
Hausfrauen, betrifft, und daß es ſich um eine Aktion zur Werbung 
von Kunden, alſo zu Zwecken des Wettbewerbs, handelt. Im Ver⸗ 
folg dieſer Aktion ließ der Angekl. durch Vorzugsangebote Vergünſti⸗ 
gungen anbieten und durch die in Betracht kommenden Kleinhändler 
als feine Werkzeuge auch gewähren. Er handelte hierdurch in plau⸗ 
mäßiger Verwirklichung eines einheitlichen auf dasſelbe Ziel gerich⸗ 
teten Willens, alſo fortgeſetzt. Für Wettbewerbsmaßnahmen dieſer Art 
waren die Schranken des RabattG. zu beachten. 

Eine der drei Ausnahmen von dem Verbot des Preisnachlaſſes 
i. S. des Geſetzes, alſo in weiterem Sinne, iſt, wie der erſte Blick 
ſchon zeigt, nicht gegeben. Es bleibt daher zu erwägen, ob es ſich 
überhaupt um einen Preisnachlaß 1. S. des 8 1 Abſ. 2 handelt. Nach 
dieſer Richtung wird von der Verteidigung ausgeführt, daß als Preis⸗ 
nachläſſe ſolche Nachläſſe nicht zu gelten hätten, die der Unternehmer 
ankündige, wie es hier durch Rundſchreiben, Plakate uſw. geſchehen 
ſei. Dieſe Auſicht geht fehl. Es kommt nicht darauf an, ob der 
Preisnachlaß angekündigt wird oder nicht und ſtatt deſſen unmittel⸗ 
bar gewährt wird. Das folgt aus § 1 Abſ. 1, wo es heißt, daß das 
Ankündigen von Preisnachläſſen nur unter ganz beſonderen, hier nicht 
zutreffenden Vorausſetzungen erlaubt iſt. 

Ferner wird ausgeführt, nach § 1 Abſ. 2 ſollten nicht alle 
„Sonderpreiſe“ als „Preisnachläſſe“ gelten, ſondern nur diejenigen, 
die wegen der Zugehörigkeit zu beſtimmten Verbraucherkreiſen, 
Berufen, Vereinen oder Geſellſchaften eingeräumt würden. Die Werbe⸗ 
aktion habe indes alle möglichen Verbraucherſchichten erfaßt und ſolle 
ſich im Laufe der Zeit auf ganz Deutſchland erſtrechen. Die Sonder 
preiſe ſeien daher nicht beſtimmten Verbraucherkreiſen einge⸗ 
räumt worden. Auch dieſe Auffaſſung geht fehl. Wie die als Schöpfer 
des Geſetzes und mithin als beſondere Sachkenner maßgebenden Kom⸗ 
mentatoren Michel und Weber in ihrem Erläuterungsbuch zum 
Rabatt. zu SL Aum. X zutreffend ausführen, iſt der Begriff „be 
ſtimmte Verbraucherkreiſe“ im weiteſten Sinne zu verſtehen. Er um“ 
faßt jeden durch irgendein gemeinſames Merkmal gekennzeichneten 
Perſonenkreis, auch wenn eine innere Verbundenheit vollkommen 
fehlt. Hierher gehört nach Michel und Weber zum Beiſpiel die 
Zuſammenfaſſung von Perſonen, die ſich aus der ſozialen Gliede⸗ 
rung, aus der räumlichen Gliederung oder der Gliederung nach an⸗ 
deren Merkmalen ergibt. Einen Verbraucherkreis in dieſem Sinn 
bilden auch die Inhaber eines Gutſcheines. Das Gericht ſchließt ſich 
in vollem Umfange der von Michel und Weber vertretenen Auf 
faſſung an. Schon durch die Verteilung des „Vorzugsangebots“, die 
unmöglich alle Haushaltungen gleichmäßig erfaſſen kann, tritt nun 
eine unterſchiedliche Behandlung der Bewohner einer oder mehrerer 
von dem Angehl. bearbeiteten Städte ein. Die Schwierigkeit einer 
gleichmäßigen Verteilung wächſt und wird zur Unmöglichkeit, ſoweit 
es ſich um die Landbevölkerung handelt. Hinzu kommt noch, daß der 
Werbeplan ſich auf mehrere Jahre erſtreckt, und daß zu beſtimmten 
Zeiten nur immer beſtimmte und vereinzelte Gegenden Deutſchlands 
erfaßt worden ſind. Eine ſolche Werbeaktion iſt aber genau ſo unzu⸗ 
laſſig, als wenn ein Unternehmer im Rahmen eines Mehrjahresplanes 
nacheinander verſchiedenen Berufsſtänden Sonderpreiſe gewährt mit 
dem Ziel, daß nach einer Reihe von Jahren ſämtliche Berufsſtände au 
der Vergünſtigung teilgenommen haben ſollen. Ganz unabhängig von 
dieſen Erwägungen iſt es aber ſchon unzuläſſig, eine Differenzierung 
eintreten zu laſſen zwiſchen denen, die im Beſitz, und denen, die nicht, 
noch nicht oder nicht mehr im Beſitze eines Gutſcheines oder Vorzugs⸗ 
angebotes ſind. 8 

Schließlich wird von der Verteidigung geltend gemacht, es hau⸗ 
dele fi) um einen ſog. unechten Sonderpreis, der keinen Preisnach⸗ 
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laß i. S. des Rabatt. darſtelle. Es iſt richtig, daß manche Preis⸗ 
vergünſtigungen, die aus beſtimmten Auläſſen, wie zum Beiſpiel: 
Inventurverkäufen, Weißen Wochen, Geſchäftseröffnungen, Ge⸗ 
ſchäftsausverkäufen uſw. geboten werden, keine Preisnachläſſe i. S. 
des Rabatt. find und als unechte Sonderpreiſe bezeichnet werden 
können. Dieſe Vergünſtigungen haben aber das Gemeinſame, daß 
innerhalb der vorgeſehenen Zeit allgemein jeder, der Kunde ſein 
will, dieſer Vergünſtigung teilhaftig werden kann. Dieſe Merkmale 
liegen aber bei dem Werbeſyſtem des Angekl. nicht vor, vielmehr 
laufen zwei Preiſe nebeneinander. Wer im Beſitz des Vorzugsange— 
botes iſt, erhält für 20 Pf. ſtatt einer Doſe zwei Doſen; wer ſich 
nicht im Beſitze eines ſolchen Vorzugsaugebotes befindet, erhalt für 
20 Pf. nur eine Doſe. Es bedarf keiner weiteren Ausführungen, daß 
unter dieſen Umſtänden nicht von einem unechten Sonderpreis, d. h. 
von einer unechten Preisbildung geſprochen werden kann, für die 
allerdings die Vorſchriften des Rabattcß. nicht gelten würden. 

Eine unbefaugene Betrachtung des „Vorzugsangebotes“ zeigt, 
daß ſich der Angehkl. zur Erreichung genau desſelben wirtſchaftlichen 
und rechtlichen Erfolges der früher weitverbreiteten Bezeichnung „Gut— 
ſcheine“ und des früher ebenſo verbreiteten entſprechenden Textes „Bei 
Kauf einer Doſe zum Preiſe von 20 Pf. erhalten Sie gegen Abgabe 
dieſes Gutſcheines eine zweite Doſe gratis“, hätte bedienen können. 
Das aber iſt auch der Sinn des „Vorzugsangebots“. Es iſt nichts 
anderes als eine Umgehung des Nabatt®., das eine Zugabe gleicher 
Waren nur in der Form des Mengennachlaſſes kennt, der indes bei 
Veräußerung nur einer Sache niemals zuläſſig iſt. 

Der Angekl. hat den Werbeplan ſorgfältig ausgearbeitet. Ihm 
waren daher ſämtliche Tatbeſtaudsmerkmale, die ſein Verhalten zu 
einem geſetzwidrigen ſtempeln, bekannt. Allerdings kann dem Angehl. 
nicht die unbedingte Kenntnis nachgewieſen werden, daß ſeine Aktion 
gegen das Rabatt. verſtoße und daher geſetzwidrig ſei. Er rechnete 
aber mit der Geſetzwidrigkeit und nahm ſie in Kauf. Er handelte mit 
dem fog. bedingten Vorſatz. 

Die Rev. wurde zurückgewieſen. 

Nach der Begriffsbeſtimmung in § 1 Abſ. 2 Rabatt. gelten als 
Preisnachläſſe i. S. dieſes Geſetzes Nachläſſe von den Preiſen, die der 


Unternehmer ankündigt oder allgemein fordert oder Sonderpreiſe, die 


wegen der Zugehörigkeit zu beſtimmten Verbraucherkreiſen einge— 
räumt werden. Das erſtinſtanzliche Urt. hat das Vorliegen beider 
Merkmale für erwieſen angeſehen. 

Hinſichtlich der erſten Art wendet der Beſchwey. ein, daß als 
Preisnachläſſe i. S. des Rabattch. ſolche Nachläſſe nicht zu gelten 
hatten, die der Unternehmer ankündigte, wie es hier durch Rund— 
ſchreiben und Reklamemitteilungen ſowie durch Anſchlagpropaganda 
geſchehen ſei. 

Dieſe Auffaſſung der Rev. geht fehl. Mit Recht hat der Amts- 
richter darauf hingewieſen, daß das Ankündigen von Preisnachläſſen 
nur unter beſonderen — hier nicht gegebenen — Vorausſetzungen (Bar 
zahlungs-, Mengen- und Sondernachläſſen nach Maßgabe der 88 2 
bis 9 Nabatt%.) zuläſſig ſei. Der Wortlaut des $ 1 ergibt völlig klar 
und eindeutig, daß nur dieſe beſonders zugelajjenen Preisnachläſſe 
angekündigt oder gewährt werden dürfen. Insbeſ. kann der Rev. 
nicht zugegeben werden, daß durch die Ankündigung des Preisnach⸗ 
laſſes der erſte Fall des § 1 Abi. 2 Rabatt. (Nachläſſe von den 
Preiſen, die der Unternehmer ankündigt oder allgemein fordert) aus- 
geſchloſſen werde. Würde dies zugelaſſen werden, ſo würde eine Zu⸗ 
widerhandlung nur noch in den ſeltenen Fällen ſtrafrechtlich zu be⸗ 
laugen ſein, in denen der Unternehmer den Preisnachlaß ohne An⸗ 
kündigung insgeheim gewährt. Das iſt aber nicht der Sinn des 
Rabatt., das erſt nach dem Verſagen der Belt. gegen den unlauteren 
Wettbewerb und der geſetzlichen Zugabeverbote erlaſſen worden iſt 
und die Gewährung von Preisnachläſſen im Intereſſe einer geſunden 
und zweckmäßigen Wirtſchaftsgebarung in möglichſt weitem Umfange 
eindämmen und verhindern will. 

Gerade im vorl. Fall wird „allgemein gefordert“ ein anderer, 
nämlich ein doppelt ſo hoher Preis, und dieſer Preis wird nicht nur 
allgemein gefordert, ſondern auch auf den ſog. Kontrollſcheinen aus⸗ 
drücklich „angekündigt“; denn es heißt auf ihnen: „Gegen Abgabe 
dieſes Vorzugsangebotes erhalten Sie bei Ihrem Kaufmann während 
der Geltungsdauer des Vorzugsangebotes zwei Normaldoſen für 
20 Pf., die ſonſt 40 Pf. koſten.“ Keineswegs braucht aber die 
ausnahmsmäßige Abweichung nur angekündigt zu werden, um die 
Wirkung des Rabattch. auszuſchalten. 

5 Entſcheidend iſt, daß ein Teil der Abnehmer anders behandelt 

wird als der übrige Teil der Kundſchaft (auch die Erläuterungsbücher 
von Junkerstorff zu § 1, Michel⸗ Weber S. 10, Pfundt⸗ 
ner⸗Neubert Anm. 8 zu 8 1. 

Daß der billigere Preis allgemein, d. h. von allen Kunden ge⸗ 
fordert oder für alle Kunden angekündigt worden iſt, trifft hier jedoch 
nicht zu; denn die Gewährung des Preisnachlaſſes war jeweils nur in 
einem Falle für den Inhaber eines der verteilten Gutſcheine, die 
überdies noch nach und nach geſondert örtlich verteilt wurden, nicht 


aber unbeſchränkt für jedermann und für beliebig viele Einkäufe an⸗ 
gekündigt und gewährt worden. 

Es trifft deshalb nicht zu, wenn die Rev. in dieſem Zuſammen⸗ 
hang auf die ſog. unechten Sonderpreiſe, wie ſie z. B. bei Ausver⸗ 
käufen, Weißen Wochen u. dgl. Anläſſen üblich find, hinweiſt. Dieſe 
fog. unechten Sonderpreiſe werden zwar nicht als Preisnachläſſe i. S. 
des RabattG. angeſehen, aber nur deshalb, weil ſie allgemein 
angekündigt oder gewährt werden, d. h. ohne perſöuliche, örtliche 
oder mengenmäßige Beſchränkung. Dieſe Preiſe gelten für jeden, der 
Käufer ſein will und für jede verfügbare Menge (ebenſo auch Michel⸗ 
Weber S. 10, 12, 13). Der Vorderrichter hat dieſe Frage mit 
dem gleichen Ergebnis bereits geprüft und mit Recht darauf hinge⸗ 
wieſen, daß zwei Preiſe nebeneinander in Kraft waren: 

der 20-Pf.⸗Preis für zwei Doſen für Gutſcheininhaber eines 
beſtimmten Bezirkes und 

der 20⸗Pf.⸗Preis für eine Doſe für alle übrigen Kunden. 

Es führt deshalb irre, wenn das Rundſchreiben der Herſteller⸗ 
firma von einer „vorübergehenden Preisherabſetzung“ ſpricht. Eine 
ſolche lag gar nicht vor, weil ſie allen Verbrauchern hätte zugute 
kommen müſſen. 

Dem Vorderrichter iſt darin beizutreten, daß in der Werbemaß⸗ 
nahme des Angekl. eine Umgehung des Zugabeverbotes zu erblicken 
iſt, und daß es ſich im Endergebnis um eine verſteckte Zugabe han⸗ 
delt, die ebenſowohl mit den Worten „Bei Kauf einer Doſe zum Nor⸗ 
malpreis eine zweite Doſe gratis gegen Abgabe des Gutſcheines“ 
hätte zum Ausdruck gebracht werden können. Gerade hierin zeigt ſich, 
worauf es der Herſtellerfirma ankam und was den Gutſcheininhabern 
tatſächlich gewährt werden ſollte. 

Sonach kann in der Annahme des Amtsrichters, daß der erſte 
Fall des § 1 Abſ. 2 Nabatt&. vorliegt, kein Rechtsirrtum, insbeſ. 
keine Verkennung des Begriffes „Preisnachläſſe“ i. S. des Rabatt. 
gefunden werden. 

Ebenſowenig iſt eine Verkennung des Begriffes der „beſtimmten 
Verbraucherkreiſe“ in der Entſch. des Amtsrichters, der auch den 
zweiten Fall des 8 1 Abſ. 2 Rabatt . für gegeben angeſehen hat, zu 
erkennen. 

Es mag der Rev. zugeſtauden werden, daß ein Erläuterungs⸗ 
buch ſelbſt des Geſetzesſachbearbeiters für die Auslegung eines Geſetzes 
entgegen deſſen tatſächlichem Inhalt nicht entſcheidend iſt. Der er⸗ 
kennende Sen. kommt aber auf Grund des Wortlauts, des Zwecks 
und der Geſchichte des Geſetzes zu dem gleichen Ergebnis wie die vom 
Amtsrichter wiederholt angezogenen Kommentatoren Michel und 
Weber. 

Das Geſetz über Preisnachläſſe iſt, wie ſchon angedeutet, erſt 
erlaſſen worden, als die Beſt. gegen den unlauteren Wettbewerb und 
der Zugabe VO. v. 9. März 1932 (RG Bl. I, 121) und des Gef. über 
das Zugabeweſen v. 12. Mai 1933 (RGBl. I, 264) ſich als nicht aus⸗ 
reichend erwieſen, um die ungeſunden Auswüchſe im Rellame- und 
Wettbewerbsweſen wirkſam zu bekämpfen. Durch das Rabatt. ſoll⸗ 
ten die auch nach dieſen Geſetzen noch beſtehenden Lücken ausgefüllt 
und Geſetzesumgehungen unmöglich gemacht werden. Über dieſe 
Zweckbeſtimmung des Rabatt. hat ſich der Geſetzgeber im Deutſchen 
Reichsanzeiger in einer amtlichen Begr. geäußert (Reichsanzeiger 
Nr. 284 v. 5. Dez. 1933). Es wird dort beſonders darauf Bezug 
genommen, daß nach Erlaß der Zugabe O. das Rabattweſen ſich in 
ſchuellem Maße ungünſtig entwickelt habe, daß an die Stelle der Zu⸗ 
gaben Preisnachläſſe getreten ſeien und viele Mißſtände ſich ergeben 
hätten. Wenn das Geſetz dennoch in den 88 2 ff. gewiſſe Ausnah⸗ 
men zugelaſſen und kein allgemeines Rabattverbot ausgeſprochen 
habe, fo habe dies feinen Grund darin, daß gegen einen Wettbewerb 
mittels Preisnachlaſſes nichts einzuwenden ſei, wenn er ſich innerhalb 
einer ordentlichen und vernünftigen kaufmänniſchen Rechnung be⸗ 
wegte. Wie der Geſetzgeber ſich dieſe vorſtellt, läßt § 2, der als 
Höchſtgrenze z. B. des Barzahlungsrabatts 3% geſtattet, erkennen. 

Die Geſetzesgeſchichte und der erkennbar zutage tretende Ge⸗ 
ſetzeszweck laſſen nicht nur eine weite Auslegung des Geſetzes und eine 
möglichſt umfaſſende Anwendung zu, ſondern gebieten ſie ſogar. Die 
ganzen Vorſchriften und der geſetzestechniſche Aufbau laſſen erkennen, 
daß Preisnachläſſe grundſätzlich nicht geſtattet werden ſollen, ſoweit 
nicht einer der beſonderen Ausnahmefälle vorliegt. Die weitgehende 
Anwendung des Geſetzes iſt Pflicht gegenüber geſunder und ehrlicher 
Wirtſchaftsgebarung. Nicht weil die Verfaſſer eines Erläuterungs⸗ 
buches als Sachbearbeiter ſich entſprechend geäußert haben, ſondern 
weil das Geſetz es nach ſeinem Sinn und Ziel verlangt, iſt dieſe Aus⸗ 
legung geboten. 

Es iſt alſo dem Amtsrichter zu folgen, wenn er das Geſetz ſo 
auslegt, wie geſchehen, und insbeſ. den Begriff „beſtimmte Ver⸗ 
braucherkreiſe“ weit faßt. Der Rev. iſt nicht zuzuſtimmen, wenn fie 
in dem Worte „beſtimmt“ eine Einſchränkung ſehen will. Der Gegen⸗ 
ſatz von „beſtimmt“ iſt „unbeſtimmt“, und das hat der Amtsrichter 
hinreichend berückſichtigt, wenn er in Übereinſtimmung mit Michel⸗ 
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Weber (S. 38ff.) als „beſtimmten Verbraucherkreis“ jeden durch 
irgendein gemeinſames Merkmal gekennzeichneten Perſonenkreis, 
auch wenn ihm eine innere Verbundenheit vollkommen fehlt, anſieht 
(vgl. auch Dan ielcik in Fußn. z. JW. 1934, 29376). Dieſe Aus⸗ 
legung entſpricht völlig dem Geſetz. Bei freier, unbefangener Prüfung 
des Geſetzeswortlautes iſt etwas anderes aus ihm nicht heraus⸗ 
zuleſen. 

Der Gegenſatz zu „beſtimmten Verbraucherkreiſen“, nämlich 
„unbeſtimmte Verbraucherkreiſe“, würde gleichbedeutend ſein mit 
der Allgemeinheit der Verbraucherſchaft. 

Die Beſtimmbarkeit des Verbraucherkreiſes iſt hier in zwei⸗ 
facher Hinſicht gegeben. 

Da die Werbetätigkeit der Herſtellerfirma und des Angekl. ſich 
nur auf die Haushaltungen gewiſſer deutſcher Städte bezog, wenn 
auch mit dem Ziel, im Laufe der Jahre alle deutſchen Orte in Stadt 
und Land zu erfaſſen, ſo war der beanſtandete Preis jeweils nur in 
einer beſchränkten Zahl deutſcher Städte — auch dort nur jeweils für 
eine kürzere Friſt — in Kraft. Es gab alſo zwei Klaſſen von Ver⸗ 
brauchern: die in den bearbeiteten Orten und die übrigen Kunden, 
und demgemäß zwei Preiſe: den regelmäßigen und den nur kurz⸗ 
friſtigen für die jeweils bearbeiteten Orte. Vor und nach der Re⸗ 
klamezettelverteilung waren auch in den bearbeiteten Orten die Regel⸗ 
preiſe allein maßgebend. Schon durch dieſe Teilung der Verbraucher- 
ſchaft nach ihren räumlichen Beziehungen würden die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 1 Abſ. 2 Rabatt. (zweiter Fall) gegeben fein. Durch 
die Verteilung der Kontrollſcheine (richtiger Gutſcheine) iſt dieſe Be⸗ 
ſtimmbarkeit noch deutlicher und klarer. Die Innehabung eines ſol⸗ 
chen Gutſcheines iſt unerläßliche Vorausſetzung für die Gewährung des 
Sonderpreiſes, d. h. alſo des Preisnachlaſſes. Dieſer Perſonenkreis iſt 
aber erſt recht beſtimmbar. Das Geſetz läßt in keiner Weiſe erken⸗ 
nen, daß eine innere Beziehung der Vergünſtigungsempfänger zuein⸗ 
ander gefordert würde. Es iſt dafür auch kein Grund zu erſehen. 
Deshalb genügt — ebenſo wie nach den vom Geſetz angeführten Bei⸗ 
ſpielen allein die äußere Gleichheit des Berufs genügt — die allein 
äußere Gleichheit der Innehabung eines beſtimmten Gutſcheines. So 
wie ſich in dem einen Falle der Käufer als Angehöriger eines Be⸗ 
rufes ausweiſen muß, muß er hier den Gutſchein überreichen. Hat er 
einen ſolchen nicht, muß er den vollen Preis bezahlen. 8 

Auf Grund all dieſer Erwägungen iſt auch hinſichtlich des Be⸗ 
griffs „beſtimmte Verbraucherkreiſe“ und ſeiner Verwendung im Urt. 
des Amtsrichters eine rechtsirrtümliche Auslegung nicht zu erblicken; 
vielmehr ſind mit dem Amtsrichter als „beſtimmte Verbraucherkreiſe“ 
i. S. des 81 Abſ. 2 Rabatt. einmal die örtlich abgegrenzten Ver⸗ 
braucherkreiſe, zum anderen die Inhaber eines Gutſcheines oder ſog. 
Kontrollzettels anzuſehen. 

(KG., Urt. v. 19. März 1935, 1 Ss 26/35.) 


* 


52. SS 14, 148 Nr. 1 GewO. Ein gelegentlich für einen 
fremden Arbeitgeber eine Arbeit ausführender Lehrling 
iſt kein ſelbſtändiger Gewerbetreibender, mag er auch künf⸗ 
tig für denſelben Arbeitgeber ebenſo tätig werden wollen. 


Das Vorliegen einer gewerbsmäßigen Handlung nötigt nicht zu 
der Annahme des ſelbſtändigen Betriebs eines Gewerbes 
i. S. des § 14. Er ſetzt voraus, daß ein Gewerbe als ſolches, d. h. 
grundſätzlich ſo betrieben werde, daß die gewerblichen Leiſtungen jedem 
beliebigen Dritten dargeboten werden und eine — die Stellung des 
Täters der eines gewerblichen Arbeiters annähernde — Abhängigkeit 
von einem einzelnen beſtimmten Auftraggeber in wirtſchaftlicher und 
perſönlicher Beziehung nicht ſtattfindet. Das hindert nicht, daß im 
Einzelfalle ein ſelbſtändiger Gewerbetreibender tatſächlich in der Haupt⸗ 
ſache oder auch ausſchließlich von einem einzelnen beſtimmten Auf⸗ 
traggeber Aufträge empfängt, ſofern nur der Grundſatz der Freiheit 
der gewerblichen Betätigung in jenem Sinne gewahrt bleibt. Hier hat 
der Angekl., ein Dekorationslehrling, in einem Falle nach Feierabend 
die Schaufenſter eines fremden Geſchäftsinhabers dekoriert und 5 RM 
dafür erhalten. Die Möglichkeit weiterer gleichartiger Betätigung hing 
für ihn in Zukunft davon ab, ob ihm derſelbe Geſchäftsinhaber wieder 
die Dekorierung ſeiner Schaufenſter übertragen würde. Als ſelbſtän⸗ 
diger Gewerbetreibender kann er hiernach nicht gelten. Er hat ſeine 
Leiſtungen nicht beliebigen Dritten dargeboten. Es war vielmehr von 
vornherein die Möglichkeit gewerblicher Betätigung in jeder Beziehung 
von der Entſchließung eines einzelnen beſtimmten Geſchäftsinhabers 
abhängig. Damit entfällt das Erfordernis der Selbſtändigkeit der 
Gewerbeausübung und erſcheint der Angekl. entſprechend feiner Lehr⸗ 
lingseigenſchaft im übrigen als für den einzelnen Fall angenommener 
gewerblicher Arbeiter. 


(KG., 1. StrSen., Urt. v. 29. März 1935, 1 Ss 47/35.) 
Ber. von KGR. Körner, Berlin. 
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Dres den 

53. 88 2, 9 Gef. zum Schutze des Einzelhandels v. 
12. Mai 1933 (RGBl. 262) verb. mit den zur Abänderung 
dieſes Geſetzes ergangenen Geſetzen v. 25. Okt. 1933 
(RGS Bl. 779), v. 27. Juni 1934 und 13. Dez. 1934 (RGSBl. 523, 
1241). Das Verbot des $ 2 Gef. v. 12. Mai 1933 bezieht 
ſich nicht nur auf die Errichtung von offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen. Es erſtreckt ſich deshalb auch auf die Aufſtellung 
von Warenautomaten. f) 

Rechtliche Bedenken beſtehen gegen die Annahme der Str., 
daß in dem Tun des Beſchuldigten keine Zuwiderhandlung gegen 
§ 2 Einzelhandel Sch. v. 12. Mai 1933 erblickt werden könne. 
Im erſten Abſatz dieſer Geſetzesvorſchrift iſt die Errichtung von 
Verkaufsſtellen, in denen Waren zum Verkauf feilgehalten 
werden, zunächſt auf beſtimmte Zeit und durch die Geſetzesänderung 
v. 13. Dez. 1934 unbefriſtet verboten worden. Das LG. zieht aus 
den Worten „in denen Waren zum Verkauf feilgehalten 
werden“ den Schluß, daß ſich das Verbot nur auf die Errichtung 
von offenen Verkaufsſtellen beziehe. Auch in den Erläuterungen 
zu 8 2 d. a. O. bei Pfundtner⸗ Neubert, Das neue Deutſche 
Reichsrecht, Abtlg. III e, wird im Ergebnis die gleiche Auslegung 
ohne nähere Begr. vertreten. Danach ſollen Verkaufsſtellen nur 
Räume ſein, in denen gewerbsmäßig Waren zum Verkauf an Ver⸗ 
braucher bereit gehalten werden und die zu dieſem Zweck jedem 
Kaufliebhaber zugänglich ſind. 

Dieſe einengende Auslegung des Verbotes in § 2 erſcheint 
dem Senat weder durch den Wortlaut geboten noch nach dem Sinn 
und dem Zweck der Vorſchr. gerechtfertigt. Unter „feilhalten“ iſt 
zwar in der Regel das Bereithalten einer Ware zum Verkauf an 
das Publikum, alſo an jeden beliebigen Kaufliebhaber zu verſtehen. 
Es kann aber zur Erfüllung des Begriffes „feilhalten“ nach der 
herrſchenden Rſpr. auch das Bereithalten zum Verkauf an einen 
begrenzten Perſonenkreis ausreichen (vgl. Lpzeromm., 4. Aufl., 
Anm. 4 zu § 184). Daß das Errichtungsverbot des § 2 nach dem 
Willen des Geſetzgebers auch dann Platz greifen ſoll, wenn nach 
der Natur des Geſchäftsbetriebs nur das Bereithalten der Ware 
für einen beſtimmten abgegrenzten Perſonenkreis in Frage kommt, 
ergibt ſich aus § 4, der das Verbot des § 2 ausdrücklich auf die Er⸗ 
richtung von Verteilungsſtellen der Konſumvereine und Werkskon⸗ 
ſumanſtalten erſtreckt. Gegen die Gleichſtellung des Begriffes „Ver⸗ 
kaufsſtellen“ in § 2 mit „offenen Verkaufsſtellen“ ſpricht weiter die 
ausdrückliche Erwähnung des Feilhaltens von Waren im Gewerbe⸗ 
betrieb im Umherziehen in der Ausnahme vom Errichtungs⸗ 
verbot in § 6. Dieſe Erwähnung wäre überflüſſig, wenn der Geſetz⸗ 
geber unter „Verkaufsſtelle“ in §2 nur „offene Verkaufsſtellen“ 
hätte verſtanden wiſſen wollen. Denn Hauſierer unterhalten keine 
offenen Verkaufsſtellen. Ferner iſt für die Auslegung, da es ſich 
um ein Geſetz des neuen deutſchen Reichsrechts handelt, von Be⸗ 
deutung, daß die zwei Monate ſpäter veröffentlichte neue Faſſung 
der Arb. ZVO. ausdrücklich zwiſchen offenen Verkaufsſtellen und 
ſonſtigen Verkaufsſtellen (in den Überſchriften der 88 24 und 25) 
unterſcheidet und unter letzteren auch den Hauſierhandel verſteht. 

Schon dieſe Erwägungen laſſen die Annahme bedenklich er⸗ 
ſcheinen, der Geſetzgeber habe mit „Verkaufsſtellen“ im § 2 nur 
„offene Verkaufsſtellen“ im Auge und die auffällige Nichtverwen⸗ 
dung des letzteren Ausdrucks, der ſeit Jahrzehnten in der Geſetzes⸗ 
ſprache, im Schrifttum und in der Rſpr. zu einem ganz beſtimmten 
feſten Begriff geworden iſt, ſei auf eine unbedachte Ungenauigkeit 
in der Wortfaſſung zurückzuführen. 

Gegen die einengende Umdeutung des Wortes „Verkaufsſtel⸗ 
len“ in „offene Verkaufsſtellen“ ſpricht aber vor allem, daß ſie mit 
dem Sinn und Zweck des Geſetzes nicht in Einklang zu bringen iſt. 
Nach dem Vorſpruch hat die Reichsregierung das Geſetz erlaſſen 
zur Abwehr der dem Einzelhandel aus der gegenwärtigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Not drohenden Gefahren und zur Sicherung des Be⸗ 
ſtandes der mittelſtändiſchen Betriebe des Einzelhandels. Deshalb 
ſoll einer weiteren Überſetzung im Einzelhandel durch das Verbot 
neuer Konkurrenzbetriebe vorgebeugt werden. Daß der Geſetzgeber 
dabei wohl bedacht hat, daß ein ſolcher die Exiſtenz der vorhan⸗ 
denen mittelſtändiſchen Betriebe bedrohender Wettbewerb nicht nur 
durch neu eröffnete ſelbſtändige Ladengeſchäfte erfolgen kann, ſon⸗ 
dern hauptſächlich auch durch Errichtung neuer Zweigverkaufsſtel⸗ 
len ſeitens bereits beſtehender größerer Unternehmen im Einzel⸗ 
handel, zeigen die 88 3 und 4 des Geſetzes. In dieſen kommt der 
Wille des Geſetzgebers zum Ausdruck, insbeſ. jeden Einbruch von 
Unternehmen, die ihrer Geſtaltung nach nicht zu den mittelſtän⸗ 
diſchen Betrieben zu rechnen find, in die Kundenkreiſe des mittel⸗ 
ſtändiſchen Einzelhandels durch Schaffung neuer Warenabſatzſtellen 
(8 3 Ziff. 2) oder durch nicht nur unerhebliche Erweiterung bereit 
vorhandener Verkaufsräume (8 3 Ziff. 1) oder durch Anwendung 
neuer Geſchäftsformen ($ 3 Ziff. 3 und 4) zu verhindern. Beſonder? 
ſchutzbedürftig erſchienen dem Geſetzgeber die Lebens- und Genuß? 
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mittelkleinhändler. Denn in Ziff. 5 des § 3 iſt jede Ausdehnung 
des Verkaufes auf Lebens⸗ und Genußmittel in bereits beſtehenden 
Verkaufsſtellen unterſagt, wenn in ihnen ausſchließlich oder über⸗ 
wiegend andere Waren feilgehalten werden. 

Wenn man von dieſen Geſichtspunkten an die ſtrafrechtliche 
Beurteilung der dem Beſchuldigten zur Laſt gelegten Betätigung 
herantritt, kommt man zu dem Ergebnis, daß er dem Verbot des 
$ 2 zuwidergehandelt hat. Die GmbH., als deren verantwortlicher 
Geſchäftsführer der Beſchuldigte angeklagt iſt, hat ſich früher als 

arenverſandgeſchäft hauptſächlich mit dem Vertrieb von 
Tafelöl, Kaffee und Kakaoprodukten beſchäftigt. Dabei hat fie Ol 
in Einhalb⸗ und Einliter⸗Flaſchen, Kaffee und Schokoladenpulver in 
Einhalbpfund⸗, Einpfund⸗ und Einkilogramm⸗Packungen verſchickt. 
Getrennt von der Verſandabteilung wurde eine offene Verkaufs⸗ 
ſtelle in D. betrieben. Da es infolge der Verſchlechterung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage vielen ihrer Kunden nicht mehr möglich war, 
ſolche große Mengen auf einmal zu bezahlen, entſchloß ſich die Ge⸗ 
ſellſchaft, ihre Kunden mit kleineren Packungen zu beliefern. Die 
Belieferung kleinerer Packungen in der Form des bisherigen Ver⸗ 
Tandgefchäftes erſchien ihr aber wegen der hohen Beförderungs⸗ 
koſten unrentabel und deshalb nicht angängig. Aus dieſem Grunde 
ſtellte ſie ihren Verſandbetrieb auf eine neue Geſchäftsform um. 
Vom Nov. 1933 ab ſtellte ſie in einer großen Anzahl von Haus⸗ 
haltungen in D. und Umgebung kleine Blechautomaten auf, aus 
denen die Mitglieder des Haushaltes nach Einwurf eines Zehn⸗ 
pfennigſtückes jederzeit ein Fläſchchen Tafelöl (50 g) oder Leinöl 
(45 g) oder eine kleine Packung Kaffee (18 g) oder Schokoladen⸗ 
pulver (36g) entnehmen können. Je nach Bedarf werden die 
Automaten aller 14 Tage oder drei Wochen durch Austräger der 
Geſellſchaft nachgefüllt, die dabei auch das geſammelte Geld dem 
Automaten entnehmen. Bisher hat die Geſellſchaft etwa 45 000 . 
in dieſem Geſchäftsweg inveſtiert und etwa 10 000 Automaten in 
Haushaltungen aufgeſtellt. Sie beſchäftigt in dem Automatengeſchäft 
etwa 100 Perſonen. 

Mit der Aufſtellung der Automaten entzieht die Geſellſchaft 
den mittelſtändiſchen Einzelhandelsbetrieben, die Ol, Kaffee und 
Schokoladenpulver verkaufen, in den Stadtgegenden, wo ſie ihre 
Automaten aufſtellt, einen Teil ihrer Kundſchaft. Denn die Auf⸗ 
ſtellung von 10 000 Automaten in Haushaltungen kommt wirt⸗ 
ſchaftlich der Einrichtung mehrerer neuer ſelbſtändiger Spezial⸗ 
läden oder Spezialzweiggeſchäfte der Lebensmittelbranche gleich. 
Die Geſellſchaft bedient N dabei ähnlicher Geſchäftsformen wie 
die offenen Verkaufsſtellen. Denn ſie gibt aus den Automaten 
kleinſte Poſten von Lebensmitteln gegen Barzahlung ab. Sie bietet 
ihren Automatenkunden ſogar größere Vorteile als die offenen 
Verkaufsſtellen. Denn ihre Kunden ſparen ſich den Weg zum La⸗ 
den und das Warten dort bei Käuferandrang. Und ſie können auch 
während der Ladenſchlußzeiten ſtets ihren Bedarf decken. Es be⸗ 
ſteht auch die Gefahr, daß — namentlich während der Ladenſchluß⸗ 
zeiten — auch an Perſonen, die nicht zu dem betreffenden Haus⸗ 
halt gehören, aus den Automaten Waren abgegeben werden, ob- 
wohl die Geſellſchaft das ihren Kunden unterſagt hat. Somit iſt 
nach den bisherigen Ermittlungsergebniſſen die Maſſenaufſtellung 
der Automaten in Privathaushaltungen wirtſchaftlich und auch 
rechtlich als Verkaufsſtellenerrichtung i. S. des $ 2 Einzelhandel- 
SH®. anzuſehen, einerlei, ob man die Aufſtellung der Automaten 
als die Errichtung einer Verkaufsſtelle in jedem einzelnen Haus⸗ 
halt anſieht oder ob man die Gejamtheit der aufgeſtellten Automa⸗ 
ten als eine räumlich weitverzweigte und in die einzelnen Haus⸗ 
haltungen vorgeſchobene Verkaufsſtelle auffaßt. 

(OLG. Dresden, Beſchl. v. 6. März 1935, 21 Ws 73/35.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Sie behandelt 
die Frage, ob unter $ 2 Einzelhandel Sch. v. 12. Mai 1933 nur 
offene Verkaufsſtellen oder auch ſonſtige Verhaufsſtellen, insbeſ. 
Automaten, fallen. Die Str, der die Sache zuerſt vorgelegen 
hatte, war der Auffaſſung geweſen, daß unter „Verkaufsſtellen“ 
1. S. des § 2 nur offene Verkaufsſtellen zu verſtehen ſeien. 

Das OLG. wendet ſich hiergegen ſowohl mit formalrechtlichen 
wie mit wirtſchaftspolitiſchen Erwägungen, bei denen es vom Sinn 
und Zweck des Geſetzes ausgeht. Dieſe letzten Erwägungen ſind 
m. E. nach entſcheidend. 

Was will das Einzelhandel Sch.? 

Von dieſer Kernfrage iſt bei der Auslegung des Geſetzes 
auszugehen. Die Antwort muß lauten, daß das EinzelhandelSh®. 
den Grundſatz der geordneten Wirtſchaft im Einzelhandel durch⸗ 
führen und damit gleichzeitig die Angehörigen des Einzelhandels 
einerſeits, die Verbraucher andererſeits ſchützen will. Die Ordnung 
in dem in den letzten Jahren ſtark überſetzten Einzelhandel konnte 
nur dadurch geſchaffen werden, daß das Geſetz eindeutig in § 2 
die Errichtung von Verkaufsſtellen, d. h. Verkaufsſtellen aller Art, 
ausſchloß bzw. unter Genehmigung ſtellte. 


Jede generelle Ausnahme würde das Grundprinzip des Ge⸗ 
ſetzes ſtören, im Intereſſe der Volksgemeinſchaft, der Verbraucher⸗ 
ſchaft und des Wirtſchaftszweiges Ordnung zu ſchaffen. 

Infolgedeſſen müſſen auch Automaten unter den Genehmi⸗ 
gungszwang fallen; denn anderenfalls würde überall mit Leichtig⸗ 
keit eine Umgehung des Geſetzes möglich ſein, indem Firmen, die 
ſich unter Außerachtlaſſung des Genehmigungsgebotes erweitern 
wollen, einfach Automaten aufſtellen. 

Daneben find auch die Ausführungen des OLG. in formal- 
rechtlicher Beziehung zutreffend. Hätte man tatſächlich eine Ein⸗ 
ſchränkung machen wollen, ſo wäre, ebenſo wie dies auch an anderen 
Geſetzesſtellen der Fall iſt, zweifellos in 8 2 das Wort „offene“ 
hinzugeſetzt worden. 

RA. Hans Peter Danieleik, Berlin. 


* 
Hamm 

54. 8302 StPO. Ein Verzicht auf Rechtsmittel iſt 
nicht darin zu finden, daß ein Angekl. nach Urteilsverkün⸗ 
dung auf die Frage des Vorſitzenden, ob er das Urteil 
annehme, mit ja antwortet, ſofern nicht eine ausdrückliche 
Rechtsmittelbelehrung vorangegangen iſt. f) 

Die StrK. hat die von dem Angekl. durch ſeine Verteidigung 
eingelegte Ber. deswegen für unzuläſſig erklärt, weil fie annimmt, 
daß der Angekl. nach der Verkündung des Urt. des Amtsrichters 
wirkſam auf Rechtsmittel gegen das Urt. verzichtet habe. Sie er⸗ 
blickt die Verzichtserklärung darin, daß der Angekl. nach der Urteils⸗ 
verkündung auf die Frage des Amtsrichters, ob er das Urteil an⸗ 
nehme, mit einem beſtimmten „Ja“ geantwortet habe. Die gegen 
den Beſchluß der Str. durch die Verteidiger eingelegte fofortige 
Beſchw. des Angekl. erſcheint begründet. Mit der Str. iſt nach der 
dienſtlichen Außerung des Amtsrichters und den Darlegungen der 
Verteidiger in den Schriftſätzen vom 28. Jan. und 26. Febr. 1935 
anzunehmen, daß der Angekl. auf die nach der Urteilsverkündung 
vom Amtsrichter an ihn gerichtete Frage, ob er das Urteil an⸗ 
nehme, mit „Ja“ geantwortet hat. Nun iſt freilich für die Er⸗ 
klärung des Verzichts auf Rechtsmittel eine beſtimmte Formel nicht 
vorgeſchrieben. Damit aber eine Erklärung eines Angekl. als 
Rechtsmittelverzicht gelten kann, muß ſie beſtimmt und unzwei⸗ 
deutig den Willen des Angekl., auf Rechtsmittel zu verzichten, zum 
Ausdruck bringen. Der Ausdruck, daß ein Urteil „angenommen“ 
werde, iſt weder juriſtiſch techniſch, noch bedeutet er nach allgemei⸗ 
nem Sprachgebrauch jedermann ohne weiteres verſtändlich und 
klar, daß auf Rechtsmittel gegen das Urteil verzichtet werde, mag 
auch der Ausdruck vielfach hierfür üblich ſein. Der Amtsrichter 
hätte, bevor er dem Angekl., von dem er nicht annehmen konnte, 
daß er in gerichtlichen Bingen erfahren ſei, die Frage, ob er „das 
Urteil annehme“, vorlegte, den Angekl. belehren müſſen, ob und 
welche Rechtsmittel er gegen das Urteil hatte, in welcher Friſt und 
in welcher Form er Rechtsmittel einlegen konnte, daß er aber auch 
auf die Einlegung von Rechtsmitteln ausdrücklich verzichten konnte, 
daß ein ſolcher ausdrücklicher Verzicht den Verluſt der Rechtsmittel 
zur Folge hatte und daß, wenn er die ihm nunmehr vorgelegte 
Frage, ober das Urteil annehme, bejahe, dieſe Bejahung einen 
Rechtsmittelverzicht und hiermit den Verluſt der Rechtsmittel be⸗ 
deute. Nach der dienſtlichen Außerung des Amtsrichters muß an⸗ 
genommen oder doch wenigſtens damit gerechnet werden, daß er 
dem Angekl. vor der Vorlegung der Frage, ob der Angekl. das 
Urteil annehme, eine derartige Belehrung nicht erteilt hat. Hatte 
er aber eine ſolche Belehrung vor der Vorlegung der Frage dem 
Angekl. nicht erteilt, dann konnte in der Bejahung der Frage eine 
beſtimmte, klare und unzweideutige Erklärung des Willens, auf 
Rechtsmittel zu verzichten, nicht gefunden werden, zumal da der 
Angekl. ja gar keine Veranlaſſung hatte, eine Erklärung des Ver⸗ 
zichts auf Rechtsmittel abzugeben und ſich hierdurch die Möglichkeit 
zu nehmen, die für ihn durchaus nicht bedeutungsloſe Sache zu⸗ 
nächſt mit ſeinen Verteidigern zu beſprechen und die Rechtsmittel⸗ 
friſt zur Überlegung auszunutzen. Der Angekl. iſt ſomit nicht 
durch Rechtsmittelverzicht des Rechtsmittels der Ber. verluſtig ge⸗ 
gangen. 

(OLG. Hamm, 1. StrSen., Beſchl. v. 19. März 1935, IW 131/85.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt im weſentlichen beizupflichten. 

Einer Anfechtung oder eines Widerrufs ſind verfahrensrecht⸗ 
liche Erklärungen im Hinblick auf ihren öffentlich⸗rechtlichen Cha⸗ 
rakter nicht zugängig (RSSt. 57, 83; JW. 1933, 1611 1%), Die vom 
Angekl. erklärte Annahme des Urteils kann ſomit weder angefochten 
noch widerrufen werden. Hätte der Angekl. durch ſeine Erklärung 
alſo über das Rechtsmittel verfügt, ſo könnte dieſe Verfügung 
niemals um deswillen rechtsunwirkſam werden, weil die dem Ge⸗ 
richte gegenüber abgegebene Erklärung mit dem inneren Willen 
des Angekl. nicht übereinſtimmte. Dieſe Formenſtrenge, die ein 


2390 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


praktiſches Verfahrensrecht niemals entbehren kann, nötigt an⸗ 
dererſeits, daß die Erklärungen der Prozeßbeteiligten, denen eine 
ſo weitgehende Wirkung zuteil wird, unzweideutig erfolgen müſſen. 
Inſoweit iſt aber der erklärte Wille nicht ausſchließlich der Er- 
klärung zu entnehmen, ſondern unter verſtändiger Würdigung der 
geſamten Umſtände, auch der Perſönlichkeit des Erklärenden, zu er⸗ 
forſchen. 8 300 StPO. iſt ein Niederſchlag desſelben Rechtsgedan⸗ 
kens, den auch das RG. anderweit, u. a. bei der Lehre über den 
Beweisantrag (RGSt. 13, 316; 38, 127), in durchaus glücklicher 
Weiſe entwickelt und dem es auch ſchon früh bei Erklärungen 
über Rechtsmittel Rechnung getragen hat (vgl. RGSt. 2, 78). Bei 
dieſen Anforderungen an die Auslegung verfahrensrechtlicher Wil- 
lenserklärungen muß den Geſamtumſtänden der gleiche Wert wie 
der Unzweideutigkeit der Erklärung beigemeſſen werden. Die Ein⸗ 
deutigkeit der Erklärung zum ausſchließlichen Kriterium zu er⸗ 
heben, hieße den materiellen Gehalt der Willensäußerung ein⸗ 
ſchränken. Erklärt z. B. ein Angekl. nach Urteilsverkündung, die 
Strafe ſofort antreten zu wollen, ſo kann trotz der wortmäßigen 
Eindeutigkeit dieſer Kußerung nicht ohne weiteres aus ihr auf einen 
Rechtsmittelverzicht geſchloſſen werden, da im Falle der Rechts⸗ 
unkundigkeit des Angekl. dieſe Erklärung nicht notwendig den be⸗ 
wußten Verzicht auf eine Anfechtung des Urteils in ſich ſchließt. 
Andererſeits kann die Anſicht nicht gebilligt werden, daß eine ſolche 
Bekundung eines Angekl. überhaupt nicht geeignet ſein ſollte, wirk⸗ 
ſam auf Rechtsmittel zu verzichten (R.: JW. 1890, 108 12). Dieſe 
Entſch. wurde dann ihre Grundlage verlieren, wenn der Angekl. 
rechtskundig geweſen wäre und damit die Tragweite feiner Er- 
klärung ermeſſen hätte. 

In Übereinftimmung mit dieſer Erkenntnis hat das NG. : 
IW. 1933, 1069 2? den Geſamtumſtänden bei Würdigung von Ver⸗ 
zichtserklärungen ausſchlaggebendes Gewicht beigelegt. Hier hatte 
der Vorſitzende die Angekl. rechtsirrig dahin belehrt, daß gegen das 
Urteil der Str. die Rev. nicht zuläſſig jei; das RG. hat ausge⸗ 
führt, daß unter dieſen Umſtänden die von den Angekl. 
abgegebenen Erklärungen, daß ſie ſich dem Urteil unterwürfen, nicht 
den Sinn haben könnten, daß ſie ernſtlich auf ein ihnen in Wahr 
heit zuſtehendes Rechtsmittel verzichteten. 

Eindeutigkeit der Willenserklärung und verſtändige Würdi⸗ 
gung der Geſamtumſtände ſind ſonach im Hinblick auf die öffentlich⸗ 
rechtliche Natur der verfahrensrechtlichen Willenserklärungen not- 
wendige Vorausſetzungen, um auch im Verfahrensrecht dem Rechts⸗ 
gedanken den beſtimmenden Einfluß einzuräumen. Im obigen Ur⸗ 
teil hat daher mit Recht das OLG. Hamm in der Erklärung des 
rechtsunkundigen Angekl., er nehme das Urteil an, keinen Rechts 
mittelverzicht erblickt. Wenn die Erklärung, das Urteil anzunehmen, 
nach allgemeinem Sprachgebrauch auch zum Ausdruck bringt, 
Rechtsmittel gegen das Urteil nicht einlegen zu wollen, ſo ergeben 
hier doch die Geſamtumſtände, daß der Wille des Angekl. inſoweit 
mit feiner Erklärung ſich nicht deckte. Dieſe Kenntnis der Trag- 
weite der Erklärung iſt aber erforderlich, um wirkſam auf das 
Rechtsmittel zu verzichten. 

StA. Dr. Krille, Dresden. 
* 

München . 

55. Auf Grund der jetzigen Faſſung des 8 148 Abſ. 2 
Gewd. wird durch die Verurteilung wegen einer Über- 
tretung nach 88 55 Abſ. 1, 148 Abſ. 1 Nr. 7 GewO. die Strafe 
klage wegen einer durch dieſelbe Handlung begangenen 
ſteuerlichen Verfehlung nicht verbraucht. 


Der Angekl. wurde durch Urt. des AG. M. wegen einer liber- 
tretung nach 88 55 Abſ. 1, 148 Abſ. 1 Nr. 7 GewO. mit einer Geld⸗ 
ſtrafe von 6 &, erſatzweiſe mit 2 Tagen Haft, beſtraft, weil er im 
Auguſt 1934 außerhalb ſeines Wohnortes ohne Begründung einer 
gewerblichen Niederlaſſung und ohne vorgängige Beſtellung in eigener 
Perſon Kurzwaren zum Kaufe angeboten hatte, ohne im Beſitze eines 
Wandergewerbeſcheines geweſen zu fein. Die StA. erhob ſpäter, nach⸗ 
dem das Fin A. N. um Übernahme des Verfahrens wegen Steuer⸗ 
zuwiderhandlung erſucht hatte, gegen den Augekl. Anklage wegen 
eines Vergehens nach Art. 1 Nr. 1, Art. 6, 7, 16 HaufSt®., weil 
der Angekl. durch dieſelbe Handlung ein der Steuer vom Geiverbe- 
betrieb im Umherziehen unterworfenes Gewerbe betrieben habe, ohne 
die Hauſierſteuer entrichtet zu haben und ohne mit dem Nachweis 
über die Feſtſetzung und Entrichtung dieſer Steuer verſehen geweſen 
zu ſein. Durch Urt. des AG. M. wurde dieſes Strafverfahren ein 
geſtellt mit der Begründung, daß das Vergehen nach dem HauſStG. 
mit der Übertretung der GewO. rechtlich zuſammentreffe und ſeiner 
Verfolgung der Verbrauch der Strafklage entgegenſtehe; das AG. 
nahm an, daß der Abſ. 2 des § 148 GewO. i. d. Faſſ. des Geſ. zum 
Schutze des Einzelhandels v. 12. Mai 1933 (RGGBl. I, 263) lediglich 
ſachlich-rechtlich, unter Anderung des bisherigen Abſ. 2 dieſes Para⸗ 
graphen und unter Ausſchaltung des § 73 StGB., die Strafenhäufung, 
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nicht aber eine verfahrensrechtliche Neuregelung unter Ausſchaltung 
des Grundſatzes ne bis in idem eingeführt habe. 

Die Reviſionsrüge des Sta., das Urt. habe rechtsirrig Verbrauch 
der Strafklage angenommen, iſt begründet. 

Nach der vor dem Inkrafttreten des Geſ. zum Schuße des Einzel 
handels v. 12. Mai 1933 in Geltung geweſenen Beſtimmung des 
8148 Abſ. 2 GewO. war die gewerbepolizeiliche Strafe ausgeſchloſſen, 
wenn die ſtrafbare Handlung zugleich eine Zuwiderhandlung gegen 
die Steuergeſetze enthielt; nach 8 422 RulbgO. ſtand daher bis zum 
Inkrafttreten des Gef. v. 12. Mai 1933 die Unterſuchung und — in 
den Grenzen des §S 421 NEID. — die Entſch. dem Fine. zu. Das 
Gef. zum Schutze des Einzelhandels hat nun dem 8 148 Abſ. 2 — und 
ebenſo dem § 149 Abſ. 2 — GewO. folgende Faſſung gegeben: „Ent- 
hält in dem Fall des Abſ. 1 die ſtrafbare Handlung zugleich eine 
Zuwiderhandlung gegen ein Steuergeſetz ($ 73 Ste B.), fo ift die nach 
Abſ. 1 verwirkte Strafe neben der etwa verwirkten Steuerſtrafe be— 
ſonders zu verhängen; bei der Bemeſſung der Steuerſtrafe iſt jedoch 
die nach Abſ. 1 verhängte Strafe beſonders zu berückſichtigen. Soweit 
die Vorſchriften der RAbgO. entgegenſtehen, finden fie keine An: 
wendung.“ Dieſe neue Beſtimmung führt zunächſt ſachlich⸗ rechtlich 
— entgegen dem bisherigen Grundſatze der Strafenabſorption — für 
die in 88 148 Abſ. 2, 149 Abſ. 2 GewO. bezeichneten Übertretungen, 
falls die ſtrafbare Handlung zugleich eine Zuwiderhandlung gegen 
ein Stenergeſetz enthält, den Grundſatz der Strafenhäufung ein, und 
zwar mit dem Abmaß, daß bei der Bemeſſung der Steuerſtrafe die 
nach der GewO. verhängte Strafe beſonders zu berüchſichtigen iſt. 
Entgegen der Auffaſſung des AG. iſt aber der erk. Sen. im An 
ſchluß an feine bisherige Rſpr. (Urt. v. 12. Okt. 1933, RR. 196/33, 
v. 5. April 1934, RR. 38/34, und v. 19. April 1934, RR. 49/34) 
und in Übereinſtimmung mit der Entſchließung des Bayer. Staats 
miniſteriums der Finanzen v. 23. Febr. 1934, Nr. IV 5650, auch mit 
der anſcheinend auf dem gleichen Standpunkte ſtehenden Bek. des 
PrJuſtqhin. v. 5. Juli 1931 (Deutſche Juſtiz 1934, 861), der Auf: 
faſſung, daß weiter verfahrensrechtlich unter Ausſchaltung der 
entgegenſtehenden Beſtimmungen der RAbgO. die Trennung der Zu 
ſtändigkeit für die Verfolgung der in ein und derſelben Handlung 
rechtlich zuſammentreffenden gewerbepolizeilichen und ſteuerlichen Zu⸗ 
widerhandlung eingeführt worden iſt, und zwar in der Weiſe, daß zur 
Entſch. über die gewerbepolizeiliche Übertretung das ordentliche Gericht 
und zur Entſch. über die Steuerzuwiderhandlung das Fin A. zuſtändig 
iſt — unbeſchadet der für Steuerzuwiderhandlungen in der NADIO. 
(vgl. 88 421 Abſ. 1 Satz 2, 425, 446, 461) vorgeſehenen beſonderen 
Fälle der Zuſtändigkeit der Gerichte. Dieſe Auslegung ergibt ſich 
ſowohl aus dem Wortlaut wie dem Sinn und Zweck der neuen Be⸗ 
ſtimmungen in $$ 148 Abſ. 2, 149 Abſ. 2 GewO., insbeſ. aus Halb⸗ 
ſatz 2 des 1. Satzes und aus dem 2. Satze. Wenn das Geſetz beſtimmt, 
daß bei der Bemeſſung der Steuerſtrafe die nach Abſ. 1 der 88 148, 
149 GewO. verhängte Strafe beſonders zu berückſichtigen iſt, ſo 
ſetzt es erkeunbar voraus, daß dem Steuerſtrafverfahren bereits ein 
anderes Verfahren, in dem eine Strafe wegen der gewerbepolizeilichen 
Übertretung ausgeſprochen wurde, vorausgegangen iſt. Dieſes voraus— 
gehende Verfahren kann nur ein Verfahren vor dem ordentlichen 
Gericht ſein. Die Entſch. über die nunmehr im Gegenſatze zum früheren 
Rechtszuſtand beſonders zu verhängende gewerbepolizeiliche Strafe iſt 
eine den Finanzbehörden weſensfremde und naturgemäß den Gerichten 
zukommende Aufgabe. Der Geſetzgeber hat daher für die Entſch. über 
die gewerbepolizeiliche Übertretung die Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Gerichte beſtimmt, dagegen die Zuſtändigkeit zur Verhängung von 
Steuerſtrafen grundſätzlich — abgeſehen von der Abgabemöglichkeit — 
den Finanzbehörden zugewieſen. 

Aus der Trennung der Zuſtändigkeit für die Verfolgung ein 
und derſelben Handlung folgt notwendigerweiſe, daß die Anhängigkeit 
der öffentlichen Klage wegen der gewerbepolizeilichen Übertretung vor 
dem ordentlichen Gericht den Einwand der Rechtshängigkeit gegenüber 
dem Verfahren vor dem Fin A. wegen des Steuerdeliktes nicht be— 
gründen kann. Weiter ergibt ſich aus der Trennung der Zuſtändigkeit 
die Ausſchaltung des Grundſatzes des Verbrauchs der Strafklage; durch 
die rechtskräftige Entſch. über die gewerbepolizeiliche Übertretung im 
Verfahren vor den Gerichten wird das Verfahren wegen der ſteuer— 
lichen Verfehlung nicht ausgeſchloſſen. Dies erfordert auch der Zweck 
des Geſetzes. Das Verfahren vor dem ordentlichen Gerichte wegen der 
gewerbepolizeilichen Übertretung wird in der Regel erheblich raſcher 
zu Ende geführt werden können als das kompliziertere Verfahren 
vor dem Fin. wegen der Zuwiderhandlung gegen die Steuergeſetze, 
dem unter Umſtänden noch ein Verfahren zur Feſtſtellung der Steuer- 
pflicht und der Steuerhöhe vorausgeht. Würde durch die Rechtskraft 
des im erſteren Verfahren ergangenen Urt. ein Verbrauch der Straf” 
klage mit der Wirkung eintreten, daß dieſes Urt. die weitere Ver⸗ 
folgung wegen der durch dieſelbe Handlung verübten Steuerzuwider⸗ 
handlung ausſchließt, fo würde in deu meiſten Fallen die vom Gefeb 
vorgeſehene Strafenhäufung nicht Platz greifen können; der Täter 
wäre dann in der Regel beſſer geſtellt als nach dem bisherigen Rechts⸗ 
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zuſtand, wonach er im Falle der §§ 148 Abſ. 2, 149 Abſ. 2 GewO. 
nach den Strafbeſtimmungen des Steuergeſetzes, alſo des meiſt die 
ſchwerere Strafe androhenden Geſetzes, beſtraft würde. Der Zweck des 
Geſetzes, durch Einführung der Strafenhäufung eine Verſchärfung der 
Straffolgen herbeizuführen, wäre in das Gegenteil verkehrt. 

Zu Unrecht beruft ſich der Erſtrichter auf die Entſch. des RG.: 
RG St. 60, 39. Er überſieht, daß der in dieſer Entſch. behandelte Fall 
anders gelagert war. Nach § 422 RAbgdO. ſteht, wenn ein und die— 
ſelbe Handlung zugleich als Steuerzuwiderhandlung und nach einem 
anderen Geſetze ſtrafbar iſt, die Unterſuchung und in den Grenzen des 
§ 421 die Entſch. dem Fin A. nur zu, wenn die Strafe aus dem 
Steuergeſetz zu entnehmen iſt; iſt aber die Strafe aus dem anderen 
als dem ſchwereren Geſetze zu entnehmen, jo iſt die Zuſtändigkeit der 
ordentlichen Gerichte gegeben, und zwar ſowohl aus dem Geſichts— 
punkt des anderen als des Steuergeſetzes, trotzdem in einem ſolchen. 
Falle die Steuerſtrafe nach § 418 Abſ. 1 Satz 2 RAbgO. beſonders 
zu verhängen iſt (vgl. RGSt. 61, 289). In dem in RGSSt. 60, 39 
behandelten Falle war die Strafe aus den die ſchwerere Strafe an- 
drohenden anderen Beſtimmungen — nicht den ſteuerrechtlichen — 
des RennwG. zu entnehmen. Es war alſo von vornherein die Zu 
ſtändigkeit der ordentlichen Gerichte zur Aburteilung der Tat nach 
allen in Betracht kommenden rechtlichen Geſichtspunkten gegeben; 
trotzdem die Anklage nur wegen einer Zuwiderhandlung gegen dieſe 
anderen Beſtimmungen des RennwG. erhoben war, war das Gericht 
berechtigt und verpflichtet, die Tat auch aus dem Geſichtspunkte der 
rechtlich konkurrierenden Zuwiderhandlung gegen die ſteuerrechtlichen 
Vorſchriften dieſes Geſetzes zu prüfen und abzuurteilen. Soweit aber 
die Umgeſtaltungskraft des erkennenden Gerichtes geht, ſoweit reicht 
der Grundſatz des Verbrauches der Strafklage. Hiervon ausgehend hat 
das RG. in dieſem Falle den Einwand „ne bis in idem“ gegen die 
nachträglich erhobene Klage wegen des Steuerdeliktes als durchſchlagend 
erklärt. In den Fällen der §88 148 Abſ. 2, 149 Abſ. 2 GewO. n. F. 
ſteht aber dem Gerichte nur die Entſch. über die gewerbepolizeiliche 
Übertretung zu, während über die Steuerſtraftat das Fin A. — in⸗ 
ſolange nicht einer der die Zuſtändigkeit des Gerichts begründenden 
beſonderen Umſtände gegeben iſt — zu befinden hat. Das Gericht 
kann daher bei der Eutſch. über die erſtgenannte Übertretung mangels 
Zuſtändigkeit nicht über die etwa vorliegende ſteuerliche Zuwider— 
handlung erkennen, fo daß die Vorausſetzung für den Eintritt des 
Verbrauchs der Strafklage entfällt. 

Hiernach hat das angefochtene Urt. durch die Annahme, daß die 
Strafklage wegen der Steuerzuwiderhandlung durch die rechtskräftige 
Aburteilung der gewerbepolizeilichen Übertretung verbraucht ſei, das 
Geſetz verletzt. Es mußte deshalb auf Aufhebung des Urt. und Zurück 
verweiſung der Sache erkannt werden. 

Bei der nenerlichen Entſch. wird das AG. die Beſtimmung des 
2. Halbſatzes des 1. Satzes des 8 148 Abſ. 2 GewO. i. d. neuen Faſſ. 
zu beachten haben. Die bei Berückſichtigung der gewerbepolizeilichen 
Strafe ſich möglicherweiſe ergebende Unterſchreitung des Mindeſtſtraf— 
rahmens des Art. 16 HauſStch. findet darin ihre Grenze, daß die 
Summe der Steuerſtrafe und der gewerbepolizeilichen Strafe ſtets 
höher ſein muß als die ſteuerrechtliche Mindeſtſtrafe, weil ſonſt der 
wech der Geſetzesänderung, eine ſchärfere Beſtrafung der Zuwider— 
handlungen dieſer Art herbeizuführen, nicht erreicht würde (jo auch 
die oben erwähnte Fin Min. v. 23. Febr. 1934 und Urt. des erk. Sen. 
v. 17. Jan. 1935, RR. II Nr. 153/34). 

(Bayobsch., 2. StrSen., Urt. v. 24. Jan. 1935, NevNeg. II Nr. 
170/34.) 8. 
. 

56. Zeitpunkt der Begehung i. S. des $ 2 Straffreih®. 
v. 7. Aug. 1934 bei verſuchten und bei fortgeſetzten ſtraf— 
baren Handlungen. 

Der Angehl. hatte im Juli 1934 ſeinem Vermieter zum Zwecke 
der Erlangung eines Mietzinsnachlaſſes eine Beſcheinigung des Be- 
zirksfürſorgeverbandes vorgelegt, die dahin verfälſcht war, daß der 
Angekl. zur Bezahlung der Wohnungsmiete außerſtande ſei. Nach 
dem feſtgeſtellten Sachverhalt iſt anzunehmen, daß der getäuſchte Ver⸗ 
mieter den endgültigen Mietzinsnachlaß erſt bewilligen wollte, nach⸗ 
dem er die verfälſchte Beſcheinigung dem Fin A. vorgelegt und von 
dieſem auf Grund der Beſcheinigung einen eutſprechenden Nachlaß 
an der Mietſteuer erhalten hätte. Die Vorlage au das Fin A. durch 
den Vermieter erfolgte am 10. Aug. 1934; der zuftändige Beamte 
des Find. ließ ſich aber nicht läuſchen, und eine Vermögensbeſchädi⸗ 
gung des Staates wurde verhindert. Die Strök. hat durch Beſchl. 
v. 21. Jan. 1935 gem. 8 2 StraffreihG. v. 7. Aug. 1934 das Ver⸗ 
ſahren eingeſtellt mit der Begr., daß die von ihr angenommenen 
Straftaten, ein Vergehen des Betrugs zun Schaden des Vermieters 
in Tateinheit mit einem Verbrechen der Urkundenfälſchung nach 
S$ 270, 268 Steg B., vor dem 2. Aug. 1934 begangen ſeien. Die 
Beſchw. des Stel. gegen dieſen Beſchl. iſt begründet. 

Die Str. verkennt die rechtlichen Geſichtspunkte für die 
Würdigung der Frage, wann die Straftat als begangen i. S. des 


§ 2 Straffreih®. anzuſehen iſt. Für dieſe Frage kommen die gleichen 
Geſichtspunkte in Betracht, die nach § 67 Abſ. 4 StGB. für die 
Frage des Beginnes der Verjährung maßgebend ſind. 

Eine zur Vollendung gekommene ſtrafbare Handlung iſt be⸗ 
gangen, ſobald ihre geſetzlichen Begriffsmerkmale verwirklicht ſind. 
Der Tatbeſtand einer Urkundenfälſchung nach 8 267 oder nach 8 270 
StGB. iſt, um als vollendete Tat ſtrafbar zu fein, mit dem Gebrauch⸗ 
machen der falſchen oder verfälſchten Urkunde verwirklicht. Wenn 
es im einzelnen Falle zum geſetzlichen Tatbeſtand einer ſtrafbaren 
Handlung gehört, daß das Handeln des Täters einen beſtimmten Er⸗ 
folg herbeigeführt hat, ſo iſt die ſtrafbare Handlung erſt mit dem Ein⸗ 
tritt dieſes Erfolges begangen, da erſt dadurch der geſetzliche Tat- 
beſtand in ſeiner konkreten Erſcheinung vollendet iſt (vgl. RGSt. 42, 
171). Daher iſt der Tatbeſtand eines vollendeten Betrugs, der kein 
Gefährdungs⸗, ſondern ein Erfolgsdelikt iſt (vgl. Lpzomm. 8 263 
Bem. 1 und Bd. 1 S. 123 ff.), erſt erfüllt, wenn zu der Täuſchungs⸗ 
handlung der Eintritt des Vermögensſchadens kommt, alſo ein Er- 
eignis, das außerhalb der die eigentliche ſtrafbare Tätigkeit entfal- 
tenden Perſon liegt. 

Bei dem Verſuche einer ſtrafbaren Handlung wird der geſetzliche 
Tatbeſtand nicht in vollem Umfange verwirklicht. Die Frage, mit 
welchem Zeitpunkt der Verſuch einer ſtrafbaren Handlung in den 
Fällen, in denen er ſtrafbar iſt, als „begangen“ i. S. des 8 67 Abſ. 4 
StGB, § 2 Straffreih®. anzuſehen iſt, iſt daher nicht darauf abzu- 
ſtellen, in welchem Zeitpunkte der geſetzliche Tatbeſtand dieſer Hand⸗ 
lung verwirklicht wird, ſondern darauf, in welchem Zeitpunkt die 
auf die Verwirklichung des geſetzlichen Tatbeſtandes der ſtrafbaren 
Handlung gerichtete Tätigkeit des Taters abgeſchloſſen iſt; dies iſt 
dann der Fall, wenn der Täter alle Handlungen vorgenommen hat, 
die nach ſeiner Vorſtellung zur begrifflichen Vollendung der 
Tat gehören; die innere Stellungnahme des Täters iſt mithin der 
maßgebende Geſichtspunkt für die Beurteilung, wann ſich ſeine im 
Rahmen eines geplanten, aber im Endergebnis mißglückten Unter⸗ 
nehmens entwickelte Tätigkeit als beendeter Verſuch darſtellt (vgl. 
RGSt. 68, 82 ff. — JW. 1934, 1356; 57, 279 ff.). 

Bei Anwendung diefer Grundſätze auf die Straftat des Angehl. 
ergibt ſich folgendes: 

a) War der Angekl. der Meinung, es bedürfe zur Herbeiführung 
des Nachlaſſes an der Miete lediglich der Vorlage der verfälſchten 
Beſtätigung an feinen Vermieter und der Irreführung des Vermie⸗ 
ters, ſo ging ſein Vorſatz nur darauf, ſeinem Vermieter gegenüber 
von der verfälſchten Urkunde Gebrauch zu machen und dieſen zu 
läuſchen; in dieſem Falle war mit der Vorlage der Beſtätigung an 
den Vermieter der volle geſetzliche Tatbeſtand des Verbrechens des 
Gebrauchs einer Falſchurkunde nach §§ 270, 268 StGB. verwirk⸗ 
licht und damit dieſes Verbrechen begangen i. S. des § 2 Straffreihch. 

Dagegen iſt das mit dieſem Verbrechen rechtlich zuſammen— 
treffende Vergehen des Betrugs mit der Vorlage der verfälſchten Ur⸗ 
kunde an den Vermieter und mit der Täuſchung des Vermieters noch 
nicht zur Vollendung gekommen. Zu der Täuſchungshandlung mußte 
noch die Vermögensbeſchädigung kommen. In dem Vermögen des 
Vermieters wäre nur dann eine Vermögensbeſchädigung eingetreten, 
wenn er durch die Täuſchung beſtimmt worden wäre, den Nachlaß an 
der Miete endgültig zu bewilligen, oder wenn durch einen vor 
läufigen Nachlaß allein ſchon eine Minderung des Wertes der 
Mietforderung eingetreten wäre. Da dies nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt nicht anzunehmen iſt, liegt nur ein verſuchtes Vergehen 
des Betrugs vor, auch wenn der Angekl. nur feinen Vermieter täu⸗ 
ſchen und ſchädigen wollte. Der Angekl. hat aber in dieſem Falle 
mit der Tüuſchung feines Vermieters alle Handlungen ausgeführt, die 
nach ſeiner Vorſtellung den Erfolg herbeiführen ſollten, der den Tat⸗ 
beſtand der vollendeten Straftat erfüllt; damit iſt der Verſuch des 
Betrugs beendet, iſt „begangen“. Die Übergabe der verfälſchten Be⸗ 
ſtätigung an den Vermieter und die Täuſchung desſelben ſind im 
Juli 1934 erfolgt; das Verbrechen nach 88 270, 268 Stöß B. und 
das Vergehen des Betrugsverſuchs ſind in dieſem Falle vor dem 
2. Aug. 1934 begangen. 

b) Anders it die Sachlage dagegen, wenn der Angekf. darüber 
unterrichtet geweſen iſt, daß für den Eintritt des Mietziusnachlaſſes 
noch die Vorlage der verfälſchten Beſtätigung des Bezirksfürſorge⸗ 
verbandes an das Fin A. und die Bewilligung des vollen Nachlaſſes 
der geſetzlichen Mietſteuer durch dieſe Behörde notwendig waren. In 
dieſem Falle ging, ſoweit das Verbrechen nach 88 270, 268 StGB. 
in Betracht kommt, der Vorſatz des Angekl. dahin, die verfälſchte 
Urkunde zunächſt feinem Vermieter und dann durch den gutgläubigen 
Vermieter gewiſſermaßen als ſein Werkzeug dem Fin A. vorzulegen; 
ſein Vorſatz war. alſo auf einen wiederholten, fortgeſetzten Gebrauch 
der Urkunde gerichtet; das durch den einheitlichen, auf den Geſamt⸗ 
erfolg gerichteten Vorſatz zuſammengehaltene fortgeſetzte Ver⸗ 
brechen iſt zwar zur Vollendung gekommen, wäre aber erſt mit der 
Vorlage an das Fin A. beendet worden. Soweit der Betrug in Frage 
ſteht, ging der Vorſatz des Angel. in dieſein Falle dahin, das Finn. 
durch Vorlage der verfälſchten Urkunde zu täuſchen, es dadurch zum 
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Nachlaß der vollen Mietſteuer zu veranlaſſen und ſo das Vermögen 
des Staates zu beſchädigen. Das Vergehen des Betrugs iſt nicht zur 
Vollendung gekommen, ſondern im Verſuchsſtadium ſteckengeblieben, 
weil der zuſtändige Beamte des Fin A. nicht getäuſcht worden iſt. 
Nach der Vorſtellung des Angekl. war es zur Herbeiführung des 
ſtrafbaren Erfolges notwendig, daß er das über den Nachlaß der 
Mietſteuer entſcheidende Fin A. durch Vorlage der gefülſchten Beſtäti⸗ 
gung durch den gutgläubigen Vermieter täuſche; die Tätigkeit des 
Angehl. zur Herbeiführung des gewollten Erfolges war in dieſem 
Falle nach ſeiner eigenen Vorſtellung erſt mit der Vorlage der ge⸗ 
fälſchten Beſtätigung durch den gutgläubigen Vermieter an das Fin A. 
und mit der Täuſchung des Fin A. abgeſchloſſen; erſt in dieſem Zeit⸗ 
punkt iſt der Verſuch begangen i. S. der Beſt. des $2 Straffreihch. 
Da die Vorlage der verfälſchten Urkunde durch den gutgläubigen 
Vermieter an das Fin A. erſt am 10. Aug. 1934 erfolgt iſt, find in 
dieſem Falle das fortgeſetzte Verbrechen des Gebrauchs einer Falſch⸗ 
urkunde und das Vergehen eines Betrugsverſuchs erſt an dieſem 
Tage „begangen“. 
Im Falle a ift alſo die für die Einſtellung des Verfahrens nach 
8 2 Straffreihch. notwendige Vorausſetzung der Begehung der Zu⸗ 
widerhandlung vor dem 2. Aug. 1934 in vollem Umfange gegeben, 
im Falle b dagegen in vollem Umfange nicht gegeben; insbeſ. ſchließt 
bezüglich des fortgeſetzten Verbrechens nach SS 270, 268 StGB. die 
Fortſetzungstat auch hinſichtlich der vor dem 2. Aug. 1934 verübten 
Einzelhandlung die Niederſchlagung aus (vgl. NGSt. 54, 318; 
Goltd Arch. 68, 381). Der bisher feſtgeſtellte Sachverhalt läßt in tat⸗ 
fachlicher Beziehung nicht mit Sicherheit erkennen, daß der Angelhl. 
der Meinung geweſen iſt, es bedürfe zur Herbeiführung der Miet⸗ 
ſenkung nur der Vorlage der verfälſchten Beſtätigung an den Ver⸗ 
mieter und nur der Täuſchung des Vermieters. Sit aber die Moglich⸗ 
keit nicht ausgeräumt, daß der Angehl. den Vorſatz hatte, die ver⸗ 
fälſchte Urkunde dem Fin A. vorzulegen, dieſe Behörde zu täuſchen 
und das Vermögen des Staates zu beſchädigen, ſo ſind nach Vor⸗ 
ſtehendem die Vorausſetzungen für den Eintritt der Straffreiheit nach 
82 Straffreihch. zur Zeit nicht dargetan und iſt die Einſtellung des 
Verfahrens zu Unrecht erfolgt. 
(OLG. München, Beſchl. v. 15. Febr. 1935, 2 Ws Nr. 55/35.) (H.) 
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57. 8 138 BGB. Es widerſpricht nicht den guten 
Sitten, wenn der Hauseigentümer von dem Mieter für 
die Genehmigung zum Eintritt eines neuen Mieters in den 
laufenden Mietvertrag eine Abſtandsſumme verlangt. 7) 

Der Kl. hatte im Dez. 1933 vom Bekl. Gaſtwirtſchafts⸗ 
räume gemietet. Der Vertrag war auf 5 Jahre feſt abgeſchloſſen. 
Die monatliche Miete betrug zuerſt 175 %, ſpäter 200 AM. 

Aus Familienrückſichten hatte der Kl. am 15. Okt. 1934 
die Wirtſchaft verkaufen und den Bekl. bitten müſſen, ihn aus 
dem Vertrage zu entlaſſen und den Klufer als Mieter aufzu⸗ 
nehmen. Hierfür hat der Kl. und der Käufer dem Bekl. verein⸗ 
barungsgemäß 5 %% des 6000 % betragenden Kaufpreiſes, alſo 
300 e bezahlt, und zwar der Kl. 200 , und der Erwerber 
100 AM. 

Mit der Klage fordert der Kl. die gezahlten 200 %%% nebſt 
Zinſen zurück, indem er behauptet, die Zahlung dieſes Abſtandes 
Sie gegen die Vorſchr. des $ 49 a MietSchb. und die guten 

itteit. 

AG. und LG. haben die Klage abgewieſen. 

Der Vortrag des Kl., iusbeſ, auch feine Bezugnahme auf 
die Gründe des LG. Berlin: JW. 1935, 1112 vermag das Gericht 
nicht zur Aufgabe ſeiner in langjähriger Praxis häufig begrün⸗ 
deten Stellungnahme zur Frage der Rechtsgültigkeit derartiger 
Abſtandsforderungen und damit zur Preisgabe der ihr zugrunde 
liegenden rechtlichen und wirtſchaftlichen Erwägungen zu veran⸗ 
laſſen, die dazu geführt haben, dem Vermieter bei einem Geſchäfts⸗ 
verkaufe ſeines Mieters für deſſen Entlaſſung aus ſeinen Ver⸗ 
tragsverpflichtungen und für die Aufnahme des Käufers in den 
Mietvertrag eine angemeſſene Vergütung — im allgemeinen etwa 
5% des Kaufpreiſes — zuzubilligen. Die Gründe für dieſe ſtän⸗ 
dige Rſpr. der Mtetekammer find jo oft und ausführlich in Hamı- 
burger Druckſchriften veröffentlicht, daß ihre eingehende Wieder⸗ 
gabe hier unnötig erſcheint. Sie beruhen u. a. hauptſächlich auf 
dem Gedanken, daß einmal der Vermieter mit der Aufnahme eines 
neuen und unbekannten Mieters an Stelle des bisherigen, der 
feinen Vertragsverpflichtungen nachgekommen iſt, faſt immer ein 
je nach Sachlage verſchieden großes Riſiko eingeht, für das er 
eine Vergütung in irgendeiner Form — jet es Mieteerhöhung 
oder Vertragsverlängerung od. dgl. — verlangen kann, und daß 
zum andern ein weſentlich mitbeſtimmender Faktor für den Ge- 


ſchäftsbetrieb des Mieters und für den erreichbaren Verkaufspreis 
die bauliche Einrichtung und die Lage der Mieträume iſt, für die 
der Mieter zwar während ihrer vertragsmäßigen Benutzung die 
angemeſſene Miete entrichtet, auf deren geldliche Ausnutzung bei 
einem Geſchäftsverkauf er aber keinen vertraglichen oder geſetz⸗ 
lichen Anſpruch hat, wenn nicht eine ſolche ausdrücklich vereinbart 
und damit Beſtandteil der geſamten Vertragsbeziehungen zwiſchen 
Vermieter und Mieter geworden iſt. 


die in früheren Jahren vorhandenen Tatbeſtände und Rechtsbezie⸗ 
hungen angewandt werden müßten, würde notwendig weite an⸗ 
dere Rechtsgebiete ergreifen und auf ihnen dieſelben Ummälzun- 
gen hervorrufen. 

Jedenfalls würde die wahrſcheinliche Folge des Verbots der⸗ 
artiger Abſtandsforderungen die ſein, daß ein Vermieter ſeinen 
ſicheren Mieter aus ſeinen Vertragsverpflichtungen nicht entlaſſen 
und einen ihm angebotenen für deſſen Geſchäft nicht als Mieter 
aufnehmen würde, ſo daß mancher Ladenmieter, der ſich die Mög⸗ 
lichkeit des Geſchäftsverkaufs bei Vertragsſchluß nicht vorbehalten 
hat, einfach keine Möglichkeit hätte, ſein durch eigene Tüchtig⸗ 
keit hochgebrachtes Geſchäft zu verkaufen. Der Kl. weiſt deshalb 
mit Recht darauf hin, daß es bei dieſer Sachlage gerade dem Ge⸗ 
meinſchaftsgedanken und der Billigkeit entſpricht, wenn dem Ver- 
mieter als demjenigen, dem einer der preisbildenden Faktoren bei 
einem Geſchäftsverkauf zuzurechnen iſt, eine angemeſſene Beteili⸗ 
gung am Erlöſe desſelben gewährt wird. 


(LG. Hamburg, 7. ZR., Urt. v. 21. Juni 1935, 7 8 89/35.) 


Anmerkung: Die Entſch. des LG. Hamburg verdient gegen⸗ 
über dem Urteil des LG. Berlin v. 30. Jan. 1935: JW. 1935, 
1112, den Vorzug. Die Gründe, welche das Hamburger Urteil 
zur Begründung feines Rechtsſtandpunktes anführt, find durch⸗ 
weg überzeugend, insbeſ. müſſen die Ausführungen, mit denen 
zu dem Berliner Urteil Stellung genommen wird, als zu⸗ 
treffend bezeichnet werden. Der maßgebende Geſichtspunkt, von 
dem das Berliner Urteil getragen wird, nämlich die Annahme, 
daß der Hauseigentümer gegenüber dem kleinen gewerbetreiben⸗ 
den Mieter eine wirtſchaftliche Überlegenheit beſitze und dieſe 
wirtſchaftliche Überlegenheit nicht die Forderung einer Ab⸗ 
ſtandsſumme rechtfertige, kann nicht überzeugen. Dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt würde nur dann maßgebend ſein, wenn im Einzel⸗ 
falle ein Hauseigentümer, deſſen wirtſchaftliche Überlegenheit wirk⸗ 
lich feſtgeſtellt wäre, dieſe ſtärkere Stellung im Wirtſchaftsleben 
zur Ausbeutung eines wirtſchaftlich ſchwächeren Mieters benutzt 
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hat. Hier aber eine allgemeine Regel aufzuſtellen, dürfte zum 
mindeſten zu weitgehend ſein, denn es ſind durchaus Fälle denk⸗ 
bar — und dieſe gehören wohl nicht zu den Seltenheiten —, in 
denen der Gewerbetretbende gegenüber dem Hauseigentümer der 
bei weitem wirtſchaftlich Stärkere iſt. Wie würde denn in einem 
ſolchen Falle das LG. Berlin wohl feine Entſch. treffen? Zutref⸗ 
fend weiſt das Hamburger Urteil auch darauf hin, daß ſeitens 
des neuen Hauseigentümers ja auch eine Leiſtung beſtehe, die einer 
Vergütung wert iſt. 

Für die Zukunft werden die Entſch. beider Urteile nicht mehr 
praktiſche Bedeutung erlangen, denn nach einem Bericht in der 
Tagespreſſe iſt das Fordern und Einziehen von Abſtandsſummen 
in einem Erlaß des Reichskommiſſars für Preisüberwachung an 
die Spitzenorganiſationen der Hausbeſitzer überbaupt grundſätz⸗ 
lich unterſagt worden. 

RA. u. Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 


| Lanoͤgerichte: Strafſachen | 


Berlin 

58. Eine gemäß $ 27b StGB. an Stelle einer ver⸗ 
wirkten Freiheitsſtrafe verhängte Geldſtrafe von mehr als 
1000 2% fällt auch nicht unter das Straffreih G. v. 7. Aug. 
1934, wenn die verwirkte Freiheitsſtrafe weniger als 
6 Monate beträgt. 


Der BeſchwF. wendet ſich dagegen, daß eine Anwendung 
des Straffreihcz. auf die an Stelle zweier Freiheitsſtrafen von 
8 und 10 Wochen Gefängnis zuerkannten Geldſtrafen von 1400 
und 1750 %% abgelehnt worden iſt. 

Die Geldſtrafe, auf die im Wege des § 27 b Steg B. erkannt 
worden iſt, iſt nach übereinſtimmender Meinung der Rſpr. und 
des Schrifttums eine echte und primäre Strafe. Sie iſt, wie in 
der Beſchwerdeſchrift richtig ausgeführt wird, zwar eine mildere 
Strafart, will aber nicht, gegenüber der zunächſt verhängten Frei⸗ 
heitsſtrafe eine mindere Strafe fein. Denn die Geldſtrafe des 
$ 27 b will den Betroffenen zwar vor dem Gefängnis bewahren, 
ihren Strafzweck aber in gleichem Maße erreichen. Daraus ergibt 
ſich, daß der in der Beſchwerdeſchrift herangezogene Grundſatz a 
maivre ad minus nicht ohne weiteres zugunſten des zu einer 
Geldſtrafe an Stelle einer Freiheitsſtrafe Verurteilten angewendet 
werden kann. Dagegen ſpricht aber vor allem der Wortlaut des 
Geſetzes, nachdem eine Einſtellung nur dann erfolgen kann, wenn 
keine höhere Strafe oder Geſamtſtrafe als Geldſtrafe bis zu 
1000 , oder Freiheitsſtrafe bis zu 6 Monaten bzw. 500 .2.% 
oder Freiheitsſtrafe bis zu 3 Monaten, allein oder nebeneinander, 
zu erwarten iſt oder darauf erkannt worden iſt. Sowohl $ 1 als 
auch § 2 legen übereinſtimmend dieſe Grenzen feſt. Hätte das Ge⸗ 
ſetz auch die gem. § 27 b StGB. verhängten Geldſtrafen, die 
1000 .2,% überfteigen, deren zunächſt erkannte Freiheitsſtrafen aber 
die Höchſtgrenze von 6 Monaten nicht erreichen, erfaſſen wollen, 
ſo hätte es eines beſonderen Hinweiſes bedurft. Aus der klaren 
und eindeutigen Begrenzung der Strafen — im vorl. Fall beſon⸗ 
ders der Geldſtrafen —, ift ohne weiteres zu erkennen, daß es 
im Sinne des Geſetzes liegt, nur kleinere Beträge bis zu 1000 ,,. 
zu treffen. Denen aber zu helfen, die zwar an ſich keine höhere 
Freiheitsſtrafen als 6 bezw. 3 Monate verwirkt haben, denen aber 
das Gericht einerſeits die Vergünſtigung einer milderen Strafart 
gewährte, andererſeits jedoch wegen der Schwere des Rechtsbruches 
eine verhältnismäßig hohe Geldſtrafe auferlegte, liegt nicht im 
Sinne dieſer Amneſtie. 

(LG. Berlin, Beſchl. v. 26. Febr. 1935, [513] 80 KM 9/34 
127/34]. 


Anmerkung: Der Eutſch. iſt unbedenklich zuzuſtimmen (vgl. 
meine Ausführungen JW. 1934, 2300). 
OLGR. Dr. K. Schäfer, Berlin. 
* 


59. 88 140, 144 StPO. Ein jüdiſcher RA. kann nicht 
als Offizialverteidiger beigeordnet werden. 

Die Beiordnung des RA. ... als Pflichtverteidiger wird 
abgelehnt. RA. .. iſt Nichtarier, während der Angeſchuldigte 

ariſcher Abkunft iſt. 4 . 

x Es iſt allerdings richtig, daß die Beiordnung nichtariſcher 
Anwälte für einen Angeſchuldigten ariſcher Abkunft nach den Beſt. 
des Geſetzes nicht verboten und das andererſeits durch Verwal⸗ 
tungsanordnung den Gerichten bei Entſch. über Anträge auf Be⸗ 
ſtellung von Verteidigern die möglichſte Berückſichtigung von 
Wünſchen der Antragſteller nach Beiordnung eines beſtimmten 
RA. empfohlen ift. Dennoch wird im Regelfalle die Beiordnung 
eines nichtariſchen RA. für einen Angeſchuldigten ariſcher Ab⸗ 
kunft nicht angezeigt ſein. 


Die Auswahl des zu beſtellenden Verteidigers iſt durch 8 144 
SPD. in das freie Ermeſſen des Vorſitzenden des Gerichts ge⸗ 
ſtellt. Bei Handhabung des pflichtgemaßen Ermeſſens iſt durch 
dieſen außer den berechtigten Wünſchen des Angeſchuldigten aber 
auch zu berückſichtigen, ob nach geſunder Volksanſchauung gerade 
die Beiordnung dieſes Verteidigers wünſchenswert erſcheint. 
Dieſe Erwägung wird im Regelfalle dazu führen, daß bei der 
Beſtellung von Pflichtverteidigern in erſter Linie ariſche Anwälte 
zu beſtellen ſind, da die nach den Grundſätzen des Nationalſozialis⸗ 
mus ausgerichtete Anſchauung des überwiegenden Teils der Be⸗ 
völkerung verlangt und erwartet, daß die an Pflichtverteidiger 
zur Auszahlung gelangenden öffentlichen Mittel, gerade bei der 
gegenwartigen Not der deutſchen Anwaltſchaft, bevorzugt ariſchen 
Anwälten zugute kommen. Daran ändert auch nichts, daß die⸗ 
jenigen nichtariſchen Anwälte, deren Zulaſſung nicht widerrufen 
worden iſt, nach dem Geſetz den ariſchen Anwälten gleichſtehen. 
Denn dieſe Gleichſtellung bezieht ſich nur auf ihre Zugehörigkeit 
zum Anwaltsſtand als ſolchem mit den ſich daraus ergebenden 
Rechten. Es folgt daraus aber noch nicht, daß dieſe Anwälte 
auch einen Anſpruch auf gleiche Berückſichtigung bei der Beſtel⸗ 
lung zu Offizialverteidigern hätten. Ein Anſpruch auf Beſtellung 
zum Pflichtverteidiger fteht überhaupt keinem Anwalt zu. Maß⸗ 
gebend für die Auswahl des Verteidigers ſind 
vielmehr nur die Belange des Angeſchuldigten 
und des Volksganzen. Wenn ſich die auf dieſer Grund⸗ 
lage ergehenden Entſch. wirtſchaftlich auch nachteilig zuungunſten 
der nichtariſchen Anwälte auswirken, ſo wird doch durch dieſe durch 
das pflichtgemäße Ermeſſen regelmäßig gebotene Entſch. irgend⸗ 
ein Recht der nichtariſchen Verteidiger oder der um ihre Bei⸗ 
ordnung bittenden Angeſchuldigten nicht verletzt. 

Beſondere Umſtände, die ausnahmsweiſe dennoch die Bei⸗ 
ordnung des RA. ... rechtfertigen würden, liegen nicht vor. Der 
Umſtand, daß dieſer den Angeſchuldigten bereits früher jahrlang 
rechtlich beraten hat, allein iſt nicht geeignet, ſeine Beiordnung 
nach pflichtgemäßen Ermeſſen als geboten erſcheinen zu laſſen. 
Denn nach der Sach- und Rechtslage wird es auch jedem anderen 
RA. unſchwer möglich fein, ſich in Kürze fo in die Sache ein⸗ 
zuarbeiten, daß er die Verteidigung ohne Nachteil für den An⸗ 
geſchuldigten übernehmen kann. 

(26. Berlin, 7. GrStrad., Beſchl. v. 20. Juni 1935, 507] 1 Kra 
I 25/32 [46/35J.) 


* 
Oppeln 

60. 868 RAGebd. Gebührenanſpruch des zum not» 
wendigen Verteidiger beſtellten RA. für den Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens und für Vertretung in 
der erneuten Hauptverhandlung. 

RA. H. war dem Angekl., gegen den Anklage wegen Meineids 
erhoben worden war, als Offizialverteidiger beigeordnet worden 
und hatte unter Bezugnahme auf dieſe Beiordnung eine Vollmacht 
des Angekl. überreicht. Nach rechtskräftiger Verurteilung hatte er 
ohne erneute Beſtellung zum Offizialverteidiger zunächſt ein Gna⸗ 
dengeſuch für den Angekl. geſtellt und ſpäter einen Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens. Er beantragt Erſtattung von je 
40 RA Gebühr für das Gnadengeſuch und für den Antrag auf 
Einleitung des Wiederaufnahmeverfahrens ſowie 80 NN für die 
Vertretung in der erneuten Hauptverhandlung. 

Die Beiordnung als Pflichtanwalt erſtreckt ſich nicht auf 
Gnadenverfahren, daher kann hierfür nicht Erſtattung einer Ge⸗ 
bühr gefordert werden. Die Beiordnung als Pflichtanwalt im 
früheren Verfahren vor dem Schwär. enthält die Befugnis des Ver⸗ 
teidigers zum Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens ($ 366 
StPO.) und erſtreckt ſich ſomit auch auf dieſes Verfahren, jo daß 
die Gebühr nach § 68 Ziff. 3 NAGEHD. dem früher beſtellten 
Pflichtanwalt zufteht (vgl. NGSt. 22, 97). 

Anders verhält es ſich mit dem erneuerten Verfahren vor dem 
Schw.; durch die Erneuerung erliſcht die frühere Beiordnung, 
und das neue Schw. hat die Notwendigkeit der Verteidigung 
ſelbſt zu prüfen und den Pflichtanwalt zu beſtellen (RGSSt. 29, 
281). RA. H. kann daher den Gebührenanſpruch aus der früheren 
Beiordnung nicht herleiten. Er iſt aber ſtillſchweigend vom Shw®. 
der erneuerten Hauptverhandlung beigeordnet worden. Das iſt 
daraus zu entnehmen, daß das Schw. nicht einen anderen Ver⸗ 
teidiger beigeordnet hat, obwohl die Notwendigkeit der Verteidigung 
offenlag, und daß die Vollmacht des RA. H. — die einzige, die ſich 
bei den Akten befindet und auf Grund deren er zur erneuten Haupt⸗ 
verhandlung geladen wurde —, von ihm feinerzeit ausdrücklich 
unter Hinweis auf die Eigenſchaft als Pflichtanwalt überreicht 
worden iſt. Damit iſt ihm auch die Gebühr für die erneuerte Haupt⸗ 
verhandlung erwachſen. 

(LE. Oppeln, Beſchl. v. 6. Juli 1935, 3 Ks 1/35.) 
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Reichsarbeitsgericht | 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


** 61. 1. Beamte i. S. des § 5 Abſ. 2 ArbGG. und des 
§ 13 Ab ſ. 6 Schwerbeſch&. find auch die mittelbaren Staats- 
beamten. Zu ihnen gehören die Beamten der früheren 
Landwirtſchafts kammern (Rechtsnachfolger nach 8 6 VO. 
v. 8. Dez. 1933: der Reichsnährſtand). 

2. Wer vor dem Inkrafttreten des BR And. v. 30. Juni 
1933 unter Beachtung der damals geltenden Vorſchriften 
in ein Beamtenverhältnis berufen worden iſt, beſitzt Be— 
amteneigenſchaft. 

Die Landwirtſchaftskammern gehören nach ihren Aufgaben, 
ihrer Verfaſſung und ihrer Eingliederung in den ſtaatlichen Orga⸗ 
nismus zu den Körperſchaften des öffentlichen Rechts und ihre Be 
amten ſind mittelbare Staatsbeamte (RG. v. 29. Okt. 1907, 
III 107/07: JW. 1907, 754 30, PrOVG., Präjudiz v. 28. Nov. 
1902: MBli V. 1903, 14; Entſch. des PrOVG. 42, 71). Vermögens. 
rechtliche Anſprüche der Beamten aus ihrem Beamtenverhältnis 
gehören nicht zur Zuſtändigkeit der Arb®., da die öffentlichen 
Beamten nach § 5 WrbGG, keine Arbeitnehmer find. Durch das 
Urteil des Arb ch. ift die von dem Bekl. dieſerhalb erhobene Ein⸗ 
rede der Unzuſtändigkeit des ArbGG. rechtskräftig verworfen wor⸗ 
den. Wie fi) aus den Gründen dieſes Urteils ergibt, iſt das ArbG. 
davon ausgegangen, daß der Kl. Beamteurechte gar nicht geltend 
machen wolle, ſondern den geltend gemachten Anſpruch allein auf 
ein Angeftelltenverhältnts ſtütze. Lediglich für den auf das An⸗ 
geſtelltenverhältnis geſtützten Anſpruch hat es ſeine Zuſtändig⸗ 
keit bejaht. Zu der Frage, ob der Kl. Beamteneigenſchaft beſaß oder 
nicht, hat es — entgegen der vom Kl. vertretenen Auffaſſung — 
keine Stellung genommen. Die Rechtskraft dieſes Urteils ſteht 
daher einer Nachprüfung der auch im weiteren Verfahren von dem 
Bekl. geltend gemachten Beamteneigenſchaft des Kl. nicht entgegen. 

Soweit die Rev. des Bekl. rügt, daß die Beamteneigenſchaft 
des Kl. vom LArbcG. zu Unrecht verneint ſei, iſt anzuerkennen, 
daß die Begr., mit der die Beamteneigenſchaft des Kl. verneint 
worden iſt, auf einer unrichtigen Anwendung der Beſt des BR⸗ 
AndG. v. 30. Juni 1933 (ROBL I, 433) beruht. Das LArbch. 
hat verkannt, daß für die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes in 
das Beamtenverhältnis berufenen Perſonen nach § 5 Abſ. 1 und 
8 6 des Gef. die ſtrenge Form des § 3 Abf. 1 uicht gewahrt zu 
ſein braucht, daß vielmehr hiernach Beamteneigenſchaft beſitzt, wer 
vor dem Inkrafttreten des Geſetzes als Beamter unter Beachtung 
der zur Zeit feiner Berufung etwa in Geltung geweſenen beſon 
deren Vorſchr. in das Beamtenverhältnis berufen worden iſt. Daß 
das Schreiben der Landwirtſchaftskammer v. 18. Juni 1933 ſei⸗ 
nem Wortlaute nach eine Berufung des Kl. als Beamter enthält, 
kann nicht zweifelhaft ſein, und es wird ſich nur fragen, ob nach 
den für die Landwirtſchaftskammer zur Zeit dieſer Berufung gel 
tenden Beſt. die Anſtellung von Kündigungsbeamten — um eine 
ſolche handelte es ſich nach dem Inhalte des Schreibens — zu⸗ 
läſſig war (vgl. hierzu RG. v. 19. März 1929, III 270/28: R. 
u. PrVerwöBl. 1929, 637), und ob im übrigen die für die Be⸗ 
rufung von Beamten der Landwirtſchaftskammer damals gelten- 
den Vorſchr. beobachtet worden ſind. 

War der Kl. aber durch die im Schreiben v. 18. Juni 1931 
erfolgte Berufung in das Beamtenverhältnis Beamter, wenn auch 
nur ein im Kündigungsverhältnis ſtehender, geworden, ſo kam 
§ 13 Abſ. 1 Satz 1 SchwBeſchGG. für die Kündigung feines Dienſt⸗ 
verhältniſſes nicht in Betracht. Nach § 13 Abf. 6 dieſes Geſetzes 
finden die Vorſchr. des § 13 auf Neichs- und Landesbeamte keine 
Anwendung. Zu den Landesbeamten gehören nach Sprachgebrauch 
und Rſpr. aber auch die mittelbaren Staatsbeamten, das ſind die⸗ 
jenigen Beamten, die bei einer dem Staate untergeordneten, bei 
der Erfüllung der ſtaatlichen Aufgaben mitwirkenden Körperſchaft 
im Beamtenverhältnis angeſtellt ſind. Zu ihnen gehören, wie be⸗ 
reits oben hervorgehoben worden iſt, nach der Rſpr. die bei den 
Landwirtſchaftskammern angeſtellten Beamten. Es iſt kein Grund 
erſichtlich, weshalb unter den Landesbeamten i. S. des § 13 Abſ. 6 
ShwBelh®. etwa nur der unmittelbare Staatsbeamte verſtanden 
ſein ſollte (ebenſo Kaeſehagen: Volkswohlfahrt 1928, 965; 
Schoppen, Anm. 23 zu $ 13 SchwBeſchG.). Die gleiche Auf- 
faffung liegt dem Erlaſſe des PrMdJ. v. 24. Mai 1928 (MED. 
1928, 551) zugrunde, wonach die Kommunalbeamten zu den Lan⸗ 
desbeamten i. S. des § 13 Abſ. 6 SchwBeſchch. zu zählen ſind. 
War aber der Kl. durch die Berufung v. 18. Juni 1933 Kündi⸗ 
gungsbeamter der Landwirtſchaftskammer geworden, ſo bedurfte 
es zu der mit Schreiben v. 23. Nov. 1923 ausgeſprochenen Kün 
digung der Zuſtimmung der HFürſst. nach § 13 SchwBeſchG. 
überhaupt nicht. Daß der Kl. ſelbſt der Meinung geivefen iſt, er 


0 . 


fei nicht Beaniter, ſondern Angeſtellter, iſt für die hier in erſter 
Linie in Betracht kommende Frage unerheblich. Die Notwendig⸗ 
keit der Zuſtimmung zur Kündigung nach § 13 SchwBeſchG. iſt 
nach der objektiven Rechtslage zu beurteilen. 

(RArbch., Urt. v. 18. Mai 1935, RAG 260/34. — Königsberg.) 


Keichsfinanzhof 


Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsſinanzraten Ott und Sölch 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt] 


1. Reichsabgabenordnung 

62. 8 104 AAb g.; § 43 RBewVermStdurchfBBeſt. 
34/35. Der Zwangsverwalter eines Grundſtücks ($ 152 
Zw Verw.) iſt verpflichtet, dem Finanzamt die erforder- 
lichen Angaben über die ſteuerlichen Bewertungsgrund— 
lagen für das Grundſtück zu machen. 

Der BeſchwF. iſt gerichtlicher Zwangsverwalter eines ſeit dem 
1. Juli 1932 unter Zwangsverwaltung ſtehenden Grundſtücks. Von 
den beiden Eigentümern lebt der eine im Ausland, der andere iſt 
unbekannten Aufenthalts. Beide bekümmern ſich nicht um das 
Grundſtück. In Streit iſt, ob der Zwangsverwalter verpflichtet iſt, 
die ihm vom Fin A. zugeſandte Anlage zur Hausliſte zwecks Vor 
bereitung der Grundſtücksbewertung auszufüllen. Die Frage iſt nicht 
damit beantwortet, daß im 812 der BO. über die Bewertung be 
bauter Grundſtücke v. 10. Nov. 1934 (RG Bl. I, 1109) — an deſſen 
Stelle ſpäter 8 43 der DurchfBeſt. z. RBewch. v. 2. Febr. 1935 (RG 
Bl. I, 90) getreten iſt (vgl. $ 91 Abſ. 2) den Grundſtü cs 
eigentümern die Angaben über die Bewertungsgrundlagen für 
ihren Grundbeſitz auferlegt ſind, denn die Frage geht dahin, inwieweit 
dem Zwangsverwalter kraft ſeines Amtes und in Vertretung 
des Grundſtückseigentümers die ſteuerliche Auskunftspflicht obliegt. 
Nach 8 152 ZmVeritß. hat der Zwangsverwalter eines Grundſtücks 
das Recht und die Pflicht, alle Handlungen vorzunehmen, die erjor 
derlich find, um das Grundſtück in feinem wirtſchaftlichen Beſtand 
zu erhalten und ordnungsmäßig zu benutzen. Nach § 104 R Abg. 
hat der Zwangsverwalter, ſoweit ſeine Verwaltung reicht, alle Pflich⸗ 
ten zu erfüllen, die dem Grundſtückhs eigentümer obliegen, 
insbeſ. dafür zu ſorgen, daß die Steuern aus den Mitteln, die er 
verwaltet, entrichtet werden. Die Sorge für die Erhaltung und ord— 
nungsmäßige Benutzung des Grundſtückhs umfaßt nicht nur die dazu 
erforderlichen privatwirlſchaftlichen Maßnahmen, ſondern auch die aus 
dem Eigentum, Beſitz und der Nutzung ſich ergebenden öffentlich 
rechtlichen Aufgaben; es iſt nicht erſichtlich und würde auch nicht 
verſtändlich erſcheinen, wenn das Geſetz hier die öffentlich-rechtlichen 
Aufgaben hinter die privatwirtſchaftlichen zurücktreten laſſen wollte. 
Die mit der Wahrung dieſer öffentlich-rechtlichen Geſchafte verbundene 
Verantwortlichkeit dem Eigentümer gegenüber, auf die der 
VeſchwF. hinweiſt, iſt ja auch mit allen feinen privatwirt ſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen verbunden. Mit Recht hat das RG. daher (RZ. 
83, 92) ausgeſprochen, daß dem Zwangsverwalter auch die Entſchlie 
ßung darüber obliege, ob er die Veranlagung zu einer öffentlichen 
Abgabe, die ihm gegenüber zu geſchehen hat, als richtig anerkennen 
oder durch Rechtsmittel anfechten will. Die nicht ganz damit in Ein 
klang ſtehende Auffaſſung des ProVcG. (OVG. 66, 173; vgl. auch 
Rſpr. der OLG. 30, 125), daß die Heranziehung zur Gemeindegrund— 
ſteuer an den Eigentümer und nicht an den Zwangsverwalter zu rich⸗ 
ten ſei, wird durch die Begr., daß das Grundſtüce der Subſtanz 
nach wie vor durch den Eigentümer vertreten werde, nicht gedeckt, 
denn die Entſch. über eine auf dem Grundſtück laſtende oder mit dem 
Eigentum oder Beſitz am Grundſtück verbundene Steuer richtet ſich 
nicht gegen die Subſtanz des Grundſtücks — wie denn dieſe 
Steuern bei wirtſchaftlicher Betrachtung der Dinge auch nicht aus der 
Subſtanz, ſondern aus dem Ertrag gezahlt werden —, und die Enk⸗ 
ſchließung über die Einlegung eines Rechtsmittels hiergegen iſt keine 
Verfügung über die Subſtanz des Grundſtücks, ſondern eine im Rah- 
men der Verfügung über Grundſtückserträge liegende Verwal⸗ 
tungs handlung. Der Ro. hat in VA 923/32 v. 23. Dez. 1932 
(RStBl. 1933, 71) den Rechtsſatz aufgeſtellt, daß dem Zwangsver— 
walter für das unter Zwangsverwaltung ſtehende Grundſtück die Er— 
füllung der aus der Verwaltung erwachſenden Pflichten des Steuer 
pflichtigen hinſichtlich der Umſatzſteuer obliege. Der Zwangsverwalter 
ſelbſt hat anerkannt, daß ih m die Verpflichtung zur Abgube der Um 
ſatzſteuervoranmeldungen und zur Leiſtung entſprechender Voraus 
zahlungen obliege, weil es ſich um einen Teil der Verwaltung handle, 
die ihm durch Geſetz übertragen ſei. Dieſe Auffaſſung und Begrün- 
dung iſt zutreffend. Das Entſcheidende iſt allerdings nicht, baß die 
Geſchäfte, an die ſich die Umſatzſteuerpflicht knüpft, vom Zwangs⸗ 
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verwalter getätigt ſind, ſondern daß es ſich ebenſo wie bei ſonſtigen 
laufenden und wiederkehrenden Geſchäften hier überall nicht um Ver⸗ 
fügungen über die Subſtanz eines Grundſtücks handelt, ſondern 
lediglich um eine Verwaltung, Nutzung und Ertragsverwendung. Auf 
der gleichen Linie liegt die auch vom PrOVG. (OVG. 32, 335) an⸗ 
erkannte Rechtsauffaſſung, daß der Baupolizeibehörde gegen⸗ 
über der Zwangsverwalter den Eigentümer vertrete. 

Hiernach iſt der Vorbehörde beizutreten, wenn ſie den Zwangs⸗ 
verwalter für verpflichtet gehalten hat, auf Grund ſeines Amtes in 
Vertretung des Grundſtückseigentümers die der Vorbereitung der 
Grundſtückesbewertung und -verſteuerung dienende Ausfüllung der An- 
lage zur Hausliſte vorzunehmen. Mit dem Erbieten des BeſchwF., 
„unverbindlich und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen auf An⸗ 
frage des Fin A. Angaben über die Grundſtücksverhältniſſe zu machen, 
ſoweit er dazu in der Lage iſt“, iſt den Staatshoheitsbelangen und 
den öffentlich-techtlichen Bedürfniſſen der Staatsverwaltung natürlich 
nicht gedient. 

(HF., 3. Sen., Urt. v. 14. März 1935, III A 76/35.) 

. 

63. § 116 Abſ. 1 RAbgO. 1931. Der Erſteher eines 
Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung haftet nicht für 
die Steuerſchulden eines Unternehmers, der vom Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner das Grundſtück ganz oder teilweiſe ge— 
pachtet hat. 

(F., 5. Sen., Urt. v. 3. Mai 1935, V A 189/35 8.) 

(= REH. 37, 316.) 
* 


64. 8218 Abſ. 4 R Abg. Iſt im Rechtsmittelverfahren 
gegen den Einheitswert eines Grundſtücks eine in dieſen 
einbezogene ſubjektiv-dingliche Gewerbeberechtigung aus— 
geſchieden worden, ſo iſt der Einheitswertbeſcheid für das 
Betriebsvermögen, auch wenn er rechtskräftig iſt, durch 
einen neuen Beſcheid zu erſetzen, in dem einerſeits das 
Grundſtück mit feinem verminderten Einheitswert, an- 
derſeits die Gewerbeberechtigung als Gegenſtand des Be— 
triebsvermögens bewertet wird. 

(A., 3. Sen., Urt. v. 11. April 1935, III A 72/35.) 
. 


65. 88 222 Abſ. 1 Ziff. 2, 225 R Abg. 1931 (i. d. Faſſ. 


bis zum 31. Dez. 1934); 8 4 Abſ. 3 Ziff. 2 StAnpG. Ein Be⸗ 
ſchluß der Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft, 
eine früher beſchloſſene Kapitalerhöhung mit rückwirken— 
der Kraft wieder rückgängig zu machen, ſchafft keine neue 
Tatſache, die eine Berichtigungsfeſtſtellung rechtfertigen 
konnte, führt auch nicht zum nachträglichen Wegfall eines 
n mit Wirkung für die Vergangen- 
heit. 

h Es handelt fid) um die Frage, ob eine am 14. Juli 1931 ver⸗ 
jügte Neufeſtſtellung auf den 1. Jan. 1930 und die am 6. Febr. 1932 
beſchloſſene Hauptfeſtſtellung auf den 1. Jan. 1931 im Wege der Be⸗ 
richtigung nach 8 232 Abf. 1 Ziff. 2 oder 8225 Abſ. 2 RAbgd. 
a. F. geändert werden kann, weil die GenVerſ. am 26. April 1932 
beſchloſſen hat, eine am 16. Mai 1930 zum 1. Jan. 1930 verfügte 
Erhöhung des Stammkapitals um 150000 24 wieder rückgängig zu 
machen. Beide Feſtſtellungen, deren Berichtigung beantragt wird, ſind 
rechtskräftig geworden, die BeſchwF. hatte ſich auch mit Schrei⸗ 
ben v. 29. Juli 1931 mit der Neufeſtſtellung abgefunden. 

Die Vorbehörden haben übereinſtimmend die Berichtigung ab- 
gelehnt das Fin A. aus materiellen Gründen, das Fincher, mit dem 
Hinweis darauf, daß die Vorausſetzungen der 83 222 und 225 
RAbgO. (a. F.) nicht gegeben ſeien. 

Hiergegen richtet ſich die RBeſchw. 

Sie iſt unbegründet. Den zutreffenden Gründen des FinGer. 
kann lediglich beigetreten werden. Selbſt wenn durch die Buch- und 
Betriebsprüfung v. 1./2. Dez. 1932 erſtmalig bekanntgeworden wäre, 
daß die Gen Verſ. v. 28. April 1932 einen früheren Beſchl. „mit rück⸗ 
wirkender Kraft“ aufgehoben habe, ſo wäre damit keine neue Tat⸗ 
ſache bekanntgeworden, die eine niedrigere Veranlagung rechtferti⸗ 
gen könnte. Denn nach der ſtändigen Rſpr. des NFH. (vgl. u. a. das 
Urt. v. 9. Mai 1933, VI A 434/80: Roß. 33, 276 — SM. 1933 
Nr. 640 — RStBl. 1933 Nr. 771 S. 999 — Mrozeks Kartei, 
- EinkSt®. 1925 8 30, Rechtsſpr. 47-50) Ramı keine ſteuerliche 
Wirkung von Abmachungen und Beſchl. anerkannt werden, die ſich 
im Verhältnis der Beteiligten zueinander rückwirkende Kraft bei⸗ 
legen. An den Tagen, an denen hier die Neu- und die Haupffeſt⸗ 
ſtellung beſchloſſen wurden, war das in dem Unternehmen arbeitende 
Kapital richtig bemeſſen worden. Die ſteuerliche Bemeſſung als ein 
offentlich⸗rechtlicher Alt wurde nicht dadurch unrichtig, daß ſpätere 
Beſchl. ſich rückwirkende Kraft beilegten. Auch 8 225 Abſ. 2 RAbgd. 
in der bis zum 31. Dez. 1934 gültig geweſenen Faſſung (vgl. jetzt 8 4 


Abſ. 3 Ziff. 2 StAnpG®.) gibt keine Handhabe zu einer Berichtigung. 
Denn hier iſt kein Tatbeſtandsmerkmal nachträglich mit Wirkung 
für die Vergangenheit weggefallen, vielmehr hat die GenVerſ. nur 
ausgeſprochen, daß ein Zuſtand, der früher einmal beſtanden hatte, 
im Innenverhältnis ſo behandelt werden ſolle, als habe er nie be⸗ 
ſtanden. Dieſer Fall liegt anders als bei einer erfolgreichen Anfech⸗ 
tung, durch die ſpäter nur feſtgeſtellt wird, daß ein früher ſchein⸗ 
bar zuſtande gekommenes Rechtsgeſchäft in Wirklichkeit nicht 
zuſtande gekommen war. Daß die Kapitalerhöhung vom Jahre 1930 
nicht ins Handelsregiſter eingetragen worden iſt, berührt nicht ihre 
ſteuerliche Wirkung. 
Eine rechtliche Handhabe zur Vornahme von Berichtigungsfeſt— 
ſtellungen iſt hiernach nicht gegeben. 
(RFy., 3. Sen., Urt. v. 14. März 1935, III A 253/34.) 
* 


66. 8 222 Abſ. 1 Nr. 1 Abg. Sind die für die Ver⸗ 
anlagung der Umſatzſteuer erheblichen Tatfachen in der 
Umſatzſteuererklärung (oder deren Anlagen) nichtenthalten, 
ſondern nur aus den für die Körperſchaftſteuer eingereichten 
Angabenzu erkennen, ſo iſt eine Berichtigungsveranlagung 
i. S. von 8 222 Abſ. 1 Nr. 1R Abg. regelmäßig ſelbſt dann zu⸗ 
läſſig, wenn die beiden Steuern von den gleichen Beamten 
bearbeitet werden. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 29. März 1935, V A 345/34 8.) 
= Riß. 37, 306.) 


+ 

67. 9 305 Abſ. 2 Satz 2 NAHgD. 1931. Die RBeſchw 

iſt wegen Verhängung eines Zwangsmittels anch dann 

zuläſſig, wenn zwar eine Androhung vorausgegangen, 

über die hiergegen eingelegte Beſchw. aber nicht entſchie- 

den worden iſt und deshalb eine RBeſchw. wegen der An- 
drohung nicht eingelegt werden konnte. 


(NFH., 5. Sen., Urt. v. 14. März 1935, V A 466/34, 64/35.) 


2. Einkommenſteuergeſetz 

68. 58 11, 37 EintSt®. Wenn einem deutſchen Steuer- 
pflichtigen bei einer ausländiſchen Bank Kapitalerträge 
gutgejchrieben worden find, in deren Verwertung er durch 
die in- oder ausländiſchen Deviſenvorſchriften behindert 
ift, iſt für die Einkommenſteuer dem Grunde nach zunächſt 
ein Zufluß im Augenblick der Gutſchrift anzunehmen. Der 
Wert dieſes Zufluſſes iſt nach dem gemeinen Verkehrswert 
des Guthabens zu ſchätzen; der Tageskurswert der aus- 
ländiſchen Währung iſt nicht allein maßgebend. 

(Rp., 6. Sen., Urt. v. 29. Mai 1935, VI 474/34.) 

* 

69. § 11 Abſ. 1 EinkStG. 1925. Eine im Jahre 1931 
bewilligte und bezogene Gehaltserhöhung gilt im Jahre 
1931 als zugefloſſen, auch wenn die Erhöhung mit Rüde 
wirkung für die Vorjahre bewilligt iſt. 

Der Pflichtige iſt Direktor eines Elektrizitätswerles. Er hat 
im Jahre 1931 der Geſellſchaftskaſſe 55 163 RM entnommen. Die 
Vorbehörden haben dieſe Entnahme im Wege einer Berichtigungs⸗ 
veranlagung als Einkommen des Jahres 1931 behandelt. Der 
Pflichtige möchte ſie auf die Jahre 1927, 1928, 1929 und 1930 
verteilt haben und in dieſen Jahren verſteuern. 

Die RBeſchw. iſt unbegründet. 

Wie bereits gegenüber den Vorbehörden, ſtützt der Pflichtige 
ſein Begehren darauf, daß ihm die der Entnahme entſprechende Ge⸗ 
haltserhöhung bereits im April des Jahres 1927 vom Vorſitzenden 
des Aufſichtsrats zugeſagt worden ſei. Indes kommt es auf dieſe 
Zuſage nicht ausſchlaggebend an. Auch kann dahingeſtellt bleiben, ob 
der Pflichtige auf Grund dieſer Zuſage bereits in den Jahren 1927 
bis 1930 die entſprechenden Gehaltserhöhungen hätte entnehmen 
können. Maßgebend für die ſteuerliche Beurteilung it, daß der Auf⸗ 
ſichtsrat die Gehaltserhöhung erſt im Jahre 1931 genehmigt hat 
und daß der Pflichtige erſt daraufhin die ſich aus der Gehalts⸗ 
erhöhung ergebenden Mehrbezüge für die Jahre 1927, 1928, 1929 
und 1930 nebſt Zinſen tatſächlich entnommen hat. Erſt im Jahre 
1931 iſt ihm alſo der Betrag von 55 163 RM zugefloſſen (8 11 
Abſ. 1 EinkStcß. 1925). Wie das FinGer. mit Recht ausgeführt hat, 
widerſpricht auch das eigene Verhalten des Pflichtigen ſeinem Ver⸗ 
teilungsverlangen. Denn er hat die der Gehaltserhöhung entſprechen⸗ 
den Beträge in feinen Einkommenſtenererklärungen für die Jahre 
1927, 1928, 1929 und 1930 nicht berückſichtigt und hat auch eine 
daraus ſich ergebende Forderung an die Geſellſchaft in der Ver⸗ 
mögenſteuererklärung zum 1. Jan. 1931 nicht angegeben. 

(RFD., 6. Sen., Urt. v. 22. Mai 1935, VIA 335/35.) 
* 
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79. § 11 Abf. 1 EinkStG. 1925. Zahlungen auf die 
noch nicht fällige Tantieme gelten regelmäßig auch dann 
im Zeitpunkt der Zahlung als zugefloſſen, wenn die Be⸗ 
träge bis zum Zeitpunkt der Fälligkeit zu verzinſen ſind. 
Bei Leiſtungen des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer aus 
Anlaß eines Dienſtverhältniſſes ſpricht im allgemeinen 
die Vermutung dafür, daß eine Vorſchußzahlung und nicht 
ein beſonderer Darlehnsvertrag beabſichtigt iſt. 

Die Vorbehörde weiſt mit Recht darauf hin, daß es für die 
Frage, wann Tantiemebeträge einem Stpfl. anzurechnen ſind, 
auf das wirtſchaftliche Zufließen ankommt. Es iſt unbeſtritten, 
daß der Stpfl. mit dem Aufſichtsratsvorſttzenden der Geſellſchaft 
die Vereinbarung getroffen hat, wonach er ſchon i. J. 1931 bei 
der Geſellſchaft mit Rückſicht auf ſeine, erſt durch Generalver⸗ 
ſammlungsbeſchluß 1932 fällig werdenden Tantiemeanſprüche Ab⸗ 
hebungen machen durfte. Das iſt auch geſchehen. 

Allerdings ſind die erhaltenen Beträge im Rahmen der zwi⸗ 
ſchen der Geſellſchaft und dem Stpfl. geführten Kontokorrentrech⸗ 
nung verzinſt worden. Das erklärt ſich wirtſchaftlich daraus, daß 
der Stpfl. die Beträge vor der Fälligkeit erhalten hat. Die Zinſen 
ſollten alſo ausgleichen, daß er vorher in den Genuß der Tan⸗ 
tieme gekommen iſt. Für die ſteuerliche Beurteilung des Zuflie⸗ 
ßens iſt das nicht entſcheidend. Ausſchlaggebend iſt vielmehr, daß 
der Stpfl. über die i. J. 1932 fällige Tantieme nicht nur bereits 
i. J. 1931 verfügen durfte, ſondern — wie die Kontenbewegung 
zeigt — tatſächlich auch verfügt hat. Der Fall liegt im Ergebnis 
nicht anders, als wenn ein Vorſtandsmitglied ſeine im April 1932 
fällige Tantieme in einem Betrag nach Abzug der entſprechenden 
Zinſen bereits i. J. 1931 erhalten hat. Es bleibt ſich im ſteuerlichen 
Ergebnis gleich, ob das Vorſtandsmitglied als Einkünfte die 
Tantieme abzüglich Zinſen verſteuert oder den vollen Tantieme⸗ 
betrag verſteuert und die Zinſen nach § 15 Abſ. 1 Nr. 3 Eink⸗ 
StG. als Ausgaben zum Abzug geltend macht. 

Anders läge die Sache, wenn die Arbeitgeberin dem Stpfl. 
unabhängig von der noch nicht fälligen Tantieme einen Kre⸗ 
dit eingeräumt, alſo ein Darlehen gewährt hätte. Bei Leiſtungen 
des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer aus Anlaß eines Dienſt⸗ 
verhältniſſes ſpricht im allgemeinen die Vermutung dafür, daß 
eine Vorſchußzahlung und nicht ein beſonderer Darlehnsvertrag 
beabſichtigt iſt. 

(RF ., 6. Sen., Urt. v. 30. April 1935, VI A 1015/34.) 
* 


71. 88 35 Abſ. 1 Nr. 2, 37 EinkStG. Grund ſätzlich 
keine Abzugsfähigkeit der Koſten für einen Bücherreviſor, 
den jemand auf Grund einer Anordnung nach 8 160 R Abg. 
mit der Verwaltung ſeines Kapitalvermögens beauftragt. 
Gegebenenfalls Ausſcheidung der beſonderen Koſten für 
die Anmahnung und Einziehung der Hypothekenzinſen 
und Grundrenten als Werbungskoſten. 

Das Fin A. hat dem BeſchwF. nach 8 160 NAD. aufgegeben, 
ſeine Einnahmen einzeln aufzuzeichnen. Der 76 Jahre alte Pflichtige 
hat damit einen Bücherreviſor beauftragt. Er will das dem Bucher⸗ 
reviſor gewährte Honorar abziehen, weil die Vermögensverwaltung ihm 
von einem anderen aufgezwungen worden ſei. Die Vorbehörden haben 
den Abzug abgelehnt. 

Die RBeſchw. iſt begründet. 

Nach den mit den Angaben des Pflichtigen und dem übrigen 
Akteninhalt übereinſtimmenden Feſtſtellungen des Fincher. hat der 
Bücherreviſor die erforderlichen Aufzeichnungen und Abſchlüſſe ge⸗ 
macht, auch hat er bei der Einziehung der Hypotheken- und Wert⸗ 
papierzinſen mitgewirkt ſowie bei der Umlegung uſw. von Wert⸗ 
papieren Dienſte geleiſtet. Das FinGer. iſt mit Recht davon aus⸗ 
gegangen, daß dem BeſchwF. nur aufgegeben war, Aufzeichnungen zu 
führen, nicht aber durch einen anderen führen zu laſſen. Es handelt 
ſich alſo im Gegenſatz zu einer Teſtamentsvollſtreckhung um eine vom 
Pflichtigen ſelbſt eingeſetzte Verwaltung (vgl. Urt. v. 23. Juni 1933, 
VI A 735/32: StW. 1933 Nr. 699). Dagegen kann dem Yiner. 
nicht darin beigetreten werden, daß es auch inſoweit nicht abzugs⸗ 
fähige Koſten einer Verwaltung von Kapitalvermögen angenommen 
hat, als es ſich um die Anmahnung und Einziehung der Zinſen und 
ſonſtigen Einkünfte aus den Hypotheken und Wertpapieren handelt. 
Der Pflichtige hat angegeben, daß allein die Zinſen aus etwa 60 ver⸗ 
ſchiedenen Hypotheken und Grundrenten einzuziehen waren. Bei den 
Wertpapieren kommen beſondere Koſten nur inſoweit in Betracht, als 
außer der buchmäßigen Behandlung beſondere Bemühungen notwen⸗ 
dig wurden. Inſoweit dient das Honorar an den Bücherreviſor un⸗ 
mittelbar der Ertragsſicherung (vgl. Urt. v. 16. März 1932, VIA 
272/31: StW. 1932 Nr. 631). Das Urt. muß danach wegen Ver⸗ 
letzung des Begriffs der Werbungskoſten aufgehoben werden. 

(RTH., 6. Sen., Urt. v. 27. März 1935, VI A 715/34.) 
* 


>72. 8 83 Abf. 1 Nr. 1, Abf. 4 EinfSt®. 1925 (8 43 Abſ. 1 
Nr. 1, Abſ. 2 EinkStG. 1934). Gewinn ausſchüttungen einer 
AktG. an ihren Aktionär unterliegen auch dann dem Steuer⸗ 
abzug vom Kapitalertrag, wenn ſie in verdeckter Form 
erfolgen. 

(RFh., 6. Sen., Urt. v. 3. Juli 1935, VI 1149/33.) 


3. Körperſchaftſteuergeſetz 


>73. 83 Abf. 2 KörpStG. 1925; 88 3 Abſ. 2, 48 Eink⸗ 
StG. 1925. Iſt die geſonderte Berechnung des inländiſchen 
techniſchen Ergebniſſes einer ausländiſchen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft nach der im Inland befindlichen und der Nach⸗ 
prüfung durch die Finanzbehörden zugänglichen Buchfüh⸗ 
rung nicht möglich, dann hat Schätzung nachdem Verhältnis 
der im Ausland und Inland vereinnahmten Prämien zu 
erfolgen. 

(RFH., 1. Sen., Urt. v. 30. April 1935, I A 13/35.) 

* 


74. 8 10 KörpStG. Der Verzicht einer Körperſchaft 
auf ein Rückgriffsrecht gegen die mit ihrem Inhaber iden- 
tiſchen oder ihm naheſtehenden Inhaber einer OHG. kann 
eine verdeckte Gewinnausſchüttung an dieſe OG. fein, 
ſoweit die Körperſchaft bei Geltendmachung des Rück- 
griffsrechts Befriedigung erwarten kann. Bei Beurteilung 
der Befriedigungs möglichkeiten iſt die geſamte Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Inhaber der OHG. nach den Geſichtspunkten 
in Betracht zu zlehen, die der ordentliche Kaufmann der 
Beurteilung ſeines Schuldners zugrunde legt. 

(RFH., 1. Sen., Urt. v. 29. April 1935, I A 63/35.) 


* 


x 75. 88 10 Ab ſ. 2 Satz 1, 17 Nr. 4 KörpStG. Die Beurteilung 
der Frage, ob die von einer AktG. für die Überwachung 
der Geſchäftsführung gezahlten Vergütungen der Min- 
deſtbeſteuerung unterliegen, hängt nicht entſcheidend da- 
von ab, wem die gezahlten Vergütungen ſchließlich zugute 
kommen und wie die Vergütungen in der Hand des 
Empfängers ſteuerrechtlich zu beurteilen ſind. 

(RFH., 1. Sen., Urt. v. 28. Mai 1935, I A 18/35.) 


* 


76. 810 Abſ. 2a KörpStG.; 8 34 Steuergutſch Durchf⸗ 
Bel. Einer Heranziehung der nach 8 34 Steuergutſch⸗ 
Durchf Beſt. ſteuerfreien Einnahmen bei der Mindeſt⸗ 
beſteuerung nach 8 10 Abſ. 2a Körp StG. 1925 ſtehen Rechts 
gründe nicht entgegen. 

(RFH., 1. Sen., Urt. v. 28. Juni 1935, I A 75/35.) 

* 


>77. 8 13 KörpStG.; §8 13, 19 EinkStG. 

1. An der in dem Urteil I A 720/28 v. 30. Sept. 1929, 
RSt Bl. 1930, 92, und I A 244/30 v. 10. März 1931, RStBl. 
1931, 302, vertretenen Rechtsauffaſſung, daß unter be⸗ 
ſonderen Vorausſetzungen ein Aktienpaket ſelbſtändig 
— abweichend von den Börſenkurſen der einzelnen Als 
tien — bewertet werden kann, iſt feſtzuhalten. Um ein 
ſelbſtandig zu bewertendes Aktienpaket anzunehmen, 
müſſen beſtimmte Vorteile nachweisbar ſein, die durch 
den Erwerb des Aktienpakets erſtrebt wurden und die ſich 
in Geld ſchätzen laſſen. 

2. Einen ſolchen in Geld ſchätzbaren Vorteil ſtellt die 
durch den Erwerb von Aktien eines Unternehmens beab⸗ 
ſichtigte Beſeitigung oder Einſchränkung des Wettbewer⸗ 
bes eines anderen Unternehmens dar. In dieſem Falle 
beſteht die durch den Pflichtigen widerlegbare Vermutung, 
daß die Höhe des erreichten Vorteils dem Mehr betrag 
entſprechen wird, den der Pflichtige gegenüber dem Tages- 
kurſe vergütet hat. Als Teilwert des Aktienpakets wird 
daher grundſätzlich der gezahlte Kaufpreis anzuſehen ſein. 

3. Die in den Rechtsſätzen Lund? aufgeftellten Grund“ 
ſätze haben ſiungemäß auch Anwendung zu finden, wenn 
mehrere Erwerbsgeſellſchaften, die von einem gleichen 
Wettbewerbsunternehmen gefahrdet ſind, gemeinſam ein 
Aktienpaket erwerben, um den ihnen gemeinſam drohen” 
den Wettbewerb zu beſeitigen oder zu vermindern. 

(RZH., 1. Sen., Urt. v. 30. April 1935, 1 A 96/33.) 
= Rp. 37, 334.) 
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4. Umſatzſteuergeſetz 


78. S8 1 Nr. 1, 2 Nr. 5 Umſ StG. 1932. Führt einer 
der Erben eines durch Tod ausſcheidenden Geſellſchafters 
einer OHG. das Unternehmen unverändert fort, und findet 
er ſeine an der Geſellſchaft nicht beteiligten Miterben in 
Geld ab, ſo tritt keine Umſatzſteuerpflicht ein. 


(Rh., 5. Sen., Urt. v. 29. März 1935, V A 336/34 8.) 
B * 


>79. 88 1 Nr. 2, 2 Nr. 8 UmjstG. 1932. Wenn ein 
Unternehmen nicht auf Erwerb oder Veräußerung von 
Grundſtücken gerichtet iſt, ſo iſt nicht nur die entgeltliche 
Grundſtückslieferung innerhalb des Unternehmens, fon- 
dern auch die Entnahme eines Grundſtücks zum Eigen⸗ 
gebrauch des Unternehmers von der Umſatzſteuer befreit. 

(RFD., 5. Sen., Urt. v. 12. April 1935, V A 387/84 S.) 
= RNFH. 37, 310.) 


* 


& 80. 8 2 Nr. 5 UmfSt®. 1932. Führt bei der Auflöſung 
einer OHG. einer der Geſellſchafter das Unternehmen fort, 
fo tritt keine Umſatzſteuerpflicht ein, ſofern er dem aus- 
ſcheidenden Geſellſchafter zur Abfindung für die Aufgabe 
der Geſellſchaftsrechte eine Geldzahlung leifter. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 22. Febr. 1935, V A 306/34 S.) 
= R. 37, 199.) 

* 


S1. 8 8 Abſ. 1 UmfSt®. 1932. Auch dann, wenn ein 
Gewerbetreibender für Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts Notſtandsarbeiten i. S. von 8 139 Arb VermG. i. d. 
Faſſ. d. Bek. v. 12. Okt. 1929 (RG Bl. 1, 162, 181) als Unter- 
nehmer ausführt, ſind die aus Mitteln der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung zur 
Verfügung geſtellten, für die Entlohnung der Notſtands⸗ 
arbeiter beſtimmten und verwendeten Grundförderun 3⸗ 
zuſchüſſe bei ihm keine durchlaufenden Poſten (RES. 26, 280 

(Rec., Urt. v. 27. April 1935, V A 478/34 8.) 

Rd. 37, 319.) 
* 


> 82. 816 Abſ. 2 Um StG. 1926; 8 17 Abſ. 2 UmſStG. 1932; 
846 ZündwMoncG. Die nach 846 Zündw Mon. von den 
Zündholzfabriken abzudeckenden Beträge eines beider vor- 
maligen Zündholz-Verkaufs⸗AktG. entſtandenen Paſſiv⸗ 
ſaldos dürfen nach $ 16 Abſ. 2 UmſStG. 1926 (8 17 Abſ. 2 
UmjSt®. 1932) von den Fabriken an den im Steuerab— 
ſchnitt der Abdeckung vereinnahmten Entgelten abgeſetzt 
werden. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 29. März 1935, V A 221/34 8.) 


(= Rö. 37, 311.) 


5. Grunderwerbſteuergeſetz 


83. 8 5 Abſ. 4 Nr. 4 GrErwStG. Hat bei der Zwangs- 
verſteigerung eines Grundſtücks ein Miteigentümer in 
eigenem Namen das Meiſtgebot abgegeben und dann in 
einer Erklärung nach 8 81 Abſ. 3 Zw VerſtG. ſich ſelbſt und 
drei anderen von den bisherigen 5 Miteigentümern als 
diejenigen Perſonen bezeichnet, für die er geboten habe, 
fo ift er, nachdem dieſe 4 Miteigentümer den Zuſchlag er- 
halten haben, wegen der Abgabe des Meiſtgebots inſoweit 
nach 85 Abſ. 3 GrErwStG. ſteuerpflichtig, als der frühere 
Anteil des bisherigen 5. Miteigentümers nicht dem Meift- 
bieter, ſondern den drei anderen Miteigentümern zuge- 
ſchlagen worden iſt. }) 


Bei der Zwangsverſteigerung einer Anzahl von Grund⸗ 
ſtücken war der BeſchwF. im Verſteigerungstermin vom 7. April 
1934 mit ſeinen in eigenem Namen abgegebenen Geboten von 
39 500 e, und 750 AH Meiſtbieter geblieben. Die angeſtei⸗ 
gerten Grundſtücke ſtanden damals im Miteigentum 1. von A. 
(Beſchwg.) zu Ya, 2. von B. zu , 3. von C. zu 1/4, 4. von D. 
zu /, 5. von E. zu 78. 


An den für 750 e, angeſteigerten Grundſtücken waren die 
DHS. von H. und Z. zu ½, die vorbezeichneten fünf Perſonen 
zu /, /, , ½16, / als Miteigentümer beteiligt. Am 13. April 
1984 erklärte der BeſchwF. nach § 81 Abſ. 3 ZwVerſtG. in nota⸗ 
riſcher Urkunde, daß er für die oben zu 1, 2, 4 und 5 bezeichneten 
Perſonen mit Anteilsberechtigung zu je / geboten habe. Dirfe 


vier Perſonen erhielten dementſprechend durch Gerichtsbeſchluß 
vom 14. April 1934 zu je ¼ Anteil für die ſämtlichen Grund- 
ſtücke den Zuſchlag. 

Die Steuerſtelle hat daraufhin nicht nur für einen Teil der 
Eigentumsübergänge Grunderwerbſteuer feſtgeſetzt, ſondern außer 
dem den BeſchwF. auch wegen der Abgabe des Meiſtgebots als 
Steuerſchuldner in Anſpruch genommen. Dem Steueranſatz für 
das Meiſtgebot iſt unter Freilaſſung der bisherigen Anteile des 
BeſchwF. von / und ¼ für die erſte Gruppe der Grundſtücke 
ein Betrag von 31665 % (= „½ des ermäßigten Einheits⸗ 
wertes von 42 220 RA), für die zweite Gruppe ein Betrag von 
656,25 RAM is des Meiſtgebots zugrunde gelegt. Danach iſt die 
Hauptſteuer auf 3/100 (316,65 + 656,25) = 969,65 N feſtgeſetzt 
worden. 

Einſpruch und Ber. des Veranlagten, der die Entſtehung 
einer Steuerpflicht für die Abgabe ſeines Meiſtgebots grundſätz⸗ 
lich beſtreitet, ſind als unbegründet zurückgewieſen worden. Der 
RBeſchw. war teilweiſe ſtattzugeben. 

Allerdings find die Ausführungen, mit denen der Beſchwß. 
in ſeinen zahlreichen Schriftſätzen ſeinen Rechtsſtandpunkt zu be⸗ 
gründen verſucht, in allen Teilen verfehlt. Zunächſt ſucht er der 
vom Finger. angezogenen Rſpr. des RO. über die Steuerpflicht 
des Meiſtgebots einen Sinn zu geben, den ſie ganz offenſichtlich 
nicht hat. In dieſer Beziehung geben die Ausführungen des 
BeſchwF. dem Senat nach keiner Richtung hin Anlaß, die feiner 
ſtändigen Rſpr., insbeſ. in den Urt. v. 24. Jan. 1922: RH. 8, 
247, und II A 166/33 v. 20. April 1934: JW. 1934, 1994 
(Mrozek, Steuerkartei, Rechtsſpr. 13 zu § 5 Abſ. 4 Nr. 4 Gr⸗ 
ErwStG.) gegebene eingehende Begr. zu erläutern oder zu er⸗ 
ganzen. Noch unverſtändlicher iſt es, wenn der BeſchwF. unter 
Hinweis auf § 13 Satz 2 GrErwStG. zur Begr. ſeines Stand⸗ 
punktes geltend macht, daß nur entgeltliche Veräußerungsgeſchäfte 
ſteuerpflichtig ſeien, daß er aber für die Abgabe der Erklärung 
aus § 81 Abſ. 3 ZwVerſtG. von den anderen Miterwerbern keine 
Gegenleiſtung erhalten habe. Denn Gegenſtand der angefochtenen 
Beſteuerung iſt nicht die Erklärung aus § 81 Abſ. 3 ZwVerſtG., 
ſondern die Abgabe des Meiſtgebots, das die Gegenleiſtung für 
die angeſteigerten Grundſtücke bildet. Den Vorentſch. iſt alſo ohne 


weiteres darin beizutreten, daß mit der Erteilung des Zuſchlags 


der Beſchw§. wegen des von ihm in eigenem Namen abgegebenen 
Meiſtgebots nach § 5 Abſ. 3 GrErwStc. inſoweit ſteuerpflichtig 
geworden iſt, als er durch feine Erklärung aus § 81 Abſ. 3 Zw⸗ 
Verſt G. bewirkt hat, daß der Zuſchlag nicht ihm als Meiſtbieter 
allein, ſondern zugleich zu / den drei anderen von ihm bezeich- 
neten Perſonen erteilt worden iſt. 


Teilweiſe begründet iſt jedoch der vom Beſchwe. auf Grund 
des § 23 Abf. 15 Nr. 2 GrErwStG. rechtzeitig geſtellte Erlaß⸗ 
antrag, auf den das FinGer. überhaupt keine Rückſicht genom 
men hat. Da nach der angeführten ſtändigen Rſpr. des RFH. die 
Abgabe des Meiſtgebots hinſichtlich der Beſteuerung aus § 5 Gr⸗ 
ErmStß. einem ſchuldrechtlichen Veräußerungsgeſchäft gleichzu⸗ 
ſtellen tft, kann im vorl. Falle, wo der BeſchwF. in feiner Er- 
klärung aus § 81 Abſ. 3 ZmVerjt®. drei der früheren Miteigen- 
tümer benannt hat, hinſichtlich der Anwendbarkeit des § 23 
Abſ. 1b Nr. 2 GrErwStG. keine andere Beurteilung Platz grei⸗ 
fen, als wenn der Beim. allein die ſämtlichen Grundſtücke von 
ihren Miteigentümern freihändig gekauft und dann die daraus 
für ihn entſtandenen und noch nicht erfüllten Übereignungsan⸗ 
ſprüche binſichtlich der früheren Anteile der drei von ihm benann⸗ 
ten Miteigentümer durch vereinbarte Aufhebung des Kaufvertrags 
oder durch Rückverkauf wieder zum Erlöſchen gebracht hätte. In 
dieſem Sinne hat der Senat bereits in ſeinem Urteil II A 606/28 
v. 18. Jan. 1929 (Mrozek, Steuerkartei, Rechtſpr. 10 zu § 23 
Abſ. 1b Nr. 2) entſchieden. Die Anwendung dieſer Grundſätze 
führt zu folgendem Ergebniſſe: 

I. Hinſichtlich des dem BeſchwF. zugeſchlagenen / Anteils 
an ſämtlichen Erundſtücken beider Gruppen iſt durch die Erklä⸗ 
rung aus $ 81 Abſ. 3 ZmBerft®. keine andere Rechtsfolge herbei⸗ 
geführt worden, als ſie ſchon auf Grund des Meiſtgebots ein⸗ 
treten mußte. Inſoweit iſt alſo in Ermangelung eines Ketten⸗ 
geſchäfts das Meiſtgebot nicht ſteuerpflichtig geworden und daher 
vom FinGer. mit Recht ſteuerfrei gelaſſen worden. (Der Zu⸗ 
ſchlag dieſes ½ Anteils iſt nur in Höhe von / — / ½ des 
Einheitswerts der zweiten Grundſtücksgruppe ſteuerpflichtig ge⸗ 
worden, im übrigen dagegen ſteuerfret nach RH. 21, 148. 

II. 1. Der frühere 1/s-Anteil des Miteigentümers B. an der 
erſten Grundſtücksgruppe, auf den der BeſchwF. durch fein Meiſt⸗ 
gebot einen Anſpruch erworben hatte, ift infolge feiner Erklärung 
aus § 81 Abſ. 3 ZmBerft®. dem bisherigen Eigentümer wieder 
zugeſchlagen worden. Inſoweit hat alſo das Meiſtgebot ſteuerfrei 
zu bleiben. 
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2. Dasſelbe gilt von den früheren Auteilen der Miteigen⸗ 
tümer D. und E. (je ) an der erſten Grundſtücksgruppe. 

3. Der frühere Anteil des C. an der erſten Grundſtücks⸗ 
gruppe (1/4) iſt auf dem Wege über den BeſchwFF. als Meiſtbieter 
durch den Zuſchlag je zur Hälfte auf D. und E. übergegangen. 
Inſoweit iſt bei dem Vorliegen eines Kettengeſchäfts der Beſchwß. 
für fein Meiftgebot mit der Erteilung des Zuſchlags an D. und 
0 ſteuerpflichtig geworden. 8 23 Gr&rwSt®. greift inſoweit nicht 
lab. 


III. Eutſprechendes gilt von der zweiten Grundſtücksgruppe, 
bei der das Meiſtgebot in Höhe der früheren Anteile der DHÖ. 
(½) und des C. (Ua), ſoweit fte nicht auf den BeſchwFF. ſelbſt (zu 
%) übergegangen find (ſ. oben unter J), ſteuerpflichtig gewor⸗ 
den iſt. 

Hiernach war unter Aufhebung der Vorentſch. die für das 
Meiſtgebot zu erhebende Steuer. 

a) bei der erſten Grundſtücksgruppe nach einem Steuerwerte 
von 42 220/4 = 10 555 AM, 

p) bei der zweiten Grundſtücksgruppe nach einem Steuer 
werte von / X 750 375 %%, iusgeſamt alſo auf /e (10 555 
+ 875) = 327,90 Hell feſtzuſetzen. 


(R H., 2. Sen., Urt. v. 8. März 1935, II A 427/34.) 


Anmerkung: Ein außerordentlich erfreuliches 
Erkenntnis! Sind mehrere Perſonen Miteigentümer eines 
Grundſtücks und kommt das Grundſtück zur Gläubiger- oder Tei 
lungszwangsverſteigerung, ſo erwirbt häufig einer der Miteigen 
tümer das Grundſtück. In dieſem Falle bleibt der auf den Mit 
eigentümer entfallende Grundſtücksauteil grunderwerbſteuerfrei, 
obwohl nach bürgerlich rechtlicher Auffaſſung das Miteigentum des 
Erwerbers an dem Grundſtück durch den Zuſchlag verlorengeht 
und er gleichzeitig neues Eigentum durch den Zuſchlag erwirbt 
(RF. 21, 148). 


Erwerben nun die mehreren Miteigentümer das Grundſtück 
in der Zwangsverſteigerung nicht ſelbſt, ſondern durch einen 
Treuhänder und überträgt der Treuhänder das Grundſtück auf 
die Miteigentümer zurück, fo entſteht keine Grunderwerbſteuer, 
weil die Übertragung vom Treuhänder auf die Voreigentümer als 
Rückgängigmachung des Eigentumserwerbs durch den Treuhänder 
vom RFH. aufgefaßt wird. Dadurch wird bei Zwangsverſteige 
rungen den Vollſtreckungsſchuldnern ermöglicht, das Grundſtück 
grunderwerbſteuerfrei durch einen Treuhänder erſteigern und als 
dann ſich ſelbſt in das Grundbuch eintragen zu laſſen, was nament- 
lich bei Teilungsverſteigerungen von großer praktiſcher Bedeutung 
iſt. Es wäre zu hoffen, wenn darüber hinaus ſich der RH. ent 
gegen feiner ſtändigen Rſpr. oder der Geſetzgeber entſchließen 
könnte, überhaupt Erwerbe eines Grundſtücks durch einen Treu 
händer als Erwerb durch den Treugeber zu behandeln, wofür ſeit 
vielen Jahren von Anwaltsſeite gekämpft wird. 


RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 


6. Stempelſtenerrecht 


84. § 3 Abſ. 1 TarNr. 1 PrStempStG.; 5 69 VVG. 
v. 30. Mai 1908 (RGBl. 263). Werden in Sicherungsüber⸗ 
eignungsverträgen über bereits verſicherte Gegenſtände 
die Rechte aus den Verſichernugen an die Erwerber ab— 
getreten, ſo unterliegen dieſe Abtretungen dem Stempel 
der Tar Nr. PrStempStG., wenn aus dem Urkunden 
inhalt der Wille der Beteiligten erkennbar iſt, trotz und 
neben dem geſetzlichen Übergang der Rechte aus den Ver⸗ 
ſicherungen nach 8 69 VVG. n. 30. Mai 1908 (RG Bl. 263) noch 
eine beſondere Abtretung zu erklären. 

(RFp., 2. Sen., Urt. v. 2. März 1935, II A 186/34 8.) 


(= NRO. 37, 236.) 


7. Doppelbeſteuerungsverträge 


> 85. Art. II des deutſch⸗öſterreichiſchen Doppelbeſteue⸗ 
rungsvertrages v. 23. Mat 1922. Ein in Deutſchland 
wohnender Steuerpflichtiger kann von ſeinem inländiſchen 
Einkommen Einkommensverluſte aus Grundbeſitz in Oſter⸗ 
reich nicht abziehen. 

(REP, 6. Sen., Urt. v. 26. Juni 1935, VI A 414/35.) 


| preußiſches Oberverwaltungsgericht | 


Berichtet von Senatspräſident v. Kries, Berlin 


86. Polizeiverfügung. § 1 Gef. über Errichtung eines 
Geh. Staatspolizeiamts v. 26. April 1933 (G S. 122); 88 1 
bis 5 Gef. über die Geh. Staatspolizei v. 30. Nov. 1933 
(GS. 413). Mit Inkrafttreten des Gef. über die Geh. 
Staatspolizei v. 30. Nov. 1933 iſt die in 8 1 Abſ. 3 Geſ. 
über Errichtung eines Geh. Staatspolizeiamts v. 26. April 
1933 getroffenen Beſtimmungen weggefallen, der zufolge 
die Verfügungen des Geh. Staatspolrzeiamts nach den 
Vorſchriften des PolVerweh. über die Anfechtung landes- 
polizeilicher Verfügungen angefochten werden konnten. 
Rechtsnatur des Geh. Staatspolizeiamts nach dem Gej. 
über die Geh. Staatspolizei v. 30. Nov. 1933. 


Am 23. Aug. 1934 wurde dem erſten Vorſitzenden eines Ver 
eins in F. durch Beamte des Geh Staats Pol A. eröffnet, daß das 
Vermögen des Vereins zwecks etwaiger Beſchlagnahme ſichergeſtellt 
werde. Die deshalb vom Verein gegen das GehStaatsPol A. in 
Berlin beim BezVerwöger. daſelbſt erhobene Klage wurde durch Be: 
ſcheid wegen Unzuläſſigkeit des VerwStrVerf. abgewieſen. Der 
Rev. verſagte das OVG. den Erfolg. 

Zutreffend hat der angefochtene Beſcheid die Entſch. des vorl. 
Rechtsſtreits von der Frage der Zuläſſigkeit der Klage im VerwStr⸗ 
Verf. abhängig gemacht und demgemäß die Klage als unzuläſſig 
abgewieſen. Nach dem vom Vorderrichter angeführten Aufzäh⸗ 
lungs⸗(Enumerations⸗) Grundſatz findet die Klage im VerwStr 
Verf. nur ſtatt, wenn ſie durch eine Geſetzesbeſtimmung ausdrück— 
lich zugelaſſen iſt. Der im PolVerwG. geordnete Rechtsmittelzug 
betrifft nach dem Wortlaut des Geſetzes nur die von den ordent⸗ 
lichen, d. h. den Orts-, Kreis- oder Landespolizeibehörden erlaſſe⸗ 
nen polizeilichen Verfügungen. Von einer ordentlichen Polizeibe 
hörde war die hier ftreitige Beſchlagnahmeverfügung nicht erlaſſen; 
fie ging vielmehr aus von dem GehStaats Pol A., jo wie deſſen recht; 
licher Aufbau durch das Geſ. v. 30. Nov. 1933 geregelt worden war. 

Mit dieſem Geſetz wurde dem GehStaatsPolA. ein behörde 
licher Charakter aufgeprägt, der ſich grundſätzlich von dem ihm bei 
ſeiner Errichtung durch Geſ. v. 26. April 1933 verliehenen unter 
ſcheidet. Nach dem letztgenannten Geſetz ſollte das GehStaatsPol A. 
auf politiſchem Gebiete „neben den nder an Stelle der ordentlichen 
Polizeibehörden“ tätig werden und „die Stellung einer Landes 
polizeibehörde“ beſitzen. Ob das fo gekennzeichnete, neu geſchaffene 
Amt als eine Sonderpolizeibehörde i. S. 88 2 Abs. 2, 8 Pol Verw. 
anzuſehen war, kann dahingeſtellt bleiben; insbeſ. bedarf dies, jo: 
weit es ſich um die Frage der Rechtsmittel handelt, keiner Prü⸗ 
fung, weil inſoweit durch § 1 Abſ. 3 des Geſetzes ausdrücklich eine 
Regelung nach Maßgabe der Belt. des Pol Verwög. über die An 
fechtung landespolizeilicher Verfügungen getroffen war. Weſentlich 
für die urſprüngliche Rechtsnatur des GehStaatsPol A. war aber, 
daß ſeine Stellung innerhalb des Behördenaufbaues durch ſeine 
geſetzliche Unterordnung unter den Md J. (8 1 Abſ. 1 Satz 2) ein⸗ 
deutig, und zwar i. S. einer Eingliederung in den Geſchäftsbereich 
dieſes Miniſters gelegt worden war. In unmittelbarer Unterſtel⸗ 
lung unter dieſen Miniſter übernahm es auf politiſchem Gebiete 
die Aufgaben des bisherigen LKrimpolA. beim PolPräſ. in Ber⸗ 
lin; als ſeine Hilfsorgane wurden „Staatspolizeiſtellen“ tätig, die 
an die Stelle der bisherigen Landeskriminalpolizeiſtellen traten, 
aber ausdrücklich „Organe der Landespolizeibehörden“ blieben (vgl. 
Erl. des Mog. v. 26. April 1933 [M Bli V. 503]). 

Dieſer Rechtszuſtand änderte ſich, wie das BezVerwöGer. 
ebenfalls zutreffend erkannt hat, mit der Schaffung der „Geheimen 
Staatspolizei“. Mit ihr entſtand eine Behördenorganiſation, die zu 
folge ausdrücklicher geſetzlicher Beſt. eine Stellung außerhalb des 
Zuſtändigkeitsbereichs des für die Wahrnehmung der Polizei regel 
mäßig zuſtändigen Md J. einnahm. § 1 Abſ. 1 Satz 1 und 2 Geſ. 
v. 30. Nov. 1933 beſagen: „Die Geheime Staatspoltzei bildet einen 
ſelbſtändigen Zweig der inneren Verwaltung. Ihr Chef iſt der 
MinPräſ.“ Der Begriff der „inneren Verwaltung“ iſt hier nicht 
in dem heute üblichen Sinne gebraucht, wonach dieſes Wort die 
reſſortmäßige Zugehörigkeit zum Zuſtändigkeitsbereich des Mdg. 
bezeichnet — etwa im Gegenſatz zur „Handelsverwaltung“, „Unter⸗ 
richtsberwaltung“ uſw. Die Bezeichnung „innere Verwaltung“ 
wird hier vom Geſetzgeber vielmehr in der urſprünglichen Bedeu⸗ 
tung des Wortes verwendet, die ihm bei Begr. der fünf Reſſort⸗ 
miniſterien durch die Stein ſche Reformgeſetzgebung i. J. 1808 
beigelegt wurde, wonach die „innere“ — ſpaterhin mehrfach unter⸗ 
teilte — Verwaltung alle diejenigen Staatsgeſchäfte umfaßte, die 
nicht den Finanz-, Auswärtigen, Kriegs⸗ oder Juſtizangelegen⸗ 
beiten zuzurechnen waren (vgl. Publifandum v. 16. Dez. 1808; 
Nov. Corp. Conſt. XII, 1808, 527) 
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Die organiſatoriſche Verſelbſtändigung der Geheimen Staats⸗ 
polizei kommt einmal in ihrer Unterſtellung als Ganzes unter 
den Min Präs. und ſodann in der Schaffung beſonderer, mit eige- 
nen Namen bezeichneter Behörden zum Ausdruck. Mit der laufen⸗ 
den Wahrnehmung der Geſchäfte des Chefs iſt der „Inſpekteur der 
Geheimen Staatspolizei“ berufen (§ 1 Abf. 1 Satz 3 Gef. vom 
30. Nov. 1933). Dieſer iſt gleichzeitig Leiter des „GehStaats⸗ 
Pola.“ (§ 1 Abſ. 3 a. a. O.), das die Aufgaben der Geheimen 
Staatspolizei für das geſamte Staatsgebiet wahrnimmt (§ 1 Abf. 1 
zu a Durchf VO. v. 8. März 1934). Außerdem beſtehen „Staats 
polizeiſtellen“ für die Landespolizeibezirke (§ 1 Abſ. 1 zu b Durchf⸗ 
VO.) und „Außendieuſtſtellen der Staatspolizeiſtellen“ (§ 1 Abſ. 4 
Durchf.). Über die „Staatspolizeiſtellen“ iſt allerdings geſagt, 
daß fie den RegPräſ., in Berlin dem PolPräſ., „unterſtellt“ ſeien, 
nett denen fie in unmittelbarer Geſchäftsverbindung ſtehen ſollen 
G1 Abſ. 3 DurchfVO.), doch iſt nach Lage der Sache damit offen; 
bar nur eine Unterſtellung des Dienſtbetriebs in formeller Hin⸗ 
licht unter die Aufficht dieſer Stellen gemeint, während ſich deren 
ſachlicher Einfluß darauf beſchränkt, daß die Leiter der Staats⸗ 
polizeiſtellen etwaigen „Wünſchen“ des Regpräſ. zu entſprechen 
haben (Nr. 5 Erl. v. 8. März 1934 [MBliV. 469). Einnahmen 
und Ausgaben der Geheimen Staatspolizei werden zwar im Haus⸗ 
halt des Md J., jedoch geſondert, veranſchlagt; über die betreffen⸗ 
den Mittel verfügt der Min Präſ. (§S 2 DurchfVO.). In ſach⸗ 
licher Beziehung bezeichnet § 2 Gef. als Angelegenheiten der 
Geheimen Staatspolizei „die von den Behörden der allgemeinen 
und inneren Verwaltung wahrzunehmenden Geſchäfte der politi⸗ 
ſchen Polizei“, und § 3 Abſ. 1 beſtimmt, daß die bisher von dem 
Md J. wahrgenommenen Geſchäfte der politiſchen Polizei mit dem 
Inkrafttreten des Geſetzes auf das GehStaatsPol A. übergehen. 
Nach 8 3 Abſ. 2 haben die Landes⸗, Kreis- und Ortspolizeibehörden 
in den Angelegenheiten der Geheimen Staatspolizei den Weiſun⸗ 
gen des GehStaatsPolA. Folge zu leiſten. 

Nach allem ergibt ſich für die rechtliche Natur des Geh 
Staats Pol A. ſeit Inkrafttreten des Gef. b. 30. Nov. 1933 folgen⸗ 
des: Das Amt iſt Glied einer beſonderen Behördenorganifation, der 
„Geheimen Staatspolizei“, welche einen ſelbſtändigen Zweig der 
preußiſchen Staatsverwaltung bildet. Es hat, wie die Geheime 
Staatspolizei als Ganzes, ein beſonderes ſachliches Aufgabengebiet: 
die Wahrnehmung von Geſchäften der politiſchen Polizei. Damit 
ſind die Kennzeichen einer „Sonderpolizeibehörde“ i. S. der 88 2 
Abſ. 2, 8 Pol Verw g.: eine aus der Organiſation der ordentlichen 
Polizeibehörden herausgelöſte behördliche Stellung, verbunden mit 
einer polizeilichen Sonderaufgabe, gegeben. Dem geſchloſſenen 
Kreiſe der ordentlichen Polizeibehörden nach § 2 Abſ. 1 Pol Verw., 
d. h. der Landes⸗, Kreis- und Ortspolizeibehörden, kann es um fo 
weniger zugerechnet werden, als es ihnen gegenüber nach der er— 
wähnten Vorſchr. des § 3 Abſ. 2 Gef. v. 30. Nov. 1933 vielmehr die 
Stellung einer Zentralbehörde einnimmt. 

Aus der fo gekennzeichneten Eigenſchaft des GehStaatsPol!l., 
das ſich nunmehr zweifelsfrei als eine Sonderpolizeibehörde dar⸗ 
ſtellt, ergibt ſich, daß ferne Verfügungen, wie oben ausgeführt, den 
Beſt. des Pol Verwéß. über den Rechtsmittelzug nicht unterliegen. 
Da auch das Geſ. v. 30. Nov. 1933 eine Anfechtung durch Klage 
im VerwStrVerf. nicht vorſieht, jo ift dem Betroffenen nur der 
allgemeine Rechtsbehelf der Beſchw. int Aufſichtswege gegeben. Aus 
$ des Geſetzes, nach welchem die Beſt. des früheren Geſetzes 
inſoweit außer Kraft traten, als ſie ihm entgegenſtanden, im 
übrigen alſo als fortgeltend zu behandeln ſind, kann etwas Gegen⸗ 
teiliges nicht gefolgert werden. Denn wenn § 1 Abſ. 3 des früheren 
Geſetzes eine Anfechtung der Verfügungen des GehStaatsPolsl. 
nach den für landespolizeiliche Verfügungen geltenden Beſt. zuließ, 
ſo war dies eine Folge ſeiner damaligen, nun aber grundlegend ge— 
anderten organiſatoriſchen Stellung. Der — übrigens nicht zutref⸗ 
fende — Hinweis des Kl., daß bei Wegfall des § 1 Abf. 3 keine 
Beſt, aus dem Geſ. v. 26. April 1933 übrig bleibe, die nicht nach 
3 5 Gef. v. 30. Nov. 1933 außer Kraft getreten wäre, genügt nicht, 
um demgegenüber die Abſicht einer Fortgeltung jener Beſt. wahr 
ſcheinlich zu machen. 2 

Wieweit auch die Verfügungen der übrigen Organe der Ge— 
heimen Staatspolizei, insbeſ. diejenigen der dem GehStaatsPolA. 
unterſtellten Staatspolizeiſtellen, weil gleichfalls Sonderpolizeibe⸗ 
hörden, von der Anfechtung im VerwSlrVerf. ausgenommen ſind, 
ſteht hier nicht zur Entſch.; doch ſei bemerkt, daß die Verneinung 

einer ſolchen Anfechtbarkeit in dem angefochtenen Beſcheide durch⸗ 
aus folgerichtig erſcheint. Die in der Entſch. des BezBerivßer. 
weiterhin erörterte Frage, ob mit dem Inkrafttreten des Gef. vom 
30. Nob. 1933 auch Klagen gegen Verfügungen des GehsStaats⸗ 
Pol A., die vor Ergehen dieſes Geſetzes erlaſſen wurden, unzuläſſig 
geworden ſind und ob das Verfahren, ſoweit ſolche Klagen bereits 
angeſtrengt waren, eingeſtellt werden mußte, iſt in dem vorl. Zu⸗ 
lammenhang ohne Belang und kann daher unbeautwortet bleiben. 
Für den hier zu entſcheidenden Streitfall ergibt ſich jedenfalls, daß 


die erhobene Klage unzuläſſig war und daher durch den angefoch⸗ 
tenen Beſcheid zutreffend abgewieſen worden iſt. Ergänzend ſei zu 
den entſprechenden Erörterungen in den Akten nur bemerkt, daß 
die Eigenſchaft der angefochtenen Verfügung als einer „politiſchen“ 
allein nicht genügen würde, ihre Anfechtbarkeit im regelrechten 
Rechtsmittelverfahren auszuſchließen, und zwar auch dann nicht, 
wenn fie auf der Rechtsgrundlage der BO. des RPräſ. v. 28. Febr. 
1933 (RGBl. I, 83) erlaſſen iſt (vgl. Urt. des Sen. v. 25. Okt. 
1934: JW. 1935, 1272). 
(PrO G., 3. Sen., Urt. v. 2. Mai 1935, III C 43,35.) 
* 


37. Kircheubaulaſt. 88 574, 710712, 740 II 11 ALR 
SS 665, 666 1 9 ALR. Beim Erwerb eines Patronats durch 
erwerbende Verjährung (Erſitzung) kann der Umfang der 
Patronats baulaſt durch die tatfächliche übung bei den 
Erſitzungshandlungen nicht nureingeſchränkt, ſondern auch 
erweitert werden. 


I. Streitig iſt zwiſchen der klagenden katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinde ad St. Johannem in L. und dem preuß. Staat, ob der 
Fiskus bei Unzulänglichkeit des Kirchenvermögens die Baulaſt für 
die St.⸗Johannes⸗Kirche in L. und das dazugehörige Kollegiatgebäude, 
ſoweit es als Pfarrhaus dient, nicht nur in dem geſetzlichen Um⸗ 
fange anteilmäßig, ſondern allein zu tragen hat. Die Kl. ſtützt 
ſich auf mehrere Gründe: Matrikel, Anerkenntnis, Erſitzung und 
Obſervanz. Wenn nur einer dieſer Gründe den Anſpruch recht- 
fertigt, ſo iſt der Kl. ſtattzugeben. Der Bezirksausſchuß hat ſämtliche 
Gründe für nicht ſtichhaltig erklärt und demgemäß die Kl. abgewieſen. 
Daraus folgt, daß, wenn auch nur in bezug auf einen der Gründe 
die Entſch. des BezAusſch. auf Rechtsirrtum oder auf einem weſent⸗ 
lichen Verfahrensmangel beruht, die Entſch. des BezAusſch. aufzu⸗ 
heben iſt. 

Es kaun nun dahingeſtellt bleiben, ob die Ausführungen des 
Bez Ausſch. über die Matrikel und das bei ihrer Aufſtellung ab⸗ 
gegebene Anerkenntnis zutreffend ſind; denn jedenfalls beruht das 
Urt. des BezAAusſch. inſoweit auf Rechtsirrtum, als es die Entſtehung 
der ſtreitigen Verpflichtung des Fiskus auf Grund von Erſitzung 
verneint. Der VezAusſch. geht dabei von der Anſicht aus, daß es 
gleichgültig ſei, ob der Fiskus während der 44jährigen Erſitzungs⸗ 
zeit mehr geleiſtet habe, als er als Patron zu leiſten nach dem 
Geſetz verpflichtet war. Zunächſt ſei durch die Erſitzung jedenfalls 
nur ein Patronatsverhältnis entſtanden, deſſen Inhalt in den 88 568 
bis 617 II 11 ALR. geregelt ſei. Erſt nach Vollendung der Erſttzung 
hätte ſich eine ununterbrochene Gewohnheit bilden können, welche 
die Baulaſtpflicht des Patrons in einer für ihn ungünſtigeren Weiſe, 
als dies im 8 740 a. a. O. beſtimmt ſei, veränderte. Dieſe Rechts- 
auffaſſung iſt nicht zutreffend. 

Wie der Gerichtshof in ſtändiger Rſpr. (vgl. OVG. 91, 87ff., 
97/98), übrigens in Übereinſtimmung mit den Ausführungen eines 
Vertreters des Kultusminiſters als Kommiſſars des öffentlichen Inter⸗ 
eſſes, entſchieden hat, gilt für das Patronatsrecht der Grundſatz: 
„quantum possessum tantum praescriptum“ (zu vgl. auch OVG. 
93, 68 ff., 74). Demnach kann, wie in OV. 91, 87 ff., 98 näher 
ausgeführt iſt, wenn überhaupt Patronatsrechte und pflichten durch 
erwerbende Verjährung begründet worden ſind, nicht ohne weiteres 
der geſetzliche Umfang von Rechten und Pflichten eingetreten ſein, 
ſondern es muß auf die tatſächliche Übung zurückgegriffen und aus 
ihr der Inhalt des Rechtsverhältniſſes beſtimmt werden. Dies folgt 
vor allem daraus, daß durch § 710 UI 11 ALR. Abweichungen von 
den Vorſchr. des ALH. über den Inhalt der Patronatsbaulaſt nicht 
nur beibehalten, ſondern auch für die Zukunft zugelaſſen worden ſind. 
Dem ſteht auch nicht etwa der Wortlaut des 8 710 II 11 ALR. 
entgegen, in welchem nur Verträge, rechtskräftige Erkenntniſſe, un⸗ 
unterbrochene Gewohnheiten oder beſondere Provinzialgeſetze als 
gegenüber der geſetzlichen Regelung beſtehenbleibend genannt werden. 
Denn dieſe Aufzählung iſt keine vollſtändige; vielmehr ſind die dort 
genannten Rechtsquellen offenbar nur als die am häufigſten vor⸗ 
kommenden Beiſpiele geuannt, wie der folgende $ 711 a. a. O. er⸗ 
gibt, der die geſetzliche Regelung als eine fubfidtäre nur infomeit 
eintreten läßt, als es an „dergleichen“ beſonderen Beſt. ermangelt. 
Zu den beſonderen Beſt., welche der ſubſidiären geſetzlichen Regelung 
in den 88 712 ff. a. a. O. vorgehen, müſſen auch die nach 88 665, 
666 19 ALR. allgemein für die Verjährung geltenden Vorſchr. ge⸗ 
rechnet werden. Das geht ſchon daraus hervor, daß kein Grund 
dafür erſichtlich iſt, gegenüber der zweifellos nach 8 710 II 11 AR. 
beſtehen bleibenden vertraglichen Regelung des Inhalts des 
Patronatsrechts der auf allgemeinen geſetzlichen Vorſchr. des ALR. 
ſelber beruhenden Regelung geringere Kraft zuzuerkennen. Überdies 
erübrigte ſich eine nochmalige beſondere Erwähnung der Verjährung 
in dem § 710 II 11 AL R., weil die Verjährung bereits ausdrück⸗ 
lich in 8 574 II 11 ALR. ohne jede Einſchränkung als Erwerbsgrund 
des Patronats aufgeführt war. Es hätte vielmehr umgekehrt einer 
beſonderen Erwähnung bedurft, wenn irgendwelche auf die Verjäh⸗ 
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1010 (Erſitzung) bezüglichen Vorſchr. nicht hätten anwendbar ſein 
ollen. 

Daß endlich der Grundſat „tantum praescriptum, quantum 
possessum“ nicht nur dann gilt, wenn, wie in den früheren, oben 
angeführten Entſch., eine Verminderung der Laſten des Patrons 
in Frage kommt, ſondern auch dann, wenn es ſich um eine Ver⸗ 
mehrung dieſer Laſten handelt, folgt aus der landrechtlichen Auf⸗ 
115 des Patronats als eines Rechtsinſtituts, welches Rechte und 
Pflichten gleichermaßen für beide Teile, Kirche und Patron, in ſich 
ſchließt. Wenn im $ 666 19 ALR. geſagt iſt, daß das Eigentum an 
einem Recht ſich niemals weiter erſtreckt, als der Beſitz ſelbſt ge⸗ 
gangen iſt, ſo liegt darin auch der Satz enthalten, daß das Eigentum 
an einem Rechte ſich ſo weit erſtreckt, als der Beſitz gegangen iſt. 
Das Recht der Kirche auf die Leiſtungen des Patrons fällt darunter, 
ebenſo wie umgekehrt das Recht aus dem Patronat gegenüber der 
Kirche. 

Ein weiterer Rechtsirrtum des BezAusſch. liegt darin, daß er 
annimmt, eine Erſitzung der vollen Baupflicht könne nach der Ein⸗ 
führung des BGB. nicht mehr erfolgen. Der BezAusſch. hält hier 
zunächſt anſcheinend zwei Dinge nicht auseinander: die Erſitzung 
(Verjährung), welche einen Rechtstitel für ein ſubjektives Recht bil⸗ 
det, und die ununterbrochene Gewohnheit (Obſervanz), welche objelt⸗ 
tives Recht für einen gewiſſen Perſonenkreis ſchafft. Die erſtere, die 
Erſitzung, iſt nur möglich, ſolauge ein Patronat nicht beſteht. Der 
Inhalt des erſeſſenen Patronats richtet ſich dann nach der tatſäch⸗ 
lichen Übung während der Erſitzungszeit. Iſt das Patronat, einmal 
erworben, ſo kommt eine Abänderung ſeines Inhalts nicht mehr 
durch Erfigung, ſondern nur noch durch ununterbrochene Gewohnheit, 
alſo Obſervanz, in Frage. Aber weder die Erſitzung des Patronats 
noch die Entſtehung einer Obſervanz über den Juhalt des Patronats 
wird durch die Einführung des BOB. beeinflußt; denn nach Art. 132 
EGBGB. werden durch die Einführung des BGB. die landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchr. über die Kirchenbaulaſt nicht berührt. Damit ſind, 
wie auch die Motive zum Entw. eines EGBGB. ausführen, ſämt⸗ 
liche Vorſchr., welche die Materie „Kirchenbaulaſt“ berühren, dem 
Landesrecht zugewieſen. Dazu gehören aber ſowohl die Vorſchr. über 
den Erwerb des Patronats durch Verjährung (Erſitzung) als auch 
diejenigen über die Bildung von Obſervanzen über beſtehende Pa⸗ 
tronate. 


Aber auch noch in einer weiteren Hinſicht iſt die Eutſch. des 
BezAusſch. rechtsirrig. Sie verneint die Entſtehung einer „un⸗ 
unterbrochenen Gewohnheit“ mit der Begr., daß eine ſolche zwiſchen 
der Kirchengemeinde und dem Einzelpakron, der, wie der Fiskus, 
nicht Mitglied der Kirchengemeinde iſt, überhaupt nicht möglich ſei. 
Dies iſt nicht zutreffend. Es iſt zwar richtig, daß eine ununter⸗ 
brochene Gewohnheit (Obſervanz) zwiſchen zwei verſchiedenen Per⸗ 
ſonen nicht entftehen kann. Soweit ſich daher die Kirchengemeinde 
und der Patron als Berechtigte und Verpflichtete gegenüberſtehen, 
kann ſich zwiſchen ihnen eine Obſervanz nicht bilden. Ein ſolches 
Verhältnis beſteht aber nicht in dem hier vorl. Falle der Baulaſt⸗ 
pflicht zwiſchen Patron und Kirchengemeinde. Beide bilden vielmehr 
eine Gemeinſchaft, der die Bauunterhaltung der kirchlichen Anſtalt 
obliegt. Innerhalb einer ſolchen Gemeiuſchaft iſt aber die Bildung 
einer Obſerpanz für zuläſſig zu erachten. Etwas anderes hat auch 
die vom Bekl. für die gegenteilige Anſicht in Anſpruch genommene 
Anm. 97 vorletzter Abſ. bei Koch, ALH., 8. Aufl, zu $ 710 IT 11 
nicht zum Ausdruck gebracht. Vielmehr iſt kein Zweifel, daß der 
Inhalt des Patronatsrechts durch eine zwiſchen der Kirche und dem 
Fiskus als dem Patron entſtehende Obſervanz abweichend von den 
landrechtlichen Vorſchr. beſtimmt werden kann (vgl. OVG. 90, 243 ff., 
248; 91, 87ff., 98; 93, 76 ff., 79). 

Wegen der vorgenannten Verſtöße gegen das beſtehende Recht 
unterlag die Entſch. des Bez Ausſch. der Aufhebung. Bei freier Be⸗ 
urteilung iſt die Sache ſpruchreif. 

II. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Anſpruch der Kl. 
aus dem Anerkenntnis ober aus der Kirchenmatrikel 
gerechtfertigt iſt. .. d 

In der Matrikel ift unter Rubr. V A 1 die Verpflichtung des 
Fiskus niedergelegt, die „Kirche nebſt Kollegiengebäude“ „bei Inſufſi⸗ 
zienz des Kirchenvermögens allein im Bauſtande zu erhalten 

Demgegenüber behauptet der bekl. Fiskus, die Angaben der 
Matrikel über die Begr. der Baulaſt ſeien falſch. 

III. Es kommt aber auf die Beweiskraft der Matrikel nicht an. 
Denn jedenfalls iſt nach dem Inhalt der Matrikel nahezu ein Jahr⸗ 
hundert lang verfahren worden und damit das Patronat, deſſen Er⸗ 
werb durch Erſitzung nach 8 574 II 11 ALR. der Fiskus nicht be⸗ 
ſtritten hat, in dem von Kl. behaupteten Umfange erſeſſen worden. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Für den ſtreitigen Umfang des erſeſſenen Rechtes kommt es 
entſcheidend darauf an, wie bei vorgekommenen Baufällen die Be⸗ 
teiligten (Kirchengemeinde und Patron) hinſichtlich der Banulaſt ſich 
verhalten haben. Eine Zuſammenſtellung ſämtlicher Baufalle bzgl. 
der Kirche und der dazugehörenden Gebäude iſt in den Akten des 
Kultusminiſteriums als Anlage eines Berichts der Regierung zu L. 
v. 24. Juli 1922 enthalten. Aus ihr ergibt ſich folgendes: Als 
Anlage C find, beginnend mit dem 9. April 1836 und endigend mit 
dem 1. Aug. 1921, insgeſamt 211 Baufalle aufgeführt, in welchen 
der Staat aus dem Patronatsbaufonds die Bauunterhaltungskoſten 
für die Kirche und das Pfarrgebäude allein getragen hat. Als 
Grund für die Verpflichtung iſt bei der Bewilligung der Gelder in 
67 Fällen überhaupt nichts geſagt, in 118 Fallen Obſervanz oder 
Gewohnheit angegeben. In den übrigen Fällen iſt teils angegeben 
„als Patron“ (achtmal), teils „als Rechtsnachfolger des ſäkulariſierten 
Jeſuitenkloſters“ (ſiebenmal), teils „nicht feſtſtellbar“ (elfmal). Die 
Frage des Rechtsgrundes, welcher für die Zahlung ſeitens des Fis⸗ 
kus maßgebend war, iſt zwar möglicherweiſe weſentlich, falls es ſich 
um die Frage der Obſervanzbildung handelt. Es würden dann die⸗ 
jenigen Fälle auszuſcheiden haben, in welchen die irrtümliche Über⸗ 
zeugung beſtand, daß die Übung auf einer Verpflichtung des ge⸗ 
ſchriebenen Rechtes beruhe. Bei der Frage der Erſitzung kommt 
es aber lediglich auf die tatſächliche Ausübung des von der Gegen⸗ 
ſeite in Anſpruch genommenen Rechtes an. Das hat auch der Fiskus 
in ſeinen Echrüeſeten anerkannt. Denn er verſucht, den Gegen- 
beweis gegen den von der Kirchengemeinde behaupteten Erſitzungs⸗ 
umfang dadurch zu führen, daß er ſich auf 39 Fälle beruft, in wel⸗ 


„chen er in der genannten Zeit die Baukojten nicht getragen hat 


(Anl. B des Berichts v. 24. Juli 1922). Es handelt ſich alſo im 
weſentlichen darum, ob dieſe 39 Fälle geeignet ſind, darzutun, daß 
der Fiskus während der Erſitzungszeit die Baulaſt nicht in vollem 
Umfange getragen habe. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. (Es folgen diesbegründende tat⸗ 
ſächliche Ausführungen.) 

Mit dieſen Fällen ſind außer 107 von der Regierung ſelber an⸗ 
gegebenen Fällen, in welchen der Fiskus die volle Baulaſt in den 
Jahren 1836—1894 getragen hat, diejenigen Falle erſchöpft, aus 
welchen der Fiskus ein Unterbrechen der Erſigungshandlungen in den 
Jahren 1836— 1894 herleiten will. Später hat der Fiskus bis 1908 
die volle Baulaſt ohne Ausnahme getragen. Aus dem vorher Ge⸗ 
ſagten ergibt ſich jedoch, daß fein Einwand, die Erſitzung jet unter- 
brochen, nicht durchgreift. Denn in ſämtlichen Fällen hat der Fis⸗ 
kus die Zahlung nicht mit der Begr. abgelehnt, daß er über den 
geſetzlichen Umfang hinaus Koſten nicht zu tragen habe, ſondern er 
hat ausdrücklich oder ſtillſchweigend auch in allen dieſen Fällen an⸗ 
erkannt, daß er bei Inſuffizienz die Baulaſt allein zu tragen gehabt 
hätte. Daraus ergibt ſich, daß die Erſitzungszeit, mag ſie nun im 
Jahre 1836, dem Jahre, in welchem der Fiskus nachweisbar zum 
erſtenmal die Bauunterhaltung getragen hat, oder erſt ſpäter, insbeſ. 
im Jahre 1840 nach Aufhebung der ſog. Styloſchen Obſervanz, be⸗ 
gonnen haben, jedenfalls im Jahre 1884 abgelaufen war. In den 
dazwiſchenliegenden 44 Jahren iſt der Fiskus ſtets als ein Patron 
aufgetreten, der bei Inſufftzienz der Kirchenkaſſe die volle Bau⸗ 
unterhaltungslaſt zu tragen hat. Damit hat das Patronat durch tat⸗ 
ſächliche Übung in der 44jährigen Verjährungszeit und mehrere Jahr⸗ 
zehnte darüber hinaus den Inhalt erhalten, daß der Patron bei 
Inſuffizienz des Kirchenvermögens die volle Baulaſt für das in 
dem Klageantrage benannte Kirchengebäude ſowie das daranſtoßende 
Kollegiatgebände mit den in dem geänderten Klageantrage aufgeführ⸗ 
ten Ausnahmen zu tragen hat. Auf die ſpater folgenden Baufälle 
kam es ſonach nicht mehr an. Vielmehr genügt der angegebene 
Zeitraum, um den Tatbeſtand der Erſitzung zu verwirklichen und 
damit den Klageauſpruch (Streitpunkt 1) als begründet erſcheinen 
zu laſſen. 

Es erübrigt ſich daher, auf die Frage einzugehen, ob die Kir⸗ 
chengemeinde etwa durch Obſervanz die volle Baulaſtpflicht des 
Fiskus erworben hat. Es ſei aber darauf hingewieſen, daß infolge 
der ſtändigen Übernahme der vollen Baulaſt durch den Fiskus nach 
Maßgabe der vorſtehenden Ausführungen auch dieſer Entſcheidungs⸗ 
grund zu bejahen ſein wird. Wenn der RegpPräſ. wiederholt darauf 
hingewieſen hat, daß er ſich im Irrtum über die Grundlage der 
Verpflichtung des Fiskus befunden habe, ſo hindert das die Ent⸗ 
ſtehung der Obſervanz nicht, da er niemals ſich in dem allein die 
Entſtehung der Obſervanz ausſchließenden Rechtsirrtum befunden hat, 
zur Tragung der Koſten auf Grund des geſchriebenen Rechts 
verpflichtet zu ſein. 

(PrOVG., 8. Sen., Urt. v. 6. Nov. 1934, VIII C 48/30.) 
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